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Zusammenfassende Darstellung des Agrarberichtes 


1. Bisherige Entwicklung der Agrarwirtschaft 

Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 
hat sich nach einer langanhaltenden Phase der Hochkonjunktur in den 
letzten Monaten beruhigt. Die seit Mitte 1970 zu beobachtenden Ent- 
spannungstendenzen auf der Nachfrageseite haben inzwischen auch 
zu einer ersten Abschwächung des Preisauftriebs geführt. Trotz der 
Aufwertung im Oktober 1969 und der weiteren Dämpfungsmaß- 
nahmen von Regierung und Bundesbank hat der zu lange ungezügelte 
Boom erhebliche Preissteigerungsraten bewirkt. Die Landwirtschaft 
wurde von den Konjunkturdämpfungsmaßnahmen, insbesondere der 
Aussetzung der degressiven Abschreibungen und den Einkommen- 
steuervorauszahlungen, ausgenommen. Für die aufwertungsbedingten 
Einkommensverluste erhält sie den Aufwertungsausgleich in Höhe 
von 1,7 Mrd. DM jährlich. 

Im Kalenderjahr 1970 erhöhte sich das Verbraucherpreisniveau, ge- 
messen am Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte, 
um 3,8 ®/o. Aber auch das Realeinkommen der arbeitenden Bevölke- 
rung hat in besonders starkem Umfang zugenommen. 

Obwohl im Kalenderjahr 1970 der Beitrag der Landwirtschaft (einschl. 
Forstwirtschaft und Fischerei) zum Bruttoinlandsprodukt im Gegen- 
satz zum Bruttoinlandsprodukt insgesamt zurückgegangen ist, hat 
sich die Produktivität in der Landwirtschaft — gemessen am Brutto- 
inlandsprodukt je Erwerbstätigen in Preisen von 1962 — infolge des 
Rückgangs der Zahl der Erwerbstätigen wieder relativ stärker erhöht 
als in der Gesamtwirtschaft. Die Zunahme der Wertschöpfung je 
Arbeitskraft (AK) in der Landwirtschaft (ohne Forstwirtschaft und 
Fischerei) war im Wirtschaftsjahr 1969/70 mit rund 11 Vo ebenso stark 
wie die Zunahme der Wertschöpfung je Erwerbstätigen in den 
übrigen Wirtschaftsbereichen. 

Um den aus der Landwirtschaft ausscheidenden Arbeitskräften Alter- 
nativen zu bieten, wurden im Jahr 1970 in landwirtschaftlichen Pro- 
blemgebieten mit Hilfe der staatlichen Förderung wiederum in erheb- 
lichem Umfang außerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze geschaffen. 

Im Jahr 1969/70 gelang es — im Rahmen der EWG-Marktorganisatio- 
nen — , einen großen Teil der Agrarüberschüsse abzusetzen. Außer- 
dem wurden produktionsdämpfende Maßnahmen durchgeführt, wie 
z. B. die Vergabe von Abschlachtprämien für Milchkühe, von Nicht- 
vermarktungsprämien für Milch und Milcherzeugnisse sowie von 
Rodeprämien für Obstbäume. Es ist deshalb damit zu rechnen, daß die 
Kosten der Uberschußverwertung in der EWG 1970/71 zurückgehen 
werden. 

Im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 1969/70 entwickelten sich die 
Preise für die Landwirtschaft relativ günstig. Der Preisindex für land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse ^) lag um 3,5 ^/o höher als im Vorjahr, der 
Index der Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebsmittel ^) erhöhte 
sich mit 3,3'^lo etwas weniger. 

Die der Landwirtschaft durch die DM-Aufwertung entstehenden Ein- 
kommensminderungen werden über die Mehrwertsteuer (1970: 
780 Mill. DM) und in Form von Direktzahlungen (1970: 920 Mill. DM) 
insgesamt voll ausgeglichen. Die direkten Ausgleichszahlungen für 
1970 haben die Landwirte weitgehend noch vor der Ernte erhalten. 

Nach den Buchführungsergebnissen der landwirtschaftlichen Testbe- 
triebe stieg im Durchschnitt des Bundesgebietes das Betriebseinkom- 
men je AK im Wirtschaftsjahr 1969/70 gegenüber dem Vorjahr um 

0 ohne Mehrwertsteuer 
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1 300 DM oder ll,0^/o auf 13 081 DM an. Besonders günstig hat sich 
das Einkommen in den Betrieben mit einem starken Anteil von 
Kartoffeln und mit einer umfangreichen Schweinehaltung entwickelt. 
Vergleichsertrag, Vergleichsbetriebseinkommen und die Summe der 
Vergleichsansätze (Vergleichslohn, Zinsansatz und Betriebsleiterzu- 
schlag) haben sich gegenüber dem Vorjahr erhöht^). Maßgebend für 
die Zunahme der Vergleichsansätze war vor allem der starke Anstieg 
des gewerblichen Vergleichslohnes um durchschnittlich ll,8^/o. Mit 
dieser konjunkturell bedingten günstigen Lohnentwicklung in der ge- 
werblichen Wirtschaft konnten die kleineren und mittleren landwirt- 
schaftlichen Betriebe voll Schritt halten. Ihr Vergleichsbetriebsein- 
kommen erhöhte sich stärker als die Summe der Vergleichsansätze, 
so daß sich der Abstand zwischen diesen beiden Größen in den Be- 
trieben unter 20 ha LN von 26 Vo auf 24 Vo und in den Betrieben der 
Größenklasse 20 bis 50 ha LN von 18 Vo auf 17 ^/o verminderte. Nur in 
den Betrieben mit 50 und mehr ha LN ging die Zunahme der Ver- 
gleichsansätze über die Steigerung des Vergleichsbetriebseinkom- 
mens hinaus. Der Abstand erhöhte sich von 3 *^/o im Vorjahr auf 7^/o 
im Wirtschaftsjahr 1969/70. 

In der Forstwirtschaft betrug das Betriebseinkommen je AK im 
Jahre 1970 rund 13 300 DM. Es lag damit um 8 Vo (985 DM) über dem 
Ergebnis des Vorjahres. 

In den verschiedenen Betriebsformen des Gartenbaus konnte 1969/70 
das relativ günstige Vorjahresergebnis annähernd gehalten oder 
weiter verbessert werden. Mit einem Betriebseinkommen von 
9 673 DM je AK war das Wirtschaftsergebnis in den Obstbaubetrieben 
allerdings wesentlich ungünstiger als in den Gemüse- (16 916 DM) 
und Zierpflanzenbaubetrieben (15 319 DM). Die Weinbaubetriebe 
konnten die sehr günstige Einkommenslage des Vorjahres nicht er- 
reichen. Das Betriebseinkommen je AK sank in den Betrieben mit 
überwiegend Flach- und Hanglagen um 10,3 Vo auf 17 796 DM, in den 
Betrieben mit überwiegend Steillagen um 4,7 ‘^/o auf 14 653 DM. 

Die nebenberufliche Landbewirtschaftung verdient im Zuge der so- 
zialökonomischen Anpassung der Landwirtschaft an die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung stärkere Beachtung. Auch die Funktion der 
Nebenerwerbsbetriebe bei der Erhaltung der Kulturlandschaft ist von 
Bedeutung. Der Nebenerwerbsbetrieb stellt einen sozialökonomisch 
wichtigen Betriebstyp dar. 

2. Voraussichtliche Entwicklung 

Die Marktpreise für Getreide werden sich im Jahresdurchschnitt 1970/71 
wahrscheinlich über dem Interventionspreisniveau bewegen. Auch auf 
dem Rindfleischmarkt sind feste Preise zu erwarten. Bei den meisten 
anderen Produkten dürften die Preise dagegen im Durchschnitt des 
Wirtschaftsjahres niedriger als im Vorjahr sein. Dies gilt insbesondere 
für die Erzeugerpreise für Schlachtschweine, die infolge des zyklisch 
bedingten hohen Angebots ab Oktober 1970 stark zurückgegangen 
sind. Werden alle Faktoren in Rechnung gestellt, so dürfte der Pro- 
duktionswert der Landwirtschaft 1970/71 voraussichtlich etwa 3Vo 
unter dem Ergebnis des Wirtschaftsjahres 1969/70 liegen. Dabei ist 
jedoch der Aufwertungsausgleich noch nicht einbezogen worden. 
Unter Berücksichtigung der Entwicklung der Vorleistungen und der 
Abschreibungen sowie des Saldos aus indirekten Steuern und Sub- 
ventionen (einschließlich Aufwertungsausgleich) ergibt sich eine 
Wertschöpfung der Landwirtschaft von schätzungsweise 16,23 Mrd. 
DM. Dieser gegenüber dem Vorjahr um 7,5 °/o niedrigere Betrag wird 
sich voraussichtlich auf eine weiter verringerte Zahl von Arbeits- 
kräften verteilen, so daß die Wertschöpfung je AK im Wirtschaftsjahr 
1970/71 das Niveau des Vorjahres etwa erreichen dürfte. Da die Ein- 
kommen in der übrigen Wirtschaft im gleichen Zeitraum wiederum 


^) Vergleichsrechnung nach § 4 LwG 
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kräftig ansteigen werden, ist 1970/71 mit einem erhöhten Einkom- 
mensabstand zwischen der Landwirtschaft und der übrigen Wirtschaft 
zu rechnen. 

Eine Vorschätzung des Betriebseinkommens auf der Grundlage aus- 
gewählter Testbetriebe für die verschiedenen Bodennutzungssysteme 
und Betriebsgrößenklassen' ergab, daß das Betriebseinkommen je AK 
1970/71 das Niveau des Wirtschaftsjahres 1969/70 kaum erreichen 
dürfte. 

In diesem Bericht werden erstmals Vorschätzungen des Bundesmini- 
steriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten für die wichtig- 
sten Agrarmärkte der Gemeinschaft der „Sechs" veröffentlicht. Sie 
stellen einen ersten Versuch dar und sollen die Diskussion anregen. 
Es ist vorgesehen, die Entwicklung der Bestimmungsfaktoren der 
Vorschätzungen laufend zu beobachten. 

Bei Getreide ergibt die Vorschätzung für die EWG eine Zunahme des 
Verbrauchs von 73 Mill. t (0 1966/67 bis 1968/69) auf 90 Mill. t im 
Jahre 1980. In dem gleichen Zeitraum dürfte sich die verwendbare 
Getreideerzeugung von 65 Mill. t auf 85 Mill. t erhöhen. 

Bei Zucker wird sich der Verbrauch für Nahrungszwecke in der EWG 
bis 1980 voraussichtlich von 6,0 Mill. t (0 1967/68 bis 1969/70) auf 
6,9 Mill. t erhöhen. Für die Erzeugung wird für den gleichen Zeitraum 
ein Anstieg von 7,0 Mill. t auf 8,3 Mill. t Weißzuckerwert geschätzt, 
wenn die Produktionsquoten nicht entsprechend verringert werden. 

Der 1970 in der EWG in Form von Butter und Magermilchpulver vor- 
handene Uberschuß kann bis 1980 noch anwachsen. Der Uberschuß 
ergibt sich unter der Annahme eines bis 1980 gleichbleibenden Kuh- 
bestandes von 21,8 Mill. Es ist jedoch denkbar, daß infolge einer ent- 
sprechenden Strukturpolitik und anderer Faktoren die Zahl der 
Milchkühe zurückgeht. Dies würde zu einer Verminderung des für 
1980 geschätzten Überschusses der Gemeinschaft führen. 

Bei Rind- und Kalbfleisch wird für 1980 in der EWG ein Rückgang 
des Selbstversorgungsgrades auf 83 ®/o (1970: 87 Vo) erwartet. In der 
Bundesrepublik wird der derzeitige Selbstversorgungsgrad von 90 Vo 
bis 1980 voraussichtlich auf 85 ^/o zurückgehen. 

Bei Schweinefleisch wird in der EWG für 1980 mit einer vollen 
Selbstversorgung gerechnet. In der Bundesrepublik dürfte der Selbst- 
versorgungsgrad 1980 bei etwa 96 ®/o liegen. 

In diesem Bericht wird das im Grünen Bericht 1970 erstmalig ver- 
öffentlichte langfristige globale Projektionsmodell für die Landwirt- 
schaft der Bundesrepublik, das inzwischen überarbeitet und den 
neueren Entwicklungen angepaßt worden ist, wiederum dargestellt. 
Es ist Bestandteil eines globalen Projektionsmodells für die gesamte 
EWG, das neu in diesen Bericht aufgenommen wurde. Eine Verbin- 
dung dieser Globalmodelle mit den Vorschätzungen für die Agrar- 
produkte war allerdings noch nicht möglich. 

Ausgehend von einer Vorschätzung des Nachfragevolumens und der 
Preisentwicklung wurden in den Globalmodellen der Produktionswert 
der Landwirtschaft in jeweiligen Preisen, das Bruttoinlandsprodukt 
und schließlich die Wertschöpfung für 1980 ermittelt. Dabei ist wie- 
der mit zwei Preisannahmen für die Agrarpreisentwicklung gearbei- 
tet worden. Die Preisannahme I geht von einer jährlichen nominalen 
Preissteigerungsrate von 3 Vo, die Preisannahme II von jährlich 1 Vo 
aus. 

Wird davon ausgegangen, daß sich die Einkommen je Erwerbstätigen 
in der übrigen Wirtschaft im jeweiligen Mitgliedstaat wie bisher wei- 
ter entwickeln und der relative Einkommensabstand zwischen den 
in der Landwirtschaft und in der übrigen Wirtschaft Tätigen gleich 
bleibt, so würde die für 1980 vorgeschätzte Wertschöpfung der Land- 
wirtschaft (ohne Forstwirtschaft und Fischerei) bei Preisannahme I 
zur Befriedigung der Einkommensansprüche von 5,5 Mill. landwirt- 
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schaftlichen Erwerbstätigen in der EWG, bei Preisannahme II von 
4,1 Mill. landwirtschaftlichen Erwerbstätigen ausreichen. 

Zur Zeit beträgt die Zahl der in der Landwirtschaft Tätigen im gesam- 
ten EWG-Raum noch rund 9,2 Mill, Eine Trendberechnung (Basiszeit- 
raum 1963 bis 1970) ergibt für das Jahr 1980 eine Erwerbstätigenzahl 
von 5 Mill. in der Landwirtschaft (ohne Forstwirtschaft und Fische- 
rei). 

In der Bundesrepublik können 1980 unter Preisannahme I die Ein- 
kommensansprüche von 1,46 Mill. Erwerbstätigen, unter Preis- 
annahme II von 1,05 Mill. Erwerbstätigen befriedigt werden. Im Jahr 
1970 belief sich die Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbstätigen in 
der Bundesrepublik auf 2,24 Mill. Für die Bundesrepublik ergibt eine 
Trendberechnung (Basiszeitraum 1963 bis 1970) für das Jahr 1980 
eine Zahl von 1,3 Mill. Erwerbstätigen in der Landwirtschaft (ohne 
Forstwirtschaft und Fischerei). 

3. Ziele und Schwerpunkte der Agrarpolitik 

In der Vergangenheit hat sich gezeigt, daß eine befriedigende Ein- 
kommensverbesserung für die in der Landwirtschaft Tätigen mit 
agrarpolitischen Maßnahmen allein nicht zu erreichen ist. Flierfür 
bedarf die Agrarpolitik der Ergänzung durch die allgemeine Wirt- 
schaftspolitik (insbesondere die Regionalpolitik), die Sozial- und Bil- 
dungspolitik. Im einzelnen ergeben sich für die künftige Agrarpolitik 
folgende Ziele und Schwerpunkte; 

im EWG-Bereich 

— Anpassung der Erzeugung an den Verbrauch; 

— Verbesserung des Agrarpreisniveaus durch gezielte Preisanhebun- 
gen, um das Einkommen in entwicklungsfähigen Betrieben nicht 
zu gefährden; 

— Beseitigung von Wettbewerbsverzerrungen und Wettbewerbs- 
behinderungen durch Harmonisierung von Rechts-, Verwaltungs-, 
Steuer- und Beihilfe Vorschriften; 

— Schaffung einer Wirtschafts- und Währungsunion als dringend 
notwendiger Voraussetzung einer Absicherung der bisher erreich- 
ten Integration auf dem Gebiet der Agrarpolitik; 

— Entwicklung gemeinsamer Regeln für die Agrarstrukturpolitik der 
Mitgliedstaaten zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen; 

— ■ Sicherstellung einer preisgünstigen Versorgung der Bevölkerung 
mit Nahrungsmitteln unter Berücksichtigung des notwendigen han- 
delspolitischen Spielraums mit Drittländern; 

im nationalen Bereich 

— konsequente Weiterentwicklung der Maßnahmen zur Förderung 
des Strukturwandels in der Land- und Forstwirtschaft mit dem 
Ziel, einen rationellen Einsatz der Produktionsfaktoren zu errei- 
chen; 

— schwerpunktmäßiger Einsatz der einzelbetrieblichen Förderungs- 
maßnahmen sowie der überbetrieblichen Maßnahmen der Agrar- 
strukturpolitik und Koordinierung mit regionalpolitischen Erfor- 
dernissen; 

— Förderung der landwirtschaftlichen Veredlungswirtschaft; 

— Fortentwicklung der für die Landwirtschaft bestehenden Alters- 
sicherung und Unfallversicherung sowie Einführung einer gesetz- 
lichen Krankenversicherung für Landwirte; 

— Festigung und Ausbau der Marktposition der Landwirtschaft 
durch Förderung von Vorhaben zur Verbesserung der Angebots- 
und Absatzstruktur landwirtschaftlicher Produkte; 
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— Verbesserung des Bildungs- und Ausbildungsangebots im länd- 
lichen Raum, insbesondere im Hinblick auf die notwendige Chan- 
cengleichheit mit der städtischen Bevölkerung; 

— Intensivierung von Naturschutz und Landschaftspflege mit dem 
Ziel der Erhaltung der Kulturlandschaft. 

In den zurückliegenden 16 Monaten hat die Bundesregierung mit der 

Verwirklichung der genannten Ziele mit Nachdruck begonnen, und 

zwar durch: 

— richtungweisende Initiativen zur Verwirklichung einer Euro- 
päischen Wirtschafts- und Währungsunion auf der Haager Konfe- 
renz der Regierungschefs der EWG-Mitgliedstaaten; 

— den umgehenden Ausgleich der durch die Aufwertung der DM 
verursachten Einkommensverluste; 

— verstärkte Bemühungen, die strukturellen Überschüsse in der 
Gemeinschaft abzubauen; 

— die Konzipierung eines Einzelbetrieblichen Förderungs- und sozia- 
len Ergänzungsprogramms, das am 1. Januar 1971 in Kraft getre- 
ten ist und ab 1. Juli 1971 angewendet werden soll; 

— Verbesserung des Systems der sozialen Sicherheit, insbesondere 
Vorschläge für die Schaffung einer gesetzlichen Krankenversiche- 
rung für die Landwirtschaft ab 1972; 

— Eröffnung der Möglichkeit für ausscheidende Landwirte, Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung nachzuentrichten und dafür 
unter bestimmten Voraussetzungen einen Bundeszuschuß zu 
erhalten; 

— die zusätzliche Bereitstellung von mehr als 624 Mill. DM Haus- 
haltsmitteln im Rechnungsjahr 1970 für die nationale Agrarpolitik 
gegenüber dem Ansatz in der mehrjährigen Finanzplanung der 
vorigen Bundesregierung. 

Außerdem hat die Bundesregierung durchgesetzt, daß die EG-Kom- 

mission den Entwurf einer Hopfenmarktordnung erarbeitet. 


4. Vorgesehene agrarpolitische Maßnahmen 

Bei den Verhandlungen in Brüssel auf dem Gebiet der Agrarpreis- 
politik wird die Bundesregierung einer Herabsetzung der Preise auch 
bei den Uberschußprodukten nicht zustimmen. Auch ein Einfrieren 
des Preisniveaus ist für sie nicht akzeptabel. Die von ihr geforderten 
Preisanhebungen würden Änderungen der Preisrelationen zur Folge 
haben, die zu einem besseren Marktgleichgewicht beitragen. Bei der 
in der Landwirtschaft zweifellos notwendigen Strukturverbesserung 
muß eine Politik des Preisdrucks vermieden werden, weil damit für 
einen großen Teil der ländlichen Bevölkerung unzumutbare wirt- 
schaftliche und soziale Härten verbunden wären. Hinzu kommt, daß 
eine Politik des Preisdrucks dazu führen könnte, daß gerade agrar- 
politisch erwünschte Betriebe zur Aufgabe gezwungen würden. 

Neben dem markt- und preispolitischen Instrumentarium wird die 
Struktur-, Sozial-, Regional- und Bildungspolitik wesentlich zur Be- 
herrschung der Produktion und zur Verbesserung der Einkommen 
in der Landwirtschaft beitragen müssen. Mit dem Einzelbetrieblichen 
Förderungs- und sozialen Ergänzungsprogramm soll der größte Teil 
der bisherigen einzelbetrieblichen Förderungsmaßnahmen in der 
Land- und Forstwirtschaft in einem geschlossenen Förderungspro- 
gramm zusammengefaßt, nach gleichen Grundsätzen durchgeführt 
und durch soziale Maßnahmen ergänzt werden. Dadurch sollen ein 
gezielter Einsatz der verfügbaren Mittel und eine schlagkräftige 
Durchführung der Maßnahmen ermöglicht werden. Außerdem laufen 
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derzeitig in den Bundesländern 20 regionale Aktionsprogramme, 
durch die unter anderem außerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze in 
landwirtschaftlichen Problemgebieten geschaffen werden. 

Das Jahr 1971 steht im Zeichen der Weiterentwicklung der landwirt- 
schaftlichen Sozialpolitik. Das soziale Ergänzungsprogramm als Teil 
des Einzelbetrieblichen Förderungs- und sozialen Ergänzungspro- 
gramms für die Land- und Forstwirtschaft sieht eine Reihe von Maß- 
nahmen vor, durch die Inhabern nicht entwicklungsfähiger Betriebe 
die anderweitige Sicherung der Existenz erleichtert wird. Ein wesent- 
licher Teil dieser Maßnahmen — die Verbesserung der Landabgabe- 
rente und die Einführung eines Zuschusses zur Nachentrichtung von 
Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung — hat in dem am 
1. Januar 1971 in Kraft getretenen Gesetz zur Verbesserung und Er- 
gänzung sozialer Maßnahmen in der Landwirtschaft vom 21. Dezember 
1970 seine Rechtsgrundlage gefunden. Zugleich wird 1971 die soziale 
Sicherung für Landwirte und ihre Familien nachhaltig verbessert. In 
der landwirtschaftlichen Unfallversicherung werden beträchtliche 
Leistungserhöhungen wirksam. Eine gesetzliche Regelung des Kran- 
kenversicherungsschutzes der Landwirte, die eine volle Übernahme 
der Krankenversicherungskosten der Altenteiler durch den Bund vor- 
sieht, ist auf der Basis eines Grundsatzbeschlusses des Bundeskabi- 
netts vom 22. Oktober 1970 in Vorbereitung. Die höheren Leistungen 
des Bundes bei der Ausbildungsförderung und die der Bundesanstalt 
für Arbeit bei der Förderung der beruflichen Bildung kommen allen 
zugute, die eine Ausbildung oder Umschulung in einem außerland- 
wirtschaftlichen Beruf anstreben. 

Die auch für die Zukunft zu erwartende schnelle volkswirtschaftliche 
Entwicklung macht eine rasche Anpassung der Landwirtschaft an die 
veränderten wirtschaftlichen Bedingungen erforderlich. Damit die 
landwirtschaftliche Bevölkerung von den ihr gebotenen Hilfen des 
Staates Kenntnis erhält und die Förderungsmaßnahmen voll wirk- 
sam werden, wurde bereits mit dem Ausbau eines sozialökonomi- 
schen Informationsnetzes begonnen. Auf diese Weise soll dazu bei- 
getragen werden, daß der Anpassungsprozeß für die landwirtschaft- 
lichen Betriebe möglichst reibungslos verläuft. 


5. Finanzierung der agrarpolitischen Maßnahmen 

Die Finanzierung von Maßnahmen der Agrarpolitik der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft erfährt ab 1971 eine Änderung. Der Euro- 
päische Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL) wurde im Jahr 1970 letztmalig voll aus Finanzbeiträgen der 
Mitgliedstaaten gespeist. Im Jahr 1970 wird der Beitragsanteil der 
Bundesrepublik Deutschland 31,7 Vo betragen. Ab 1971 werden die bis- 
herigen Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten stufenweise durch eigene 
Einnahmen der Gemeinschaft (Abschöpfungen, Zölle) sowie durch 
Rest-Finanzbeiträge und ab 1975 durch einen Anteil an der Mehrwert- 
steuer ersetzt. Die EG-Marktordnungsausgaben werden dann nicht 
mehr von den Mitgliedstaaten vorfinanziert, sondern unmittelbar 
aus dem Haushalt der Gemeinschaft bezahlt. 

Im Jahr 1970 sind die Marktordnungsausgaben der EWG insgesamt 
auf 2,37 Mrd. RE angestiegen (1968/69 1,64 Mrd. RE). Im Marktord- 
nungsbereich Milch allein stiegen die Ausgaben des EAGFL von 381,8 
Mill. RE auf 854,4 Mill. RE. Für 1971 werden an Marktordnungsaus- 
gaben insgesamt voraussichtlich 2,25 Mrd. RE entstehen. Im Markt- 
ordnungsbereich Milch wird mit einem Rückgang der Ausgaben im 
Jahr 1971 auf 700 Mill. RE gerechnet. 

Der Agrarhaushalt des Bundes ist 1970 gegenüber dem Vorjahr mit 
38,6 Vo wegen einmaliger währungsbedingter Maßnahmen außer- 
ordentlich stark angestiegen. Für 1971 ist der Agrarhaushalt des Bun- 
des mit rund 7 Mrd. DM veranschlagt und steht damit der Größenord- 
nung nach an vierter Stelle im Bundeshaushalt, wenn man den Ein- 
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zelplan 60 (Allgemeine Finanzverwaltung) außer Betracht läßt. Der 
Rückgang gegenüber dem Vorjahr um 9,3 ^/o ist in erster Linie auf die 
Verringerung der Marktordnungsausgaben zurückzuführen. 


6. Aktuelle agrarpolitische Probleme 

Eines der wichtigsten politischen Ziele der Bundesregierung ist die 
Aktivierung der Bemühungen um die Einigung Europas. Mit dem 
Beschluß der Staats- und Regierungschefs in Den Haag vom Dezember 
1969 mit den Verhandlungen zur Erweiterung der EWG im Laufe des 
Jahres 1970 zu beginnen, wurde für die Zukunft Europas ein hoff- 
nungsvolles Zeichen gesetzt. Alle Beitrittskandidaten haben schon vor 
Beginn der Verhandlungen und auch in den bisherigen Beitrittsver- 
handlungen wiederholt erklärt, daß sie grundsätzlich bereit sind, den 
EWG-Vertrag und das daraus resultierende Folgerecht zu überneh- 
men. Es gibt jedoch eine Reihe von Problemen, an deren Lösung ein- 
zelne Länder besonders interessiert sind. Für Großbritannien sind z. B. 
das Commonwealth-Zuckerabkommen, die Einfuhr von Milcherzeug- 
nissen aus Neuseeland und die Sonderegelung für Bergbauerngebiete 
von Bedeutung, während Norwegen für seine gesamte Landwirtschaft 
eine Sonderregelung wünscht. Ob sich die Uberschußprobleme für die 
Gemeinschaft der „Sechs" durch die Erweiterung verringern werden, 
läßt sich nur schwer abschätzen. Von einem alleinigen Beitritt Großbri- 
tanniens, das rund ein Drittel seines Nahrungsmittelverbrauchs einfüh- 
ren muß, könnte sicherlich eine Marktentlastung erwartet werden. 
Gleichzeitig mit Großbritannien wollen aber auch Dänemark und 
Irland beitreten. Da alle drei Staaten über eine hoch rationalisierte und 
modern strukurierte Landwirtschaft verfügen, ist als Folge der Über- 
nahme der Agrarmarktregelimgen der Gemeinschaft mit einer Erhö- 
hung der Produktion zu rechnen. Für Staaten außerhalb der künftigen 
Gemeinschaft der „Zehn" werden sich die Exportmöglichkeiten für 
Agrarerzeugnisse nach Großbritannien deshalb möglicherweise ver- 
schleditern. Da es sich hierbei zum großen Teil um traditionelle 
Warenströme handelt, wird man Lösungen finden müssen, die zu 
keinen tiefgreifenden Störungen führen. Die Gemeinschaft und noch 
mehr eine erweiterte Gemeinschaft hat hier als bedeutender Partner 
im Welthandel eine verantwortungsvolle Aufgabe. 

Neben den Problemen der Erweiterung der Gemeinschaft stehen die 
Fragen der Währungsintegration, des Aufwertungsausgleichs, des 
Agraraußenhandels, der Landschaftspflege und des Naturschutzes. 
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1. Bisherige Entwicklung der Agrarwirtschaft 


1.1 Wirtschaftsentwicklung und Landwirtschaft 

Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland hat sich nach einer langanhalten- 
den Phase der Hochkonjunktur in den letzten Mo- 
naten beruhigt. Die seit Mitte 1970 zu beobachten- 
den Entspannungstendenzen auf der Nachfrageseite 
haben inzwischen auch zu einer ersten Abschwä- 
chung des Preisauftriebs geführt. Trotz der Auf- 
wertung im Oktober 1969 und der weiteren Dämp- 
fungsmaßnahmen von Regierung und Bundesbank 
hat der zu lange ungezügelte Boom erhebliche Preis- 
steigerungsraten bewirkt. Die Landwirtschaft wurde 
von den Konjunkturdämpfungsmaßnahmen, insbe- 
sondere von der Aussetzung der degressiven Ab- 
schreibungen und den Einkommensteuervorauszah- 
lungen ausgenommen. Für die aufwertungsbeding- 
ten Einkommensverluste erhält sie den Aufwertungs- 
ausgleich in Höhe von 1,7 Mrd. DM jährlich. 

Im Kalenderjahr 1970 erhöhte sich das Verbraucher- 
preisniveau, gemessen am Preisindex für die Le- 
benshaltung aller privaten Haushalte, um 3,8 ‘^/o. 
Aber auch das Realeinkommen der arbeitenden Be- 
völkerung hat in besonders starkem Umfang zuge- 
nommen. (Zu Einzelheiten der Entwicklung im Jahre 
1970 und der von der Bundesregierung angestreb- 
ten Entwicklung für 1971 vgl. den Jahres wirtschafts- 
bericht 1971 der Bundesregierung.) 

Im. starken Sog der großen Nachfrage nach Arbeits- 
kräften in der gewerblichen Wirtschaft und in den 


Dienstleistungsbereichen ist die Zahl der Erwerbs- 
tätigen in der Landwirtschaft im Jahre 1970 weiter 
zurückgegangen ( — 5,9 Vü). 

Der Beitrag der Landwirtschaft (einschließlich Forst- 
wirtschaft und Fischerei) zum Bruttoinlandsprodukt 
ist im Kalenderjahr 1970 in jeweiligen Preisen um 
3,5 zurückgegangen, während das Bruttoinlands- 
produkt insgesamt um 12,6 Vo zunahm. Die Produk- 
tivität der Landwirtschaft, gemessen am Beitrag zum 
Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen in Preisen 
von 1962, hat 1970 um 5,1 und damit stärker als 
die der gesamten Wirtschaft zugenommen. 

Im Wirtschaftsjahr 1969/70 war die Zunahme der 
Wertschöpfung je Vollarbeitskraft in der Landwirt- 
schaft (ohne Forstwirtschaft und Fischerei) mit rund 
11 ^/o etwa ebenso stark wie die Zunahme der Wert- 
schöpfung je Erwerbstätigen in der übrigen Wirt- 
schaft. Diese günstige Entwicklung geht vor allem 
darauf zurück, daß die Zahl der Vollarbeitskräfte in 
der Landwirtschaft wegen^ der starken Abnahme der 
Teilzeitbeschäftigten noch stärker zurückgegangen 
ist als die Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbs- 
tätigen. 

Da andere Wirtschaftsbereiche — insbesondere das 
warenproduzierende Gewerbe — wiederum stärker 
expandierten, hat sich 1970 der Anteil der Landwirt- 
schaft (einschließlich Forstwirtschaft und Fischerei) 
am gesamten Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen 
Preisen erneut vermindert. Er beläuft sich nur noch 
auf 3,1 Vo. Dieser Anteil wird maßgeblich durch die 


Übersicht 1 


Entwicklung der Landwirtschaft in der Volkswirtschaft 
der Bundesrepublik Deutschland 



Bruttoinlandsprodukt 

Erwerbstätige 

Bruttoinlandsprodukt 
je Erwerbstätigen 


in jeweiligen Preisen 

in Preisen 

von 1962 

alle 

Wirt- 

schafts- 

bereiche 


in jeweiligen Preisen 

in Preisen 

von 1962 

Zeitraum 

alle 

Wirt- 

schafts- 

bereiche 

^ Landwirt- 
j Schaft 1) 

alle 
Wirt- 
schaf ts- 
bereiche 

Landwirt- 
schaft 1) 

Landwirt- 
schaft 1) 

alle 

Wirt- 

schafts- 

bereiche 

Landwirt- 
schaft 1) 

alle 

Wirt- 

schafts- 

bereiche 

Landwirt- 
schaft 1) 


Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in Prozent 

1965 

+ 9,4 

-3,4 

+ 5,7 

-11,2 

+ 0,7 

-4,0 

+ 8,7 

+ 0,6 

+ 4,9 

- 7,5 

1966 

+ 6,5 

+ 5,2 

+ 2,8 

+ 2,5 

-0,2 

-3,4 

+ 6,8 

+ 8,8 

+ 3,1 

+ 6,1 

1967 2) 

+ 0,8 

“2,4 

-0,3 

+ 10,2 

-3,0 

-4,0 

+ 3,9 

+ 1,7 

+ 2,8 

+ 14,8 

1968 2) 

+ 8,7 

+ 1,2 

+ 7,0 

+ 4,3 

+ 0,2 

-3,5 

+ 8,5 

+ 5,0 

+ 6,8 

+ 8,1 

1969 2) 

+ 11,8 

+ 6,5 

+ 8,1 

+ 2,4 

+ 1,9 

-3,8 

+ 9,8 

+ 10,6 

+ 6,1 

+ 6,4 

19702) 

+ 12,6 

-3,5 

+4,8 

- 1,1 

+ 1,5 

-5,9 3) 

+ 10,9 

+ 2,6 3) 

+ 3,3 

+ 5,1 3) 


0 einschließlich Forstwirtschaft und Fischerei 
”) vorläufige Ergebnisse 
^) Schätzung des BML 


Quelle: Statistisches Bundesamt, BML 
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Preisentwicklung und das Wachstum in den ver- 
schiedenen Sektoren mitbestimmt. 

Der Preisindex für landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse 1) lag im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 
1969/70 um 3,6 Vo höher als im Jahr zuvor; der Preis- 
index für landwirtschaftliche Betriebsmittel er- ' 
höhte sich mit 3,3 ®/o etwas geringer. 

Die Verbraucherpreise für Nahrungsmittel (ohne 
Genußmittel und ohne Verzehr in Gaststätten) er- 
höhten sich 1969/70 um 3,6 Vo. Im Kalenderjahr 1970 
blieb jedoch die Steigerungsrate des Preisindex für | 
Nahrungsmittel hinter der Erhöhung der gesamten 
Lebenshaltungskosten zurück (Schaubild 1). Der An- ! 
teil der Verkaufserlöse der Landwirtschaft an den | 
Verbraucherausgaben für inländische Nahrungsmit- 
tel hat sich weiter vermindert und beträgt nur noch 
rd. 51 Vo (1968/69:53 0/0). 

Die Einfuhr von Ernährungsgütern hat 1969/70 so- 
wohl aus EWG-Mitgliedstaaten (innergemeinschaft- 
licher Handel) als auch — etwas stärker noch — 
aus Drittländern zugenommen. Der Anstieg war 


h ohne MWSt. 
Schaubild 1 


jedoch wesentlich geringer als im Vorjahr, als die 
Einfuhr — zum Teil infolge der Währungsdispard- 
tät — eine außergewöhnliche Zunahme erreichte. 

Stärker als die Einfuhr stieg dagegen 1969/70 die 
Ausfuhr von Ernährungsgütern nach EWG-Mitglied- 
staaten und nach Drittländern. Der auf die Dritt- 
länder entfallende Anteil der ernährungswirt- 
schaftlichen Ausfuhr hat sich erhöht. Diese Zunahme 
geht zu einem erheblichen Teil auf den Abbau von 
Uberschußbeständen mit Hilfe von Exporterstattun- 
gen im Rahmen der EWG-Marktorganisationen zu- 
rück. 

Die Erschließung neuer Absatzmärkte im Ausland 
verdient auch weiterhin Aufmerksamkeit. Der Er- 
zeugeranteil am Wert der ausgeführten Produkte, 
soweit sie einen hohen Verarbeitungsgrad aufwei- 
sen, ist zwar in der Regel nur gering; bei der zu- 
nehmenden Nachfrage nach Qualitätserzeugnissen 
und Spezialitäten ist aber dennoch mit steigenden 
Absatzmengen und damit, insgesamt gesehen, mit 
steigenden Möglichkeiten zur Einkommensverbesse- 
rung der Landwirtschaft durch Agrarausfuhren zu 
rechnen. 


Preisindex für Lebenshaltung In der Bundesrepublik Deutschland 

1962 = 100 



Lebenshaltung aller privaten Haushalte 

• ••■•••••• Nahrungsmittel ohne Genußmitle! und Verzehr in Gaststätten 

Lebenshaltung ohne Nahrungsmittel 
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0 
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1.2 Agrarstruktur 

1.21 Wirksame Regionalpolitik — Voraussetzung für 
den landwirtschaftlichen Strukturwandel 

In den letzten Jahren wurde die Globalsteuerung 
durch eine wirksame Regionalpolitik ergänzt. 
Durch die Einrichtung von 20 regionalen Aktions- 
programmen in strukturschwachen Gebieten wurde 
die regionale Wirtschaftspolitik intensiviert und 
effizienter gestaltet. Die neue regionalpolltische Kon- 
zeption sieht zunächst eine bis in das Jahr 1973 hin- 
einreichende fünfjährige Investitionsplanung für die 
Förderung gewerblicher und infrastruktureller Maß- 
nahmen vor. 

Eine zufriedenstellende Lösung der Einkommens- 
und überschüßprobleme in der Landwirtschaft läßt 
sich von der Angebotsseite nur dann erreichen, wenn 
weniger produktiv eingesetzte Faktoren in andere 
Bereiche überführt werden und das somit freiwer- 
dende Produktionsvolumen von entwicklungsfähi- 
gen Betrieben bei gleichzeitiger Verminderung des 
Arbeitsaufwandes in dem Maße übernommen wer- 
den kann, wie dies von der Nachfrageentwicklung 
her möglich ist. Voraussetzung für die Verminde- 
rung des Faktors Arbeit in der Landwirtschaft ist 
die Schaffung ausreichender Erwerbsalternativen in 
ländlichen Regionen. Die Bundesregierung hat sich 
daher zum Ziel gesetzt, jährlich 20 000 Arbeitsplätze 
in den Aktionsprogrammgebieten, zu denen auch 
der größte Teil der landw'irtschaftlichen Problemge- 
biete gerechnet werden kann, zu fördern. 

1969 wurde dieses Ziel mit rund 44 000 vom Bund 
geförderten neuen Arbeitsplätzen bei weitem über- 
troffen. Da es sich bei den geförderten Arbeitsplät- 
zen um Arbeitsplätze in der gewerblichen Wirtschaft 
handelt, kann man davon ausgehen, daß etwa die 
gleiche Anzahl im Dienstleistungsbereich ohne be- 
sondere Förderung entsteht. Im Jahre 1970 dürfte 
zumindest ein gleich gutes Ergebnis erzielt worden 
sein. Oft fehlt jedoch das entsprechende Angebot an 


Arbeitskräften aus der Landwirtschaft, so daß sich 
die Unternehmen in den landwirtschaftlichen Pro- 
blemgebieten nach Gastarbeitern umsehen mußten. 
Aus diesem Grunde erscheint eine verstärkte Auf- 
klärung über die außerlandwirtschaftlichen Erwerbs- 
möglichkeiten notwendig. 

1 .22 Betriebsgrößenstruktur 

Die agrarstrukturelle Entwicklung in der Bundes- 
republik Deutschland ist seit Jahren durch die Ver- 
ringerung der Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe 
geprägt. In beträchtlichem Umfang wurden außer- 
dem Vollerwerbsbetriebe, die kein ausreichendes 
Einkommen erbringen, in Zu- und Nebenerwerbsbe- 
triebe umgewandelt. Andere Betriebe wurden durch 
Flächenaufstockung, fn der Regel durch Parzellen- 
pacht, vergrößert. Dieser langfristige und durch die 
europäische Integration noch beschleunigte Prozeß 
setzte sich im vergangenen Jahr verstärkt fort. 

Die Verringerung der Zahl der landwirtschaftlichen 
Betriebe ist zum Teil auf die Umstellung der Er- 
hebung von der landwirtschaftlichen Nutzfläche (LN) 
auf die landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF) zu- 
rückzuführen, die im Interesse einer Harmonisie- 
rung der Begriffe in der EWG erforderlich war. Da- 
durch sind viele Kleinbetriebe mit nicht mehr land- 
wirtschaftlich genutzten Flächen, vielfach als „Sozial- 
brache" bezeichnet, aus dem Erfassungsbereich ab 
0,5 ha LF Betriebsgröße verschwunden. Dadurch er- 
scheint der Strukturwandel größer, als er tatsächlich 
war. Zusätzliche Abgänge von Kleinbetrieben er- 
gaben sich aus der im Jahre 1970 zur Vorbereitung 
auf die bevorstehende Landwirtschaftszählung er- 
forderlichen Neufeststellung der Betriebsstruktur, 
die im allgemeinen in sechsjährigem Abstand er- 
folgt und in den Zwischenjahren fortgeschrieben 
wird. Die Auswirkungen dieser methodischen Än- 
derungen können nicht exakt quantifiziert werden. 
Es kann aber unterstellt werden, daß etwa die Hälfte 


Übersicht 2 


Zahl und Fläche der landwirtschaftlichen Betriebe 1970 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Größenklasse 

Zahl der Betriebe 

Fläche der Betriebe (LF) 

0 Betriebs- 
größe 
ha 

von . . . bis unter . . . ha LF 

1000 1 

Vö 

1000 ha 1 

Vo 

0,5 

bis 

2 

315,5 

25,4 

335,0 

2,6 

1,06 

2 

bis 

5 

251,0 

20,2 

837,2 

6,6 

3,34 

5 

bis 

10 

232,7 

18,7 

1 691,4 

13,3 

7,27 

10 

bis 

20 

267,8 

21,5 

3 848,1 

30,1 

14,37 

20 

bis 

30 

104,1 

8,4 

2 507,6 

19,7 

24,08 

30 

bis 

50 

53,4 

4,3 

1 987.9 

15,6 

37,22 

50 

bis 

100 

16,3 

h3 

1 050,5 

8,2 

64,49 

100 und 

mehr 

3,0 

0,2 

502,7 

3,9 

166,84 

insgesamt . . . 

1 243,8 

100,0 

12 760,5 

100,0 

10,26 


Ausführliche Darstellung siehe Materialband, Tabelle 5. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, BML 
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aller Abgänge gegenüber dem Vorjahr auf die ge- 
nannten methodischen Änderungen zurückzuführen 
ist. Diese Änderungen beeinträchtigen den Vergleich 
der strukturellen Entwicklung in den mittleren so- 
wie oberen Betriebsgrößenklassen und bei länger- 
fristiger Betrachtung praktisch nicht. 

Mit 1,24 Mill. war die Zahl der Betriebe und kleine- 
ren Betriebseinheiten 1970 mit 0,5 und mehr ha LF 
— nachstehend vereinfachend als „Betriebe" bezeich- 
net — um 696 000 oder etwa ein Drittel niedriger 
als 1949 (s. Übersicht 2 und Materialband Tab. 5). 
Damit sind während der letzten zwei Jahrzehnte 
im Mittel jährlich 33 100 Betriebe ausgeschieden. 
1970 hat sich die Zahl der Betriebe im Bundesgebiet 
gegenüber dem Vorjahr um 98 300 vermindert. Erst- 


malig verminderte sich auch die Zahl der Betriebe 
mit 15 bis 20 ha LF. In Schleswig-Holstein, Ham- 
burg und Bremen erstreckte sich die Ähmahme auch 
auf die Betriebe von 20 bis 30 ha LF. Zur Verbesse- 
rung der wirtschaftlichen Situation werden immer 
häufiger Betriebsaufstockung oder Betriebsverklei- 
nerung mit der Umstellung auf Zuerwerb oder 
außerbetrieblichen Haupterwerb vorgenommen. 

Die landwirtschaftlich genutzte Fläche der Be- 
triebe mit 0,5 und mehr ha LF war 1970 mit 12,8 
Mill. ha um 5^/o kleiner als 1949. Durchschnittlich 
schieden jährlich aus diesem Bereich 34 600 ha aus. 
Im vergangenen Jahr betrugen die Abgänge 93 300 
ha, wozu die genannten methodischen Änderungen 
in erheblichem Umfang beigetragen haben. Dieses 


Schaubild 2 

Veränderungen in der Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe nach Größenklassen B 
in der Bundesrepublik Deutschland 

1949 -- 100 

0 / 

/o 



’) ab 1970 nach der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
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Land wurde teilweise nichtlandwirtschaftlichen 
Zwecken (wie Straßenbau, Wohnsiedlungen, Indu- 
strieanlagen) zugeführt. Der überwiegende Teil der 
Abgänge dürfte aber Restbetrieben gehören, die in 
den Größenbereich unter 0,5 ha LF übergegangen 
sind, auf den 1970 rund 830 000 ha oder 6 % der ge- 
samten landwirtschaftlich genutzen Fläche des Bun- 
desgebietes von 13,6 Mill. ha entfielen. Der starke 
Flächenzuwachs des Bereichs unter 0,5 ha gegenüber 
dem Vorjahr dürfte vor allem methodisch bedingt 
sein. Die aus wirtschaftlichen und sozialen Gründen 
nicht mehr bewirtschafteten Flächen (Sozialbrache) 
bleiben nach der Umstellung der Erhebungsmethode 
auf die landwirtschaftlich genutzte Fläche unberück- 
sichtigt. Dies wirkt sich besonders im unteren Be- 
triebsgrößenbereich aus, dem zahlreiche Betriebe 
mit außerlandwirtschaftlichem Haupterwerb und 
brachliegenden Flächen angehören. 

Trotz der geschilderten Veränderungen ist die 
Agrarstruktur noch immer unbefriedigend. Weite 
Teile des Bundesgebietes sind durch zu kleine Be- 
triebe mit überhöhtem Arbeitskräftebesatz, relativ 
hohen Produktionskosten und entsprechend unzu- 
reichenden Wirtschaftsergebnissen gekennzeichnet. 
Im gesamten EWG-Bereich verlief die Entwicklung 
ähnlich wie im Bundesgebiet. In den kleinen Be- i 
triebsgrößenklassen verringerte sich sowohl die j 
Zahl der Betriebe als auch der Flächenumfang. In | 
der Betriebsgrößenklasse von 50 bis 100 ha LF nahm | 
die Zahl der Betriebe und deren Fläche zu. Die Ge- 
samtzahl der Betriebe mit mehr als 1 ha LF ver- 
ringerte sich vom Zeitraum um 1960 (1959 bis 1961) 
bis 1967 um 14 Vo auf 5,62 Mill. Im Durchschnitt 
sind jährlich rund 127 000 Betriebe ausgeschieden 
(s. Materialband Tabelle 9). Von den vorhandenen 
Betrieben ab 1 ha LF wurden 1967 rund 64,3 Mill. ha 
landwirtschaftlich genutzt. 

1.23 Sozialökonomische Struktur 

Die bereits in den Vorjahren vorgenommenen 
Schätzungen zur Aufgliederung der landwirtschaft- 
lichen Betriebe in der Bundesrepublik nach dem Er- 
werbscharakter wurden fortgeführt (vgl. Übersicht 3). 


Übersicht 3 


Sozialökonomische Struktur der landwirtschaftlichen 
Betriebe in der Bundesrepublik Deutschland 


Gliederung ^) 

Betriebe 

Fläche 

1 000 1 

°/o 

1 000 ha 1 

®/o 

Vollerwerbsbetriebe . . 

467 

37 

9 284 

73 

Zuerwerbsbetriebe . . . 

234 

. 19 

1 811 

14 

Nebenerwerbsbetriebe 

543 

44 

1 666 

13 

zusammen . , . 

1 244 

100 

12 761 

100 


1) Ausführliche Ergebnisse nach Größenklassen siehe 
Materialband Tabelle 8 


Vollerwerbsbetriebe im Sinne der hier durchgeführ- 
ten 'sozialökonomischen Gliederung sind alle haupt- 
beruflich bewirtschafteten Betriebe, in denen die 
Familie (nach Selbsteinschätzung der Betriebsinha- 
ber) voll tätig ist und ihren Lebensunterhalt im all- 
gemeinen ausschließlich aus dem landwirtschaft- 
lichen Betrieb bezieht. Einbezogen sind bei dieser 
Abgrenzung auch die Betriebe, die wegen begrenzter 
Zuerwerbsmöglichkeit oder aus anderen Gründen 
gegenwärtig noch als Vollerwerbsbetriebe geführt 
werden, deren Einkommenskapazität aber schon 
heute oder in naher Zukunft zu gering ist, um die 
wirtschaftliche Existenz der Besitzerfamilie im Sinne 
des § 4 des Landwirtschaftsgesetzes nachhaltig zu 
gewährleisten. Für das Jahr 1970 ist die Zahl der 
Vollerwerbsbetriebe nach der oben genannten Ab- 
grenzung auf 467 000 zu beziffern. 

Wenn dagegen nach den gegenwärtig tatsächlich ge- 
gebenen Beschäftigungs- und Unterhaltsverhältnis- 
isen für die Abgrenzung eine vom Einkommen abge- 
leitete Richtgröße zugrunde gelegt wird, liegt die Zahl 
der Vollerwerbsbetriebe erheblich niedriger. 

Unter Zuerwerbsbetrieben sind nach dem ersten 
Gliederungskonzept (Selbsteinschätzung) hauptbe- 
ruflich bewirtschaftete Betriebe zu verstehen, bei 
denen die wirtschaftliche Existenz der Familien we- 
gen der gegenwärtigen betrieblichen Verhältnisse 
grundsätzlich nicht voll gewährleistet ist und in 
denen daher einzelne Familienmitglieder einem 
außerbetrieblichen Zuerwerb nachgehen. Die Zahl 
dieser Betriebe wurde für 1970 auf 234 000 geschätzt. 
Aus der verhältnismäßig starken Abnahme der Zahl 
der Zuerwerbsbetriebe (s. Materialband Tabelle 8) 
in den letzten Jahren ergibt sich, daß die Zuerwerbs- 
betriebe, die kein ausreichendes Gesamteinkommen 
erzielen, sozialökonomisch eine wenig stabile 
Gruppe bilden. Nur eine kleine Zahl von Betrieben 
ist in der Lage, sich zum Vollerwerbsbetrieb mit aus- 
reichendem Einkommen zu entwickeln. In der Mehr- 
zahl sind Zuerwerbsbetriebe ein Durchgangsstadium 
vom Vollerwerb zum Nebenerwerb. Diese Entwick- 
lung wird insbesondere durch die regionalen Struk- 
turmaßnahmen unterstützt. 

Nebenerwerbsbetriebe sind nebenberuflich bewirt- 
schaftete landwirtschaftliche Betriebe, deren Inha- 
ber einen außerlandwirtschaftlichen Hauptberuf aus- 
üben. Sie haben entweder nie die Landwirtschaft 
im Hauptberuf betrieben oder den landwirtschaft- 
lichen Hauptberuf im Zuge der Entwicklung bereits 
auf gegeben. Für das Jahr 1970 kann ihre Zahl auf 
543 000 beziffert werden. 

Die nebenberufliche Landbewirtschaftung verdient 
im Zuge der sozialökonomischen Anpassung der 
Landwirtschaft an die gesamtwirtschaftliche Entwick- 
lung stärkere Beachtung. Dafür sprechen neben der 
zahlenmäßigen Verbreitung dieser Betriebsform vor 
allem drei Gründe: 

— ■ Der ständige Zugang von Betrieben aus den 
Gruppen der Voll- und Zuerwerbsbetriebe; 

— Die isoziale und wirtschaftliche Funktion des 
Nebenerwerbsbetriebes für den Betriebsinhaber 
und seine Familie; 

— Die Bedeutung des Nebenerwerbsbetriebes für 
die Verbesserung der Agrarstruktur. 
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Ferner muß in diesem Zusammenhang auf die Funk- 
tion der Nebenerwerbsbetriebe für die Erhaltung der 
Kulturlandschaft in bestimmten Gebieten hingewie- 
sen werden. 

Schnell steigende Einkommensansprüche führen bei 
nicht ausreichender Entwicklungsfähigkeit vieler 
Betriebe zur Umwandlung von Vollerwerbsbetrie- 
ben in Neben- und Zuerwerbsbetriebe. Bei anhal- 
tendem Wirtschaftswachstum wird sich dieser Pro- 
zeß weiterhin fortsetzen. Es ist daher längerfristig 
mit einem hohen Anteil nebenberuflich bewirtschaf- 
teter Betriebe an der Gesamtzahl der landwirtschaft- 
lichen Betriebe zu rechnen. 

Für den Betriebsinhaber leistet der landwirtschaft- 
liche Nebenerwerb beim Übergang zu einem außer- 
betrieblichen Haupterwerb einen wichtigen Beitrag 
zur wirtschaftlichen und sozialen Sicherung. Dies ist 
vor allem für eine Übergangszeit bedeutsam, in der 
die Sicherheit des außerlandwirtschaftlichen Arbeits- 
platzes wegen der häufig noch geringeren beruf- 
lichen Qualifikation der Landwirte und der mitunter 
krisenanfälligen Wirtschaftsstruktur in agrarischen 
Regionen gefährdet sein kann. Das Arbeitsförde- 
rungsgesetz gibt dem Landwirt jedoch die Möglich- 
keit, sich ohne unangemessene Einkommensverluste 
mit Hilfe der Bundesanstalt für Arbeit auf einen 
neuen Beruf umschulen zu lassen, der ihm erlaubt, 
sich eine angemessene Alterssicherung zu schaffen. 
Die Funktion der nebenberuflichen Landbewirtschaf- 
tung als Mittel zur Einkommensverbesserung und 
zur sozialen Sicherung verliert also in dem Maß an 
Gewicht, wie die fachliche Qualifikation des Be- 
triebsinhabers für den Hauptberuf zunimmt und die 
Konjunkturanfälligkeit in diesen Gebieten zurück- 
geht. Vielfach sind die beruflichen Voraussetzungen 
für eine Aufgabe des Nebenerwerbsbetriebes erst 
mit dem Generationswechsel gegeben. 

Ob sich der Nebenerwerbsbetrieb im Einzelfall als 
Ubergangsstadium auf dem Weg zum ausschließ- 
lichen außerlandwirtschaftlidien Haupterwerb oder 
als langfristig stabile Betriebsform erweist, hängt 
von den individuellen beruflichen Fähigkeiten und 
Zielsetzungen der Betriebsinhaberfamilie sowie von 
den natürlichen und wirtschaftlichen Standortfakto- 
ren ab. Die komplexen Zusammenhänge haben zu 
divergierenden Ansichten über die Stabilität des 
einzelnen Nebenerwerbsbetriebes geführt. Es ste- 
hen sich folgende Auffassungen gegenüber: 

— Der Nebenerwerbsbetrieb stellt mit seinem kom- 
binierten Einkommen einen sozialökonomisdien 
Betriebstyp mit Bestand dar. Langfristig ist mit 
einer steigenden Zahl derartiger Betriebe zu 
rechnen ^). 

— Der Nebenerwerbsbetrieb ist als Ubergangsphase 
auf dem Weg zu einem ausschließlich außerland- 
wirtschaftlichen Haupterwerb zu betrachten. Ihm 


2) Vgl. dazu: Geiersberger, E.: Der Nebenerwerbsland^ 
Wirt als Bindeglied zwischen Industrie und Landwirt- 
schaft, in: Bayerisches Landwirtschaftliches Jahrbuch 
1969, Heft 2, S. 133. 

Priebe, H.: Landwirtschaft in der Welt von morgen. 
Düsseldorf 1970, S. 24. 


wird eine zeitlich begrenzte Unterstützungsfunk- 
tion zugebilligt®). 

Eine regional differenzierte Betrachtung bietet eine 
bessere Beurteilungsgrundlage : In industrialisier- 
ten Gebieten konnte ein starker zahlenmäßiger Rück- 
gang von Nebenerwerbsbetrieben festgestellt wer- 
den. Steigende Einkommen in den außerlandwirt- 
schaftlichen Hauptberufen bilden für die Familien 
Anreiz und Grundlage, die Arbeitsbelastung durch 
den landwirtschaftlichen Nebenerwerb einzuschrän- 
ken. Ausgangspunkt dieser Entwicklung ist häufig 
die Frau des Betriebsleiters, die in besonderem 
Maß durch Arbeiten im Betrieb und im Haushalt be- 
lastet ist. Die Verbindung mit dem Boden wird mei- 
stens nicht ganz aufgegeben, sondern bleibt in Form 
einer ländlichen Heimstätte erhalten. Diese wird auf- 
grund ihres geringen Flächenumfanges durch die 
amtliche Agrarstatistik nicht erfaßt. Ihr Beitrag zum 
Gesamteinkommen der bewirtschaftenden Familie 
dürfte außerdem gering (sein. In Industrienähe 
nimmt nach der oben genannten Untersuchung nur 
der Vollerwerbsbetrieb im Gegensatz zu allen an- 
deren sozialökonomischen Betriebstypen zahlen- 
mäßig zu. 

In industriefernen Gebieten sind die Voraussetzun- 
gen für die Landbewirtschaftung wegen der markt- 
fernen Lage und der oftmals schwierigen natürlichen 
Standortverhältniisse häufig ungünstig. Zu diesen 
Gebieten zählen vor allem die Mittelgebirge und die 
bisher industriell wenig erschlossenen Teile des 
Zonenrandgebietes. Hier ist die sozialökonomische 
Entwicklung insgesamt langsamer und teilweise in 
einer anderen Richtung verlaufen. Auffallend ist in 
diesen Gebieten der starke Rückgang der Voll- 
erwerbsbetriebe. Gleichzeitig ist eine Stabilisierung 
der nebenberuflich bewirtschafteten Betriebe zu be- 
obachten. Der Nebenerwerbsbetrieb ist heute in die- 
sen Gebieten der am weitesten verbreitete sozial- 
ökonomische Typ. Knapp die Hälfte aller bestehen- 
den Betriebe sind Nebenerwerbsbetriebe. Sie bewirt- 
schaften schätzungsweise ein Viertel der in diesen 
Regionen vorhandenen landwirtschaftlich genutzten 
Fläche. Da ausreichende außerlandwirtschaftliche Er- 
werbsmöglichkeiten im näheren Umkreis vielfach 
fehlen, sind Pendler sehr zahlreich. Auf die Notwen- 
digkeit der Schaffung von Arbeitsplätzen im Nahbe- 
reich wird immer wieder hingewiesen. Hierin wird 
eine wichtige Maßnahme gesehen, um die Struktur- 
anpassung der Landwirtschaft voranzutreiben, die 
ihrerseits Voraussetzung für eine Steigerung der 
Einkommen der in der Landwirtschaft Verbleiben- 
den sowie für eine Verminderung der agrarpoliti- 
schen Belastungen ist®). 

Hauptberuflich außerhalb der Landwirtschaft tätige 
Betriebsinhaber passen ihren Betrieb der reduzierten 


Vgl. dazu: Schmitt, G.: Diskriminierung des landwirt- 
schaftlichen Nebenerwerbs?, in: Innere Kolonisation. 
Bonn 1968, S. 392. — Kolt, W.: Nebenerwerbsbetrieb 
— ein Mittel gegen Sozialbrache?, in: Mitteilungen 
der DLG, 84. Jahrgang (1969), S. 101. 

Werschnitzky, U.: Künftige Formen nebenberuflidier 
Landbewirtschaftung, in: Agrarwirtschaft, 16. Jahrgang, 
Hannover 1967, S. 154 f. 

H. Priebe: a. a. O, 
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Arbeitskapazität an. Dies ist im allgemeinen mit einer 
Flächeneinschränkung oder mit einer gemeinschaft- 
lichen Bewirtschaftung durch einen Maschinenring 
verbunden. Die nebenberufliche Landbewirtschaftung 
kann die Bereitschaft zur Landabgabe fördern 
und kann damit zur Erhöhung der Bodenmobilität 
beitragen. Hauptberuflichen Landwirten ist dadurch 
die Möglichkeit gegeben, den Vollerwerbscharakter 
ihrer vergrößerten Betriebe zu erhalten oder auszu- 
bauen. Für die Organisation der Nebenerwerbsbe- 
triebe stellt die verfügbare Arbeitszeit des Betriebs- 
inhabers und der mithelfenden Familienangehörigen 
die wichtigste Beschränkung dar. Diese ist im Ver- 
lauf des Generationszyklus Änderungen unterwor- 
fen. Von den Betriebswissenschaftlem, die sich be- 
sonders mit den Fragen der Nebenerwerbsbetriebe 
beschäftigt haben, wird den Nebenerwerbslandwir- 
ten daher eine arbeits- und kapitalextensive Be- 
triebsorganisation empfohlen. Dem entspricht ein 
weitgehender Verzicht auf arbeitsintensive Betriebs- 
zweige und auf größere Investitionen in Maschinen 
und Gebäude. Die Anwendung hoch technisierter 
Arbeitsverfahren unter Vermeidung einer hohen 
Festkostenbelastung wird durch den überbetrieb- 
lichen Maschineneinsatz ermöglicht. Das neue Ein- 
zelbetriebliche Förderungsprogramm trägt der über- 


betrieblichen Maschinen Verwendung — auch in 
Nebenerwerbsbetrieben — in besonderem Maße 
Rechnung. Für die nebenberufliche Landbewirtschaf- 
tung bieten sich insbesondere der Getreidebau und 
in günstigen Lagen unter Einschaltung der Koopera- 
tion auch Sonderkulturen an. Die Fachberater emp- 
fehlen weiter, auf die arbeitsintensive Milchvieh- 
haltung zu verzichten. Sofern der Nebenerwerbsbe- 
trieb in der Lage ist, die qualitativen Anforderungen 
von Erzeugerringen zu erfüllen, steht ihm die Mit- 
gliedschaft offen. 

Der Nebenerwerbsbetrieb stellt einen sozialökono- 
misch wichtigen Betriebstyp dar. Die Investitions- 
förderung birgt für diesen Betriebstyp aber in be- 
sonderem Maße die Gefahr von Fehlinvestitionen 
in sich und erscheint daher wenig sinnvoll. Die 
Nebenerwerbsbetriebe nehmen in vollem Umfang an 
den preispolitischen Maßnahmen und den Struktur- 
verbesserungsmaßnahmen teil. Der Marktanteil der 
Nebenerwerbsbetriebe wird im Bundesgebiet auf 
10 bis 15 Vo geschätzt. ®) 


Vgl. dazu: Padberg, K.: Die landbebauende Bevölke- 
rung und ihre Leistung, in: Wer bebaut und nutzt 
den Boden? Schriftenreihe für ländliche Sozialfragen, 
Heft 51, Hannover 1966, S. 24. 


Übersicht 4 


Betriebliche und außerbetriebliche Einkommen in landwirtschaftlichen Betrieben 
unter 15 ha LF in Nordrhein- Westfalen und Bayern 1970 


Gliederung 

Nordrhein- 

Westfalen 

Bayern q 

Zahl der Erhebungsbetriebe 

100 

299 

Betriebsgröße in ha LF 

9,7 

9,6 

A. Betriebe mit nur betrieblichem Einkommen 



Zahl 

26 

39 

«/o 

26 

13 

Landwirtschaftliches Roheinkommen in DM 



je Betrieb 

14 314 

1 1 453 

je mitarbeitende Person 

6 529 

4 803 

B. Betriebe mit außerbetrieblichem Einkommen 



Landwirtschaftliches Roheinkommen in DM je Betrieb 

10 879 

9 749 

Außerbetriebliches Einkommen in DM je Betrieb 

9 561 

7 686 

Gesamteinkommen in DM 



je Betrieb 

20 440 

17 435 

je mitarbeitende Person 

7 203 1) 

5 604 1) 

Anteil des außerbetrieblichen Einkommens in Vo 

47 

44 


Untersuchungsgruppen mit höchstem (Nordrhein-Westfalen) und niedrigstem (Bayern) durchschnittlichen Gesamt- 
einkommen je mitarbeitende Person, die zum Gesamteinkommen beiträgt. Ausführliche Tabellen siehe Material- 
band S. 23 ff. 

Quelle: Forschungsgesellschaft für Agrarpolitik und Agrarsoziologie 
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Weitere Einblicke in die Einkommensverhältnisse 
der Zu- und Nebenerwerbsbetriebe soll ein For- 
schungsauftrag vermitteln, der der Forschungsge- 
sellschaft für Agrarpolitik und Agrarsoziologie vom 
BML erteilt wurde. Die Notwendigkeit zur Durch- 
führung einer derartigen Analyse ergibt sich aus 
der Verantwortlichkeit der Agrarpolitik für den ge- 
samten Bereich der landwirtschaftlichen Betriebe. 

Die agrarpolitischen und sozialpolitischen Maßnah- 
men für die Gruppe der Zu- und Nebenerwerbsbe- 
triebe müssen naturgemäß zum Teil anderer Art 
sein als für Vollerwerbsbetriebe. Sie lassen sich nur 
dann zielkonform konzipieren und anwenden, wenn 
die gegenwärtigen sozialökonomischen Verhältnisse 
dieser Betriebe und insbesondere die Verflechtun- 
gen landwirtschaftlicher Tätigkeiten und Einkom- 
men mit außerbetrieblichen Erwerbsquellen bekannt 
sind. 

Im Rahmen dieses Forschungsauftrages wurden 1000 
alterskassenpflichtige Betriebe unter 15 ha, unab- 
hängig von ihrer sozialökonomischen Struktur, im 
Bundesgebiet untersucht. Die Einkommensgrößen — 
landwirtschaftliches Roheinkommen und außerbe- 
triebliches Einkommen (Arbeit — Kapital — Ren- 
ten) - — in diesen Betrieben sind durch Befragung 
mit Hilfe eines standardisierten Erhebungsbogens 
ermittelt worden. Bei der Berechnung des landwirt- 
schaftlichen Roheinkommens dienten Normzahlen 
zur Überprüfung und Ergänzung der vom Betriebs- 
leiter angegebenen Daten. Da die Zahl der erfaßten 
Betriebe relativ gering ist und die Grundgesamtheit 
bisher quantitativ nicht bekannt ist, sind die Er- 
gebnisse nur begrenzt verallgemeinerungsfähig. 

Erste Teilergebnisse dieser Untersuchung zeigen, 
daß das Einkommen etwa eines Fünftels aller Be- 
triebe ausschließlich aus der Landbewirtschaftung 
stammt. 

Eine Gegenüberstellung der beiden Untersuchungs- 
gruppen mit dem höchsten (Nordrhein-Westfalen) 
und dem niedrigsten (Bayern) Gesamteinkommen je 
mitarbeitender Person zeigt zunächst das überra- 
schende Ergebnis, daß bei einer durchschnittlichen 
Betriebsgröße von knapp 10 ha LF in Nordrhein- 
Westfalen mit seinen hofnahen außerbetrieblichen 
Erwerbsmöglichkeiten 26 ^/o, in Bayern dagegen nur 
13 Vo aller Betriebe ausschließlich landwirtschaft- 
liche Einkommen beziehen (vgl. Übersicht 4). Offen- 
sichtlich ermöglichen die marktnahen und relativ 
preisgünstigen Absatzmöglichkeiten der nordrhein- 
westfälischen Landwirtschaft den Vollerwerb noch 
in Betriebsgrößen, die in Marktferne und bei ungün- 
stigeren natürlichen Produktionsbedingungen in we- 
sentlich stärkerem Maße bereits zum außerbetrieb- 
lichen Zuerwerb übergegangen sind. Bei gleicher 
Betriebsgröße sind die landwirtschaftlichen Rohein- 
kommen in Bayern erheblich niedriger. 

Eine umfassende Beurteilung der Entwicklungsten- 
denzen landwirtschaftlicher Nebenerwerbsbetriebe 
ist anhand der vorläufigen Untersuchungsergebnisse 
wie auch aus anderen Quellen noch nicht möglich. 

Eine exaktere Gliederung der landwirtschaftlichen 
Betriebe nach ihrem Erwerbscharakter, insbesondere 


eine zuverlässige Abgrenzung der Vollerwerbsbe- 
triebe und ihrer regionalen Verteilung, ist erst von 
den Ergebnissen der Landwirtschaftszählung 1971 zu 
erwarten, in der die betrieblichen und die außer- 
betrieblichen Tätigkeiten sowie die Einkommens- 
Verhältnisse rechnerisch ermittelt oder direkt er- 
hoben werden. Aus der Höhe dieser Einkommen 
und ihrer Relation wird es erstmalig möglich sein, 
eine genauere Gliederung für die Gesamtheit der 
Betriebe vorzunehmen. Das unterstreicht die beson- 
dere politische Bedeutung dieser Landwirtschafts- 
zählung, die den bereits heute sehr heterogenen 
Sektor „Landwirtschaft" transparenter machen und 
dadurch Ansatzpunkte für gezielte agrarpolitische 
sowie regionalpolitische Maßnahmen liefern wird. 


1.24 Forststruktur 

Betriebs- und agrarstrukturelle Maßnahmen, die 
Lösung der Einkommensprobleme in der Landwirt- 
schaft, die Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur und der Raumordnung des ländlichen Rau- 
mes wären wegen der engen Verbindung der Forst- 
wirtschaft mit der Landwirtschaft ohne Einbeziehung 
der Forstwirtschaft nur unvollständig. Die Forstwirt- 
schaft wird deshalb erstmalig in diesen Bericht auf- 
genommen. 

Die 7,21 Mill. ha Waldfläche des Bundesgebietes, 
das sind 29 Vo der Wirtschaftsfläche, verteilen sich 
auf die Besitzarten und Betriebsgrößenklassen, wie 
aus der Übersicht 5 hervorgeht. 

Allein 94 ^/o der privaten Betriebe mit 21 Vo der 
Waldfläche des Bundesgebietes gehören der Größen- 
klasse bis 20 ha Holzbodenfläche an. Die Besitz- 
zersplitterung des Privatwaldes kommt in der durch- 
schnittlichen Forstbetriebsfläche von 4 ha Holz- 
bodenfläche nicht deutlich zum Ausdruck, denn der 
einzelne Waldbesitz besteht häufig aus mehreren 
kleineren Waldparzellen. Weitere Strukturmängel, 
wie z. B. unzureichender Aufschluß durch Wege, 
höhere Anteile ertragsarmer oder ertragsloser Be- 
stockung, stehen ursächlich mit der Besitzzersplitte- 
rung im Zusammenhang. Mindestens 800 000 ha sind 
noch flurbereinigungsbedürftig. 

Die Besitzzersplitterung, die ein Haupthindernis für 
die rationelle Bewirtschaftung ist, wird durch forst- 
liche Zusammenschlüsse bisher nur unzureichend ge- 
mildert. Diese umfassen auf der Grundlage gemein- 
samer Bewirtschaftung weniger als 1 ^/o der Privat- 
waldfläche. Zusammenschlüsse, die nur auf Teil- 
gebieten eine Kooperation betreiben, also ohne ge- 
meinsame Bewirtschaftung tätig sind, erstrecken 
sich auf rund 20 Vo der Privatwaldfläche. 

Die Verbindung von land- und forstwirtschaftlicher 
Bodennutzung ist ein Hauptmerkmal der Betriebe 
mit Privatwald. Sieht man von den Kleinstwald- 
flächen unter 0,5 ha ab, dann haben von der Gesamt- 
zahl der 497 000 forstlichen Betriebseinheiten über 
0,5 ha 431 000 oder 87 ^/o sowohl land- als auch forst- 
wirtschaftliche Flächen. Nur 13 Vo sind reine Forst- 
betriebe. Die 424 000 privaten gemischten Betriebe 
umfaßten nach der Forsterhebung 1961 bei einer 
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Übersicht 5 


Zahl und Fläche der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe mit Waldfläche 
in der Bundesrepublik Deutschland 

(Nach der Forsterhebung 1961) 


Größenklasse 
(Holzbodenfläche) 0 
von . . . bis unter 

1 ha 

Betriebe 

Forstbetriebsfläche 

Forstbetriebsgröße 

absolut 

«/o 

1000 ha 

«/o 




1. Privatwald 


unter 0,5 

228 900 

31,5 

50 

0,7 

0,2 

0,5 bis 20 

456 009 

62,8 

1 458 

20,2 

3 

20 bis 100 

15513 

2,1 

582 

8,1 

38 

100 bis 500 

2 139 

0,3 

443 

6,2 

207 

500 bis 1 000 

224 

0,1 

162 

2,2 

723 

über 1 000 

185 

— 

462 

6,4 

2 497 

zusammen . . . 

702 970 

96,8 

3 157 

43,8 

4 




2. Körperschaftswald 


zusammen . . . 

20 811 

2,9 

1 811 

25,1 

87 




3. Staatswald 


zusammen . . . 

1 888 

0,3 

2 239 

31,1 

1 186 

insgesamt . . . 

725 669 

100,0 

7 207 

100,0 

10 


h Holzbodenfläche und Flächen, die der dauernden Erzeugung von Holz dienen (einschließlich der Flächen vermin- 
derter Produktion). 


Gesamtbetriebsfläche von 8,5 Mill. ha eine landwirt- 
schaftliche Nutzfläche von 5,6 Mill. ha und eine 
Holzbodenfläche von 2,4 Mäll. ha. Die Fläche der 
bäuerlichen Betriebe mit einem Waldanteil bis zu 
200 ha beträgt über 308 000 ha. Sie verfügen über 
23 der gesamten Waldfläche und über 56 der 
privaten Holzbodenfläche. 

Der Wald im Besitz der öffentlichen Hand, der über 
die Hälfte der gesamten Fläche ausmacht, ist beson- 
ders im Staatseigentum ideal arrondiert und zu 
größeren Betriebseinheiten zusammengefaßt. Die 
durchschnittliche Betriebsfläche der staatlichen Forst- 
betriebe hat seit dem Erhebungsjahr infolge der 
Verringerung der Zahl der Forstämter zugenommen 
und wird weiter ansteigen. 

Die Bedeutung des Waldes für die Volkswirtschaft 
darf nicht nur nach ökonomischen Gesichtspunkten 
beurteilt werden, da er in zunehmendem Maße 
gesellschaftliche Funktionen übernimmt. Darüber 
hinaus gehen vom Wald zahlreiche Schutz- und Aus- 
gleichswirkungen auf Boden, Klima, Tier- und 
Pflanzenwelt aus, die auch der Allgemeinheit zu- 
gute kommen. 


1.3 Arbeits- und Sozialverhältnisse 

Entwicklung und Struktur der Beschäftigten in der 
Landwirtschaft 

Uber Entwicklung und Struktur der Beschäftigten in 
der Landwirtschaft geben im wesentlichen folgende 
Erhebungen') Auskunft: 

— Statistik der Erwerbstätigen im Rahmen des 
Mikrozensus 

— Statistik der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte 
(Erhebung alle zwei Jahre) 

— EWG-Statistik 

Die Zahl der Erwerbstätigen in der Land- und Forst- 
wirtschaft®) des Bundesgebietes aufgrund des Mikro- 
zensus verringerte sich von 1960 bis 1970 um 
1,2 Mill. ®). Das bedeutet einen Rückgang um rund 


Ü Erläuterungen siehe Materialband, S. 40 
®) Inlandskonzept nach der Definition der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung des Statistischen Bundes- 
amtes 

^) geschätzt 
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ein Drittel. Die durchschnittliche jährliche Abnahme 
betrug in diesem Zeitraum 120 000 Erwerbstätige 
oder 4 ‘^/o. Im Jahre 1970 waren schätzungsweise 
150 000 (5,9 ^/o) Erwerbstätige weniger als im Jahre 
1969 beschäftigt. Im letzten Jahrzehnt entwickelte 
sich die Zahl der Erwerbstätigen in der Land- und 
Forstwirtschaft der Bundesrepublik wie folgt: 




Verminderung 
gegenüber 
dem Vorjahr 

1960 

3 581 000 


1965 

2 951 000 


1966 

2 852 000 

- 99 000 

1967 

2 737 000 

-115 000 

1968 

2 640 000 10) 

- 97 000 

1969 

2 541 000 10) 

- 99 000 

1970 

2 390 000 10) 

-150 000 

Die Statistik über die Erwerbstätigen nach dem 
Mikrozensus erlaubt keine Aussage über die Struk- 

tur der in 

den landwirtschaftlichen 

Betrieben be- 

schäftigten 

Personen. Diese ergibt 

sieh allein aus 


der Statistik der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte. 

In den landwirtschaftlichen Betrieben (ohne Forst- 
wirtschaft) waren im Wirtschaftsjahr 1969/70 
1 698 ÜOO Familienarbeitskräfte und 136 OOO Lohn- 
arbeitskräfte ständig, 1 141 000 Familienarbeits- 
kräfte und 128 000 Lohnarbeitskräfte nicht ständig 
beschäftigt. Der betriebliche Arbeitsaufwand — aus- 
gedrückt in Vollarbeitskräften — belief sich auf ins- 
gesamt 1 480 OOO AK. 

Gegenüber 1964/65 hat sich der Bestand an Voll- 
arbeitskräften im Durchschnitt jährlich um 89 000 
AK verringert, das sind 5 Vo. Gegenüber 1968/69 be- 
trug der Rückgang 148 000 AK oder 9 ®/o. Von 1960/61 
bis 1969/70 hat sich die Zahl der Arbeitskräfte wie 
folgt verändert: 


1960/61 

2 400 000 AK 

Verminderung 
gegenüber 
dem Vorjahr 

1964/65 

1 924 000 AK 


1965/66 

1 855 000 AK 

- 69 000 

1966/67 

1 812 000 AK 

- 43 000 

1967/68 

1 718 000 AK 

- 94 000 

1968/69 

1 628 0<Q0 AK 

- 90 000 

1969/70 

1 480 000 AK 

-148 000 


Uber die strukturelle Zusammensetzung der in der 
Landwirtschaft tätigen Arbeitskräfte und der land- 
wirtschaftlichen Familien liegen für 1969/70 keine 
Erhebungsergebnisse vor. Die hierfür nötigen An- 
gaben werden nur alle zwei Jahre im Rahmen der 
Arbeitskräfteerhebung ermittelt. Viele Anzeichen 
deuten jedoch darauf hin, daß sich die seit längerem 
beobachteten Entwicklungstendenzen fortsetzen, zum 
Teil verstärken: 


vorläufig, für 1970 geschätzt, nach dem Beschäfti- 
gungsartkonEept 

^0 In Betrieben ab 0,5 ha LF, von 1964/65 an ohne Arbeits- 
kräfte in Betrieben von 0,5 bis 2 ha LF, die nicht für 
den Markt produzieren (d. h. mit Verkaufserlösen 
unter 1000 DM pro Jahr). 


Die rückläufige Beschäftigung von Lohnarbeitskräf- 
ten dürfte wiederum vor allem zu Lasten der unge- 
lernten, in die Hausgemeinschaft der Betriebsin- 
haber aufgenommenen Arbeitskräfte gegangen sein. 
Damit dürfte sich der Anteil der im Stundenlohn 
beschäftigten Arbeitnehmer an allen ständigen Land- 
arbeitern, der 1968/69 rund 78 ®/o ■ — 1964/65 nur 
58 Vo — betrug, weiter erhöht haben. Zugleich dürfte 
sich die fachliche Qualifikation der landwirtschaft- 
lichen Arbeitnehmer weiter verbessert haben. Nach 
der Statistik der landwirtschaftlichen Arbeitsver- 
dienste verfügten im September 1969 rund 60 ^/o der 
Landarbeiter über Maschinenkenntnisse; 19 ^/o wa- 
ren Facharbeiter und nur noch 21 ®/o ungelernte oder 
angelernte Kräfte. Bemerkenswert ist ferner, daß in 
den hauptberuflich bewirtschafteten Betrieben der 
Anteil der Lohnarbeit am gesamten Arbeitsaufwand 
zunimmt; er betrug 1966/67 9,6 Vo und 1968/69 

10,7 ®/o. Im Durchschnitt aller Betriebe ist der An- 
teil rückläufig. 

Aus der Erhebung über landwirtschaftliche Arbeits- 
kräfte des Jahres 1968/69 ist erkennbar geworden, 
daß durch die Einführung der Altershilfe für Land- 
wirte seit 1957 das Durchschnittsalter der landwirt- 
schaftlichen Betriebsinhaber zurückgegangen ist. Die 
Neuzugänge an Empfängern von Altersgeld und von 
Landabgaberente während des Wirtschaftsjahres 
1969/70 lassen vermuten, daß sich diese Entwicklung 
fortgesetzt hat. Mehr als die Hälfte aller hauptberuf- 
lichen Bertiebsinhaber mit 10 und mehr ha LN dürfte 
heute unter 45 Jahre alt sein (1956; 30 Vo). Die Zahl 
der jüngeren Nebenerwerbslandwirte nimmt eben- 
falls zu. 

Auch bei mitarbeitenden Familienangehörigen ist 
eine Verringerung des Durchschnittsalters festzu- 
stellen. Dies gilt nicht nur für die Ehefrauen der Be- 
triebsinhaber, sondern auch für die sonstigen Mit- 
helfenden, von denen 1968/69 31 Vo unter 25 Jahre 
und 29 zwischen 25 und 45 Jahre alt waren. 
Hierunter dürften sich in erster Linie die künftigen 
Hofnachfolger für diejenigen Betriebe befinden, 
deren Inhaber über 45 Jahre alt sind. Die früher 
häufige lebenslange Mitarbeit der von der Hofnach- 
folge ausgeschlossenen Kinder geht stark zurück. 

Der Anteil der Frauenarbeit, insbesondere der 
Bäuerinnen, an der gesamten Arbeit der landwirt- 
schaftlichen Familienarbeitskräfte nimmt — als Folge 
der beruflichen Umorientierung bisher nicht voll be- 
schäftigter männlicher Familienangehöriger — vor 
allem in den Nebenerwerbsbetrieben zu. Im Jahre 
1968/69 wurden hier 50 ®/o der Betriebsarbeit von 
Frauen geleistet, während in den hauptberuflich be- 
wirtschafteten Betrieben auf deren Mitarbeit etwa 
34 Vo der betrieblichen Arbeit entfielen. Unter den 
Lohnarbeitskräften beträgt der Anteil der weiblichen 
Arbeitskräfte 29 Vo. 

Die Zahl der in der Landwirtschaft Tätigen, die 
von den Berufsförderungsmaßnahmen der Bundes- 
anstalt für Arbeit Gebrauch machen und sich durch 
Umschulung auf einen qualifizierten außerlandwirt- 
schaftlichen Beruf vorbereiten, steigt langsam an. 
Mehr und mehr setzt sich auf dem Lande die Er- 
kenntnis durch, daß es notwendig ist, den in bäuer- 
lichen Familien heranwachsenden Kindern eine gute 
Schul- und Berufsausbildung zu geben (s. S. 79). 
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Übersicht 6 


Erwerbstätige in der Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 
absolut und in ®/o der Gesamtzahl der Erwerbstätigen 
in den Mitgliedstaaten der EWG 



Bundes- 
republik 
Deutsch- 
land 0 

Frankreich 

Italien 

Niederlande i 

i 

Belgien 

Luxemburg 

EWG 

1 




in lOOO 




1960 

3 623 

4 189 

6 567 

465 

299 

22 

15 165 

1965 

2 966 

3 480 

4 956 

388 

230 

19 

12 039 

1966 

2 877 

3 355 

4 660 

375 

216 

18 

11 501 

1967 

2 742 

3 237 

4 556 

366 

209 

18 

11 128 

1968 

2 630 

3 121 

4 257 

352 

201 

17 

10 578 

1969 

2 533 

3 009 

4 023 

341 

191 

16 

10 113 




in o/o 




1960 

14,0 

22,4 

32,8 

11,5 

8,7 

16,4 

21,0 

1965 

11,1 

17,8 

26,1 

8,8 

6,4 

13,7 

16,4 

1966 

10,8 

17,0 

24,9 

8,5 

6,0 

12,9 

■ 15,7 

1967 

10,6 

16,4 

24,1 

8,3 

5,8 

13,0 

15,3 

1968 

10,2 

15,8 

22,6 

8,0 

5,6 

12,2 

14,7 

1969 

9,6 

15,1 

21,5 

7,7 

5,2 

11,4 

13,8 




Das Erwerbstätigenkonzept der EWG weicht vom Inlandskonzept der Bundesrepublik Deutschland für die Volks- 
wirtschaf tlidie Gesamtrechnung ab. 

Quelle: SAEG 


Die Abwanderung aus der Landwirtschaft ist nicht 
auf die Bundesrepublik beschränkt, sondern im ge- 
samten Bereich der Gemeinschaft festzustellen. Nach 
der EWG-Statistik schieden von 1960 bis 1969 im 
Durchschnitt jährlich rund 560 000 Erwerbstätige aus 
dem landwirtschaftlichen Produktionsprozeß aus. 
Das entspricht einer jährlichen Abwanderungsrate 
von 4,6 *^/o. Im Jahre 1960 waren noch rund 15 MilL, 
1969 dagegen lediglich 10 Mill. Erwerbstätige in der 
Landwirtsdiaft der EWG tätig (vgl. Übersicht 6). 

Relativ am stärksten war der Rückgang seit 1960 in 
Italien und Belgien. Der Anteil der Erwerbstätigen 
in der Landwirtschaft (einschließlich Forstwirtschaft 
und Fischerei) an der Gesamtzahl der Erwerbstäti- 
gen ist in Belgien mit 5,3 am geringsten und in 
Italien mit 21,5 Vo am höchsten. 

Arbeitszeiten in der Landwirtschaft 

Die tarifvertraglich vereinbarten Arbeitszeiten der 
landwirtschaftlichen Arbeiter, die seit April 1969 bei 
jährlich 2348 Stunden oder wöchentlich durchschnitt- 
lich 45 Stunden liegen, sind im Jahre 1970 unverän- 


dert geblieben. Die tatsächlichen Arbeitszeiten lagen 
nach der Erhebung im September 1969 um 3 bis 
7 Stunden je Monat höher als im Vorjahr. Diese 
Arbeitszeitverlängerung geht bei den Facharbeitern 
und den Landarbeitern ausschließlich auf eine 
höhere Zahl von Mehrarbeitsstunden zurück. Dage- 
gen haben sich die Normalarbeitszeiten der ange- 
lernten Arbeiter monatlich um etwas mehr als 
4 Stunden verlängert. 

Die im Rahmen des Mikrozensus in der Woche vom 
20. bis 26. April 1969 festgestellten Arbeitszeiten 
der Selbständigen und der mitarbeitenden Familien- 
angehörigen bestätigen die im Vorjahr festgestellte 
Tendenz einer langsamen Arbeitszeitverkürzung in 
der Landwirtschaft. Allerdings arbeiten die Land- 
wirte noch immer 8 bis 10 Stunden je Woche länger 
als die Selbständigen in anderen Wirtschaftsberei- 
chen. Dies gilt im allgemeinen auch für die mitarbei- 
tenden Familienangehörigen. Im Wirtschaftsbereich 
Dienstleistungen waren die Arbeitszeiten der mit- 
arbeitenden Familienangehörigen allerdings ebenso 
lang, z. T. sogar auch länger als in der Landwirt- 
schaft (vgl. Übersicht 7). 
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Übersicht 7 


Arbeitsstunden der Erwerbstätigen nach Wirtschaftsbereichen 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Woche vom 20. bis 26. April 1969 


Art der Erwerbstätigen 

Land- und 
Forstwirt- 
schaft 

Produzie- 

rendes 

Gewerbe 

Handel 

und 

Verkehr 

sonstige 

Wirtschafts- 

bereiche 

(Dienst- 

leistungen) 

Männer 





Selbständige 

63,1 

52,8 

55,3 

55,4 

Mithelfende Familienangehörige 

51,1 

39,5 

46,7 

52,0 

Arbeiter 

49,8 

42,3 

45,0 

43,5 

Frauen 





Selbständige 

46,2 

40,4 

48,2 

48,1 

Mithelfende Familienangehörige 

46,4 

40,0 

42,0 

42,3 

Arbeiter 

41,9 

36,6 

32,3 

35,1 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Löhne der landwirtschaftlichen Arbeiter 

Die Tariflöhne der landwirtschaftlichen Arbeiter 
sind mit Wirkung vom 1. Januar 1970 um rund 8 ^/o 
angehoben worden. Der Landarbeiter-Ecklohn liegt 
seitdem im Durchschnitt des Bundesgebietes bei 
3,80 DM je Stunde, der Gesamtlohn für Landarbeiter 
in Hausgemeinschaft bei 68-9 DM je Monat; hierin 
sind 160,35 DM für den Wert der freien Kost und 
Wohnung enthalten. Ab 1. Januar 1971 ist der Land- 
arbeiter-Ecklohn um rund 11 Ao auf 4,23 DM erhöht 
worden. 

Die Tariflohnerhöhungen in der Landwirtschaft ha- 
ben nicht ausgereicht, um den Anschluß an die allge- 
meine Lohnentwicklung zu halten. Dies geht nicht 
nur aus dem Vergleich der Tariflohnsteigerungen 
hervor, sondern auch aus einer Gegenüberstellung 
der tatsächlichen Arbeitsverdienste. Bei einem Ver- 
gleich der Bruttoarbeitsverdienste der Industrie- 
arbeiter der Leistungsgruppe 2 mit denen der Land- 
arbeiter ergibt sich für 1969/70 ein Lohnabstand von 
1,63 DM oder 29 Vo gegenüber 1,47 DM oder 28,8 Vo 
im vorangegangenen Wirtschaftsjahr. 


1.4 Agrarmärkte 

Auf die Vielzahl von landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen und ihre Märkte kann im Rahmen dieses Be- 
richts nicht eingegangen werden. Der Agrarbericht 
muß sich auf die Darstellung jener Agrarmärkte 
beschränken, die aus politischer Sicht von beson- 
derer Aktualität und Bedeutung sind. 


Der gemeinsame Agrarmarkt der EWG steht im 
Zeichen einer Agrarproduktion, die in Teilbereichen 
schneller zunimmt als der Verbrauch. Ursache für 
die rasch steigende Erzeugung ist einerseits die ver- 
mehrte und schnellere Anwendung des technischen 
Fortschritts sowie eine unzureichende Anpassung 
des Faktoreinsatzes, besonders der Arbeitskräfte, an 
diese Entwicklung. Demgegenüber steigt die Nach- 
frage nach Nahrungsmitteln bedingt durch ein ver- 
hältnismäßig niedriges Bevölkerungswachstum so- 
wie durch abnehmende Einkommenselastizitäten der 
mengenmäßigen Nachfrage nur noch langsam. Abge- 
sehen von kurz- und mittelfristigen Angebotsrück- 
gängen stehen daher die meisten Agrarmärkte lang- 
fristig unter Preisdruck. 

Günstig entwickelte sich die Nachfrage nach Fleisch. 
Der Verbrauch ist laufend gestiegen, da die Nach- 
frage hier noch elastisch ist. Dagegen reagiert die 
Nachfrage nach Getreideerzeugnissen für die mensch- 
liche Ernährung bereits negativ auf Einkommens- 
steigerungen. Zucker ist praktisch einkommensun- 
elastisch. Der Pro-Kopf-Verbrauch für Milch und 
Milcherzeugnisse insgesamt genommen dürfte in 
der EWG nur noch verhältnismäßig schwach steigen. 

Die Überschüsse in der EWG verursachen im Rah- 
men der Gemeinsamen Marktorganisationen erheb- 
liche Kosten vor allem für Lagerhaltung, Verbilli- 
gungsaktionen, Denaturierungsprämien und Export- 
erstattungen. Im Jahre 1969/70 gelang es mit Hilfe 
gezielter Maßnahmen, einen großen Teil der Uber- 
schußbestände auf dem Binnenmarkt oder in Dritt- 
ländern abzusetzen. Einschließlich der Marktord- 
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nungskosten für die Marktordnungswaren insgesamt 
erreichten die Ausgaben des EAGFL-Abt. Garantie 
1970 rund 8,6 Mrd. DM. 

Getreide 

Die Getreideerzeugung nahm in der EWG in den 
letzten Jahren schneller zu als der Verbrauch. Nach 
wie vor ist die Gemeinschaft aber für Getreide ins- 
gesamt Zuschußgebiet. Der Zuschußbedarf (Differenz 
zwischen Verbrauch und Erzeugung) hat sich jedoch 
in den letzten Jahren tendenziell vermindert, wie 


die folgende Übersicht zeigt: 

Mill. t 

1960/61 

9,3 

1961/62 

14,5 

1962/63 

7,3 

1963/64 

11,0 

1964/65 

8,8 

1965/66 

9,5 

1966/67 

13,4 

1967/68 

6,6 

1968/69 

4,3 

1969/70 

6,7 

(vorläufig) 


Bei den einzelnen Getreidearten ist die Situation 
jedoch unterschiedlich. Zunehmenden Überschüssen 
bei Weichweizen und neuerdings auch bei Gerste 
steht ein Zuschußbedarf bei den übrigen Getreide- 
arten gegenüber. Die Überschüsse in der EWG führ- 
ten zu steigenden Kosten für Exporterstattungen, 
Interventionen und Denaturierungsprämien. Die 
Ausgaben des EAGFL-Abt. Garantie beliefen sich 
auf dem Getreidesektor 1970 auf schätzungsweise 
2,5 Mrd. DM. 

In der EWG begann das Getreidewirtschaftsjahr 
1969/70 mit außergewöhnlich hohen Beständen an 
Getreide, und zwar über 14 Mill. t. Außerdem 
wurde 1969 mit über 70 Mill. t erneut eine größere 
Getreideernte eingebracht. Dennoch verlief der 
Markt ruhiger als 1968/69. Der Getreidemarkt, ins- 
besondere der Weichweizenmarkt, erfuhr durch 
größere Exporte und vor allem durch die umfang- 
reiche Verfütterung von Weizen als Folge der er- 
höhten Denaturierungsprämie eine besondere Ent- 
lastung. Die Interventionsmengen blieben somit ge- 
ringer als im Vorjahr, und die staatlichen Vorräte 
konnten kräftig, und zwar um 4,3 Mill. t, reduziert 
werden. Die starke Zunahme der Verfütterung von 
denaturiertem Weizen hatte eine Abnahme der Fut- 
tergetreideimporte aus Drittländern zur Folge. 

In der Bundesrepublik Deutschland blieb die Ge- 
treideernte 1969 mit 18,9 Mill. t nur knapp unter 
der Rekordernte des Vorjahres. Der Rückgang der 
Hektarerträge wurde durch eine erneute Anbau- 
ausweitung fast ausgeglichen. Mit 7,4 Mill. t ver- 
kaufte die Landwirtschaft beinahe ebensoviel Ge- 
treide wie im Vorjahr. Die Einfuhr von Getreide 
ging bei der reichlichen Versorgung aus Eigenerzeu- 


gung und Vorräten zurück, zumal nach der Franc- 
Abwertung im August 1969 — nicht wie im Vor- 
jahr — der Anreiz bestand, mehr Getreide aus 
Frankreich einzuführen, als für den Verbrauch be- 
nötigt wurde. Andererseits ergaben sich mit Hilfe 
von Exporterstattungen größere Absatzmöglichkei- 
ten für Gerste und Weizen aus Interventionsbestän- 
den in Drittländern. 

Der Getreidezuschußbedarf in der Bundesrepublik 
hat sich folgendermaßen entwickelt: 



Mill. t 

1960/61 

2,8 

1961/62 

6,6 

1962/63 

4,0 

1963/64 

4,1 

1964/65 

4,0 

1965/66 

6,4 

1966/67 

5,7 

1967/68 

4,9 

1968/69 

4,0 

1969/70 

5,5 

Getreideverbrauch 

stieg 1969/70 


24 Mill. t an, das ist der bisher größte Getreidever- 
brauch (siehe Materialband Tabelle Nr. 34). Die 
Zunahme des Verbrauchs ist fast ausschließlich 
durch eine größere Verfütterung ■ — vor allem von 
Weizen — bedingt. Die Getreideverfütterung betrug 
1969/70 15,3 Mill. t. Der Verbrauch von Getreide für 
industrielle Zwecke (Braumalz usw.) stieg ebenfalls 
an. Der Nahrungsverbrauch an Getreide ging hin- 
gegen weiter zurück, da die Abnahme des Pro-Kopf- 
Verbrauchs an Weizen- und Roggenmehl nicht durch 
das Bevölkerungswachstum ausgeglichen wurde. 

Im Herbst 1969 lagen die Marktpreise der meisten 
Getreidearten in der Bundesrepublik vor allem in- 
folge der Intervention B über dem Interventions- 
preisniveau. Nach Senkung der Interventionspreise 
am 1. Januar 1970 als Folge der DM-Aufwertung 
gingen auch die Marktpreise zurück. Der weit- 
gehende Abbau der staatlichen Vorräte hatte jedoch 
zur Folge, daß sich bei ebenfalls knappem Angebot 
in den übrigen Mitgliedstaaten und bei verstärkter 
Nachfrage nach Weizen für Denatuierungszwecke im 
ersten Halbjahr 1970 die Marktpreise kräftig über 
das neue Interventionspreisniveau erhöhten. Der 
! Rückgang der Marktpreise entsprach damit nicht 
voll dem Rückgang der Interventionspreise nach 
dem 1. Januar 1970. Die Auswirkungen dieser Inter- 
ventionspreissenkung auf die Erzeugerpreise wer- 
den über die Mehrwertsteuer und durch Direktzah- 
lungen ausgeglichen. Außerdem erfolgte 1969/70 die 
Auszahlung der dritten und letzten Rate (40,45 
DM/ha ^2) zum Ausgleich der Getreidepreissenkung 
am 1. Juli 1967. 


Ohne Berücksichtigung des Braugerstezuschlages, der 
sich auf 22,45 DM/ha Braugerste beläuft und den Brau- 
gersteerzeugern zusätzlich gewährt wird. 
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Zucker 

Die Zuckererzeugung in der EWG insgesamt stieg 
ab 1968/69 schneller als der Verbrauch. In den letz- 
ten drei Jahren ist die Anbaufläche konstant geblie- 
ben. Im Durchschnitt der Jahre 1968/69 bis 1970/71 
betrug der jährliche Zuckerüberschuß, der zu dem 
gegebenen Interventionspreisniveau nicht abgesetzt 
werden konnte, durchschnittlich rund 1 Mill. t Weiß- 
zucker. Die Ausgaben des EAGFL-Abt. Garantie 
für Exporterstattungen, Interventionen und Denatu- 
rierungsprämien beliefen sich bei Zucker 1970 auf 
0,9 Mrd. DM. Darin sind allerdings 0,3 Mrd. DM 
Produktionsabgaben der Zuckerrüben- und Zucker- 
produzenten enthalten. 

In der EWG stand im Wirtschaftsjahr 1969/70 einer 
Zuckererzeugung von insgesamt 7,4 Mill. t ein 
Zuckerverbrauch für Nahrungszwecke von 6,1 Mill. t 
gegenüber. Der Uberschuß betrug somit 1,3 Mill. t. 
Unterstützt durch die Gewährung von Denaturie- 
rungsprämien flössen 0,3 Mill. t Zucker in den 
Futtersektor. Mit Hilfe von Erstattungen wurden 
0,5 Mill. t Weiß- und Rohzucker und fast 0,2 Mill. t 
zuckerhaltige Erzeugnisse (Weißzuckerwert) in Dritt- 
länder exportiert. Damit wurde der Uberschuß aus 
dem Jahre 1969/70 bis auf 0,3 Mill. t abgebaut. Die 
Zuckerbestände in der EWG lagen am l.Juli 1970 
mit insgesamt 2,5 Mill. t um 0,3 Mill. t höher als 
vor einem Jahr. Sie entsprachen damit — abgesehen 
von 0,2 Mill. t in der Intervention — einem nor- 
malen Ubergangsbestand zu diesem Zeitpunkt. 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden 1969/70 
rund 1,9 Mill. t Zucker erzeugt; das waren 83 000 t 
mehr als im Vorjahr (s. Materialband Tabelle 36). 
Zwar fiel die Zuckerrübenernte mit 13,4 Mill. t um 
0,7 Mill. t geringer aus, dafür lag der Zuckergehalt 
der Rüben aber aufgrund der warmen Herbstwitte- 
rung bedeutend höher als im Vorjahr. 

Der Pro-Kopf-Verbrauch an Zucker nahm 1969/70 
geringfügig auf 32,0 kg zu. Er lag damit um 0,3 kg 
über dem Durchschnitt der Jahre 1965/66 bis 1969/70. 
Bei gleichzeitiger Bevölkerungszunahme erhöhte 
sich der gesamte Inlandsverbrauch um 30 000 t auf 
1,96 Mill. t. Außerdem wurden 0,12 Mill. t für Futter- 
zwecke und in der chemischen Industrie verwendet. 

Der Einfuhrüberschuß belief sich 1969/70 auf rund 
150 000 t. Unter Einschluß des Verbrauchs an ver- 
billigtem Zucker für Futterzwecke und für die 
chemische Industrie betrug der Selbstversorgungs- 
grad der Bundesrepublik 1969/70 rund 92 Vo. Im Zeit- 
raum 1965/66 bis 1969/70 lag er im Durchschnitt bei 
84 ^/o. Stellt man lediglich den Nahrungsverbrauch 
der Erzeugung gegenüber, so betrug der Selbstver- 
sorgungsgrad 1969/70 98 Vo und im fünfjährigen 
Durchschnitt 93 Vo. 

Die Zuckerhersteller und die Rübenanbauer müssen 
sich an der Verwertung der Überschüsse in der EWG 
finanziell beteiligen. Im Wirtschaftsjahr 1969/70 
überstieg die Zuckererzeugung in der Bundesrepu- 
blik unter Berücksichtigung der übertragbaren Men- 
gen die festgesetzte Grundmenge von 1,75 Mill. t 


Einschließlich der überseeischen französischen Depar- 
tements Gouadeloupe, Martinique und Reunion. 


um rund 156 000 t. Für diese Zuckermengen mußten 
die Zuckerhersteller eine Produktionsabgabe in 
Höhe von 32,83 DM je 100 kg Zucker aufbringen. 
Diese Abgabe durften sie bis zu 60 ®/o auf die Zucker- 
rübenanbauer abwälzen. 

Da die Zuckerrübenverkäufe aus der Ernte 1969 wie 
üblich bis zum Jahresende abgeschlossen waren, 
wurde wie im Vorjahr der gemeinsame Mindestpreis 
für Zuckerrüben in Höhe von 6,80 DM je 100 kg 
(16 Vo Zuckergehalt bei Anlieferung) angewendet. 
Die durch die Aufwertung verursachte Senkung der 
in RE festgesetzten Preise am 1. Januar 1970 hat 
sich daher erst auf die Rübenverkäufe aus der Ernte 
1970 ausgewirkt. 

Da für die über die Grundquote bis zur Höchstquote 
erzeugten Zuckermenge eine Produktionsabgabe zu 
zahlen war, ermäßigte sich der Mindestrübenpreis 
für die dazu verwendeten Rübenmengen auf 4 DM 
je 100 kg. Aus der Ernte 1969 erlösten die Landwirte 
wegen des relativ hohen Zuckergehaltes der Rüben 
im Gesamtdurchschnitt 7,40 DM je 100 kg Zucker- 
rüben einschließlich Mehrwertsteuer. Im Wirtschafts- 
jahr 1968/69 erzielten die Landwirte bei niedrigerem 
Zuckergehalt der Rüben 6,54 DM je 100 kg ein- 
schließlich Mehrwertsteuer. 

Die Entwicklung der Zuckerpreise wurde hingegen 
im abgelaufenen Wirtschaftsjahr durch die Senkung 
der Interventionspreise um 8,5 ®/o am 1. Januar 1970 
als Folge der DM-Aufwertung maßgeblich beein- 
flußt. Der Rückgang der Fabrikabgabepreise im 
ersten Halbjahr 1970 entsprach praktisch dem Auf- 
wertungssatz. Bei den Verbraucherpreisen schlug 
sich die Senkung der Interventionspreise nur ver- 
zögert und nicht in vollem Maße nieder. 

Milch 

Die Situation auf dem Milchmarkt in der EWG war 
bis 1969 durch eine steigende Milcherzeugung und 
Milchanlieferung sowie einen im Vergleich zur Er- 
zeugung schwächer zunehmenden Verbrauch an 
Milch und Milcherzeugnissen gekennzeichnet. Der 
Zuwachs der Milcherzeugung war sowohl eine Folge 
der Aufstockung der Milchkuhbestände als vor 
allem auch der Leistungsverbesserung je Kuh durch 
Fortschritte in Zucht und Haltung. Dagegen erhöhte 
sich der Verbrauch im wesentlichen nur aufgrund 
des Bevölkerungswachstums. Die bis 1969 von Jahr 
zu Jahr zunehmenden Überschüsse führten zu einem 
Anwachsen der Bestände an Butter und Magermilch- 
pulver und erforderten umfangreiche und ständig 
wachsende Kosten — Lagerhaltung, verbilligter Ab- 
satz, Nahrungsmittelhilfe, Exportsubventionen — 
für die Interventionsprodukte Butter und Mager- 
milchpulver, die 1970 mit 3,1 Mrd. DM mehr als ein 
Drittel des Ausgabenvolumens für die gemeinsamen 
Marktorganisationen ausmachten. Dennoch konnte 
der angestrebte EWG-Richtpreis für Milch bisher im 
Durchschnitt der Gemeinschaft nicht erreicht werden. 

In der EWG setzte sich 1969/70 der seit 1960 in der 
EWG zu verzeichnende Bestandsaufbau bei Milch- 
kühen nicht mehr fort. Die in den Monaten Februar 
bis einschließlich April 1970 erfolgte prämienbegün- 
stigte Abschlachtung von rund 234 000 Milch- 
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kühen (vgl. Materialband Tabelle 38) trug maß- 
geblich zu einem Rückgang des Kuhbestandes in 
der EWG bei. In den einzelnen Mitgliedstaaten 
war die Beteiligung an der Abscblacbtaktion und 
ihre Auswirkung auf die Größe des Kuhbestandes 
sehr unterschiedlich. Die Abschlachtaktion hat in 
Frankreich nur einen geringen Erfolg gehabt, weil 
die Zahlung der Abschlachtprämie nicht nur von 
der Aufgabe der Milchviehhaltung, sondern des 
ganzen landwirtschaftlichen Betriebes abhängig ge- 
macht wurde. In den Niederlanden ist der Milchkuh- 
bestand 1969/70 sogar um 2 Vo ausgedehnt worden. 

Die Milchanlieferung an die Molkereien war in der 
EWG iih Jahre 1969/70 um insgesamt etwa 200 000 t 
niedriger als 1968/69. Dieser Rückgang ist in erster 
Linie eine Folge der ungünstigen Witterungsver- 
hältnisse. Daneben zeigten sich die ersten Auswir- 
kungen der Abschlachtaktion und einer geminderten 
Rentabilität der Milcherzeugung. 

Der Uberschuß betrug im abgelaufenen Jahr rund 
3,8 Mill. t Vollmilchwert. Dieser Uberschuß, der sich 
unter Berücksichtigung der Verbilligungsmaßnah- 
men bei Butter ergibt, wäre ohne diese Maßnahmen 
größer gewesen. Außerdem wäre auch ein höherer 
Magermilchüberschuß — 3,8 Mill. t Vollmilch er- 
geben hei der Verarbeitung zu Butter etwa 3,64 
Mill. t Magermilch — entstanden, wenn nicht er- 
hebliche Mengen von Magermilch und Magermilch- 
pulver durch Beihilfen in der Verfütterung verwen- 
det worden wären. 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden 1969/70 
22,2 Mill. t Milch erzeugt, das sind 141 000 t mehr 
als im Jahr zuvor. Die von den Landwirten an die 
Molkereien angelieferte Milchmenge war mit 18,6 
Mill. t oder 84 Vo der Erzeugung um mehr als 
200 000 t größer als im Vorjahr und übertraf somit 
die Mehrerzeugung. Der Milchkuhbestand ging von 
Juni 1969 bis Juni 1970 um 240 000 Stück auf 5,6 
Mill. zurück. Die Bestandsverminderung war in 
erster Linie eine Folge der prämienbegünstigten 
Abschlachtung von 151 000 Kühen. Die durchschnitt- 
liche Milchleistung je Kuh erhöhte sich von 3 760 kg 
im Wirtschaftsjahr 1968/69 auf 3 878 kg 1969/70. 

Der Pro-Kopf-Verbrauch an Milch zum Frischverzehr 
(Vollmilch, Magermilch, Sterilmilch, Sauermilch, 
Milchmischgetränke), der seit 1953 bis vor zwei 
Jahren eine sinkende Tendenz zeigte, hat sich 
1969/70 wieder erhöht und betrug je Kopf der Be- 
völkerung 93,7 kg. Mit dem gestiegenen Pro-Kopf- 
Einkommen hat Sahne mit 3,4 kg einen deutlich zu- 
nehmenden Absatz gefunden. Der Verbrauch von 
Kondensmilch stieg bis 1966/67 von Jahr zu Jahr 
kontinuierlich an und stagniert seitdem auf einem 
Niveau von 7,8 kg. Bedeutsam war die Ausweitung 
des Käseverbrauchs. Er erreichte 1969/70 9,6 kg je 
Kopf. Allerdings ist festzustellen, daß die Ver- 
brauchszunahme — unter anderem aus gesundheit- 
lichen Erwägungen — fast ausschließlich bei Frisch- 
käse und Speisequark erfolgte. 

Der durchschnittliche Auszahlungspreis frei Molke- 
rei für Milch mit einem Fettgehalt von 3,7 'Vo betrug 
1969/70 wie im Vorjahr 39,8 Pf je kg. In diesem 


^^) vgl. Materialband Tabelle 38 


Preis sind 5Vo Mehrwertsteuer (MWSt) und ab 

I. Januar 1970 8 Vo MWSt, davon 3 Vo als Teilaus- 
gleich für den Aufwertungsverlust enthalten. 

Butter 

In der EWG begann das Wirtschaftsjahr 1969/70 mit 
dem bisher höchsten Butterbestand von 405 000 t, 
der allerdings bis Ende Juni 1970 auf 283 000 t abge- 
baut werden konnte. Dazu trugen sowohl die in der 
Gemeinschaft um 50 000 t niedrigere Butterproduk- 
tion, die nach vorläufigen Ergebnissen 1,17 Mill. t 
betrug, als auch größere Exporte auf den Weltmarkt 
bei, die vor allem durch den witterungsbedingten 
Ausfall eines Teils der neuseeländischen Butter- 
erzeugung möglich wurden. Zu den Exporten zählten 
auch die Lieferungen von Butteröl im Rahmen des 
Welternährungsprogramms. Zum Abbau der Butter- 
bestände trugen auch Verbilligungsmaßnahmen 
(z. B. Butter für Sozialhilfeempfänger, Bundeswehr, 
gemeinnützige Einrichtungen) auf dem Binnenmarkt 
bei. Der Butterverbrauch in der Gemeinschaft lag 
1969/70 mit 6,4 kg je Kopf der Bevölkerung auf der 
Höhe des durchschnittlichen Verbrauchs in den letz- 
ten Jahren. 

In der Bundesrepublik Deutschland ging 1969/70 die 
Buttererzeugung in den Molkereien um 2 Vo auf 
507 000 t zurück. Auch die Butterherstellung in den 
landwirtschaftlichen Betrieben war rückläufig. Da- 
gegen stiegen die Buttereinfuhren, davon 98 Vo aus 
den EWG-Mitgliedstaaten, um mehr als ein Drittel 
auf fast 31 000 t an, da seit April 1970 auch Butter 

II. Qualität importiert werden darf. Unter Berück- 
sichtigung der ebenfalls kräftig gestiegenen Ausfuhr 
ergab sich ein Einfuhrüberschuß von 7 000 t. 

Die Auslagerung preisgünstiger Molkereibutter, die 
Butterverbilligungsmaßnahmen sowie die erwähn- 
ten Importe von Butter 11. Qualität ließen den But- 
terverbrauch auf 527 000 t oder 8,6 kg (1968/69: 
8,4 kg) je Kopf der Bevölkerung ansteigen. Läßt 
man die stark verbilligten Mengen, die in Form von 
Butterschmalz, sowie als Butter an die Bundeswehr, 
an soziale Einrichtungen und Bedürftige abgegeben 
wurden, teilweise außer Betracht, so betrug der 
Butterverbrauch je Kopf 1969/70 nur 8,1 kg. Damit 
war er um fast 1 kg niedriger als 1962/63, dem Jahr 
mit dem bisher höchsten Pro-Kopf-Verbrauch. Dieser 
rückläufige Pro-Kopf-Verbrauch war entscheidend 
für die ungünstige Entwicklung auf dem Milchmarkt, 
denn der Verbrauchsrückgang entspricht der Milch- 
leistung von etwa 350 000 Milchkühen. Die Butter- 
bestände bei der Einfuhr und Vorratsstelle betrugen 
Ende Juni 1970 121 000 t gegenüber 127 000 t im 
Jahr zuvor. 

Magermilchpulver 

ln den Ländern der EWG lagerten Anfang Juli 1969 
320 000 t und vier Monate später 393 000 t Mager- 
milchpulver; am Schluß des Wirtschaftsjahres 
1969/70 hatten sich die Bestände — vor allem durch 
Exporte — auf 210 000 t und einen Monat später be- 
reits auf 136 000 t abzüglich der für den Verkauf 
vorfixierten Mengen, stark verringert. 

Mit Rücksicht auf die Versorgungslage in der Ge- 
meinschaft wurden nach Abschluß des Wirtschafts- 
jahres die Exporterstattungen für Lieferungen in 
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Drittländer reduziert. Die verbilligte Abgabe von 
Magermilchpulver zur Herstellung von Mischfutter- 
mitteln für Geflügel und Schweine wurde einge- 
stellt. 

In der Bundesrepublik Deutschland dagegen war der 
Umfang der Magermilchpulverbestände bis Ende 
Juli 1968 gering. Mit Einführung der Interventions- 
pflicht zu Beginn der gemeinsamen Milchmarkt- 
organisation erhöhten sich diese schnell und erreich- 
ten Ende Juni 1970 rund 116 000 t, davon waren 
jedoch bereits 51 000 t für den späteren Export ver- 
kauft. Vom Gesamtverbrauch in Höhe von 240 000 t 
wurden 1969/70 rund 90 Vo verfüttert und 10 Vo in 
der Ernährungsindustrie verarbeitet. 

Fleisch 

Im Gegensatz zu anderen Agrarprodukten sind 
strukturelle Überschüsse auf den Eleischmärkten der 
EWG bisher nicht aufgetreten. 

Der Selbstversorgungsgrad zeigte in den letzten Jah- 
ren sogar eine sinkende Tendenz, da die Erzeugung 
mit der Zunahme des Verbrauchs nicht Schritt hielt. 
Das gilt insbesondere für Rind- und Kalbfleisch. Es 
wird deshalb im Rahmen der EWG-Agrarpolitik eine 
stärkere Verlagerung von der Milch- zur Rind- 
fleischerzeugung angestrebt. Ein erster Schritt auf 
diesem Wege wurde mit der am 1. Dezember 1969 
in der EWG eingeführten Prämienzahlung für die 
Nichtvermarktung von Milch und Milcherzeugnissen 
getan (vgl. Materialband Tabelle 38j. 

Rind- und Kalbfleisch 

In der EWG betrug die Rind- und Kalbfleischerzeu- 
gung im Wirtschaftsjahr 1969/70 nach den vorliegen- 
den Angaben rund 4,1 Mill. t oder 2 Vo mehr als 
1968/69. Der Produktionsanstieg hat sich damit, wie 
bereits im Vorjahr festzustellen war, gegenüber 
dem Durchschnitt der Jahre 1965/66 bis 1967/68 
weiter verlangsamt. Damals waren jährliche Zu- 
wachsraten von 7 bis 8Vo zu verzeichnen. In den 
einzelnen EWG-Mitgliedstaaten verlief die Entwick- 
lung sehr unterschiedlich. Bemerkenswert ist vor 
allem, daß in Frankreich, dem größten Rind- und 
Kalbfleischproduzenten in der Gemeinschaft, mit 
3 Vo ein deutlicher Produktionsrückgang zu verzeich- 
nen war. Die Kalbfleischerzeugung in der EWG lag 
mit 0,65 Mill. t trotz rückläufiger Kälberschlachtun- 
gen annähernd auf Vorjahreshöhe, da der Trend zu 
höheren Schlachtgewichten in allen Ländern anhielt. 

In der Bundesrepublik Deutschland erreichte die Er- 
zeugung von Rind- und Kalbfleisch mit zusammen 
1,23 Mill. t ihren bisher größten Umfang (+7*^/0 
gegenüber dem Vorjahr). Zu diesem Ergebnis trug 
neben der starken Ausdehnung der Bullenmast die 
große Beteiligung der deutschen Kuhhalter an der 
Abschlachtaktion für Milchkühe bei. Mit rund 
151 000 Kühen entfielen rund 65 ‘^/o der EWG- 
Schlachtquote auf die Bundesrepublik, deren Anteil 
am Kuhbestand der EWG nur 27 Vo ausmacht. Einem 
auf 1,16 Mill. t und damit um 97 000 t erhöhten 
Rindfleischanfall aus eigener Erzeugung stand ein 
Rückgang des Einfuhrüberschusses um 50 000 t auf 
147 000 t gegenüber, so daß der Verbrauch an Rind- 


fleisch auf 1,30 Mill. t oder je Kopf der Bevölkerung 
auf 21,2 kg anstieg. Vollbeschäftigung und damit 
steigende Verbrauchereinkommen wirkten sich be- 
lebend auf die Nachfrage nach Rindfleisch aus. Der 
durch die EWG-Abschlachtaktion bedingte höhere 
Anteil der Kühe am Schlachtrinderangebot hat die 
Rinderdurchschnittspreise negativ beeinflußt. Wäh- 
rend der gewogene Verbraucherpreis für Rindfleisch 
im letzten Wirtschaftsjahr um 4 Vo auf 7 DM/kg 
stieg, sanken die Schlachtrinderpreise (einschließlich 
MWSt) um 2 ^/o auf 263 DM/100 kg Lebendgewicht. 

Schweinefleisch 

Die Erzeugung an Schweinefleisch ist in den zurück- 
liegenden Jahren — von kurz- und mittelfristigen 
Schwankungen abgesehen — etwa in gleichem Um- 
fang erhöht worden, in dem die Nachfrage stieg. 
Den Änderungen der Verzehrsgewohnheiten der 
Verbraucher, die mit steigendem Lebensstandard in 
immer stärkerem Maße mageres Fleisch bevorzugen, 
haben die Erzeuger durch die breite Anwendung 
der Fortschritte in der Zucht, Fütterung und Haltung 
von Schweinen, die zu einer entsprechenden Quali- 
tätsverbesserung führten, in zunehmendem Maße 
Rechnung getragen. Der Selbstversorgungsgrad bei 
Schweinefleisch bewegt sich seit Jahren in der Bun- 
desrepublik Deutschland um 95 Vo und in der EWG 
um 100 Vo. 

In der EWG ist im Wirtschaftsjahr 1969/70 nach den 
vorliegenden Angaben mit einer Schweinefleisch- 
erzeugung von 4,5 Mill. t zu rechnen. Sie war damit 
gegenüber dem Vorjahr nur geringfügig höher und 
blieb insbesondere im zweiten Halbjahr 1969 hinter 
der gestiegenen Nachfrage zurück. Maßgebend be- 
einflußt wurde diese Entwicklung durch den 1969 
eingetretenen starken Rückgang der Schweine- 
fleischerzeugung in Frankreich. Als Folge dei knap- 
pen Versorgung sind die Schweinepreise in der ge- 
samten EWG — mit Schwergewicht in Italien und 
Frankreich — ab Spätsommer 1969 kräftig angestie- 
gen und lagen im zweiten Halbjahr 1969 auf einem 
vorher noch nie erreichten Durchschnittsniveau von 
rund 286 DM/100 kg Lebendgewicht. Eine zur Dämp- 
fung des Preisanstiegs beschlossene zeitweilige 
Senkung der Abschöpfung für Einfuhren aus Dritt- 
ländern blieb wirkungslos, da auch dort kein An- 
gebot für den Export vorhanden war. Durch das im 
ersten Halbjahr 1970 wieder langsam zunehmende 
Schweinefleischangebot gingen die Preise für 
Schlachtschweine zurück. Der Durchschnittspreis lag 
jedoch auch in diesem Zeitraum mit 271 DM/100 kg 
Lebendgewicht verhältnismäßig hoch. 

In der Bundesrepublik Deutschland erreichte 1969/70 
die inländische Schweinefleischerzeugung mit 2,14 
Mill. t ihren bisher höchsten Stand. Allerdings war 
die Zunahme gegenüber dem Vorjahr mit rund 
9 000 t relativ gering. Bei leicht gestiegenen Ein- 
fuhren an lebenden Schlachtschweinen und 
Schweinefleisch und einer wiederum relativ kräftig 
vermehrten Ausfuhr standen mit 2,26 Mill. t 
Schweinefleisch nur rund 8 000 t mehr für den In- 
landsverbrauch zur Verfügung. Somit ergab sich 
bei einer etwas größeren Bevölkerung ein leichter 
Rückgang des Pro-Kopf-Verbrauches auf 37 kg. 
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Dem nur wenig größeren Angebot stand ein be- 
trächtlicher Anstieg des Masseneinkommens gegen- 
über, so daß es zu einer kräftigen Erhöhung der 
Nachfrage, d. h. der Geldausgaben der Verbraucher 
zum Ankauf von Schweinefleisch, kam. Die Ver- 
braucherausgaben für Schweinefleisch lagen 1969/70 
um llVo höher als im Vorjahr, während sich die 
mengenmäßige Verbrauchssteigerung nur auf 2^/o 
belief. Das erheblich hinter der Verbrauchernach- 
frage zurückgebliebene Angebot an Schweinefleisch 
brachte für die Landwirtschaft einen kräftigen An- 
stieg der Schlachtschweinepreise; er wurde noch da- 
durch verstärkt, daß die Geldausgaben der fleisch- 
verarbeitenden Betriebe für den Ankauf von 
Schlachtschweinen wegen der sehr hohen Konkur- 
renz sogar um reichlich 13 Ao erhöht wurden. In 
dieser unterschiedlichen Entwicklung der Steigerung 
in den Geldausgaben kommt eine Einengung der 
Verarbeitungsspanne zum Ausdruck. Einschließlich 
der Mehrwertsteuer von 5Vo und des ab 1. Januar 
1970 über die Mehrwertsteuer gezahlten Ausgleichs 
von 3 Ao für die Aufwertungsverluste wurde 1969/70 
mit 295 DM/100 kg Lebendgewicht (Vorjahr 266 DM) 
der bisher höchste Durchschnittspreis für ein Wirt- 
schaftsjahr erzielt; er lag um 35 DM höher als im 
Zehnjahresdurchschnitt 1959/60 bis 1968/69. 

Äpfel 

Der Apfelmarkt stand in der Bundesrepublik 
Deutschland im Wirtschaftsjahr 1969/70 im Zeichen 
einer Rekordernte von 2,6 Mill. t Äpfeln. Die Ernte 
lag damit um 1 Mill. t über dem Ergebnis des Wirt- 
schaftsjahres 1968/69 und über dem fünfjährigen 
Durchschnitt. In den übrigen EWG-Mitgliedstaaten 
war die Apfelernte zwar insgesamt nur wenig 
höher als im Vorjahr, sie überstieg jedoch die nor- 
malen Absatzmöglichkeiten bei weitem. Bei dem 
großen Angebot aus der inländischen Erzeugung 
blieben die Einfuhren in die Bundesrepublik mit 
0,5 Mill. t (darunter 82 Ao aus EWG-Mitgliedstaaten) 
geringer als in den letzten Jahren. Die insgesamt 
aus Einfuhr und Ernte verfügbare Menge, die jedoch 
wesentlich höher war als in den Vorjahren, führte 
zu einem kräftigen Druck auf die Erzeugerpreise. 
Im Wirtschaftsjahr 1969/70 sanken die Erzeuger- 
preise für Äpfel auf 36 DM je 100 kg, während in 
früheren Jahren 50 bis 70 DM erzielt wurden. Auf 
der Verbraucherstufe waren hingegen Preisrück- 
gänge nur in geringem Maße zu verzeichnen. 

Holz 

Der Holzeinschlag in der EWG nahm in den zurück- 
liegenden Jahren nur langsam zu, während der 
Holzverbrauch schneller stieg. Beim Rohholz gab es 
in keinem Mitgliedstaat eine Uberschußproduktion. 
In allen Ländern stieg der Einfuhrüberschuß erheb- 
lich an. Infolge der besonderen Produktionsbedin- 
gungen in der Forstwirtschaft, vor allem des extrem 
langen Produktionszeitraumes, ist eine rasche Stei- 
gerung des Rohholzertrages je Flächeneinheit nicht 
möglich. In der Bundesrepublik Deutschland wird 
langfristig mit einer Zunahme von 0,5 bis 1 Ao je 
Jahr gerechnet, wogegen der Holzverbrauch jährlich 
um mehr als 2 Ao steigen dürfte. Durch gezielte Erst- 
aufforstungen von für diö landwirtschaftliche Er- 
zeugung nicht mehr geeigneter oder benötigter 


Flächen wird aber längerfristig das Rohholzaufkom- 
men in allen Ländern der Gemeinschaft spürbar er- 
höht werden. 

Für Holz gibt es keine gemeinsame Marktorgani- 
sation der EWG. Der Holzmarkt unterliegt dem 
freien Spiel von Angebot und Nachfrage, die Holz- 
preise richten sich infolgedessen im wesentlichen 
nach dem Weltmarktpreisniveau. 

Die Holzexportländer schränken ihre Rohholzaus- 
fuhren in die EWG zunehmend zugunsten der Aus- 
fuhr von Halb- und Fertigwaren ein. Die für die 
regionale Wirtschaftsstruktur des ländlichen Rau- 
mes bedeutsame Holzwirtschaft ist dabei in zuneh- 
mendem Maße auf eine erhöhte Rohholzerzeugung 
der innergemeinschaftlichen Forstwirtschaft ange- 
wiesen. 

In der Bundesrepublik Deutschland erreichte der 
Holzeinschlag 1969/70 etwa 27,4 Mill. Festmeter. 
Das Einschlagprogramm wurde trotz ungünstiger 
Witterungseinflüsse um 4 Ao überschritten. Ent- 
sprechend der Holzartenverteilung gliedert sich der 
Holzeinschlag in die einzelnen Holzarten, wie aus 
der Übersicht 8 hervorgeht. 

Übersicht 8 

Holzeinschlag nach Holzarten 
in der Bundesrepublik Deutschland 

1969/70 


^) 3,92 Festmeter je Hektar Holzboden 

Die Folgen der Sturmkatastrophe und der allge- 
meinen Wirtschaftsrezession der Jahre 1967 bzw. 
1968 auf dem Holzmarkt, mit einem Preiseinbruch 
bis zu 40 Ao gegenüber 1966, konnten 1970 über- 
wunden werden. Der Erzeugerpreisindex (ohne 
Mehrwertsteuer) für forstwirtschaftliche Erzeugnisse 
betrug 1970 99,9 (1962 = 100). 

Die Umsätze auf dem Holzmarkt sind 1969/70 ver- 
hältnismäßig stark gestiegen. Die Zunahme ist fast 
ausschließlich durch Kapazitätsausweitung der 
Schwachholz verbrauchenden Industrie, der Zell- 
stoff- und Papierindustrie sowie insbesondere der 
Spanplattenindustrie verursacht worden. Die Forst- 
wirtschaft ist bestrebt, durch Erhöhung ihres jähr- 
lichen Einschlags auf ein nachhaltig noch vertret- 
bares Maß das Rohholzdefizit bei der Holzwirtschaft 
soweit als möglich zu verringern. Für 1971 wurde 
daher das Einschlagsprogramm um 0,6 Mill. Fest- 


Gliederung 

Stamm- 

holz 

Stangen- 

holz 

Schicht- 

holz 

Industrie- 

holz 

Brennholz 

zusammen 

Mill. Festmeter (ohne Rinde) i) 

Fichte 

11,0 

3,2 

14,2 

Kiefer 

3,0 

Ul 

44 

Buche 

3,0 

4,3 

7,3 

Eiche 

14 

0,7 

Ü8 

insgesamt . . . 

18,1 

9,3 

27,4 
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meter (fast 3 ®/o) erhöht. Mit einer weiteren Zu- 
nahme des Holzeinschlags in den nächsten Jahren 
ist zu rechnen, insbesondere wenn die Erschließung 
des Waldes durch Wege verbessert wird und die 
Bildung von forstwirtschaftlichen Zusammenschlüs- 
sen zunimmt. 


1.5 Ertragslage 

Die Aussagen über die Ertragslage der Landwirt- 
schaft beruhen im wesentlichen auf den Ergebnissen 
der Gesamtrechnung und den Buchführungsunter- 
lagen der Testbetriebe. 

In der Gesamtrechnung werden alle Erzeuger land- 
wirtschaftlicher Produkte aus folgenden Gründen 
als eine Einheit, d. h. als Produktionsbereich Land- 
wirtschaft (ohne Forstwirtschaft und Fischerei) 
angesehen: Einmal sind die Transaktionen zwischen 
den landwirtschaftlichen Unternehmen nicht fest- 
stellbar. Zum anderen ist die Ausgliederung der 
Erzeugung, des Anteiles der Vorleistungen und der 
Vermarktung jener Betriebe, die in erster Linie für 
den Eigenverbrauch produzieren, schwierig. Ferner 
können Betriebe, die überwiegend nichtlandwirt- 
schaftliche Produkte hersteilen und deshalb nach 
dem Unternehmenskonzept nicht zum Wirtschafts- 
bereich Landwirtschaft gehören, nicht ausgeschieden 
werden, weil weder bei den einzelnen Erzeugnissen 
noch bei den Vorleistungen eine Abgrenzung der 
landwirtschaftlichen Unternehmen möglich ist. Die 
Gesamtrechnung gibt darüber Auskunft, wieviel 
dieser Produktionsbereich Landwirtschaft (ohne 
Forstwirtschaft und Fischerei) an landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen produziert und verkauft, wie- 
viel er als Vorleistungen anderer Wirtschaftsbe- 
reiche zukauft und welche Wertschöpfung er erzielt. 
In gleicher Weise wird für die Forstwirtschaft ver- 
fahren. 


Schaubild 3 

Indizes der landwirtschaftlichen Preise ') 
in der Bundesrepublik Deutschland 



Ir^dex der Er 2 BugefpBiselarxi/virtschaflSdTa- Produkte (1961/62- 1962/63 -100) 

IrxlescderEhkaifepeiselandwirtschaJMierBeöidxrnitte^ 

1 ) ab Januar 1968 ohne MWSt 


^^) nach den Grundsätzen des Europäischen Systems 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen, das im näch- 
sten Jahr auch für den Bereich Landwirtschaft vom 
Statistischen Bundesamt übernommen werden soll 


Diese globale Betrachtung der Einkommensent- 
stehung wird durch Buchführungsergebnisse der 
Testbetriebe ergänzt, die eine detaillierte Aussage 
über die Ertragslage der landwirtschaftlichen Be- 
triebe, gegliedert nach Bodennutzungssystemen, 
Ländern und Größenklassen, ermöglichen. Außer- 
dem wird die Einkommenssituation im Gartenbau, 
Weinbau und in Forstbetrieben anhand von Buch- 
führungsergebnissen dargelegt. 

Während in der Gesamtrechnung alle sozialökono- 
mischen Betriebsformen (Voll-, Zu- und Neben- 
erwerbsbetriebe, gewerbliche Gärtnereien und Tier- 
haltungen sowie die Produktion in Hausgärten usw.) 
zusammengefaßt sind, werden als Testbetriebe 
grundsätzlich nur solche Betriebe ausgewählt, die 
der Besitzerfamilie die wirtschaftliche Existenz nach- 
haltig gewährleisten können. 


1 .51 Gesamtrechnung 

1.511 Erzeuger- und Betriebsmittelpreise, Wertschöpfung 

Preise 

Im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 1969/70, verlief die 
Preisentwicklung für die landwirtschaftlichen Erzeu- 
ger in der Bundesrepublik Deutschland relativ gün- 
stig. Die Auswirkungen der DM-Aufwertung, die ab 
1. Januar 1970 Einbußen bei den Erzeugerpreisen 
verursachte, konnten durch die Maßnahmen der 
Bundesregierung und der EWG insgesamt voll aus- 
geglichen werden. 

Das Preisniveau für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
lag — gemessen am nationalen Index der Erzeuger- 
preise landwirtschaftlicher Produkte ohne Mehr- 
v/ertsteuer — im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 
1969/70 mit 106,2 um 3,5 ®/o höher als im Vorjahr 
(vgl. Schaubild 3). Gleichzeitig stieg der Index der 
Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebsmittel 
mit 3,3 Vo auf 105,8 etwas schwächer an. 

Der Teilindex für die pflanzlichen Produkte stieg 
vor allem durch die hohen Kartoffelpreise, bedingt 
durch das knappe Angebot in allen EWG-Ländern, 
um 14,5 Vo an. Bei den tierischen Erzeugnissen, de- 
ren Index um 0,5 Vo über dem Vorjahrsniveau lag, 
erhöhten sich die Schlachtviehpreise trotz der preis- 
dämpfenden Wirkung der Abschlachtungsprämie um 
3,6 Vo. Dabei stiegen die Preise für Schlachtschweine 
um 9,2 Vo und für Schlachtgeflügel um 1,6 ®/o. Infolge 
des Angebotsdrucks bei Eiern lagen die Preise im 
vergangenen Wirtschaftsjahr um 24,1 Ao niedriger 
als 1968/69. Der Index für Milch sank um 1,4 Vo. 

Dieser Entwicklung der Indizes, denen die Preise 
von Standardqualitäten zugrunde liegen, entspricht 
auch weitgehend die Entwicklung der Erlöspreise 
für die jeweiligen Qualitäten, die zur Berechnung 
der Verkaufserlöse und des Eigenverbrauchswertes 
der Landwirtschaft verwendet werden. 

Auf der Kostenseite fallen insbesondere die starken 
Preissteigerungen bei Neubauten, neuen Maschinen 
und beim Unterhaltungsaufwand auf. Billiger da- 
gegen wurden Handelsdünger, Futtermittel, Pflan- 
zenschutzmittel sowie Brenn- und Treibstoffe. 
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Übersicht 9 


Entwicklung des Produktions wertes, der Vorleistungen und des Beitrags 
der Landwirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt in den Mitgliedstaaten der EWG 



Produktionswert 

Vorleistungen 

Beitrag zum 
Bruttoinlandsprodukt 

Staat 

Millionen RE 

durdi- 

sdinitt- 

lidie 

jährliche 

Zuwadis- 

rate 

'Vo 

Millionen RE 

durch- 

schnitt- 

liche 

jährliche 

Zuwachs- 

rate 

«/o 

Millionen RE 

1 durch- 
schnitt- 
liche 
jährliche 
Zuwachs- 
rate 
«/o 

1960 

1967 

1960 

1967 

1960 

1967 

Bundesrepublik 

Deutschland 

5 914 

7 880 

4,2 

in jeweiligen Preisen 

2 017 3 340 7,5 

3 897 

4 540 

2,3 

Frankreich 

7 764 

11 669 

6,0 

2 028 

3 737 

9,1 

5 736 

7 932 

4,7 

Italien 

5 130 

8 572 

7,6 

944 

1 901 

10,5 

4 186 

6 671 

6,9 

Niederlande 

1 631 

2 645 

7,2 

674 

1 237 

9,1 

957 

1 408 

5,6 

Belgien 

995 

1 511 

6,2 

311 

616 

10,2 

684 

895 

3,9 

Luxemburg 

41 

53 

3,7 

14 

22 

6,6 

27 

31 

2,0 

EWG 

21 475 

32 330 

6,4 ' 

5 988 

10 853 

8,9 

15 487 

21 477 

4,8 

Bundesrepublik 

Deutschland 

6 774 

7 973 

2,4 

in Preisen von 1963 

2 253 3 070 4,5 

4 521 

4 903 

1,1 

Frankreich 

9 120 

11 131 

2,9 

2 197 

3 500 

6,9 

6 923 

7 631 

1,4 

Italien 

6 224 

8 092 

3,8 

1 013 

1 698 

7,6 

5211 

6 394 

3,0 

Niederlande 

1 954 

2 331 

2,6 

766 

1 035 

4,1 

1 188 

1 296 

1,3 

Belgien 

1 162 

1 451 

3,2 

362 

579 

6,9 

800 

872 

1,2 

Luxemburg 





• 





EWG (ohne Luxemburg) 

25 234 

30 978 

3,0 

6 591 

9 882 

5,9 

18 643 

21 096 

Iß 


9 ohne Forstwirtschaft und Fischerei 

Quelle: SAEG 


Wertschöpfung 

Für die einzelnen EWG-Mitgliedstaaten liegen ver- 
gleichbare Daten zur landwirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung nur bis einschließlich 1967 vor. Danach 
sind der Produktionswert, die Vorleistungen und 
der Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt von 1960 bis 
1967, wie in der Übersicht 9 angegeben, gestiegen. 

Für die Bundesrepublik Deutschland wird eine 
detaillierte landwirtschaftliche Gesamtrechnung im 
diesjährigen Bericht zum ersten Mal für den Zeit- 
raum 1962/63 bis 1969/70 vorgelegt (vgl. Material- 
band Tabelle 70 ff.). Sie hat gegenüber der in diesem 
Bericht erstmalig aufgegebenen Darstellung der 
Verkaufserlöse und Betriebsausgaben den Vorzug, 
daß die Liste der erfaßten Erzeugnisse vervollstän- 
digt ist und neben den Verkäufen auch der bereichs- 
interne Verbrauch, der Eigenverbrauch der Erzeu- 
gerbetriebe für Nahrungszwecke und die Vorrats- 


veränderungen bei pflanzlichen und tierischen Pro- 
dukten angegeben werden. Außerdem wird jetzt die 
Wertschöpfung als Restgröße ausgewiesen, die bes- 
ser als der „Differenzbetrag" zwischen Verkaufs- 
erlösen und Betriebsausgaben in den früheren Be- 
richten die wirtschaftliche Entwicklung der Land- 
wirtschaft kennzeichnet. 

f 

Wie die Übersicht 10 zeigt, stieg in der Bundes- 
republik der Produktionswert der Landwirtschaft 
(ohne Forstwirtschaft und Fischerei) in jeweiligen 
Preisen, bestehend aus Verkäufen, Eigenverbrauch, 
Vorratsveränderungen und selbsterstellten Anlagen 
von 1962/63 bis 1969/70 um insgesamt 32 Vo auf 
36,83 Mrd. DM an. Die durchschnittliche jährliche Zu- 
v^rachsrate betrug 4,1 Vü. Im abgelaufenen Wirt- 
schaftsjahr 1969/70 erhöhte sich der Produktions- 
wert um 3,5 Vo gegenüber dem Vorjahr. Stark ge- 
.stiegene Erlöse bei Kartoffeln aufgrund der Preis- 
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Übersicht 10 


Gesamtrechnung für den Produktionsbereich Landwirtschaft 
in jeweiligen Preisen in der Bundesrepublik Deutschland 

Millionen DM 



1962/63 1 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

1968/69 

1969/70 

Produktionswert 

27 881 

29 924 

30 973 

31 966 

33 455 

33 361 

35 566 

36 825 

Vorleistungen 

11 631 

11 878 

13 265 

14 846 

15 008 

15 448 

15 736 

17 257 

Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt . 

16 250 

18 046 

17 708 

17 120 

18 447 

17 913 

19 830 

19 568 

Abschreibungen 

2 330 

2 520 

2 740 

2 975 

3 170 

3 315 

3 485 

3 625 

Saldo aus indirekten Steuern und 









Subventionen 

-540 

-810 

-730 

-777 

-650 

—1 100 

—1 050 

—1 600 

Wertschöpfung 

14 460 

16 336 

15 698 

14 922 

15 927 

15 698 

17 395 

17 543 


0 ohne Forstwirtschaft und Fischerei 


Steigerung bei knappem Angebot waren die Haupt- 
ursache für die Zunahme des Produktionswertes bei 
pflanzlichen Erzeugnissen. Auf dem tierischen Sek- 
tor trugen insbesondere die ausgeweitete Rind- 
fleischproduktion und ein hoher Schweinefleisch- 
preis zu einem Anstieg der Verkaufserlöse und des 
Produktionswertes insgesamt bei. 

Die Vorleistungen nahmen in der Landwirtschaft 
(ohne Forstwirtschaft und Fischerei) von 1962/63 bis 
1969/70 in jeweiligen Preisen um 48 ^/o auf 17,26 
Mrd. DM zu. Die jährliche Steigerungsrate betrug 
im Durchschnitt 5,8 Vo. Im vergangenen Wirtschafts- 
jahr ließen Preiserhöhungen insbesondere bei 
außerlandwirtschaftlichen Produktionsmitteln neben 
leichten Mengenzunahmen die Vorleistungen um 
9,7 Vo gegenüber dem Vorjahr ansteigen. 

Der Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt (Produktionswert abzüglich Vorleistungen) 
in jeweiligen Preisen erhöhte sich in den letzten acht 
Wirtschaftsjahren durchschnittlich jährlich um 2,6 '°/o. 
Im Wirtschaftsjahr 1969/70 lag der Beitrag zum 
Bruttoinlandsprodukt mit 19,57 Mrd. DM (3,1 Vo des 
gesamten Bruttoinlandsprodukts) um 1,3 ®/o unter 
dem Vorjahresniveau (vgl. Übersicht 10 und Mate- 
rialband Tabelle 77). Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß die Ausgleichszahlungen für die Aufwertungs- 
verluste nicht im Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 
enthalten sind. Der Teilausgleich über die Mehrwert- 
steuer von 330 Mill. DM und die flächenbezogenen 
Ausgleichszahlungen in Höhe von 390 Mill. DM — 
entsprechend dem auf das erste Kalenderhalbjahr 
1970 entfallenden Anteil der Verkaufserlöse — wer- 
den in der Gesamtrechnung erst später bei der Be- 
rechnung der Wertschöpfung im Saldo aus indirek- 
ten Steuern und Subventionen erfaßt. 

Die Abschreibungen, die an die Stelle der früher 
ermittelten Ersatzbeschaffungen getreten sind, wer- 


den in der Gesamtrechnung zu Wiederbeschaffungs- 
werten berechnet. Ihre Höhe unterscheidet sich des- 
halb einmal von der der Ersatzbeschaffungen auf- 
grund der Berechnungsmethode, zum anderen aber 
auch durch die Erweiterung des Investitionskontos 
(vgl. Abschnitt 1.512). Im Wirtschaftsjahr 1969/70 
lagen die Abschreibungen der Landwirtschaft mit 
3,63 Mrd. DM um 4,0 Vo höher als 1968/69. 

Vermindert man den Beitrag zum Bruttoinlandspro- 
dukt um die Abschreibungen und den Saldo aus 
indirekten Steuern und Subventionen, erhält man 
den Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Faktor- 
kosten oder die Wertschöpfung. Die Wertschöpfung 
der Landwirtschaft stieg von 1962/63 bis 1969/70 um 
insgesamt 3,08 Mrd. DM auf 17,54 Mrd. DM, das 
sind jährlich im Durchschnitt 2,8 ‘’/o; im letzten Wirt- 
schaftsjahr betrug die Zuwachsrate 0,9 ®/o. Dieser 
Betrag stellt die Entlohnung der Produktionsfakto- 
ren Boden, Arbeit und Kapital dar. Werden von der 
Wertschöpfung die Löhne für die Fremdarbeits- 
kräfte einschließlich der Sozialleistungen in Höhe 
von etwa 1,9 Mrd. DM abgezogen, so verbleibt den 
landwirtschaftlichen Unternehmern für die Verzin- 
sung des eingesetzten Kapitals und die Entlohnung 
der familieneigenen Arbeitskräfte ein Betrag von 
15,64 Mrd. DM. Dieser Restbetrag steht zur Ver- 
fügung für den privaten Verbrauch (einschließlich 
Erbabfindungen, Mitgiften), für die privaten Steuern 
und für Nettoinvestitionen sowie für Zinsen und 
Pachten an Nichtlandwirte. 

Der Produktionswert der Forstwirtschaft stieg von 
1,6 Mrd. DM im Jahr 1960 auf schätzungsweise 1,9 
Mrd. DM im Jahre 1970. Während dieses Jahrzehnts 
schwankte der Produktionswert wegen stark unter- 
schiedlicher Einschlagsmengen und einer sehr un- 
regelmäßigen Preisentwicklung zwischen 1,3 und 1,9 
Mrd. DM. 
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Die Vorleistungen zeigten im Laufe der letzten 10 
Jahre stetig steigende Tendenz und erhöhten sich 
von 200 auf 300 Mill, DM. Der Beitrag der Forstwirt- 
schaft zum Bruttoinlandsprodukt nahm von 1960 bis 
1970 um rund 200 Mill. DM auf 1,6 Mrd. DM zu. 

1.512 Investitionen und Fremdkapital 

Für die EWG liegen Daten über Bruttoanlageinvesti- 
tionen nur bis einschließlich 1967 vor. Die Investi- 
tionen für neue Gebäude sowie neue Maschinen und 
Geräte in jeweiligen Preisen stiegen in den Mit- 
gliedstaaten vom Durchschnitt der Jahre 1960 bis 
1962 bis zum Durchschnitt der Jahre 1965 bis 1967 


wie folgt: 

Bundesrepublik Deutschland 6,8 '’/o 

Frankreich 61,6% 

Italien 15,4 Vo 

Niederlande 84,9 Vo 

Belgien 58,2 % 


In der Bundesrepublik Deutschland ist die Investi- 
tionstätigkeit in den Jahren 1966 und 1967 — nach 
starkem Anstieg in den Vorjahren — zurückgegan- 
gen, so daß hier die Zunahme im Berichtszeitraum 
am geringsten war. 

Die erweiterte landwirtschaftliche Gesamtrechnung 
für die Bundesrepublik zwang dazu, auch bei den 
Investitionen den Bereich Landwirtschaft neu abzu- 
grenzen, so daß sich die neue, in diesem Bericht 
erstmalig veröffentlichte Zeitreihe gegenüber der 
bisherigen nicht unerheblich veränderte. 

In dem Zeitraum von 1962/63 bis 1969/70 zeigte sich 
bei den Investitionen, insbesondere bei Maschinen, 
eine deutliche Anpassung an die wirtschaftliche 
Lage. In den Wirtschaftsjahren 1966/67 und 1967/68 
gingen die Bruttoanlageinvestitionen wegen der nur 
geringfügig verbesserten Ertragslage von 6,00 auf 
4,65 Mrd. DM erheblich zurück. Ebenso deutlich 
reagierten die Landwirte auf die Einkommenszu- 
nahme 1968/69 mit einer starken Steigerung der 
Bruttoanlageinvestitionen (vgl. hierzu Schaubild 4 
und Materialband Tabelle 78). 

Im vergangenen Wirtschaftsjahr gingen die Brutto- 
anlageinvestitionen (einschließlich Viehbestands- 
veränderungen) wegen der starken Verminderung 
der Viehbestände insgesamt um 3,0 % gegenüber 
dem Vorjahr auf 4,92 Mrd. DM zurück. Ursachen 
dafür dürften die Unsicherheit über die Preis- 
Kosten-Entwicklung nach der DM-Aufwertung, das 
gestiegene Zinsniveau und die erhebliche Investi- 
tionszunahme 1968/69 sein, die durch Nachholbedarf 
aus den Wirtschaftsjahren 1966/67 und 1967/68 be- 
dingt war. 

Entsprechend dieser Entwicklung haben sich auch 
die Nettoinvestitionen als Differenz zwischen 
Bruttoinvestitionen und Abschreibungen 1969/70 
von 1,58 auf 1,29 Mrd. DM verringert; mit ihrem 
Anteil an den Bruttoinvestitionen und tendenziell 
auch absolut gehen die Nettoinvestitionen zurück, 
weil die Ausstattung der Betriebe insbesondere mit 

^®) Diese Angaben sind jedoch aus methodischen Gründen 
nicht vergleichbar mit den Daten über Bruttoanlage- 
investitionen in der Bundesrepublik (vgl. Schaubild 4) 


Maschinen einen hohen Stand erreicht hat. Für die 
laufende Verbesserung des Maschinenparks und vor 
allem der vorhandenen Gebäude sind jedoch in Zu- 
kunft hohe Investitionssummen erforderlich. 

Für die Forstwirtschaft stehen detäillierte Statisti- 
ken über Investitionen im Wirtschaftsjahr 1969/70 
nicht zur Verfügung. Eine Vorstellung über die 
Höhe der Investitionen in der Forstwirtschaft ver- 
mitteln die nachstehenden Schätzungen für das Jahr 


1968: 

Erstaufforstungen 63 Mill. DM 

Wege 71 Mill. DM 

Maschinen und Fahrzeuge . . 36 Mill. DM 

Gebäude 13 Mill. DM 

Sonstiges 2 Mill. DM 

Insgesamt 185 Mill. DM 


Bei den gesamten Investitionen der Forstwirtschaft 
in Höhe von 185 Mill. DM macht sich eine allmäh- 
liche Verschiebung der Aufwendungen vom Wege- 
bau zu Maschinen bemerkbar. 

Der Geld- und Kapitalmarkt stand in der Bundes- 
republik im Wirtschaftsjahr 1969/70 im Zeichen 
steigender Zinsen. Der von der Bundesbank zur 
Konjunkturdämpfung verfolgte Restriktionskurs 
führte zu einer beträchtlichen Erhöhung aller Zins- 
sätze. Von diesen Auswirkungen blieb auch die 
Landwirtschaft nicht verschont. Während aber bei 
mittel- und langfristigen Investitionsdarlehen die 
Zinslast durch Zinszuschüsse im Rahmen der land- 
wirtschaftlichen Zinsverbilligungsaktion des Bundes 
um 4 ®/o auf etwa 4 bis 5 % gesenkt werden konnte, 
mußten die bis zu 12 % reichenden Zinsen bei 
Kontokorrent- und Wechselkrediten von den Schuld- 
nern in voller Höhe aufgebracht werden. Die 
Restriktionspolitik führte auch in der Landwirtschaft 
zu einer allgemeinen Zurückhaltung bei der Auf- 
nahme von — ' insbesondere unverbilligtem — 
Fremdkapital. 

Die Investitionen der Landwirtschaft im Wirtschafts- 
jahr 1969/70 konnten nur durch eine weitere Auf- 
nahme von Fremdkapital getätigt werden. Jedoch 
blieb die Steigerungsrate von 6,0 % deutlich hinter 


Schaubild 4 


Investitionen und Zunahme 
des Fremdkapitals in der Landwirtschaft 
der Bundesrepublik Deutschland 
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der des Vorjahres und hinter der durchschnittlichen 
jährlichen Zunahme von 9,3 Vo seit 1962/63 zurück. 
Das dürfte auch auf die günstige Einkommenslage 
im Wirtschaftsjahr 1968/69 zurückzuführen sein, die 
es den Landwirten ermöglichte, aus dem Einkommen 
einen beträchtlichen Teil für Investitionen abzu- 
zweigen. 

Die Struktur des Fremdkapitals in der Landwirt- 
schaft (ohne Forstwirtschaft und Fischerei), das zum 
Stichtag 30. Juni 1970 insgesamt eine Flöhe von 
29,26 Mrd. DM erreichte, hat sich auch im abgelau- 
fenen Wirtschaftsjahr wieder leicht zugunsten lang- 
fristiger Verbindlichkeiten verbessert (vgl. Material- 
band Tabelle 79). 

1.52 Buchführungsergebnisse aus Landwirtschaft, 
Gartenbau, Weinbau und Forstwirtschaft 

Im Abschnitt „Gesamtrechnung" wurde die Entwick- 
lung der Ertragslage für den Produktionsbereich 
Landwirtschaft aufgezeigt. Infolge der sehr unter- 
schiedlichen Produktionsbedingungen innerhalb der 
Landwirtschaft vermag nur eine Darstellung der Er- 
tragslage in den verschiedenen Betriebsgruppen 
einen detaillierten Überblick über Lage und Entwick- 
lung der Landwirtschaft zu geben. Eine differenzierte 
Untersuchung der Einkommensunterschiede und de- 
ren Ursachen bildet zudem die Voraussetzung für 
den zielkonformen Einsatz von Förderungsmitteln. 

In diesem Abschnitt werden daher gemäß § 2 Land- 
wirtschaftsgesetz die Buchführungsergebnisse für die 
verschiedenen Betriebsgruppen der Landwirtschaft 
sowie die Buchführungsergebnisse des Gartenbaus, 
Weinbaus und der Forstwirtschaft in der Bundes- 
republik Deutschland zusammengefaßt wiedergege- 
ben und erläutert 

Mit der verstärkten Regionalpolitik im ländlichen 
Raum gewinnt die Darstellung der Ergebnisse nach 
Regionen zunehmend an Bedeutung. Die Gliederung 
der Betriebsergebnisse nach Ländern soll daher in 
Zukunft durch eine Gruppierung nach Wirtschafts- 
gebieten ersetzt werden. 

Nach § 4 Landwirtschaftsgesetz ist bei der Ertrags- 
Aufwandsrechnung im wesentlichen von Betrieben 
auszugehen, die bei ordnungsgemäßer Führung die 
wirtschaftliche Existenz einer bäuerlichen Familie 
nachhaltig gewährleisten. Als Grenze für die nachhal- 
tig gesicherte Existenzfähigkeit wurde im Vorjahr 
ein bereinigter Betriebsertrag von 19 600 DM je 


Eine differenzierte Darstellung der Buchführungser- 
gebnisse nach Ländern, Bodennutzungssystemen, Grö- 
ßenklassen, Einheitswertklassen und anderen Grup- 
pierungskriterien enthält der Materialband. Durch den 
verstärkten Einsatz der elektronischen Datenverarbei- 
tung wurde es möglich, mit dem Agrarbericht bereits 
alle wichtigen betriebswirtschaftlichen Kennziffern 
und Erfolgsdaten für die große Zahl von Betriebs- 
gruppen vorzulegen. 

In diesem Abschnitt werden für eine Reihe von Anga- 
ben Trends berechnet, um bei der Darstellung der Be- 
triebsergebnisse die jährlichen Schwankungen auszu- 
schalten. Linearer Trend: y = a -f b • x; halblogarith- 
mischer Trend: y = a -f b • log x; doppellogarithmi- 
scher Trend: log y = a b * log x 


Betrieb angesetzt. Mit der fortschreitenden wirt- 
schaftlichen Entwicklung und den steigenden Ein- 
kommenserwartungen verschiebt sich diese Grenze 
ständig weiter nach oben. Sie wurde daher unter Be- 
rücksichtigung des Zuwachses beim Volkseinkom- 
men je Erwerbstätigen in den zurückliegenden Jah- 
ren für das Wirtschaftsjahr 1969/70 auf 21 500 DM 
je Betrieb festgelegt. Diese Grenze ist noch immer 
relativ niedrig angesetzt und dürfte auf lange Sicht, 
sofern keine außerbetrieblichen Erwerbsquellen vor- 
handen sind, nicht wesentlich mehr als ein Existenz- 
minimum gewährleisten. Das zeigen sehr deutlich 
die Ergebnisse der Testbetriebe mit einem bereinig- 
ten Betriebsertrag unter 21 500 DM je Betrieb, die 
in einem gesonderten Abschnitt (vgl. S. 45) darge- 
stellt werden. 

Um auch für die EWG vergleichbare Buchführungs- 
ergebnisse zu erhalten, wurde mit der Verordnung 
Nr. 79/65/EWG des Rates die Einrichtung eines EWG- 
Informationsnetzes landwirtschaftlicher Buchführun- 
gen beschlossen. Nach Überwindung der Anlauf- 
schwierigkeiten in einigen Mitgliedstaaten wurden 
der EG-Kommission erstmals für das Buchfüh- 
rungsjahr 1968 bzw. 1968/69 Buchführung.sergebnisse 
von allen Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt. 
Die Ergebnisse werden voraussichtlich jedoch erst 
zusammen mit den Ergebnissen des Buchführungs- 
jahres 1969 bzw. 1969/70 im Laufe des Jahres 1971 
veröffentlicht. 

1.521 Produktions- und privatwirtschaftlicher Erfolg 

Landwirtschaft 

Der Betriehsertrag als Summe aller baren Einnah- 
men und unbaren Leistungen des landwirtschaft- 
lichen Betriebes erreichte 1969/70 im Durchschnitt 
des Bundesgebietes 3 196 DM/ha LN. Die Zunahme 
gegenüber dem Vorjahr betrug 267 DM/ha LN oder 
9,1 Vo. Sie lag damit deutlich über dem durchschnitt- 
lichen jährlichen Anstieg des Trends ^®) im Zeit- 
raum von 1956/57 bis 1969/70, der sich auf 122 DM/ha 
LN (vgl. Schaubild 5) belief. Die Gründe für diese 
Entwicklung wurden in den Abschnitten 1.4 und 1.51 
erläutert. 

Der Betriebsertrag je ha entwickelte sich in den ein- 
zelnen Bodennutzungssystemen, über deren regio- 
nale Verbreitung die Karte Auskunft gibt, unter- 
schiedlich. Der jährliche Anstieg des Trends betrug 
seit 1956/57 bei den Hackfruchtbaubetrieben 135 DM/ 
ha LN, bei den Getreidebaubetrieben 127 DM/ha LN 
und bei den Futterbaubetrieben 112 DM/ha LN. Zu 
dieser Entwicklung hat vor allem die stärkere Aus- 
weitung der flächenunabhängigen Veredelung in den 
Hackfrucht- und Getreidebaubetrieben beigetragen. 
Durch die Ergebnisse des Wirtschaftsjahres 1969/70 
vergrößerten sich die Differenzen zwischen den 
Bodennutzungssystemen'. 

Besonders auffallend sind die Unterschiede in der 
Höhe und Entwicklung des Betriebsertrages je ha 
LN nach Größenklassen. Die Mehrzahl der kleineren 
und mittleren Betriebe versucht durch eine inten- 
sivere Bewirtschaftung der Ackerflächen und durch 
eine weitere Aufstockung der Nutzviehhaltung die 
relativ knappe Ausstattung mit Boden auszuglei- 
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Schaubild 5 


Betriebsertrag in DM je ha LN, Betriebseinkommen in DM je ha LN und je AK 
Trends ’) und tatsächliche Werte 1969/70 


Bundesgebiet 


nach Bodennutzungssystemen 
Betriebsertrag DM/ha LN 


nach Größenklassen 





Betriebseinkommen DM/ha LN 






69/70 56/57 



69/70 56/57 


62/63 69/70 56/57 
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o — o — 3—0 Hackfruchtbaubetriebe 
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0 — 0 — 0—0 Betriebe unter 20 ha LN 
m Betriebe 20 bis unter 50 ha LN 


• — • Futterbaubetriebe 


• — • — • Betriebe 50 und mehr ha LN 


') Es wurde jeweils der Trend gewählt, der die Grundrichtung der Entwicklung am besten wiedergibt. 
Die roten Zeichen geben die tatsächlichen Werte für 1969/70 an. 
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eben und die für einen rationellen Faktoreinsatz not- 
wendigen Produktionskapazitäten zu erreichen. An- 
nähernd gleichbleibende Zunahmen, die sich in dem 
einfachen linearen Trend widerspiegeln, kennzeich- 
nen in diesen Betriebsgruppen die Grundrichtung 
der Entwicklung des Betriebsertrages je ha LN in 
den zurückliegenden Jahren. In den größeren Be- 
trieben über 50 ha hat sich dagegen die Zunahme 
des Betriebsertrages je ha LN in den letzten Jahren 
deutlich abgeschwächt Die Produktionsauswei- 
tung in einer Reihe von Betrieben dürfte hier durch 
Produktionseinschränkungen in anderen Betrieben 
oder Betriebszweigen desselben Betriebes — Auf- 
gabe der Rindviehhaltung, Umstellung von Milch- 
viehhaltung auf Rindermast, verstärkter Anbau von 
Mähdruschfrüchten auf Kosten der Hackfrüchte — 
annähernd wettgemacht werden. In diesem einzel- 
betrieblichen Anpassungs- und Umstellungsprozeß 
kommt die zunehmende Arbeitsteilung innerhalb 
der Landwirtschaft zum Ausdruck. 

Wichtigster Maßstab für den erzielten produktions- 
wirtschaftlichen Erfolg ist das Betriebseinkommen, 
das etwa der Wertschöpfung in der Gesamtrechnung 
entspricht. Es errechnet sich aus dem Betriebsertrag 
abzüglich Sachaufwand, Betriebssteuern und Lasten 
und umfaßt das Arbeitsentgelt der im Betrieb arbei- 
tenden Menschen, den Zinsertrag des Aktivkapitals 
und den Betriebsgewinn aus dem sdiulden- und 
pachtfrei gedachten landwirtschaftlichen Betrieb. 

Das Betriebseinkommen je ha LN erhöhte sich 
1969/70 im Durchschnitt des Bundesgebietes gegen- 
über dem Vorjahr um 76 DM/ha LN oder 7,4 ®/o auf 
1 108 DM/ha LN. Damit lag das Betriebseinkommen 
1969/70 über dem zugehörigen Trendwert. Der halb- 
logarithmische Trend als Kennzeichen für die Grund- 
richtung der Entwicklung des Betriebseinkommens 
je ha besagt, daß das Betriebseinkommen je ha LN 
im Gegensatz zum Betriebsertrag je ha LN (linearer 
Trend) wegen des relativ stärker ansteigenden Sach- 
aufwandes längerfristig abnehmende jährliche Zu- 
nahmen aufweist. Um einen bestimmten Zuwachs 
des Betriebseinkommens zu erzielen, ist demnach ein 
ständig wachsender Betriebsertrag erforderlich. Da- 
mit sind die Chancen einer durchschlagenden Ein- 
kommensverbesserung über eine Ertragssteigerung 
je Flächeneinheit weniger günstig als in den zurück- 
liegenden Jahren. Um die im Zuge der allgemeinen 
Einkommensentwicklung notwendige Einkommens- 
verbesserung zu erreichen, wird eine zunehmende 
Zahl von Betrieben in erster Linie auf eine Flächen- 
aufstockung oder auf eine weitere Einsparung von 
Arbeitskräften angewiesen sein. Wenn sich diese 
Entwicklung verstärkt durchsetzt, wird sich länger- 
fristig bei wirtschaftlichem Verhalten auch eine bes- 
sere Anpassung des landwirtschaftlichen Angebots 
insgesamt an die Nachfrageentwicklung ergeben. 

Das Betriebseinkommen je ha LN hat sich in den 
zurückliegenden Jahren am günstigsten in den Hack- 
fruchtbaubetrieben entwickelt. Der Abstand zwi- 
schen den Trendwerten der Hackfrucht- und Futter- 


Die Grundrichtung dieser Entwicklung wird am besten 
durch den doppellogarithmischen Trend dargestellt. 
(Vgl. Schaubild 5). 


baubetriebe ist von 188 DM/ha LN im Jahre 1956/57 
auf 334 DM/ha LN im Jahre 1969/70 angewachsen. 

Trotz der abgeschwächten Zunahme des Betriebsein- 
kommens je ha LN hat sich das Betriebseinkommen 
je Vollarbeitskraft in den letzten Jahren kräftig wei- 
ter erhöht (vgl. Übersicht 11). Im Durchschnitt des 
Bundesgebietes erhöhte sich der Trend jährlich um 
651 DM/AK. Im Wirtschaftsjahr 1969/70 stieg das 
Betriebseinkommen je Vollarbeitskraft gegenüber 
dem Vorjahr um 1 300 DM oder 11,0% auf 13081 DM. 
Die Zunahme des Betriebseinkommens je AK lag 
damit erheblich über dem jährlichen Anstieg des 
Trends. 

Die jährliche Zunahme des Betriebseinkommens je 
AK seit 1956/57 (Trends) betrug bei den Hackfrucht- 
baubetrieben 747 DM, bei den Getreidebaubetrieben 
614 DM und bei den Futterbaubetrieben 571 DM. 
Der Einkommensvorsprung der Hackfruchtbaubetrie- 
be vor den Getreide- und vor allem vor den Futter- 
baubetrieben wird ständig größer. Unter den Hack- 
fruchtbaubetrieben erzielten im Wirtschaftsjahr 
1969/70 die Kartoffelbaubetriebe den größten Ein- 
kommenszuwachs (+ 3 255 DM/AK), weil die ge- 
ringeren Erntemengen bei Kartoffeln durch den rela- 
tiv starken Preisanstieg mehr als ausgeglichen wur- 
den. In den Zuckerrübenbaubetrieben war die Ein- 
kommensentwicklung relativ ungünstig (— 80 DM/ 
AK); die Zuckerrübenerträge lagen zwar über dem 
mehrjährigen Durchschnitt, erreichten aber nicht den 
Spitzenertrag des Vorjahres. Eine umfangreiche 
Schweinehaltung wirkte sich wiederum recht gün- 
stig auf den Betriebserfolg aus. Im Durchschnitt der 
Betriebsgruppen erreichten die Betriebe mit sehr 
starker Schweinehaltung im Wirtschaftsjahr 1969/70 
bei zyklisch bedingten hohen Schweinepreisen ein 
um 39% höheres Betriebseinkommen je Vollar- 
beitskraft als die Betriebe ohne oder mit sehr schwa- 
cher Schweinehaltung (vgl. Materialband Tab. 85). 

Stärker noch als nach Bodennutzungssystemen hat 
seit 1956/57 die Differenzierung des Betriebseinkom- 
mens je Vollarbeitskraft nach Größenklassen zuge- 
nommen (vgl. Schaubild 5). Diese Feststellung gilt 
insbesondere für die Ackerbaubetriebe. Unter den 
Futterbaubetrieben erzielten 1969/70 die Betriebe 
der mittleren Größenklasse von 20 bis 50 ha LN 
gemessen am Betriebseinkommen je Vollarbeitskraft 
das beste Ergebnis. Die größeren Futterbaubetriebe 
über 50 ha LN haben dagegen bei ihrer jetzigen Er- 
tragssituation offensichtlich besonders große Schwie- 
rigkeiten, die von seiten der Produktionstechnik ge- 
botenen Möglichkeiten der Betriebsrationalisierung 
auszuschöpfen. 

In den vorstehenden Betrachtungen diente, wie all- 
gemein üblich, als Maßstab für die Betriebsgröße der 
Umfang der landwirtschaftlichen Nutzfläche. Bei den 
großen Unterschieden in der Intensität der Boden- 
bewirtschaftung und im Nutzviehbesatz von Betrieb 
zu Betrieb kann die Nutzfläche jedoch nur noch sehr 
bedingt als Kennzeichen für vergleichbare Betriebs- 
größen gelten. Ein besser geeigneter Maßstab hierfür 
ist die Höhe des bereinigten Betriebsertrages je Be- 
trieb. Er errechnet sich aus dem Betriebsertrag durch 
Abzug des Viehzukaufes, des Aufwandes an zuge- 
kauften Futtermitteln und Saatgut sowie der Ein- 
nahmen aus Fuhrlohn, Maschinenvermietung und 
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Übersicht 11 


Betriebsergebnisse in landwirtschaftlichen Betrieben 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Wirtschaftsjahr 

Betriebs- 

ertrag 

Betriebs- 

ein- 

kommen 

Rein- 

ertrag 

Rein- 
ertrag in 
®/o des 
Aktiv- 
kapitals 

Voll- 
arbeits- 
kräfte- 
besatz je 
100 ha LN 

Betriebs- 

ertrag 

Betriebs- 

ein- 

kommen 

Arbeits- 

ein- 

kommen 

Reinein- 

kommen 

zuzüglidi 

Fremd- 

löhne 

Rein- 

ein- 

kommen 

Reinein- 

kommen 

zuzüglidi 

Fremd- 

löhne 


DM/ha LN 

DM/ AK 

DM/Unternehmen 

1956/57 

1 525 

679 

89 

1,8 

18,00 

8 472 

3 772 

2 850 




1957/58 

1 683 

757 

96 

1,9 

17,20 

9 785 

4 401 

3 395 




1958/59 

1 800 

798 

134 

2,5 

16,80 

10 714 

4 750 

3 696 




1959/60 

1 900 

805 

123 

2,2 

16,00 

11 875 

5 031 

3 869 




1960/61 

1 974 

871 

164 

2,9 

15,60 

12 654 

5 583 

4 378 




1961/62 

2 034 

784 

58 

0,9 

14,30 

14 224 

5 483 

4 049 




1962/63 

2 226 

899 

153 

2,5 

13,60 

16 368 

6 610 

5 096 




1963/64 

2 464 

1 009 

229 

3,5 

13,30 

18 526 

7 586 

5 940 




1964/65 2) 

2 594 

1 019 

243 

3A 

11,20 

23 161 

9 098 

7 000 




1965/66 

2 696 

957 

155 

2,1 

10,50 

25 676 

9 114 

6 714 




1966/67 

2 762 

937 

133 

+7 

9,84 

28 069 

9 522 

6 931 

8 425 

12 634 

15 005 

1967/68 

2 840 

1 013 

209 

2,7 

9,46 

30 021 

10 708 

7 960 

9 651 

14 118 

16 525 

1968/69 

2 929 

1 032 

259 

3,3 

8,76 

33 436 

11 781 

8 767 

10 251 

14 100 

16 254 

1969/70 

3 196 

1 108 

273 

3,4 

8,47 

37 733 

13 081 

9 965 

11 275 

15 801 

17 792 

Veränderung 

1969/70 












gegenüber 

1968/69 in ®/o 

+ 9,1 

+ 7,4 

+ 5,4 

+ 3,0 

-3,3 

+ 12,9 

+ 11,0 

+ 13,7 

+ 10,0 

+ 12,1 

+9,5 


1) verallgemeinert auf der Grundlage der Testbetriebe gemäß § 4 LwG 

2) ab 1964/65 neues Berechnungsverfahren 


Kleinpachten. In dem Schaubild 6 wurde für die drei 
Gruppen von Bodennutzungssystemen die Beziehung 
zwischen dem Betriebseinkommen je Vollarbeits- 
kraft und dem bereinigten Betriebsertrag je Betrieb 
dargestellt. Erwartungsgemäß steigt das Betriebsein- 
kommen je Vollarbeitskraft mit zunehmendem be- 
reinigten Betriebsertrag in allen Bodennutzungs- 
systemen deutlich an. Maßgebend hierfür ist vor 
allem die bessere Arbeitseffizienz in Betrieben mit 
höherem bereinigtem Betriebsertrag. So erzielen die 
Hackfrucht- und Getreidebaubetriebe mit einem be- 
reinigten Betriebsertrag von 200 000 DM und mehr 
je Betrieb ein Betriebseinkommen je AK, das mehr 
als dreimal so hoch ist wie in den Betrieben mit 
einem bereinigten Betriebsertrag von 20 000 bis 
25 000 DM. Je Erzeugungseinheit werden demnach 
mit steigendem bereinigtem Betriebsertrag wesent- 
lich weniger Arbeitsstunden aufgewendet. Aller- 
dings schwächt sich die Zunahme des Betriebsein- 
kommens je AK, die bis zu einem bereinigten Be- 
triebsertrag von etwa 60 000 DM besonders ausge- 
prägt ist, bei weiter zunehmendem bereinigtem Be- 
triebsertrag allmählich ab. 

Auffallend ist, daß im dreijährigen Durchschnitt in 
allen Bodennutzungssystemen bei gleichem bereinig- 


tem Betriebsertrag je Betrieb, ein annähernd gleich 
hohes Betriebseinkommen je AK erzielt wird. Ähn- 
liche Beziehungen ergeben sich zwischen dem Ar- 
beitseinkommen (Betriebseinkommen abzüglich Zins- 
ansatz) je AK und dem bereinigten Betriebsertrag 
je Betrieb. Auch in der Rentabilität des gesamten 
Faktoreinsatzes, gemessen am Rentabilitätskoeffi- 
zienten bestehen bei gleichem bereinigtem Be- 
triebsertrag zwischen den Bodennutzungssystemen 
keine großen Unterschiede (vgl. Materialband, 
Tabelle 88), wenn das Aktivkapital nach den im 
Materialband, Seite 154, erläuterten Grundsätzen be- 
wertet und als Zinssatz für das Aktivkapital SVs Vo 
angesetzt werden. 

Die Feststellung, daß in allen Bodennutzungssyste- 
men bei gleichem bereinigten Betriebsertrag je Be- 
trieb ein annähernd gleich hohes Einkommen erzielt 
wird, mag überraschen, weil sich bei der üblichen 
Gruppierung der Betriebe nach dem Nutzflächenum- 
fang in den einzelnen Größenklassen ein erheblicher. 


Rentabilitätskoeffizient = Betriebseinkommen divi- 
diert durch Arbeitsaufwand und Zinsansatz 
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Schaubiid 6 


Betriebseinkommen je AK 
nach der Höhe des bereinigten Betriebsertrages 
je Betrieb 0 1967/68 bis 1969/70 

Bundesrepublik Deutschland 


Betriebseinkommen 
1 000 DM/AK 
25 r 


Hackfaschtbaugruppc 
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von Jahr zu Jahr anwachsender Einkommensvor- 
sprung der Hackfruchtbaubetriebe vor den Getreide- 
und Futterbaubetrieben ergibt. Diese Einkommens- 
unterschiede sind jedoch in erster Linie eine Folge 
der höheren Erzeugungsleistung je ha LN in den 
Hackfruchtbaubetrieben. Um einen bereinigten Be- 
triebsertrag von 55 000 DM zu erzielen, sind z. B. 
in einem Futterbaubetrieb durchschnittlich etwa 
30 ha, in einem Hackfruchtbaubetrieb aber nur 21 ha 
erforderlich. Daraus ergibt sich, daß die Gegenüber- 
stellung der Betriebsergebnisse von Betrieben mit 
gleichem Nutzflächenumfang nur bedingt Schlußfol- 
gerungen über Unterschiede im produktionswirt- 
schaftlichen Erfolg der Betriebe verschiedener Bo- 
dennutzungssysteme zuläßt. 

Diese Feststellung muß allerdings beschränkt wer- 
den auf den Bereich der Futterbaubetriebe bis zu 
einem bereinigten Betriebsertrag von 80 000 DM, 
weil die Zahl der erfaßten Betriebe mit einem höhe- 
ren bereinigten Betriebsertrag für eine gesicherte 
Aussage zu gering ist. Es ist durchaus denkbar, daß 
sich bei einem bereinigten Betriebsertrag über 
80 000 DM die Kostendegression mit zunehmendem 
bereinigtem Betriebsertrag in den Hackfrucht- und 
Getreidebaubetrieben stärker auswirkt als in den 
Futterbaubetrieben. Die Rentabilität des gesamten 
Faktoreinsatzes wäre dann bei hohem bereinigtem 
Betriebsertrag in den Futterbaubetrieben weniger 
günstig als in den Hackfrucht- und Getreidebau- 
betrieben. Die vorliegenden Betriebsergebnisse von 
einer relativ geringen Zahl von Futterbaubetriehen 
mit hohem bereinigtem Betriebsertrag sprechen für 
diese Annahme. 

Das Aktivve:i::ögen ^'^) umfaßt das Anlagevermögen 
(Boden, Grundverbesserungen, Wirtschaftsgebäude, 
Dauerkulturen, Maschinen und Vieh) sowie das Um- 
laufvermögen (Vorräte, Feldinventar, flüssige Geld- 


mittel und Forderungen). Es erreichte im Wirt- 
schaftsjahr 1969/70 nach den Buchführungsergeb- 
nissen im Durchschnitt des Bundesgebietes 7 256 DM/ 
ha LN oder 85 667 DM/ AK. Mit 3,9 ^/o war der Ver- 
mögenszuwachs etwas höher als im Vorjahr. 

Der Vermögenszuwachs wurde zu 53 ^/o mit Fremd- 
kapital und zu 47 ®/o mit Eigenkapital finanziert. Die 
Belastung mit Fremdkapital erhöhte sich im Durch- 
schnitt des Bundesgebietes um 5,9 Vo auf 2 597 DM/ 
ha LN. 

Das Betriebseinkommen kennzeichnet den produk- 
tionswirtschaftlichen Erfolg und eignet sich daher 
vor allem für den Betriebsvergleich. Maßstab für 
den privatwirtschaftlichen Erfolg ist das Reinein- 
kommen. Es umfaßt den Arbeitsertrag des Unter- 
nehmers und der mitarbeitenden, nicht entlohnten 
Familienarbeitskräfte, den Zinsertrag des Eigen- 
kapitals und den Unternehmergewinn. Die Ablei- 
tung aus dem Betriebseinkommen ergibt für den 
Durchschnitt des Bundesgebietes ^^) im Wirtschafts- 
jahr 1969/70 folgendes Reineinkommen je Unterneh- 


men: 

Betriebseinkommen 20 055 DM 

— Fremdlöhne 1 991 DM 

+ Ertrag der Nebenbetriebe 206 DM 

— Aufwand der Nebenbetriebe 108 DM 

+ Pachten und Zinsen des 

Unternehmenskapitals 65 DM 

— Schuldzinsen und 

Pachten für Zupachtflächen 2 426 DM 


= Reineinkommen 15 801 DM 


Gegenüber dem Vorjahr erhöhte sich das Reinein- 
kommen je Unternehmen im Durchschnitt des Bun- 
I desgebietes um 1701 DM oder 12,1 ^/o. Je ha LN 
; stieg das Reineinkommen von 898 auf 955 DM. 

; Bedingt durch die weitere Abwanderung von Ar- 
beitskräften verbesserte sich das Reineinkommen 
je Familien-AK um 1489 DM oder 13,5 Vo auf 
12 507 DM. 

Von dem Reineinkommen je Unternehmen wurden 
im Durchschnitt 1756 DM oder 11,1 Vo für Netto- 
investitionen ausgegeben. Für den privaten Ver- 
brauch einschließlich Erbabfindungen und Alten- 
teil slasten verblieben demnach im Durchschnitt 
14 045 DM. 

I Nach dem neuen Einzelbetrieblichen Förderungs- 
I Programm soll die Investitionsförderung in Zukunft 
mehr als bisher auf entwicklungsfähige Betriebe 
konzentriert werden. Die Antragsteller haben daher 
aufgrund eines Betriebsentwicklungsplanes nachzu- 
i weisen, daß sie 1974 ein Reineinkommen zuzüglich 
Fremdlöhne von mindestens 24 000 DM je Betrieb 
und 16 000 DM je AK erreichen werden. Diese För- 
derungsschwelle kann in Gebieten mit unterdurch- 


Beredinung s. Materialband S. 173 
2-) verallgemeinert auf der Grundlage der Testbelriebe 
gemäß § 4 LwG 
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Anteil der Bodennutzungssysteme 
on der landwirtschaftlichen Nutzfläche der Betriebe 
mit 2 und mehr ha landwirtschaftlicher Nutzfläche 


1 ,8 % 
2 , 6 % 
3,4 % 
\ 2,8 % 


10 , 8 % 


227% 


snsgesamf 100,0% 


Sonderkulturbetriebe 
Zuckerrübenbau bet riebe 
Kartoffel bau betriebe 
Hackfruchtbaubetriebe 


Hackfrucht - Getreidebaubetriebe 


Hackfrucht - Futterbaubetriebe 
Hackfrucht - Gelreide - Futferbaubefriebe 


Getreide - Hackfruchtbaubetriebe 


Getreide - Futterbaubetriebe 


Futterbaubetriebe 


Sonstige Betriebe 


Entwurf: Institut für Landeskunde 


Kartographie: Institut für Landeskunde in der Bundes- 
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schnittlicher Wirtschaftskraft um 10 Vo auf 21600 
DM je Betrieb und 14 400 DM je AK sowie in Ein- 
zelfällen um weitere 5^/o auf 20 400 DM je Betrieb 
und 13 600 DM je AK herabgesetzt werden. 

Das Reineinkommen zuzüglich Fremdlöhne ist der 
Betrag, der dem Unternehmer und seinen Mit- 
arbeitern nach Abzug des Sachaufwandes (ein- 
schließlich Schuldzinsen und Pachten) vom Unter- 
nehmensertrag verbleibt. Die Fremdlöhne werden 
einbezogen, um eine Einkommensgröße zu erhalten, 
die von der jeweiligen Zusammensetzung des Ar- 
beitskräftebestandes nach familieneigenen und fami- 
lienfremden Kräften unabhängig ist. 

Im Einzelbetrieblichen Förderungsprogramm ist die 
Förderungsschwelle für das Jahr 1974 genannt. Eine 
Rückrechnung der Förderungsschwelle auf das Wirt- 
schaftsjahr 1969/70 ergibt bei einem unterstellten 
jährlichen Einkommenszuwachs von 3 ®/o folgendes 
Reineinkommen zuzüglich Fremdlöhne: 

DM/Betrieb DM/ AK 


Normalfall 20 710 13 800 

Gebiete mit unterdurch- 
schnittlicher Wirtschafts- 
kraft 18 650 12 430 

Einzelfall 17 600 11 730 


Hinzu kommt, daß Einnahmen aus nichtgewerblichen 
Nebenbetrieben, Einkünfte aus nichtselbständiger 
und selbständiger Tätigkeit sowie Einkommen aus 
nicht unternehmensnotwendigem Kapital bis zu 
3200 DM je Betrieb bei der Ermittlung der Förde- 
rungsschwelle berücksichtigt werden können. Be- 
triebe mit derartigen Einkommensquellen können 
daher vielfach schon in die Förderung einbezogen 
werden, wenn sie im Wirtschaftsjahr 1969/70 fol- 
gendes Reineinkommen zuzüglich Fremdlöhne im 
landwirtsdiaftlichen Betrieb (ohne Nebenbetriebe) 


erzielten: 

Normalfall 17 510 DM 

Gebiete mit unterdurchschnittlicher 

Wirtschaftskraft 15 450 DM 

Einzelfall 14 400 DM. 


Die Förderungsschwelle für 1974 wird sicherlich 
auch von einer großen Zahl von Betrieben mit ent- 
sprechenden Entwicklungsmöglichkeiten erreicht 
werden können, die im Wirtschaftsjahr 1969/70 
selbst hinter diesen zurückgerechneten und redu- 
zierten Einkommensgrößen noch zurückblieben. 

Als Kriterien für eine Investitionsförderung werden 
in der Diskussion vielfach auch ein bestimmter Um- 
fang der landwirtschaftlichen Nutzfläche oder be- 
stimmte Viehbestandsgrößen genannt. Diese Grö- 
ßen sind nach Meinung der Bundesregierung selbst 
als grobe Orientierungsdaten nicht vertretbar. Je 
nach den natürlichen und wirtschaftlichen Produk- 
tionsvoraussetzungen wie Boden, Klima, Wasser- 
verhältnisse, Geländeform, Zahl, Größe und Ent- 
fernung der Teilstücke, Hoflage, Gebäudeverhält- 
nisse, Arbeitskräfteverhältnisse, Marktlage und 
Preis-Kosten-Relationen, aber auch nach den sub- 
jektiven Produktionsvoraussetzungen wie Neigun- 


gen, Fähigkeiten, Zielvorstellung, Leistungsbereit- 
schaft und Kapitalkraft der Unternehmer, schwankt 
das erzielte Einkommen je ha oder je Tier in wei- 
ten Grenzen. Das Reineinkommen zuzüglich Fremd- 
löhne weist daher in den einzelnen Betriebsgrup- 
pen eine außerordentlich große Streuung auf (vgl. 
Übersicht 12). In allen Bodennutzungssystemen gibt 
es einige Betriebe unter 10 ha LN, die zur Gruppe 
mit den höchsten Einkommen (mehr als 32 000 DM) 
gehören. Auf der anderen Seite fallen einige grö- 
ßere Betriebe mit mehr als 50 ha LN in die Gruppe 
mit den niedrigsten Einkommen (weniger als 8000 
DM). Diese starke Differenzierung der Einkommen 
je Betrieb bei gleichem Flächenumfang macht deut- 
lich, daß durch die Festlegung einer am Reineinkom- 
men orientierten Förderungsschwelle für Betriebs- 
investitionen die „kleineren Betriebe" keineswegs 
generell von der Investitionsförderung ausgeschlos- 
sen werden. Der Vorwurf, die Förderungsschwelle 
verschaffe dem „größeren Grundbesitz die Eintritts- 
karte in die neue Klasse bevorzugter Landwirte" -■^), 
ist deshalb unberechtigt. 

Die Bundesregierung ist sich der Problematik einer 
Förderungsschwelle, die auf dem Einkommen ba- 
siert, bewußt. Sie hält sie aber für besser als die 
technischen Kriterien der EG-Kommission, die ur- 
sprünglich die Entwicklungsfähigkeit eines Betriebes 
an einer bestimmten Zahl von Kühen oder an einer 
bestimmten Hektarzahl messen wollte. Die Komis- 
sion hat inzwischen neuere Richtlinienentwürfe vor- 
gelegt. Die produktionstechnischen Abgrenzungs- 
merkmale sind fallen gelassen worden. Obwohl sich 
die Kommission in der Richtung auf die deutschen 
Förderungskriterien bewegt, unterscheiden sich ihre 
neuen Richtlinienvorschläge noch wesentlich vom 
Einzelbetrieblichen Förderungs- und sozialen Er- 
gänzungsprogramm der Bundesregierung. 

In den neuen Vorschlägen der EG-Kommission vom 
29. April 1970 ist ebenfalls eine Förderungsschwelle 
vorgesehen. Danach muß der Betriebsentwicklungs- 
plan ergeben, daß nach Abschluß der vorgesehenen 
Entwicklung für mindestens zwei Vollarbeitskräfte 
ein bereinigter Betriebsertrag von 36 600 bis 
45 750 DM je AK erzielt wird'-^^). Diesem berei- 
nigten Betriebsertrag entspricht im Durchschnitt 
des Bundesgebietes etwa ein Reineinkommen zu- 
züglich Fremdlöhne in Höhe von 16 000 bis 
20 400 DM je Vollarbeitskraft. Die untere Grenze 
liegt demnach auf gleicher Höhe wie die Förde- 
rungsschwelle im Einzelbetrieblichen Förderungs- 
programm der Bundesregierung, die obere Grenze 
erheblich darüber. Darüber hinaus werden im Kom- 
missionsvorschlag mindestens zwei Vollarbeits- 
kräfte je Betrieb gefordert. Daraus ergibt sich ein 
bereinigter Betriebsertrag von mindestens 73 200 
bis 91 500 DM je Betrieb, dem ein Reineinkommen 
zuzüglich Fremdlöhne von etwa 32 000 bis 40 800 
DM entspricht. 


23) H. Priebe: Landwirtschaft in der Welt von morgen. 
Düsseldorf — Wien 1970, Seite 359 

24) Innerhalb dieser Grenzen können die Mitgliedstaaten 
den Betrag festlegen; dabei ist den regionalen Be- 
dingungen und der Art der Erzeugung der Bet hebe 
Rechnung zu tragen. 
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Übersicht 12 


Verteilung der Testbetriebe nach der Höhe des Reineinkommens 
zuzüglich Fremdlöhne je Betrieb in der Bundesrepublik Deutschland 

Wirtschaftsjahr 1969/70 

Hackfruchtbaugruppe \ Getreidebaugruppe | Futterbaugruppe 

Reineinkommen Betriebsgröße von . . . bis unter ... ha LN 

zuzüglich Fremdlöhne 


DM je Betrieb 

unter 

10 

10 bis 
20 

1 20 bis 
30 

30 bis 
50 

j 50 
und 
mehr 

unter 

10 

10 bis 
20 

20 bis 
30 

30 bis 
50 

50 

und 

mehr 

unter 

10 

10 bis 
20 

20 bis 
30 

30 bis 
j 50 

50 

und 

mehr 

unter 8 000 

9 

9 

8 

9 


9 

Betriebe in ®/o 

14 10 10 

5 

9 

13 

11 

7 

7 

8 000 bis unter 12 000 

15 

13 

4 

1 

— 

18 

17 

8 

4 

3 

25 

20 

12 

13 

2 

12 000 bis unter 16 000 

35 

17 

6 

4 

— 

40 

20 

14 

7 

2 

26 

24 

15 

10 

2 

16 000 bis unter 20 000 

12 

18 

13 

4 

1 

13 

19 

16 

10 

4 

23 

18 

22 

12 

7 

20 000 bis unter 24 000 

12 

14 

11 

9 

1 

9 

13 

15 

10 

4 

11 

11 

14 

15 

10 

24 000 bis unter 28 000 

5 

9 

13 

7 

1 

5 

9 

14 

10 

3 

2 

7 

11 

13 

10 

28 000 bis unter 32 000 

7 

8 

13 

7 

7 

2 

3 

9 

9 

4 

2 

3 

6 

6 

10 

32 000 und mehr 

5 

12 

32 

59 

90 

4 

5 

14 

40 

75 

2 

4 

9 

24 

52 

insgesamt . . . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


0 Testbetriebe gemäß § 4 LwG 


Der Kommissionsvorschlag verlangt damit einen 
wesentlich größeren Produktionsumfang je Betrieb 
als das deutsche Förderungsprogramm. Bei der 
von der EG-Kommission vorgesehenen Förderungs- 
schwelle könnte nur eine geringe Zahl der derzei- 
tigen Vollerwerbsbetriebe gefördert werden. 

Bei der Förderungsschwelle des Einzelbetrieblichen 
Förderungsprogramms ist gegenüber dem Kommis- 
sionsvorschlag außerdem hervorzuheben, daß Ein- 
nahmen aus nichtgewerblichen Nebenbetrieben, Ein- 
künfte aus nichtselbständiger und selbständiger Tä- 
tigkeit sowie Einkommen aus nicht unternehmens- 
notwendigem Kapital mitberücksichtigt werden 
können. 

Gartenbau 

Die Zahl der für die Auswertung zur Verfügung 
stehenden Buchführungsbetriebe des Gartenbaus ist 
von 704 im Wirtschaftsjahr 1968/69 auf 581 im Wirt- 
schaftsjahr 1969/70 zurückgegangen. Aus diesem 
Grunde können für die Gemüsebaubetriebe mit 
weniger als 20 000 Einheitsquadratmetern (Eqm) 
und für die Gemischtbetriebe keine Ergebnisse mehr 
ausgewiesen werden. Auch in den übrigen Betriebs- 
gruppen ist die Vergleichbarkeit der Ergebnisse des 
Wirtschaftsjahres 1969/70 mit den Ergebnissen der 
Vorjahre eingeschränkt. 

Die Gemüsebaubetriebe mit 20 000 und mehr Eqm 
erzielten 1969/70 einen Betriebsertrag von 48 795 


DM je Ffektar Grundfläche der Gartengewächse 
(GG). Nach Abzug des Sachaufwandes verblieb ein 
Betriebseinkommen von 24 190 DM je ha GG und 
von 16 916 DM je AK (vgl. Übersicht 13) 

Im Zierpflanzenbau konnte das relativ günstige 
Vorjahresergebnis nicht gehalten werden. Betriebs- 
ertrag und Betriebseinkommen je ha GG blieben 
hinter den entsprechenden Vorjahreswerten zurück. 
Durch den weiteren Rückgang des Arbeitskräftebe- 
standes wurde das im Vorjahr erzielte Betriebsein- 
kommen je Vollarbeitskraft jedoch annähernd wie- 
der erreicht. 

In den Obstbaubetrieben konnte der Betriebserfolg 
nach einer recht ungünstigen Einkommensentwick- 
lung in den zurückliegenden Jahren wieder verbes- 
sert werden. Obwohl sich der Betriebsertrag weiter 
geringfügig verminderte, erhöhte sich das Betriebs- 
einkommen je ha GG um 2,8 % auf 2515 DM und 
je AK um 6,8 % auf 9673 DM. Der Abstand zum 
Einkommen der übrigen Betriebsformen des Gar- 
tenbaues ist jedoch immer noch relativ groß. 

Die Baumschulen erzielten im Wirtschaftsjahr 1969/ 
70 ein recht gutes Betriebsergebnis. Der Betriebs- 
ertrag stieg auf 39 505 DM je ha GG und lag damit 
deutlich über dem Vorjahreswert. Auch das Betriebs- 
einkommen je Vollarbeitskraft wies mit 21 851 DM 
gegenüber dem Vorjahr eine relativ kräftige Zu- 
nahme auf. 
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Übersicht 13 


Betriebseinkommen in Gartenbaubetrieben in der Bundesrepublik Deutschland 

DM/ AK 


Wirtschaftsjahr 

Gemüsebau- 

betriebe 

1 Zierpflanzen- 
baubetriebe 

Gemischt- 

betriebe 

Obstbau- 

betriebe 

Baum- 

schulen 

1956/57 

4 417 

5 485 

4 282 

4 997 

5411 

1957/58 

5 838 

6 524 

5 838 

8 636 

6 874 

1958/59 

6 743 

7 591 

6 760 

7 342 

8 928 

1959/60 

7 220 

7 804 

7 456 

9 857 

9 187 

1960/61 

7 577 

9 485 

8 261 

6 540 

8 297 

1961/62 

9 474 

9 967 

10 591 

7 962 

8 256 

1962/63 

10 669 

10 390 

10 803 

5 556 

8 943 

1963/64 

10 583 

11 040 

12 286 

9 020 

9 865 

1964/65 

11 073 

12 001 

11 609 

11 818 

11 660 

1965/66 

12 035 

13 617 

12 414 

12 846 

12 513 

1966/67 

12 157 

13 813 

14 197 

10 479 

12 570 

1967/68 

12 324 

14 938 

16 293 

10 066 

14 181 

1968/69 

15 217 

15 597 

14 285 

9 059 

18 115 

1969/70 

16 916 1) 

15 319 


9 673 

21 851 


h ohne Betriebe mit weniger als 20 000 Einheitsquadratmetern 


Weinbau 

Die Weinbaubetriebe konnten die sehr günstige Er- 
trags- und Einkommenslage des Vorjahres im Wirt- 
schaftsjahr 1969/70' nicht erreichen. Der Betriebs- 
ertrag je ha LN blieb vor allem infolge geringerer 
Einnahmen aus dem Weinbau sowohl in den Betrie- 
ben mit überwiegend Flach- und Hanglagen als auch 
in den Betrieben mit überwiegend Steillagen deut- 
lich hinter dem Vorjahresergebnis zurück. Die ge- 
ringeren Einnahmen aus dem Weinbau dürften 
darauf zurückzuführen sein, daß vom Jahrgang 1968 
ein höherer Anteil als Faßwein und ein entsprechend 
geringerer Anteil als Flaschenwein sowie vom qua- 
litativ recht guten Jahrgang 1969 relativ wenig als 
Most verkauft wurden. 

Mit dem Betriebsertrag verminderte sich auch das 
Betriebseinkommen je ha LN. Es belief sich im 
Wirtschaftsjahr 1969/70 in den Betrieben mit über- 
wiegend Flach- und Hanglagen auf 4455 DM und 
in den Betrieben mit überwiegend Steillagen auf 
5105 DM. 

Der Arbeitskräftebesatz hat sich durch ständige Ra- 
tionalisierungsmaßnahmen weiter rückläufig ent- 
wickelt. Er sank in den Betrieben mit überwiegend 
Flach- und Hanglagen gegenüber dem Vorjahr um 
3,4 °/o auf 25,04 AK/100 ha LN und in den Betrieben 
mit überwiegend Steillagen um 12,8 ®/o auf 34,84 AK/ 
100 ha LN. 


Übersicht 14 


Betriebseinkommen in Weinbaubetrieben 
in der Bundesrepublik Deutschland 

DM/ AK 


Wirtschaftsjahr 

Weinbaubetriebe 
mit überwiegend 

Flach- und 
Hanglagen 

Steillagen 

1956/57 

2 835 

2 214 

1957/58 

5 432 

4 287 

1958/59 

6 505 

6 483 

1959/60 

7 908 

7 810 

1960/61 

9 842 

8 700 

1961/62 

7 529 

7 864 

1962/63 

10 140 

8 267 ! 

1963/64 

11 566 

10010 

1964/65 

12 860 

12 679 

1965/66 

13 967 

12 893 

1966/67 

14 495 

14 569 

1967/68 

16 021 

13 349 

1968/69 

19 842 

15 372 

1969/70 

17 796 

14 653 
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Trotz des reduzierten Arbeitskräftehesatzes wurde 
im Wirtschaftsjahr 1969/70 in den Betrieben mit 
überwiegend Flach- und Hanglagen im Vergleich 
zum Vorjahr ein um 10,3 ®/o, in den Betrieben mit 
überwiegend Steillagen ein um 4,7 ^/o geringeres 
Betriebseinkommen je AK erzielt. Mit 17 796 bzw. 
14 653 DM/ AK (vgl. Übersicht 14) wurde der drei- 
jährige Durchschnitt der Wirtschaftsjahre 1966/67 bis 
1968/69 jedoch in beiden Betriebsgruppen übertrof- 
fen. 

Forstwirtschaft 

Im Jahre 1970 wurde nach vorläufigen Berech- 
nungen in der Forstwirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland ein durchschnittlicher Betriebsertrag 
von 330 DM je ha Forstfläche erzielt. Bedingt durch 
den steigenden Einschlag je ha und durch höhere 
Holzpreise, wurde das Vorjahresergebnis um 16 DM 
je ha oder 5 ‘^/o übertroffen (vgl. auch Übersicht 15). 


Da der Sachaufwand und die Betriebssteuern nicht 
im gleichen Umfang gestiegen sind wie der Be- 
triebsertrag, verbesserte sich das Betriebseinkom- 
men im Jahre 1970 gegenüber dem Vorjahr für den 
gesamten Wald um 6 o auf 238 DM je ha Forstflä- 
che. Dabei zeigt das Betriebseinkommen je ha in 
der Forstwirtschaft im Durchschnitt der letzten 
10 Jahre keine steigende Tendenz. Es schwankt 
jedoch von Betrieb zu Betrieb entsprechend der 
Holzarten- und Altersklassenverteilung erheblich; 
Betriebe mit höherem Nadelholzanteil, besonders 
mit Fichte, erzielten im Durchschnitt ein wesent- 
lich höheres Einkommen als Betriebe mit überwie- 
gend Laubholz. 

Je Vollarbeitskraft hat sich infolge der durch die 
Mechanisierung möglichen Einsparung an Arbeits- 
kräften das Betriebseinkommen von rund 9900 DM 
im Jahre 1961 auf rund 13 300 DM im Jahre 1970 
erhöht. 


Übersicht 


15 


Betriebsergebnisse in Forstbetrieben in der Bundesrepublik Deutschland 




Betriebs- 

Betriebs- 

Rein- 

Betriebs- 

Besitzform des Waldes 

Jahr 

ertrag 

einkommen 

ertrag 

einkommen 



DM/ha Forstfläche 

DM/ AK 

Privatwald ^) 

1961 

307 

233 

+41 



1968 

281 

191 

-39 



1969 

300^) 

208 4) 

-15^) 



1970 

320 4) 

225 4) 

0«) 


Körperschaftswald ^) 3) 

1961 

300 

254 

+98 



1968 

288 

226 

+38 



1969 

318 

255 

+55 



1970 

335 ^) 

270 ^) 

+58 


Staatswald 

1961 

322 

239 

+ 61 


■ 

1968 

307 

209 

+ 14 



1969 

323 

220 

+ 16 



1970 

335 ^) 

230 4) 

+ 18«) 


Wald insgesamt 

1961 

311 

240 

+64 

9 906 


1968 

293 

207 

+ 7 

11 575 


1969 

314 <) 

225 

+ 16«) 

12 354 «) 


1970 

330^) 

238^) 

+22 «) 

13 339 «) 


^) für den Staatswald Totalerhebung, für den Körperschafts- und Privatwald ausgewählte Betriebe 
“) Die ausgewählten Gemeinde- und Privatforstbetriebe haben überdurchschnittliche Holzmengenerträge, die hier 
ausgewiesenen Betriebsergebnisse vermitteln daher ein günstigeres Bild von der wirtschaftlichen Lage der Forst- 
betriebe, als es sich im Durchschnitt des Bundesgebietes wirklich bietet. 

'J Ein Teil der forstwirtschaftlichen Personal- und Sachkosten ist im Gemeindehaushalt nicht bei der Forstwirtschaft 
verbucht. 

^) vorläufig 
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1.522 Erfrags-Aufwandsrechnung nach 
§ 4 Landwirtschaftsgesetz 

Nach § 4 des Landwirtschaftsgesetzes ist die Bun- 
desregierung verpflichtet, bei der jährlichen Fest- 
stellung der Lage der Landwirtschaft eine Stellung- 
nahme abzugeben, „inwieweit 

a) ein den Löhnen vergleichbarer Berufs- und Tarif- 
gruppen entsprechender Lohn für die fremden 
und familieneigenen Arbeitskräfte — umgerech- 
net auf notwendige Vollarbeitskräfte — , 

b) ein angemessenes Entgelt für die Tätigkeit des 
Betriebsleiters (Betriebsleiterzuschlag) und 

c) eine angemessene Verzinsung des betriebsnot- 
wendigen Kapitals 

erzielt worden sind; dabei ist im wesentlichen von 
Betrieben mit durchschnittlichen Produktionsbedin- 
gungen auszugehen, die bei ordnungsmäßiger Füh- 
rung die wirtschaftliche Existenz einer bäuerlichen 
Familie nachhaltig gewährleisten". 

Bei der Durchführung der Ertrags-Aufwandsrech- 
nung nach § 4 Landwirtschaftsgesetz ergeben sich 
Schwierigkeiten, die im Materialband (Seite 182) 
erläutert werden. Da sich für diese Schwierigkeiten 
eine voll zufriedenstellende Lösung nicht finden 
läßt, können die Ergebnisse der Berechnung nur als 
Orientierungsdaten angesehen werden. Der Wert 
der Ertrags-Aufwandsrechnung liegt daher weni- 
ger in den errechneten Ergebnissen eines Jahres, als 
in der ablesbaren Entwicklung der Ertragslage in 
den einzelnen Betriebsgruppen der Landwirtschaft 
unter Berücksichtigung angemessener Ansätze für 
die Entlohnung der Arbeitskräfte, für die Verzin- 
sung des Kapitals und für die dispositive Tätigkeit 
des Betriebsleiters. 

In der folgenden Übersicht 16 werden — gegliedert 
nach Betriebsgrößenklassen — die Summe der Ver- 
gleichsansätze nach § 4 Landwirtschaftsgesetz 

(Summe aus Vergleichslohn, Betriebsleiterzuschlag, 
Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung für die 
mithelfenden Familienangehörigen und für die fami- 
lienfremden Arbeitskräfte sowie Zinsansatz für das 
Aktivkapital) zuzüglich des Sachaufwandes als ge- 
samter Vergleichsaufwand und der gesamte Ver- 
gleichsertrag im Bundesdurchschnitt dargestellt. 

Außerdem wird die Summe der Vergleichsansätze 
dem gesamten erzielten Vergleichsbetriebseinkom- 
men, das heißt dem um den Sachaufwand vermin- 
derten Vergleichsertrag, gegenübergestellt. Die Dif- 
ferenz zwischen dem Vergleichsbetriebseinkommen 
und der Summe der Vergleichsansätze in Prozent 
der Summe der Vergleichsansätze wird dabei als 
„Abstand" bezeichnet. Im Materialband (Tabelle 99) 
sind die entsprechenden Ergebnisse für die einzel- 
nen Betriebsgruppen nach Bundesländern, Boden- 
nutzungssystemen und Größenklassen ausgewiesen. 

Vergleichsertrag und Vergleichsbetriebseinkommen 
haben im Wirtschaftsjahr 1969/70 in allen drei Grö- 
ßenklassen gegenüber dem Vorjahr zugenommen. 
Auch der dreijährige Durchschnitt 1966/67 bis 
1968/69 wurde deutlich übertroffen. In den kleine- 
ren und mittleren Betrieben hat sich — abweichend 
von der längerfristigen Tendenz — das Vergleichs- 


I betriebseinkommen allerdings günstiger entwickelt 
als in den größeren Betrieben ab 50 ha LN. Hierzu 
' hat vor allem beigetragen, daß Betriebszweige mit 
relativ günstiger Preisentwicklung, wie der Kartof- 
felbau und die Schweinehaltung, in den kleineren 
und mittleren Betrieben ein überdurchschnittlich 
großes Gewicht haben. 

Auch die Summe der Vergleichsansätze hat sich 
gegenüber dem Vorjahr deutlich erhöht. Maßgebend 
hierfür v/ar vor allem der starke Anstieg des ge- 
werblichen Vergleichslohnes um durchschnittlich 
ll,8^/o, der in der Ertrags-Aufwandsrechnung nach 
j § 4 LwG auch für die landwirtschaftlichen Arbeits- 
kräfte unterstellt wird. Mit dieser konjunkturell 
bedingten günstigen Lohnentwicklung in der ge- 
werblichen Wirtschaft konnten die kleineren und 
mittleren Betriebe voll Schritt halten. Ihr Ver- 
gleichsbetriebseinkommen erhöhte sich stärker als 
die Summe der Vergleichsansätze, so daß sich der 
Abstand zwischen diesen beiden Größen in den 
Betrieben unter 20 ha LN von 26 auf 24 Vo und in 
den Betrieben der Größenklasse 20 bis 50 ha LN 
von 18 auf 17 Vo verminderte. Nur in den Betrie- 
ben mit 50 und mehr ha LN ging die Zunahme der 
Vergleichsansätze über die Steigerung des Ver- 
gleichsbetriebseirlkommens hinaus. Der Abstand er- 
höhte sich daher von 3 Vo im Vorjahr auf 7 '®/o im 
Wirtschaftsjahr 1969/70. 

Obwohl sich die Einkommensdifferenzierung in der 
Landwirtschaft des Bundesgebietes abgeschwächt 
hat, ergaben sich zwischen den verschiedenen Be- 
triebsgruppen auch im Wirtschaftsjahr 1969/70 noch 
recht große Unterschiede in den Ergebnissen der 
Ertrags-Aufwandsrechnung (vgl. Materialband Seite 
184 ff.). So konnten die Hackfruchtbaubetriebe mit 
50 und mehr ha LN ein Vergleichsbetriebseinkom- 
men erzielen, das in Nordwestdeutschland um 4'Vo 
und in Süddeutschland um 7 ‘^/o über die Summe der 
Vergleichsansätze hinausging. Zu diesem günstigen 
Ergebnis haben vor allem die relativ guten Stand- 
ortbedingungen, die geringeren Mechanisierungs- 
kosten und der niedrigere Arbeitsaufwand je Erzeu- 
gungseinheit sowie die relativ starke Marktstellung 
im Vergleich zu den kleineren Betrieben beigetra- 
gen. Wenig zufriedenstellend ist die Einkommens- 
situation nach wie vor in den Futterbaubetrieben, 
in den kleineren Hackfruchtbaubetrieben Süddeutsch- 
lands und in den kleineren und mittleren Getreide- 
baubetrieben. Das Vergleichsbetriebseinkommen 
blieb in diesen Betriebsgruppen sowohl in Nord- 
west- als auch in Süddeutschland erheblich hinter 
der Summe der Vergleichsansätze zurück. Dabei ist 
zu berücksichtigen, daß es sich hier um Durch- 
schnittswerte handelt, von denen die Ergebnisse der 
Einzelbetriebe zum Teil erheblich nach unten oder 
oben abweichen. 

Im Garten- und Weinbau waren die Ergebnisse 
der Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 LwG 

meist günstiger als in der Landwirtschaft. In den 
Gemüse- und Zierpflanzenbaubetrieben sowie in den 
Baumschulen und in den Weinbaubetrieben er- 
reichte oder überstieg das Vergleichsbetriebsein- 
kommen die Summe der Vergleichsansätze. Nur in 
den Obstbaubetrieben war die Ertragslage in den 
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Ergebnisse der Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 LwG für 
landwirtschaftliche Betriebe in der Bundesrepublik Deutschland 


Gebiet 

Wirtschaftsjahr 

Betriebsgröße in ha LN 

unter 20 

20 bis unter 50 

50 und mehr 

Ver- 

gleidis- 

ertragi) 

Ver- 
gleichs- 
auf- 
wand 2) 

Summe 

gleichs- 

tdebV ; 

kom- , 

men o) * 

Ab- 
stand 5) 

Ver- 

gleichs- 

ertragi) 

Ver- 
glclchs- 
auf- 
wand 2) 

Ver- c 
, . , Summe 

der 

Ver- 

gleidis- 

kom- ... .. 

Satze 4) 
men 3) > 

Ab- 
stand 5) 

Ver- 

gleidis- 

ertragi) 

Ver- 
gleidis- 
auf- 
wand 2) 

Ver- 

gleidis- 

be- 

triebs- 
ein- 
kora- 
men 3) 

Summe 

der 

Ver- 

gleidis- 

an- 

sätze^) 

Ab- 
stand 5) 


DM/ha LN 

»/o 


DM/ha LN 

Vo 


DM/ha LN 


o/o 

1959/60 

2 071 

2 396 

934 1 259 

-26 

1 767 

1 904 

720 857 

-16 

1 859 

1 895 

781 

817 

- 4 

1960/61 

2 167 

2 513 

1 016 1 362 

-25 

1 857 

1 993 

767 903 

-15 

1 916 

1 959 

809 

852 

- 5 

1961/62 

2 220 

2 663 

930 1 373 

-32 

1 921 

2 173 

681 933 

-27 

1 882 

2 056 

678 

852 

-20 

1962/63 

2 410 

2 810 

1 044 1 444 

-28 

2 110 

2 273 

796 958 

-17 

2 096 

2 149 

808 

861 

- 6 

1963/64 

2 674 

3 030 

1 168 1 524 

-23 

2 312 

2 425 

879 992 

-11 

2 293 

2 291 

897 

889 

+ 1 

1964/65 «) 

2 813 

3 330 

1 162 1 679 

-31 

2 506 

2 686 

927 1 107 

-16 

2 497 

2 487 

990 

980 

+ 1 

1964/65") 

2 841 

3 207 

1 190 1 556 

-24 

2 488 

2 646 

942 1 100 

-14 

2 489 

2 447 

1 012 

970 

+ 10 

1965/66 

2 978 

3 431 

1 050 1 503 

-30 

2 584 

2 847 

804 1 067 

-25 

2 481 

2 619 

796 

934 

-15 

1966/67 

3 082 

3 532 

1 141 1 591 

-28 

2 674 

2 949 

860 1 135 

1 ~24 

2 510 

2 656 

826 

972 

-15 

1967/68 

3 142 

3 555 

1 202 1 615 

-26 

2 739 

2 946 

945 1 152 

; -18 

2 580 

2 616 

938 

974 

- 4 

1968/69 

3 266 

3 703 

1 221 1 658 

-26 

2 794 

3 006 

936 1 148 

^ -18 

2 526 

2 551 

901 

926 

- 3 

0 1966/67 bis 1968/69 

3 163 

3 597 

1 188 1 622 

-27 

2 736 

2 967 

914 1 145 

-20 

2 539 

2 608 

888 

957 

- 7 

1969/70 

3 586 

4 016 

1 349 1 779 

-24 

3 061 

3 272 

1 012 1 223 

; -17 

2 721 

2 793 

907 

979 

- 7 


h Betriebsertrag zuzüglich Aufschlag auf Eigenverbrauch und Naturallohn — 1959/60 bis 1964/65 35 ®/o, 1964/65 bis 1966/67 48®/o, 
1967/68 570 / 0 , 1968/69 47 «/o. 1969/70 56 «/o 

-) Sachaufwand, Betriebssteuern, Unfallversicherung und Summe der Vergleichsansätze 
•^) Vergleichsertrag abzüglich Sachaufwand, Betriebssteuern und Unfallversicherung 

Summe aus Vergleichslohn, Betriebsleiterzuschlag, Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung für die mithelfenden Familien- 
angehörigen und für die famtlienfremden Arbeitskräfte sowie Zinsansatz für das Aktivkapital 
■") Abstand zwischen dem Vergleichsbetriebseinkommen und der Summe der Vergleichsansätze in o/o (Summe der Vergleichs- 
ansätze = 100) 

0) altes Berechnungsverfahren 1959/60 bis 1964/65 
") neues Berechnungsverfahren ab 1964/65 
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letzten Jahren nicht befriedigend. Im Durchschnitt 
der Obstbaubetriebe blieb das Vergleichsbetriebs- ' 
einkommen 1969/70 um 40 '®/o hinter der Summe der | 
Vergleichsansätze zurück. Damit war der Abstand 
geringer als im Vorjahr (44 ^/o). 

1.53 Buchführungsergebnisse der Betriebe 
mit einem bereinigten Betriebsertrag 
unter 21 500 DM 

Die Ausführungen im vorstehenden Abschnitt bezie- 
hen sich auf die Buchführungsergebnisse der Betriebe 
mit einem bereinigten Betriebsertrag von 21 500 DM 
und mehr im Wirtschaftsjahr 1969/70. Diesen Ergeb- 
nissen werden nachstehend die wichtigsten Kenn- 
daten der Betriebe mit einem bereinigten Betriebs- 
ertrag von weniger als 21 500 DM, im folgenden 
kleinere Betriebe genannt, gegenübergestellt (vgl. 
Übersicht 17). 

Übersicht 17 

Betriebsergebnisse der Testbetriebe mit einem be- 
reinigten Betriebsertrag unter sowie ab 21 500 DM 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Wirtschaftsjahr 1969/70 


Gliederung i 

Bereinigter Betriebsertrag 
von . . . 

unter 

21 500 DM 

21 500 DM 
und mehr 

Betriebsertrag 

DM/ha LN ^ 

2 203 

3 196 

Betriebsaufwand 

DM/ha LN 

2 743 

2 923 

Betriebseinkommen 
DM/ha LN 

643 

1 108 

Reinertrag DM/ha LN . 

”540 

273 

Reineinkommen ^) 
DM/Unternehmen . . 

6 174 

15 801 

Reineinkommen 

DM/Fam.-AK2) 

4 652 

12 507 

Einkommen aus außer- 
betrieblicher Tätig- 
keit ^) DM/Unterneh- 
men 

2 620 

615 

Gesamteinkommen 
DM/Unternehmen . . 

8 794 

16417 

Gesamteinkommen 
DM/Familien-AK ^) . 

6 473 

12 775 


0 Reineinkommen aus dem Unternehmen und Einkom- 
men aus außerbetrieblicher Tätigkeit; nicht enthalten 
ist das Einkommen aus privatem Vermögen, Gewerbe- 
betrieben, Renten u. ä. 

“) Familien-AK des Betriebes zuzüglich AK für Tätigkeit 
in nicht gewerblichen Nebenbetrieben 
-^) Einnahmen für außerbetriebliche Tätigkeit abzüglich 
Ausgaben für außerbetriebliche Tätigkeit 
Familien-AK des Unternehmens zuzüglich AK für 
außerbetriebliche Tätigkeit 


Im Durchschnitt bewirtschaften die hier erfaßten 
649 kleineren Betriebe 11,4 ha LN. Die Mehrzahl 
von ihnen befindet sich in Gebieten, die wie der 
Bayerische Wald, das Alpenvorland, der Süd- 
schwarzwald und die Schwäbische Alb eine klein- 
bäuerliche Betriebsstruktur und ungünstige natür- 
liche Produktionsbedingungen aufweisen. Rund 
45 ^/o sind Futterbaubetriebe; 43 ^Vo gehören der Ge- 
treidebaugruppe und nur 12®/o der Hackfruchtbau- 
gruppe an. 

Mit durchschnittlich 1,37 AK je Betrieb können 
viele dieser Betriebe allein vom Arbeitskräftebe- 
stand her kaum noch als echte Vollerwerbsbetriebe 
angesehen werden. Sie werden im allgemeinen recht 
extensiv bewirtschaftet, so daß der Betriebsertrag je 
ha LN um 31 Vo niedriger liegt als in den größeren 
Betrieben. Der Betriebsaufwand (einschließlich 
Lohnansatz für nichtentlohnte Arbeitskräfte) geht 
deutlich über den Betriebsertrag hinaus. Es wird 
daher weder ein Betriebsgewinn noch eine Kapital- 
verzinsung erzielt. Das gesamte Reineinkommen be- 
trägt im Durchschnitt 6174 DM je Unternehmen. 
Selbst wenn man das Einkommen aus außerbetrieb- 
licher Tätigkeit der überwiegend im Betrieb arbei- 
tenden Familienmitglieder, soweit dies erfaßt wer- 
den konnte, mit hinzurechnet, ergibt sich ein Ge- 
samteinkommen von nur 6 473 DM je Familien-AK. 

Insgesamt gesehen ist das Einkommen der hier er- 
faßten kleineren Betriebe unbefriedigend. Der Land- 
wirt und seine Familienangehörigen müssen sich im 
Vergleich zum Landarbeiter und zu den gewerb- 
lichen Arbeitnehmern mit einem recht niedrigen 
Lebensstandard zufriedengeben, wenn sie nicht zu 
einem erheblichen Teil von der Vermögenssubstanz 
leben wollen. Die Produktionsvoraussetzungen sind 
in der Regel so ungünstig, daß auch durch größere 
Investitionen ein angemessenes Einkommen nicht 
erreicht werden kann. Trotzdem wurde in einer 
Reihe dieser Betriebe in den zurückliegenden Jah- 
ren noch erheblich investiert. 

Bei der Mehrzahl der hier dargestellten Betriebe 
handelt es sich um übergangsbetriebe, die mög- 
licherweise nach dem nächsten Generationswechsel 
Zu- oder Nebenerwerbsbetriebe werden oder aber 
ganz ausscheiden. In welchem Umfang dies ge- 
schieht, wird wesentlich davon bestimmt werden, 
inwieweit diese Betriebe von den Möglichkeiten der 
Partnerschaft _ zwischen Voll-, Zu- und Neben- 
erwerbsbetrieben, u. a. auch im Rahmen von Ma- 
schinenringen, Gebrauch machen werden. Aber 
auch die Überbrückungshilfen und die Maßnahmen 
des sozialen Ergänzungsprogramms werden auf län- 
gere Sicht zu einer Verbesserung der Einkommens- 
situation der Personen führen, die heute noch in 
kleineren Betrieben leben. 


1.6 Agrarpolitische Maßnahmen 1970 

Gemäß § 5 Landwirtschaftsgesetz ist die Bundes- 
regierung verpflichtet, in ihrem jährlichen Bericht 


zur Abgrenzung der Betriebe siehe Seite 34 und 
Materialband Seite 182 
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über die Lage der Landwirtschaft diejenigen Maß- 
nahmen zu nennen, welche sie im Sinne der Ziele 
des Landwirtschaftsgesetzes getroffen hat oder zu 
treffen beabsichtigt. Dabei ist auf eine Betriebsfüh- 
rung abzustellen, die auf eine nachhaltige Ertrags- 
steigerung gerichtet ist. 

Im nachfolgenden Abschnitt werden diese Maßnah- 
men für 1970 im einzelnen dargestellt; in Kapitel 4 
werden die für 1971 zu treffenden Maßnahmen auf- 
gezeigt. 

Markt- und preispolitische Maßnahmen 

Da sich der Ministerrat in Brüssel über neue Maß- 
nahmen zur Markt- und Preispolitik nicht einigen 
konnte, beschloß er, daß die für 1968/69 gültigen 
Preise und sonstigen Marktordnungselemente auch 
im Wirtschaftsjahr 1969/70 angewendet werden. Ein 
Jahr später wurde nochmals eine Verlängerung der 
Gültigkeitsdauer der Preise und nahezu aller ande- 
ren Marktordnungselemente für das Wirtschaftsjahr 
1970/71 beschlossen. 

Im Jahr 1970 verabschiedete der Rat vier neue 
Marktorganisationen, und zwar für Wein, Tabak, 
Flachs und Hanf sowie für Fischereierzeugnisse. 
Hinzu kam die Einführung einer Gemeinsamen 
Strukturpolitik für die Fischwirtschaft. 

Verbesserung der Agrarstruktur ^6) 

Im Berichtsjahr wurde durch einzel- und überbe- 
triebliche Förderungsmaßnahmen versucht, die Mo- 
bilität der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte und 
des Bodens im ländlichen Raum zu erhöhen. Ergänzt 
durch wirksame regionalpolitische Maßnahmen trug 
die agrarstrukturelle Förderung zusammen mit 
strukturwirksamen sozialen Maßnahmen und der 
einzelbetrieblichen Investitionsförderung dazu bei, 
einerseits bisher in der Landwirtschaft tätige 
Arbeitskräfte in außerlandwirtschaftliche Berufe zu 
überführen und andererseits über eine Förderung 
der Bodenmobilität und landeskulturelle Maßnah- 
men die Voraussetzungen für eine rentable Land- 
bewirtschaftung zu schaffen. Eine kritische Analyse 
der bisherigen Entwicklung der Agrarstruktur er- 
folgte bereits in Abschnitt 1.2. 

Die bewährten Maßnahmen zur Verbesserung der 
Landeskultur wurden 1970 bei teilweise erheblich 
besserer Mittelausstattung fortgeführt. Sie stellen 
als allgemeine und speziell agrarwirtschaftliche 
Infrastrukturmaßnahmen eine wichtige Grundlage 
für die integrale Neuordnung des ländlichen Rau- 
mes dar. Vor Inangriffnahme komplexer Neuord- 
nungsmaßnahmen — wie z. B. einer Flurbereinigung 
— werden agrarstrukturelle Vorplanungsgutachten 
erstellt, damit eine wirksame Koordinierung land- 
wirtschaftlicher und außerlandwirtschaftlicher Pla- 
nung sichergestellt und allgemeine und öffentliche 
Belange in einem Neuordnungsverfahren Berück- 
sichtigung finden. In den Gebieten, in denen nach 
den Ergebnissen der Vorplanung eine umfassende 
Neuordnung nicht notwendig war, wurde entspre- 
chend den jeweiligen örtlichen Voraussetzungen die 
beschleunigte Zusammenlegung oder der freiwillige 
Landtausch gefördert. 

2®) Aufwendungen und Ergebnisse für die einzelnen Maß- 
nahmen ab 1967 vgl. Materialband S. 346 ff. 


Der Bedeutung der Flurbereinigung als integrales 
Ordnungsinstrument wurde im Rechnungsjahr 1970 
auch dadurch Rechnung getragen, daß außer dem 
Haushaltsansatz zusätzliche Mittel in Höhe von 
73,3 Mill. DM durch Einsparungen bei den Markt- 
ordnungsausgaben bereitgestellt wurden. 

Neben der Flurbereinigung wurden die Maßnahmen 
fortgesetzt, die der Verbesserung der Lebensver- 
hältnisse auf dem Lande dienen und als solche 
sowohl im allgemeinen wie im landwirtschaftlichen 
Interesse liegen, wie z. B. Wasserversorgung, Ab- 
wasserbeseitigung, Sicherung gegen Überflutung 
und Wassererosion, Küstenschutz. Auch hier konn- 
ten die vorgesehenen Mittel durch Einsparungen 
bei den Marktordnungsausgaben aufgestockt wer- 
den. 

Modernisierung der betrieblichen Ausstattung 

Im Mittelpunkt der einzelbetrieblichen Förderung 
stand 1970 die Zinsverbilligung. Investitionsbeihil- 
fen wurden im Gegensatz zu früheren Jahren nur 
noch für die Abwicklung von Anträgen aus dem 
Vorjahr gewährt, weil diese Maßnahme nach dem 
EWG-Anpassungsgesetz vom 31. Dezember 1969 
ausgelaufen ist. 

Mit den im Haushalt bereitgestellten Bundesmitteln 
für Zinsverbilligungen konnten ca. 1 Mrd. DM län- 
gerfristige Darlehen des freien Kapitalmarktes um 
4 Vo verbilligt werden. Maßgebend für die Vergabe 
der Mittel waren die Zinsverbilligungsrichtlinien 
vom 7. Juli 1967, die allerdings in einigen Punkten 
der laufenden Entwicklung angepaßt wurden. Die 
wesentlichste Änderung betraf den Hofkredit, d. h. 
Kredite zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit 
landwirtschaftlicher Betriebe. Hierfür wurde die be- 
reits im Vorjahr gelockerte Verknüpfung mit dem 
Investitionsbeihilfeverfahren aufgehoben. Die Inve- 
stitionsbeihilfen sind durch das EWG-Anpassungs- 
gesetz am 31. Dezember 1969 ausgelaufen. Ein teil- 
weiser Ausgleich wurde dadurch geschaffen, daß 
der verbilligungsfähige Kreditbetrag von 60 Vo auf 
66^/a'Vo erhöht wurde. Ebenfalls konnten Ersatz- 
beschaffungen von Maschinen wieder voll gefördert 
werden. Im Rahmen des Investitionsbeihilfepro- 
gramms sind der deutschen Landwirtschaft ein- 
schließlich des Abwicklungsbetrages für 1970 insge- 
samt rund 543 Mill. DM an Bundesmitteln gewährt 
worden. Das damit mobilisierte Investitionsvolumen 
dürfte sich auf ca. 3,5 Mrd. DM belaufen. Für Ver- 
besserungsmaßnahmen in Wohnhäusern landwirt- 
schaftlicher Betriebe standen 1970 aus Bundesmitteln 
rd. 35,6 Mill. DM (1969: 24 Mill. DM) zur Verfügung. 
Damit konnten die Wohnverhältnisse in etwa 20 000 
landwirtschaftlichen Betrieben verbessert werden. 

Um künftig die einzelbetrieblichen Maßnahmen noch 
effizienter zu gestalten, wird die staatliche Hilfe auf 
diesem Gebiet durch das Einzelbetriebliche Förde- 
rungs- und soziale Ergänzungsprogramm vom 
26, Oktober 1970 auf eine neue Grundlage gestellt. 
In diesem Programm sind alle einzelbetrieblichen 
Maßnahmen zu einem geschlossenen Förderungs- 
konzept zusammengefaßt worden; sie sollen nach 
gleichen Grundsätzen durchgeführt und durch 
soziale Maßnahmen ergänzt werden. 
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Landwirtschaftliche Sozialpolitik 

Schwerpunkt des Jahres 1970 war die Vorbereitung 
der sozialen Maßnahmen als Teil des Einzelbetrieb- 
lichen Förderungs- und sozialen Ergänzungspro- 
gramms für die Land- und Forstwirtschaft. Ziel des 
sozialen Ergänzungsprogramms ist es, Inhabern von 
Betrieben, die keine einzelbetriebliche Investitions- 
förderung erhalten können und aus der Landwirt- 
schaft ausscheiden wollen, den Übergang in andere 
Erwerbszweige zu erleichtern. Weiter soll durch die 
sozialen Ergänzungsmaßnahmen ein Anreiz geschaf- 
fen werden, Flächen aufstockungswilligen Landwir- 
ten unter anderem durch langfristige Pachtverträge 
zuzuführen. 

Zwei Maßnahmen des sozialen Ergänzungspro- 
gramms wurden 1970 gesetzlich geregelt: Die Land- 
abgaberente wurde verbessert und die Möglichkeit 
der Nachentrichtung von Beiträgen zur Rentenver- 
sicherung der Arbeiter oder der Angestellten ge- 
schaffen. 

Die Landabgaberente, die 1969 und 1970 nur zö- 
gernd in Anspruch genommen worden ist, wurde 
durch das Gesetz zur Verbesserung und Ergänzung 
sozialer Maßnahmen in der Landwirtschaft vom 
21. Dezember 1970 — Art. 1 Fünftes Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte — (BGBl. I S. 1774) we- 
sentlich ausgebaut. Sie beträgt nunmehr 350 DM 
monatlich für verheiratete Berechtigte (bisher 
275 DM) und 230 DM monatlich für Alleinstehende 
(bisher 180 DM). Der Kreis der Betriebe, deren Inha- 
ber Landabgaberente erhalten können, wurde erwei- 
tert: Berechtigt zur Landabgaberente sind nunmehr 
alle hauptberuflichen Landwirte, deren Unterneh- 
men das Fünffache der durch die landwirtschaft- 
lichen Alterskassen für die Mitgliedschaft festge- 
setzten Mindestgrößen nicht übersteigt. Die Erst- 
aufforstung landwirtschaftlicher Flächen wurde der 
Abgabe zur Verbesserung der Agrar- oder der 
Infrastruktur gleichgestellt. 

Während die Landabgaberente älteren oder berufs- 
unfähigen Landwirten das Ausscheiden aus der 
Landwirtschaft erleichtern soll, erhalten jüngere 
Landwirte, die eine versicherungspflichtige Beschäf- 
tigung oder Tätigkeit auf genommen und die Land- 
bewirtschaftung aufgegeben haben, die Möglichkeit, 
Beiträge zur 'Rentenversicherung der Arbeiter oder 
der Angestellten zur Sicherung ihrer späteren 
Altersversorgung nachzuentrichten. Bei strukturver- 
bessernder Abgabe des Betriebes zahlt der Bund 
über die landwirtschaftlichen Alterskassen auf An- 
trag einen Zuschuß in Höhe von 70 ^/o des Nachent- 
richtungsbetrages. Landabgaberente und Nachent- 
richtungszuschuß werden in den kommenden Jah- 
ren zur Verbesserung der Agrarstruktur beitragen. 

Zur Einführung einer Krankenversicherung für 
Landwirte wurde auf der Basis eines Grundsatz- 
beschlusses der Bundesregierung der Referentenent- 
wurf eines Gesetzes erarbeitet. Die künftige land- 
wirtschaftliche Krankenversicherung soll danach 
grundsätzlich die Leistungen der Reichsversiche- 
rungsordnung gewähren. Jedoch ist anstelle des 
Krankengeldes eine Betriebshilfe für die durch län- 
geren Krankenhausaufenthalt ausfallende Arbeits- 


kraft des landwirtschaftlichen Unternehmers vorge- 
sehen. Die Krankenversicherung der aktiven Land- 
wirte soll laut Beschluß des Bundeskabinetts vom 
22. Oktober 1970 ausschließlich durch Beiträge der 
Mitglieder, diejenige der Altenteiler dagegen aus 
Mitteln des Bundes finanziert werden. Die Versiche- 
rung soll 1972 beginnen. 

Nach dem Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 
1969 (BGBl. I S. 582) haben Landwirte und mitarbei- 
tende Familienangehörige, die sich beruflich um- 
stellen wollen, ebenso wie Arbeitnehmer einen 
Rechtsanspruch auf Förderung durch die Bundes- 
anstalt für Arbeit. Die Einzelheiten sind in der 
Anordnung des Verwaltungsrates der Bundesanstalt 
über die individuelle Förderung der beruflichen 
Fortbildung und Umschulung vom 18. Dezember 1969 
(Amtl. Nachr. der Bundesanstalt für Arbeit 1970 
S. 85) geregelt. Die Bundesanstalt trägt die Kosten 
der Umschulung und zahlt in dieser Zeit ein Unter- 
haltsgeld, durch das ein ausreichendes Einkommen 
sichergestellt wird. Bei Einarbeitung im Betrieb ge- 
währt die Bundesanstalt einen Einarbeitungszu- 
schuß, der es dem Arbeitgeber erleichtert, sofort das 
volle tarifliche Arbeitsentgelt zu zahlen. Die Förde- 
rung ist nicht davon abhängig, daß der landwirt- 
schaftliche Betrieb aufgegeben wird. 

Von 1967 bis 1969 hat die Bundesanstalt für Arbeit 
46 398 Teilnehmer an beruflichen Umschulungsmaß- 
nahmen aus allen Bevölkerungsschichten gefördert. 
Die Teilnehmer, die vorher im Bereich der Land- 
und Forstwirtschaft tätig waren, wurden statistisch 
nicht gesondert erfaßt. Nach Stichprobenerhebungen 
dürfte der Anteil jedoch bei 6 Vo (rd. 3000) liegen. 

Im Jahre 1970 ist die Zahl der Teilnehmer an Maß- 
nahmen der beruflichen Fortbildung, Umschulung 
und Einarbeitung insgesamt stark angestiegen. Aus 
dem Bereich der Land- und Forstwirtschaft nahmen 
am 30. Juni 1970 2906 Personen an Förderungsmaß- 
nahmen teil, darunter 1121 Selbständige und 1225 
Mithelfende. Bis Ende September 1970 hatte sich 
diese Zahl bereits auf rd. 3500 erhöht. Von den Teil- 
nehmern aus der Land- und Forstwirtschaft Ende 
Juni 1970 befanden sich 1651 in Umschulungsmaß- 
nahmen (davon 595 Selbständige und 733 Mithel- 
fende) und 991 in Einarbeitungsmaßnahmen (davon 
482 Selbständige und 327 Mithelfende). Von den um- 
schulenden Männern werden die Metallberufe (rd. 
58 ®/o) bevorzugt. An zweiter Stelle liegen die Han- 
dels- und Verwaltungsberufe (rd. 33 Vo), gefolgt von 
den Elektrikern (rd. 7Vo). Die Frauen bevorzugen 
die Verwaltungs- und Büroberufe (rd. 46 Vo), gefolgt 
von den Gesundheitsdienstberufen (rd. 23 ®/o) und 
den Sozialpflegeberufen (rd. 9 ‘^/o). Die bisherigen 
Erfahrungen bei der Umschulung haben gezeigt, daß 
Teilnehmer aus dem Bereich der Land- und Forst- 
wirtschaft die Umschulung in sehr hohem Maße 
erfolgreich abschließen. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß 1971 die 
Bereitschaft zur Umschulung innerhalb der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung weiterhin zunimmt, vor 
allem in den Gebieten, in denen regionale Erschlie- 
ßungsmaßnahmen durchgeführt und Industriebe- 
triebe angesiedelt werden. 
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Rationalisierung der Erzeugung und Vermarktung 

Zur Stärkung der Wettbewerbsposition der land- 
wirtschaftlichen Erzeugung und ihres Absatzes sind 
Maßnahmen zur Marktstrukturverbesserung und 
Absatzförderung vordringlich. 

Diesem Zweck dient — wie schon im Vorjahr — die 
Förderung der Produktivität und des Absatzes land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse. Hierunter fallen eine 
Reihe von Einzelmaßnahmen, wie z. B. Milchlei- 
stungsprüfungen, Errichtung und Ausbau von Mast- 
prüfanstalten, Förderung der Erzeuger- und Maschi- 
nenringe, der Saatgutvermehrung sowie des Aus- 
baus von Lager-, Sortier- und Absatzeinrichtungen. 

Aus Bundesmitteln wurden Zuschüsse für Qualitäts- 
kontrollen und zur Förderung der Anwendung von 
Handelsklassen bei Obst, Gemüse und Kartoffeln 
gewährt. 

Die zur Förderung der horizontalen und vertikalen 
Verbundwirtschaft zur Verfügung gestellten Haus- 
haltsmittel wurden zur Förderung der Kontroll- und 
Maschinenringe sowie der forstwirtschaftlichen Zu- 
sammenschlüsse, für die Errichtung und den Aus- 
bau von Lagerungs-, Sortier-, Absatz- und Verwer- 
tungseinrichtungen bei pflanzlichen und tierischen 
Erzeugnissen sowie bei Gartenbauprodukten für die 
Strukturverbesserung — vor allem in der Molkerei- 
wirtschaft — eingesetzt. Für die Verbesserung der 
Molkereistruktur standen zusätzlich über den Haus- 
haltsansatz (1970) 67 Mill. DM aus eingesparten Mit- 
teln bei den Marktorganisationen zur Verfügung. 
Ein Teil der Mittel für die Verbundwirtschaft wurde 
für die Maßnahmen nach dem Marktstrukturgesetz 
verwendet, um auf breiterer Basis in Erzeugerge- 
meinschaften und deren Vereinigungen die Grund- 
lagen für eine qualitative Verbesserung der Erzeug- 
nisse, Konzentration des Angebots und kontinuier- 
liche Belieferung des Marktes zu schaffen. 

Bis Ende 1970 wurden Durchführungsverordnungen 
aufgrund des Marktstrukturgesetzes zur Regelung 
für die Bereiche Schlachtvieh und Ferkel, Milch, 
fischwirtschaftliche Erzeugnisse, Eier und Geflügel, 
Wein, Qualitätsgetreide, Kartoffeln sowie für Blu- 
men und Zierpflanzen erlassen. Bis Ende 1970 sind 
insgesamt rund 490 Erzeugergemeinschaften bekannt 
geworden, davon haben rund 265 ihre Anerkennung 
beantragt. 

Sonstige Förderungsmaßnahmen 

Seit 1968 wird der Landwirtschaft der verbilligte 
Bezug des Gasöls über einen in drei Jahresraten 
gewährten Vorschuß in Höhe des Verbilligungssat- 
zes ermöglicht, um die Wettbewerbsposition der 
deutschen Landwirte gegenüber den Landwirten in 
anderen EWG-Ländern zu verbessern. Der Verbilli- 
gungssatz betrug 1970 32,15 Pf/1 verbrauchten Gas- 
öls. 

Im Rahmen des Getreidepreisausgleichs infolge der 
Getreidepreissenkung von 1967 wurde 1970 die 
letzte Rate von 206,8 Mill. DM von den insgesamt 
1,12 Mrd. DM ausgezahlt. 


Aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 2464/69 des 
Rates und des Aufwertungsausgleichsgesetzes vom 
23. Dezember 1969 werden der Landwirtschaft die 
aus der Aufwertung der DM entstehenden Verluste 
in Höhe von jährlich 1,7 Mrd. DM voll ersetzt, über 
die mehrwertsteuerliche Vergünstigung nach dem 
Aufwertungsausgleichsgesetz wird seit dem 1. Ja- 
nuar 1970 ein Teil der aufwertungsbedingten Preis- 
senkung bis zu 3 Vo ausgeglichen. Die in den Haus- 
haltsplan 1970 eingestellten weiteren Ausgleichsmit- 
tel in Höhe von 920 Mill. DM wurden nach einem 
differenzierten Flächenschlüssel weitgehend vor der 
Ernte ausgezahlt. 

Die Mittel für den Aufwertungsausgleich sind geson- 
dert von den Maßnahmen zur Förderung der land- 
wirtschaftlichen Strukturanpassung zu sehen, da 
durch sie die Landwirtschaft für Verluste entschä- 
digt wird, die ihr aufgrund der Bindung der Agrar- 
preise an die Europäische Rechnungseinheit entste- 
hen. Im einzelnen wird auf Kap. 6.2 verwiesen. 

Mit den Bundeszuschüssen zur Wirtschaftsberatung 
wurden im Jahre 1970 Umfang und Intensität der 
land- und hauswirtschaftlichen Beratung beibehal- 
ten. Angesichts des landwirtschaftlichen Struktur- 
wandels und der notwendigen beruflichen Beweg- 
lichkeit sind derartige Beratungen unumgänglich, 
wenn die zahlreichen materiellen Förderungsmaß- 
nahmen voll wirksam werden sollen. Die Beratun- 
gen richteten sich auf weite Bereiche sozialökono- 
mischer Information, auf die Möglichkeiten zur Ver- 
besserung der Einkommen im außerlandwirtschaft- 
lichen Bereich, der betriebsorganisatorischen und 
-technischen Verbesserung und der Verbesserung 
der Arbeits- und Wohnbedingungen. Ferner wurde 
die Verbreitung und praxisbezogene Anwendung 
von Betriebskalkulationen und Planungsmethoden 
weiter gefördert. Die 1970 durchgeführten Fortbil- 
dungs- und Informationsseminare für Spezialberater, 
-beraterinnen und Führungskräfte dienten vorwie- 
gend der Realisierung des Marktstrukturgesetzes, 
der Förderung der Maschinenringe und der sozial- 
ökonomischen Information und Beratung. 

Im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten wurde die 
Förderung der fachlichen Aus- und Fortbildung 
jüngerer Landwirte, Landfrauen und Landarbeiter 
fortgesetzt. Ebenso wurde die Arbeit der ländlichen 
Heimvolkshochschulen weiterhin aus Bundesmitteln 
unterstützt. 

Wegen der großen Bedeutung der Aufklärung und 
Information der Verbraucher für die Nachfrage 
nach Nahrungsmitteln hat das BML seine Aufklä- 
rungs- und Beratungsarbeit auf dem Gebiet der Er- 
nährung fortgesetzt und methodisch erweitert. Uber 
die bestehenden Einrichtungen auf Bundes- und Län- 
derebene wurden aktuelle Verbraucherinformatio- 
nen zur Preissituation, über den Einkauf sowie die 
Zubereitung und Bevorratung von Lebensmitteln be- 
reitgestellt. 

Zur Förderung der Forschung im Bereich des BML 
wurden im Haushaltsjahr 1970 insgesamt 113,7 Mill. 
DM bereitgestellt. Von diesen entfällt der größte 
Teil auf die Bundesforschungsanstalten. 
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2. Voraussichtliche Entwicklung 


Die vergangenheitsbezogene Betrachtung, die als 
Analyse der Lage der Landwirtschaft in dem vor- 
stehenden Abschnitt enthalten ist, wird im folgen- 
den ergänzt durch eine Darstellung der möglichen 
Entwicklung der Landwirtschaft im laufenden Wirt- 
schaftsjahr und im kommenden Jahrzehnt. Analyse 
und Vorausschau sind die Voraussetzung für den 
sachgerechten Einsatz der verschiedenen agrarpoli- 
tischen Instrumente. 


Bei den im einzelnen dargestellten Preisvergleichen 
ist der der Landwirtschaft gewährte direkte Ausgleich 
für die Aufwertungsverluste noch zu berücksichtigen. 


2.1 Entwicklung im Wirtschaftsjahr 1970/71 

2.11 Agrarmärkte 

Getreide 

Zu Beginn des Getreidewirtschaftsjahres (1. August 
bis 31. Juli) 1970/71 waren die Getreidebestände in 
der EWG infolge der vorjährigen forcierten Maßnah- 
men zum Abbau der Uberschußbestände verhältnis- 
mäßig niedrig. Auch die Ernte fiel mit 67,0 Mill. t 
insgesamt um rund 3,4 Mill. t geringer aus als im 
letzten Jahr. Das bedeutet jedoch nicht, daß die 


Übersicht 18 


Erzeugerpreise wichtiger landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
in der Bundesrepublik Deutschland 

1969/70 und 1970/71 




Juli 

August 

Sep- 

tember 

Oktober 

Novem- 

ber 

1 Dezem- 
j ber 

! 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Weizen DM/ 100 kg 

1969/70 

39,95 

38,25 

38,70 

38,60 

40,15 

41,05 

42,00 

43,05 

43,50 

43,10 

43,55 

41,65 


1970/71 

41,40 

37,65 

37,45 

38,00 

39,30 

41,45 







Futtergerste 

1969/70 

34,90 

34,50 

35,05 

35,75 

37,15 

37,55 

37,35 

38,55 

39,10 

39,00 

39,60 

39,75 

DM/100 kg 

1970/71 

35,95 

34,10 

34,50 

35,55 

37,30 

37,15 







Braugerste 

1969/70 

37,30 

37,95 

37,80 

36,90 

37,70 

38,50 

40,15 

40,50 

40.50 

40,65 

42,05 


DM/100 kg 

1970/71 

• 

39,55 

39,15 

40,05 

43,50 

44,40 







Bullen A 

1969/70 

296,80 

298,40 

297,00 

294,80 

295,80 

296,00 

296,40 

294,60 

296,70 

292,50 

292,50 

290,00 

DM/ 100 kg lebend 

1970/71 

292,30 

297,30 

296,10 

292,20 

293,70 

291,90 







Schweine c 

1969/70 

261,90 

276,30 

284,50 

288,50 

294,20 

300,10 

292,00 

291,90 

291,20 

270,80 

264,30 

255,40 

DM/ 100 kg lebend 

1970/71 

264,10 

269,60 

268,10 

255,70 

236,00 

238,20 







Milch (3,7 Vo) 

1969/70 

37,60 

38,10 

38,60 

38,70 

39,00 

39,00 

38,00 

37,80 

37,70 

37,10 

36,60 

36,60 

DM/100 kg 

1970/71 

36,90 

37,10 

37,40 

37,90 









Jungmastgeflügel A 

1969/70 

1,81 

1,82 

1,82 

1,83 

1,79 

1,74 

1,77 

1,77 

1,78 

1,78 

1,77 

1,77 

DM/kg lebend 

1970/71 

1,77 

1,76 

1,76 

1,76 

1,68 

1,64 







Eier Pf/Stück 

1969/70 

16,2 

16,6 

16,9 

16,6 

16,7 

17,1 

16,5 

16,3 

16,5 

15,1 

14,3 

13,7 

(unsortiert, Durch- 
schnitt aller Absatz- 
wege) 

1970/71 

14,3 

14,7 

14,6 

14,4 

15,4 

15,8 








h Ab Hof einschließlich Mehrwertsteuer und Teilausgleich über die Mehrwertsteuer infolge der DM-Aufwertung; die Direktzah- 
lungen zum Ausgleich der Aufwertungsverluste sind nicht berücksichtigt (vgl. S. 91). 
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Uberschußsituation in der EWG beseitigt ist. Auch 
1970/71 werden bei Weichweizen trotz der geringe- 
ren Ernte beträchtliche Überschüsse vorhanden sein. 
Der weitgehende Abbau der Interventionsbestände 
veranlaßte die EG-Kommission, zu Beginn des Wirt- 
schaftsjahres die Denaturierungsprämie für Weizen 
sowie die Exporterstattungen für Getreide zu sen- 
ken. Es wird daher erwartet, daß die Getreideex- 
porte in diesem Jahr wesentlich geringer als im Vor- 
jahr sein werden. Die Nachfrage nach denaturiertem 
Weizen für Futterzwecke war in den ersten Mona- 
ten des Wirtschaftsjahres trotz reduzierter Dena- 
turierungsprämie sehr groß, so daß u. a. von hier 
aus eine preisfestigende Tendenz auf dem Weizen- 
markt ausging. Der Zuschußbedarf der EWG an 
Getreide wird für 1970/71 auf 9 bis 10 Milk t ge- 
schätzt. 

Für die Bundesrepublik Deutschland kann 1970/71 
bei der um 1,6 Milk t geringeren Getreideernte und 
bei dem wie im Vorjahr zu erwartendem hohen Ge- 
treideverbrauch mit einem Zuschußbedarf in Höhe 
von 7 Milk t gerechnet werden. Bereits zu Beginn 
des Wirtschaftsjahres reagierte der Markt — wie 
auch in der EWG insgesamt — auf die veränderte 
Versorgungslage mit festen Preisen für alle Ge- 
treidearten, insbesondere für Braugerste, die teil- 
weise deutlich über den Interventionspreisen 
lagen. Aller Voraussicht nach werden sich auch im 
weiteren Verlauf des Wirtschaftsjahres die Markt- 
preise für Weizen und Gerste — wenngleich wahr- 
scheinlich nicht das ganze Jahr im bisherigen Ab- 
stand — über dem Interventionspreisniveau bewe- 
gen. 

Die Erzeugerpreise einschließlich Mehrwertsteuer 
und Teilausgleich über die Mehrwertsteuer erreich- 
ten in den ersten Monaten 1970/71 mit Ausnahme 
von Braugerste und Futterhafer nicht das Preisni- 
veau des Vorjahres (vgl. Übersicht 18). Dabei muß 
jedoch berücksichtigt werden, daß die Landwirte 
1970/71 als Teilausgleich für die einkommensmin- 
dernde DM-Aufwertung voraussichtlich etwa 73 DM 
je ha Getreide erhalten. 

Zucker 

In der EWG wurde im Wirtschaftsjahr 1970/71 eine 
geringere Zuckerrübenernte als in den letzten Jah- 
ren eingebracht. Die Zuckerproduktion beläuft sich 
voraussichtlich auf 6,9 Milk t Weißzucker gegen- 
über 7,4 Milk t im Vorjahr. Bei einem zu erwarten- 
den Nahrungsverbrauch an Zucker von etwa 
6,2 Milk t würde somit der Uberschuß nur 0,7 Milk t 
betragen. Dieser Uberschuß ist kleiner als die Uber- 
schußmengen der letzten Jahre. Aus diesem Grunde 
veranlaßte die EG-Kommission, daß vorerst keine 
Denaturierungsprämien gewährt werden. 

In der Bundesrepublik Deutschland wird in diesem 
Jahr angesichts der niedrigeren Zuckerproduktion 
ein größerer Zuschußbedarf an Nahrungszucker be- 
stehen. Für die Zuckerrübenverkäufe aus der Ernte 
1970 kam der infolge der DM-Aufwertung reduzierte 
Mindestpreis zur Anwendung. Der Erlöspreis wird 
sich voraussichtlich auf 6,85 DM (einschließlich 
MWSt und Teilausgleich über die Mehrwertsteuer) 


belaufen. Der Direktausgleich beträgt 109,50 DM/ha 
Zuckerrüben, das sind bei einer Ernte von 445 dz/ha 
etwa 0,25 DM/100 kg. 

Milch 

In der EWG wird die Milcherzeugung 1970/71 bei 
einem gegenüber dem Vorjahr kleineren Kuhbe- 
stand, aber einer höheren Milchleistung je Kuh vor- 
aussichtlich nur noch in geringem Umfang zurück- 
gehen. Die Milchanlieferung an die Molkereien kann 
infolge der tendenziell steigenden Ablieferungs- 
quote das entsprechende Vorjahresniveau eventuell 
sogar überschreiten. Da Erzeugung und Verbrauch 
noch nicht ausgeglichen sind, ist trotz der rückläufi- 
gen Produktion im letzten Jahr die Überschußgefahr 
noch nicht beseitigt. 

Für die Bundesrepublik Deutschland ist zu erwarten, 
daß sich im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 
1970/71 die Zahl der Milchkühe mit rund 5,6 Milk 
Tieren etwa auf der Höhe von Juni 1970 bewegen 
und damit um etwa 200 000 Tiere geringer sein wird 
als 1969/70. Trotz einer weiter steigenden Milch- 
leistung je Kuh und Jahr dürfte die Milcherzeugung 
1970/71 bis zu 400 000 t unter der Vorjahreshöhe 
liegen. Es ist anzunehmen, daß die Milchanliefe- 
rung an die Molkereien in gleichem Umfang zurück- 
geht. In welchem Ausmaß die Preisanhebung bei 
Trinkmilch ab 1. Februar 1971 auch zu einem 
höheren Auszahlungspreis für Milch führt, ist 
wegen der Kostensteigerungen im Molkereisektor 
noch nicht zu übersehen. 

Butter 

Im laufenden Wirtschaftsjahr 1970/71 wird die But- 
tererzeugung in der EWG trotz eines voraussicht- 
lich leichten Produktionsrückganges noch größer 
sein als der innergemeinschaftliche Verbrauch. Der 
Butterbestand in der EWG ist bis Ende Dezember 
1970 auf 131 000 t noch weiter zurückgegangen und 
beträgt nur noch rd. 43®/o des Bestandes von Ende 
Dezember 1969 (302 000 t). 

In der Bundesrepublik Deutschland ist dagegen bei 
leicht rückläufiger Milchanlieferung damit zu rech- 
nen, daß die Butter erzeugung — wie im Vorjahr — 
hinter dem Verbrauch zurückbleibt. Einmal wird für 
Trinkmilch wegen des seit April 1970 angehobenen 
Fettgehaltes von 3,3 auf 3,5 Vo mehr Milchfett benö- 
tigt, zum anderen erweitern sich die Absatzchancen 
für fettreichere Käsesorten. Ob der 1969/70 gestie- 
gene Butterverbrauch im laufenden Wirtschaftsjahr 
auf gleicher Höhe gehalten werden kann, ist wegen 
der Einschränkung der Verbilligungsmaßnahmen 
fraglich. 

Von den Ende Dezember 1970 in der Bundesrepu- 
blik vorhandenen Interventionsbeständen in Höhe 
von 51 000 t sind vor allem aufgrund größerer 
Nachfrage auf dem Weltmarkt bis Ende Februar 
rund 36 000 t Butter zum Export vorfixiert wor- 
den. Aufgrund dieser Entwicklung wurde die Aus- 
fuhrerstattung gekürzt und ein Teil der Verbilli- 
gungsmaßnahmen eingestellt. 
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Magermilchpulver 

Die knappe Versorgungslage für Magermilchpulver 
auf dem Weltmarkt ermöglichte verstärkte Exporte 
aus den EWG-Mitgliedstaaten. Seit Sommer 1970 
konnten dadurch die Bestände beträchtlich ab- 
gebaut werden. Nach Abzug bereits kontrahierter 
Lieferungen betrugen die Magermilchpulverbestände 
Ende Dezember rund 90 000 t. Da nicht anzunehmen 
ist, daß die ungewöhnliche Weltmarktlage bei 
Magermilchpulver bis zum Ende des Wirtschafts- 
jahres 1970/71 anhalten wird, ist nicht auszuschlie- 
ßen, daß sich die Interventionsbestände wieder er- 
höhen. 

In der Bundesrepublik Deutschland gingen die Be- 
stände an Magermilchpulver, die Anfang Juli 1970 
noch 116000 t betrugen,' bis Ende Dezember auf 
63 000 t zurück. Für die Lieferung in Drittländer 
sind bereits Verträge über 5 000 t abgeschlossen 
worden. Die noch verbleibenden Lagerbestände von 
58 000 t, die seit Mai 1969 nicht mehr so niedrig 
waren, entsprechen einem durchschnittlichen 3-Mo- 
nats-Verb rauch. Bis zum Ende des Wirtschaftsjah- 
res ist nicht mit einer Erhöhung der Magermilch- 
pulverbestände zu rechnen. 

Rind- und Kalbfleisch 

In der EWG dürfte das Angebot an Rind- und 
Kalbfleisch für das Wirtschaftsjahr 1970/71 auf- 
grund der jüngsten Bestandsentwicklung nur ge- 
ringfügig höher sein als 1968/69 und eine Zunahme 
im wesentlichen auf Frankreich beschränkt bleiben. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist nach der Zu- 
sammensetzung des Rindviehbestandes ein Rück- 
gang der Schlachtungen von Rindern und Kälbern 
und damit ein geringeres Rind- und Kalbfleisch- 
angebot aus inländischer Erzeugung zu erwarten als 
1969/70. Dabei wird der Anteil des „Verarbeitungs- 
fleisches" aus Kuhschlachtungen zugunsten von 
„Ladenfleisch" aus der Schlachtung von Jungmast- 
rindern abnehmen. Die Tendenz zur Ausdehnung 
der Rindermast wird sich künftig weiter fortsetzen 
und damit auch die Kalbfleischerzeugung noch wei- 
ter reduzieren. Da weder aus den EWG-Mitglied- 
staaten noch aus Drittländern mit einem Angebots- 
druck zu rechnen sein wird, ist kein höheres Rind- 
fleischangebot zu erwarten als 1969/70. Bei einer, 
wenn auch langsam weiter steigenden Nachfrage 
und einer sich voraussichtlich wieder einengenden 
Verarbeitungsspanne für Rindfleisch kann im Durch- 
schnitt des ersten Halbjahres 1971 mit festeren 
Schlachtrinderpreisen gerechnet werden. Diese für 
die Landwirtschaft günstige Entwicklung wird sich 
voraussichtlich auch im anschließenden Wirtschafts- 
jahr, 1971/72 weiter fortsetzen. 

Schweinefleisch 

Die im Vorjahr zu verzeichnende Ausdehnung der 
Schweinefleischerzeugung wird sich auch 1970/71 
wesentlich verstärken. 

Für die EWG lassen die vorliegenden Angaben er- 
kennen, daß die Schweineschlachtungen im lau- 
fenden Wirtschaftsjahr gegenüber dem Vorjahr 
kräftig (+ 10°/o) zunehmen werden. Die stärksten 


Zunahmen sind für Belgien (+ 28 Vo) und für die 
Niederlande (+ 13 Vo) zu erwarten. Trotz einer an- 
haltend guten Nachfrage ist damit zu rechnen, daß 
die Schweinepreise im ersten Halbjahr 1971 noch 
weiter zurückgehen. Man kann jedoch davon aus- 
gehen, daß der Preisrückgang nicht das Ausmaß wie 
im ersten Halbjahr 1968 erreichen wird. Dafür spre- 
chen neben gewissen Exportchancen vor allem die 
geringen Steigerungsraten der Schweinefleischer- 
zeugung in den übrigen west- und osteuropäischen 
Ländern, so daß von dort ein Importdruck nicht zu 
erwarten ist. 

Auch in der Bundesrepublik Deutschland haben die 
hohen Schweinepreise im letzten Wirtschaftsjahr die 
Erzeuger zu einer kräftigen Ausdehnung des 
Schweinebestandes veranlaßt. Er war im Juni 1970 um 
mehr als 3 % und im Dezember um über 8 Vo höher 
als zur gleichen Zeit des Vorjahres. Im ersten Halb- 
jahr 1971 ist daher mit einem Angebot an Schweine- 
fleisch zu rechnen, das der Verbrauchernachfrage 
vorauseilen wird. Bei dieser Marktsituation sind 
die Schweinepreise zunehmend unter Druck geraten. 

Äpfel 

In der EWG war die Apfelernte 1970 mit rund 
6 Mill. t um über 1 Mill. t geringer als im Vorjahr. 
Im wesentlichen erfolgte dieser Rückgang in der 
Bundesrepublik Deutschland, in der 1,7 Mill. t ge- 
genüber 2,6 Mill. t im Vorjahr geerntet wurden. 

Trotz dieser geringeren Ernte in der EWG hat sidi 
die Absatzlage für Äpfel in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht spürbar gebessert. Vielmehr kam 
es in verschiedenen Regionen schon in den ersten 
Wochen der neuen Ernte zu erheblichen Absatz- 
schwierigkeiten, da aufgrund schneller Reife zeitwei- 
lig ein massiertes inländisches Angebot mit umfang- 
reichen Einfuhren aus den Mitgliedstaaten zusam- 
mentraf. In der Bundesrepublik wurden daher erst- 
mals Interventionen durch Erzeugerorganisationen 
nach VO Nr. 159/66/EWG durchgeführt. Das inter- 
venierte Obst konnte in der Regel an Sozialeinrich- 
tungen, und zwar kostenlos, abgegeben werden. 

2.1 2 Gesamtrechnung 

Die Vorschätzung der Ertragslage für das jeweils 
laufende Wirtschaftsjahr — in diesem Bericht für 
das Wirtschaftsjahr 1970/71 — beruht auf den in 
den ersten sechs Monaten tatsächlich produzierten 
und verkauften Mengen und deren Preisen. Sie 
wird auf der Erlösseite ergänzt durch Schätzungen 
für die restlichen Monate. Mit größeren Unsicher- 
heiten ist die Vorschätzung der Vorleistungen be- 
haftet, da außer dem Index der Einkaufspreise land- 
wirtschaftlicher Betriebsmittel kaum Indikatoren für 
ihre Entwicklung zur Verfügung stehen. Darum kön- 
nen die vorgeschätzten Vorleistungen nach den Er- 
fahrungen der letzten Jahre geringfügig von den 
tatsächlichen Ergebnissen abweichen. Die Produkti- 
onsseite ist mit größerer Sicherheit vorzuschätzen, 
zumal die Ernteergebnisse bereits vorliegen. 

Im Wirtschaftsjahr 1970/71 ist sowohl in der EWG 
als auch in der Bundesrepublik Deutschland bei den 
pflanzlichen Erzeugnissen mit etwas geringeren Pro- 
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duktionsmengen zu rechnen. Deutlich niedrigeren 
Getreideernten stehen in der Bundesrepublik 
Deutschland gleichbleibende Kartoffelmengen und 
eine geringere Zuckerrübenernte gegenüber. Gute 
Ergebnisse sind bei Gemüse und Weinmost zu ver- 
zeichnen. Bei den tierischen Produkten wird voraus- 
sichtlich das Rinderangebot leicht zurückgehen, wäh- 
rend die Schweineerzeugung sehr stark ausgedehnt 
werden wird. Für Milch und Eier werden nur ge- 
ringfügige Veränderungen erwartet. 

Die Erzeugerpreisentwicklung in der Bundesrepu- 
blik muß einmal vor dem Hintergrund der Folgen 
der DM-Aufwertung und zum anderen im Rahmen 
der schon geschilderten Angebots- und Nachfrage- 
verhältnisse gesehen werden. 

Unter dem Einfluß der bei den einzelnen Produk- 
ten dargelegten Markt- und Preisentwicklungen 
dürfte der Produktionswert der Landwirtschaft (ein- 
schließlich Garten- und Weinbau, ohne Forstwirt- 
schaft und Fischerei) für 1970/71 voraussichtlich 
etwa einen Betrag von 35,80 Mrd. DM erreichen und 
damit um 3 °/a unter dem Ergebnis von 1969/70 


liegen (vgl. Übersicht 19 und Schaubild 7). Dabei 
sind in beiden Wirtschaftsjahren aber noch nicht 
die Ausgleichszahlungen für die Aufwertungsver- 
luste berücksichtigt. Die Kostenentwicklung im 
Wirtschaftsjahr 1970/71 wird entscheidend vom Ver- 
lauf der Konjunktur in der ersten Jahreshälfte 1971 
mitbestimmt. Die in den ersten Monaten des Wirt- 
schaftsjahres bei einzelnen Betriebsmitteln im Ver- 
gleich zum entsprechenden Vorjahreszeitraum auf- 
getretenen Kostensteigerungen haben sich Ende 
1970 bereits abgeschwächt und werden sich bis 
zum Abschluß des Wirtschaftsjahres voraussichtlich 
noch weiter verlangsamen. Kostensteigerungen bei 
gewerblichen Betriebsmitteln stehen jedoch nahezu 
unveränderte Preise für Betriebsmittel landwirt- 
schaftlicher Herkunft, insbesondere für Futtermittel 
gegenüber. Insgesamt wird die Höhe der Vorleistun- 
gen für 1970/71 auf 18,2 Mrd. DM geschätzt, das 
wären 5,5 ®/o mehr als 1969/70. 

Entsprechend der Entwicklung des Produktions- 
wertes und der Vorleistungen wird mit einem Bei- 


Schaubild 7 


Gesamtrechnung für den Produktionsbereich Landwirtschaft in jeweiligen Preisen 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Mrd DM Wertschöpfung 





’) ohne Forstwirtschaft und Fischerei 
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trag zum Bruttoinlandsprodukt in Höhe von 17,6 
Mrd. DM gerechnet. Bei weiter erhöhten Abschrei- 
bungen und unter Berücksichtigung des Saldos aus 
indirekten Steuern und Subventionen, die auch den 
gesamten Ausgleich für die Aufwertungsverluste 
in Höhe von 1,7 Mrd. DM enthalten, dürfte sich die 
Wertschöpfung des Produktionsbereiches Landwirt- 
schaft auf insgesamt 16,23 Mrd. DM belaufen. Da 
dieser gegenüber dem Vorjahr um 7,5 Vo vermin- 
derte Betrag sich auf eine wiederum verringerte 
Zahl von Arbeitskräften verteilen wird, dürfte im 
Wirtschaftsjahr 1970/71 die Wertsdiöpfung je AK 
das Niveau des Vorjahres etwa erreichen. 

Übersicht 19 

Wertschöpfung der Landwirtschaft in der 
Bundesrepublik Deutschland 

Millionen DM 



1969/70 

1970/712) 

Produktionswert 

. . . . 36 825 

35 800 

Vorleistungen 

17 257 

18 200 

Beitrag zum 

Bruttoinlandsprodukt .... 

19 568 

17 600 

Abschreibungen 

.... 3 625 

3 750 

Saldo aus indirekten Steuern 

und Subventionen 

- 1 600 

-2 380 

Wertschöpfung 

insgesamt 

17 543 

16 230 

je AK 

.... 11850 

11 800 


0 ohne Forstwirtschaft und Fischerei 
-) Vorschätzung 


In der- Forstwirtschaft dürfte die für 1970/71 erwar- 
tete Mehrproduktion bei vermutlich leicht steigen- 
den Preisen ausreichen, die Kostensteigerungen 
bei den Vorleistungen auszugleichen, so daß der 
Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt gegenüber dem 
Vorjahr etwa gleich bleibt. Das gilt jedoch nur, 
wenn keine unvorhergesehenen Ereignisse (z. B. 
Sturmfall) eintreten. 

Die Wertschöpfung wird jedoch durch die Steuer- 
entlastung aufgrund des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung bewertungsrechtlicher Vorschriften und 
des Einkommensteuergesetzes vom 22. Juli 1970 
(BGBl. I S. 1118) voraussichtlich ansteigen. Es wird 
angenommen, daß diese Steigerung vor allenm dem 
Einkommen aus unselbständiger Arbeit zufließen 
wird. 


2.13 Betriebseinkommen in ausgewählten 
Testbetrieben 

In diesem Jahr wird eine neue Methode der Vor- 
schätzung des Betriebseinkommens in ausgewähl- 
ten Testbetrieben angewendet. Aus der Gesamtheit 
der Testbetriebe wurde eine für 37 Merkmale reprä- 
sentative Stichprobe von ca. 450 Betrieben nach 
dem Zufallsprinzip (ohne Zurücklegen ^) getroffen. 
Dieser Stichprobenumfang genügte für einen Si- 
cherheitsgradT) von 95 Vo und für einen Genauig- 
keitsgrad;^) von ± 10 Vo. Für diese 450 Betriebe 
wurden zunächst spezifische Betriebstableaus mit 
den in den Testbetrieben im Wirtschaftsjahr 1969/70 
vorhandenen Produktionsaktivitäten aufgestellt und 
bei Berücksichtigung der im Wirtschaftsjahr 1969/70 
erzielten Ertrags-Aufwands-Relationen und der Be- 
triebsorganisationen die jeweiligen Wirtschaftser- 
gebnisse errechnet. 

In einem zweiten Schritt, bei dem wieder die 1969/ 

70 Vorgefundenen Betriebsorganisationen unterstellt 
waren, wurden die für das Wirtschaftsjahr 1970/71 
zu erwartenden Ertrags-Aufwands-Relationen in die 
Rechnung aufgenommen und die jeweiligen Wirt- 
schaftsergebnisse ermittelt. Die für das laufende 
Wirtschaftsjahr gleichbleibende Organisation wird 
gewählt, weil der landwirtschaftliche Unternehmer 
kurzfristig nicht oder nur in sehr geringem Maße 
auf veränderte Ertrags-Aufwands-Relationen rea- 
giert oder reagieren kann. 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß die Schät- 
zung der Ertrags-Aufwands-Relationen für das Wirt- 
schaftsjahr 1970/71 sechs Monate nach Beginn des 
Wirtschaftsjahres noch mit Fehlern behaftet sein 
kann. 

Als Erfolgsmaßstab wird das Betriebseinkommen 
herangezogen, da es in relativ engem Zusammen- 
hang zu den Erträgen und Aufwendungen steht. Der 
Einkommensausgleich, der der deutschen Landwirt- 
schaft infolge der DM-Aufwertung gezahlt wird, 
ist auf der Ertragsseite voll berücksichtigt. 

Wegen der Unsicherheit dieser Schätzung werden 
für die einzelnen Betriebsgruppen bzw. für das 
Bundesgebiet keine Durchschnittswerte genannt, 
sondern Bandbreiten angegeben (vgl. Übersicht 20). 
Im Bundesgebiet wird für das Wirtschaftsjahr 1970/ 

71 das Betriebseinkommen je ha LN auf 1 020 bis 
1 080 DM geschätzt. Gegenüber dem Vorjahr ergibt 
sich ein Rückgang bis zu 5 Vo. 

Das Betriebseinkommen je AK dürfte sich im Wirt- 
schaftjahr 1970/71 auf 12 600 bis 13 100 DM belau- 
fen. Das bedeutet, daß das Betriebseinkommen je 
AK im Wirtschaftsjahr 1970/71 das Niveau des Wirt- 
schaftsjahres 1969/70 kaum erreichen dürfte. 

Statistisches Bundesamt, Stichproben in der amtlichen 
Statistik, Stuttgart, Mainz 1960 S. 31 ff. 

^) Vgl. hierzu: Kellerer, H.: Theorie und Technik des 
Stichprobenverfahrens, München 1963 
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Betriebseinkommen ausgewählter Testbetriebe 



Betriebseinkommen 

Betriebsgruppen 

DM/ha LN 

1968/69 1 


1969/70 

1 

19070/71 


tatsächlich 

1 

geschätzt ^) 



Hackfruchtbaubetriebe 

1 219 

1 320 

1 270 bis 

1 320 

1 240 

bis 

1 290 

Getreidebaubetriebe 

944 

1 005 

990 bis 

1 030 

930 

bis 

980 

Futterbaubetriebe 

886 

969 

910 bis 

950 

890 

bis 

950 

unter 20 ha LN 

1 176 

1 296 

1 220 bis 

1 270 

1 200 

bis 

1 250 

20 bis 50 ha LN 

916 

989 

960 bis 

990 

900 

bis 

950 

Über 50 ha LN 

896 

902 

940 bis 

990 

850 

bis 

900 

Nordwestdeutschland 

1 046 

1 085 

1 090 bis 

1 130 

1 000 

bis 

1 050 

Süddeutschland 

1 020 

1 135 

1 060 bis 

1 100 

1 050 

bis 

1 100 

Bundesgebiet 

1 032 

1 108 

1 070 bis 

1 120 

1 020 

bis 

1 080 


2.2 Langfristige Entwickiungstendenzen 
bis 1980 

Die zunehmende Integration im Bereich der Land- 
wirtschaft macht es notwendig, Vorschätzungen 
nicht nur für die Bundesrepublik Deutschland, son- 
dern auch für die EWG vorzunehmen. Diese Arbei- 
ten werden allerdings dadurch erschwert, daß das 
statistische Instrumentarium in den EWG-Mitglied- 
staaten noch nicht gleichmäßig entwickelt ist. Die 
vorgesehene laufende Verbesserung und Verein- 
heitlichung des Datenmaterials, die noch immer un- 
zureichende Prognosetechnik und die letztlich nicht 
vorhersehbare Entwicklung des Wirtschaftsablaufes 
machen eine permanente Überarbeitung der Vor- 
schätzungsergebnisse erforderlich. 


2.21 Agrarmärkte 

Die Vorschätzungen auf wichtigen Agrarmärkten in 
diesem Bericht stellen einen ersten Versuch dar. 
Die Ergebnisse sollen die Diskussion anregen. Die 
Bundesregierung erwartet aufgrund der Veröffent- 
lichung der Ergebnisse Anregungen aus Wissen- 
schaft und Praxis für die Verbesserung und Ver- 
tiefung dieses Kapitels. Sie hofft, dadurch einen ge- 
genseitigen Lernprozeß bei allen am Wirtschafts- 
leben Beteiligten in Gang zu setzen. 

Die Vorschätzungen erstrecken sich auf die Sechser- 
gemeinschaft und gehen vom derzeitigen Stand der 


EWG-Agrarpolitik aus, auf die die Bundesrepublik 
Deutschland nur einen Teileinfluß ausüben kann. Es 
wird unterstellt, daß das Agrarpreisniveau in dem 
betrachteten Zehnjahreszeitraum nominal etwas an- 
steigt. Allen Vorschätzungen gemeinsam ist ferner 
die Annahme, daß die bisherige Entwicklung in der 
EWG sich im großen und ganzen fortsetzt und die 
Maßnahmen zum Abbau der strukturellen Über- 
schüsse im bisherigen Umfang weitergeführt wer- 
den. Der Basiszeitraum für die einzelnen Vorschät- 
zungen konnte aus statistischen Gründen nicht 
einheitlich sein. 

Getreide 

In der EWG nahm die Getreideerzeugung in den 
letzten Jahren stärker zu als der Verbrauch. Die 
Folge war, daß bei Weichweizen und auch bei Gerste 
wachsende Überschüsse auftraten und daß sich der 
gesamte Zuschußbedarf (Differenz zwischen Erzeu- 
gung und Verbrauch) an Getreide verringerte. 


Die Vorschätzungen basieren auf Arbeiten des Insti- 
tuts für landwirtschaftliche Marktforschung der For- 
schungsanstalt für Landwirtschaft, Braunschweig-Völ- 
kenrode. Die Angaben für die Bundesrepublik Deutsch- 
land wurden nach neueren Unterlagen durch Schätzun- 
gen des BML ergänzt. Vgl. auch E. Bittermann und 
H. E. Buchholz, Erzeugung und Verbrauch von Ge- 
treide in der EWG, in: Agrarwirtschaft, Heft 11, Han- 
nover (1969), S. 345 ff. 
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in der Bundesrepublik Deutschland 


Betriebseinkommen 


DM/ AK 


1968/69 

i 

1969/70 1 

1970/71 


tatsächlich 

1 geschätzt 9 



13 164 

14 570 

14 290 bis 14 860 

13 800 bis 

14 600 


11 211 

12 407 

12 220 bis 12 470 

12 000 bis 

12 400 


10 326 

11 817 

11 070 bis 11 490 

11 300 bis 

11 800 


10 343 

11 707 

11 180 bis 11 630 

1 1300 bis 

11 700 


12 883 

14 313 

13 830 bis 14 585 

13 900 bis 

14 300 


17 466 

17 756 

18 990 bis 19 740 

17 200 bis 

17 600 


13 928 

15 049 

15 100 bis 15 700 

14 500 bis 

15 000 


10 210 

11 653 

11 050 bis 11 510 

1 1 400 bis 

11 700 

9 einschließlich des produktneutralen 
Teils des Einkommensausgleichs, 

11 781 

13 081 

12 770 bis 13 280 

12 600 bis 

13 100 

der der deutschen Landwirtschaft 
infolge der DM-Aufwertung ge- 
währt wurde 


Die Getreideerzeugung wird voraussichtlich auch in 
den kommenden Jahren weiterhin kräftig zuneh- 
men. Die Zunahme beruht im wesentlichen auf einer 
Steigerung der ha-Erträge. Die Anbaufläche von 
Getreide insgesamt dürfte sich voraussichtlich nur 
noch langsam ausdehnen. Allerdings ist mit einer 
weiteren Verschiebung in der Anbaustruktur zu 
rechnen. So kann erwartet werden, daß sich der 
Maisanbau in der EWG beträchtlich ausweitet, wäh- 
rend der Anbau von Roggen und Hafer weiter zu- 
rückgeht. Die gesamte verwendbare Getreideerzeu- 
gung dürfte in der EWG bis zum Jahre 1980 auf 
85 Mill. t (1966/67 bis 1968/69: 65 Mill. t) ansteigen. 
Dabei wird für Weizen in diesem Zeitraum ein An- 
stieg von 30 Mill. t auf 40 Mill. t erwartet (s. Ma- 
terialband Tabelle 129). 

Der Getreideverbrauch dürfte — wie schon in den 
letzten Jahren — langsamer zunehmen als die Ge- 
treideerzeugung, so daß sich der Zuschußbedarf wei- 
ter vermindert. Die Verbrauchszunahme wird im 
wesentlichen auf einer stärkeren Verfütterung von 
Getreide und einem höheren industriellen Verbrauch 
beruhen. Der weiter sinkende Nahrungsverbrauch 
je Kopf an Brotgetreide wird durch das zu erwar- 
tende geringe Bevölkerungswachstum nicht ausge- 
glichen werden. Wenn man alle verbrauchsbestim- 
menden Faktoren berücksichtigt, dürfte für 1980 mit 
einem Getreideverbrauch in der EWG von rund 
90 Mill. t (1966/67 bis 1968/69: 73 Mill. t) zu rechnen 


sein. Davon werden 1980 allein fast 60 Mill. t Ge- 
treide verfüttert werden (1966/67 bis 1968/69: 
43 Mill. t). Wenn die jetzigen Preisrelationen zwi- 
schen den Getreidearten beibehalten werden, ist mit 
einer Zunahme des Überschusses an Weichweizen, 
und zwar auf 5,5 Mill. t im Jahre 1980 zu rechnen 
(1966/67 bis 1968/69: 2 Mill. t). Wahrscheinlich wird 
dazu auch ein größerer Überschuß an Gerste ent- 
stehen. 

Mehr als die Hälfte des derzeitigen Zuschußbedarfes 
der EWG bei Getreide entfällt auf die Bundes- 
republik Deutschland. Für die Bundesrepublik wird 
ein Anstieg der Getreideerträge bis 1980 um insge- 
samt ein Drittel erwartet. Bei geringer Ausdehnung 
der Gesamtfläche dürfte somit für 1980 mit einer Ge- 
treideerzeugung von 21,3 Mill. t zu rechnen sein. Die 
Entwicklung des Nahrungsverbrauchs wird wesentlich 
durch den Rückgang des Pro-Kopf-Verbrauchs bei 
Brotgetreide bestimmt. Die Getreide verfütterung 
dürfte sich 1980 auf ca. 17 Mill. t belaufen. Insgesamt 
ergibt sich für 1980 ein Getreide verbrauch von 25,8 
Mill t. Der Zuschußbedarf der Bundesrepublik wird 
sich daher bis 1980 etwas vermindern. Bei einem an- 
haltenden Trend zur verstärkten Verfütterung von 
Weizen, der die Beibehaltung der Denaturierung oder 
eine Änderung der Preisrelation zu Futtergetreide 
voraussetzt, wird sich der Zuschußbedarf an Weizen 
erhöhen. 
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Zucker 

In der EWG nahm die Zuckererzeugung bis 1969/70 
— ähnlich wie bei Getreide — stärker zu als der 
Verbrauch. Diese Entwicklung hatte eine beträcht- 
liche Erhöhung der jährlichen Überschüsse zur Folge. 
Wenngleich die Rübenerträge der Jahre 1967, 1968 
und 1969 durch die Witterung besonders begünstigt 
waren, so kann dennoch festgestellt werden, daß die 
Zuckerproduktion tendenziell stärker wächst als der 
Verbrauch. 

Die Zuckerproduktion in der EWG (einschließlich 
überseeische französische Departements) wird 
schätzungsweise von 7,0 Mill. t Weißzuckerwert 
im Durchschnitt der Jahre 1967/68 bis 1969/70 auf 

8.3 Mill. t im Jahre 1980 ansteigen (s. Materialband 
Tabelle 130). Die Produktionszunahme wird im we- 
sentlichen, bedingt durch technische Fortschritte auf 
einer weiteren Steigerung der Zuckerrübenerträge 
je ha beruhen. Auch kann eine leichte Erhöhung der 
Zuckerausbeute unterstellt werden. Die Entwicklung 
der Anbauflächen ist nur schwer zu übersehen. Es 
kann aber angenommen werden, daß sich die Flächen 
zunächst auf dem 1970 erreichten Umfang einpendeln 
werden, zumindest bis zum Ablauf der Quoten- 
regelung 1975. 

Der Zuckerverbrauch in der EWG wird vom Pro- 
Kopf-Verbrauch her nur noch geringe Zunahmen 
erfahren, da der Zuckerkonsum pro Kopf inzwischen 
nahezu die Sättigungsgrenze erreicht haben dürfte. 
Nur für Italien, das den niedrigsten Pro-Kopf-Ver- 
brauch in der EWG aufweist, kann noch mit einer 
größeren Zuwachsrate gerechnet werden. Der ge- 
samte Nahrungszuckerverbrauch in der EWG wird 
für 1980 auf 6,9 Mill. t geschätzt gegenüber 
6,0 Mill. t 1967/68 bis 1969/70. 

Die Gegenüberstellung von Zuckererzeugung und 
Nahrungsverbrauch zeigt, daß sich unter den getrof- 
fenen Annahmen der jährliche Überschuß bis 1980 
von 1,0 Mill. t 1970 auf 1,4 Mill. t im Jahr 1980 
erhöhen dürfte. Die Kosten und handelspolitischen 
Probleme, die mit dem Absatz solcher umfangreichen 
Überschüsse verbunden sind, zeigten sich schon 
1968/69 und 1969/70, als sich infolge besonders 
großer Ernten die Zuckerüberschüsse auf 1 und 

1.3 Mill. t beliefen. Mit Hilfe von Denaturierungs- 
prämien wurden in den letzten Jahren jährlich rund 
0,4 Mill. t. zu Futterzwecken verwendet. Legt man 
diese Menge auch für 1980 zugrunde, so müßten in 
diesem Zeitraum etwa 1 Mill. t Weißzucker jährlich 
außerhalb der EWG Absatz finden. 

In der Bundesrepublik Deutschland dürfte bis 1980 
eine weitere Verminderung des Zuschußbedarfes 
(ohne Futterzucker) eintreten. Der Bedarf für Nah- 
rungszwecke wird dann voraussichtlich aus eigener 
Erzeugung gedeckt werden. Es wurde u. a. unter- 
stellt, daß die durchschnittlichen Zuckerrübenerträge 
von 475 dz/ha 1967/68 bis 1969/70 auf 490 dz/ha 1980 
steigen. Unter den getroffenen Annahmen wird sich 
die Zuckererzeugung bis 1980 um 12 ^/o erhöhen, 
während der Nahrungsverbrauch insgesamt nur um 
10 Vo zunehmen wird. 


Milch 

Der Markt für Milch und Milcherzeugnisse zeigte 
bisher am deutlichsten von allen Agrarmärkten der 
EWG eine Diskrepanz zwischen Angebot und Nach- 
frage. 

Die Verschätzungen^) für das Jahr 1980 beziehen 
sich auf die Milcherzeugung, den Verbrauch an Milch 
und Milcherzeugnissen für Nahrungs- und Futter- 
zwecke sowie auf die Ermittlung des Überschusses 
durch Gegenüberstellung der Milcherzeugung mit 
des gesamten Milchverbrauch (s. Materialband Ta- 
belle 131). Dabei wird von der Annahme ausgegan- 
gen, daß keine erneute Abschlachtaktion für Milch- 
kühe durchgeführt wird, sondern lediglich Prämien 
für die Nichtvermarktung von Milch gezahlt werden. 

Die Kuhmilcherzeugung hängt von der Entwicklung 
der Milchkuhbestände und dem Milchertrag je Kuh 
ab. Für die EWG wird unterstellt, daß die künftigen 
Veränderungen in der Milchviehhaltung im wesent- 
lichen struktureller Art — wenigere, aber größere 
Einzelbestände — sind. Insgesamt dürfte sich die 
Zahl der Milchkühe danach bis 1980 nur geringfügig 
ändern. Dagegen ist damit zu rechnen, daß der Milch- 
ertrag je Kuh im Durchschnitt um jährlich etwa 1,3 ‘’/o 
weiter ansteigt. Unter diesen Annahmen würde die 
Gesamterzeugung an Kuhmilch 1980 etwa 82,8 Mill. t 
(1970: 73,2 Mill. t) erreichen. 

Da der Pro-Kopf-Verbrauch im wesentlichen von der 
Einkommensentwicklung und der Einkommenselasti- 
zität der mengenmäßigen Nachfrage, der Preisent- 
wicklung des betreffenden Produktes und der Sub- 
stitutionsprodukte abhängt, ist die Veränderung des 
Pro-Kopf-Verbrauchs von Trinkmilch und der ver- 
schiedenen Milcherzeugnisse für einen so langen 
Zeitraum nur sehr bedingt abschätzbar. Nach den 
vorgenommenen Schätzungen wird der Pro-Kopf- 
Verbrauch von Trinkmilch in der EWG leicht rück- 
läufig sein; Verbrauchszunahmen sind aber bei 
Sahne, Käse und Kondensmilch unterstellt. Ein- 
schließlich der verfütterten Mengen könnte sich 
im Jahre 1980 ein Gesamtverbrauch von etwa 
76,7 Mill. t (1970: 69,4 Mill. t) Vollmilch ergeben. Da- 
mit würde der 1970 vorhandene Vollmilchüberschuß 
von rund 3,8 Mill. t im Verlauf von zehn Jahren auf 
etwa 6,1 Mill. t ansteigen. Dieser Überschuß ergibt 
sich unter der Annahme eines bis 1980 etwa gleich- 
bleibenden Kuhbestandes von 21,8 Mill. Es ist je- 
doch möglich, daß sich die Wettbewerbskraft 
des Betriebszweiges Milchviehhaltung weiter ver- 
mindert. Das könnte zusammen mit anderen Fak- 
toren, z. B. Tendenz zur Verkürzung der Arbeitszeit, 
zum freien Wochenende und zur geregelten Urlaubs- 
zeit auch in der Landwirtschaft zu einem Rückgang 
der Zahl der Milchkühe und auch des oben für 1980 
vorgeschätzten Überschusses in der Gemeinschaft 
führen. 

In der Bundesrepublik Deutschland wurde 1970 der 
Verbrauch von Milch und Milcherzeugnissen annä- 

Die Vorschätzungen von Erzeugung und Verbrauch 
von Milch und Milcherzeugnissen basierten für die 
Bundesrepublik Deutschland auf Berechnungen des 
BML und für die EWG auf einer unveröffentlichten 
Arbeit des Instituts für Agrarpolitik und Markt- 
forschung der Universität Bonn. 
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hernd durch die inländische Erzeugung in Höhe von 
rund 22 Mill. t gedeckt. Bis 1980 dürfte die Milch- 
erzeugung bei gleichbleibendem Kuhbestand, aber 
bei einem um etwa 8 Vo steigenden Milchertrag je 
Kuh rund 23,5 Mill. t betragen. Während der Pro- 
Kopf-Verbrauch von Trinkmilch und Butter sich ver- 
mutlich kaum ändern wird, können Verbrauchszu- 
nahmen bei Sahne, Käse und Kondensmilch ange- 
nommen werden. Der Gesamtverbrauch wird daher 
voraussichtlich mit der steigenden Erzeugung Schritt 
halten. 

Fleisch 

Auf den Märkten für Vieh und Fleisch in der EWG 
sind strukturelle Überschüsse bisher nicht aufgetre- 
ten und auch in den kommenden Jahren kaum zu er- 
warten. Bei Fortsetzung der bisherigen Wirtschafts- 
entwicklung ist weiterhin mit einer regen Nachfrage 
zu rechnen, die der Produktion vorauseilen wird®). 
Dies gilt insbesondere für Rind- und Kalbfleisch, 
deren Erzeugung den Bedarf der Sechsergemein- 
schaft trotz kräftiger Produktionsausdehnung in den 
letzten fünf Jahren auch heute nur zu rund 86 Vo 
decken kann. 

Rind- und Kalbfleisch 

In der EWG dürfte die Erzeugung von Rind- und 
Kalbfleisch (1970: 4,0 Mill. t) bis 1980 schätzungs- 
weise um 23 % auf etwa 4,9 Mill. t zunehmen (vgl. 
Materialband Tabelle 132). Diese Steigerung wird 
bei einer voraussichtlich etwa gleichbleibenden Zahl 
von Milchkühen durch eine Zunahme der Jungrin- 
dermast erreicht. 

Unter Berücksichtigung weiter steigender Verbrau- 
chereinkommen und noch relativ günstiger, wenn 
auch tendenziell sinkender Einkommenselastizitäten 
der Nachfrage nach Rind- und Kalbfleisch, wird sich 
der Pro-Kopf-Verbrauch bis 1980 auf etwa 29 kg 
erhöhen können. Somit ergäbe sich mit rund 
5,9 Mill. t (1970: 4,6 Mill. t) ein um 28 Vo höherer 
Verbrauch insgesamt bei einem Rückgang des Selbst- 
versorgungsgrades von 87 auf 83 ®/o. Die voraus- 
sichtliche Entwicklung von Produktion und Ver- 
brauch läßt also erkennen, daß die EWG vorerst ein 
defizitärer Markt für Rindfleisch und Kalbfleisch 
bleiben wird. Für die Drittländer dürften sich also 
steigende Absatzmöglichkeiten ergeben, und zwar 
insbesondere für Verarbeitungsfleisch 

Die Erwartungen für die Bundesrepublik Deutschland 
entsprechen in der Tendenz der für die Gemeinschaft 
aufgezeigten Entwicklung. Auch hier wird die 
Rindfleischproduktion der Nachfragesteigerung 
kaum folgen können. Das Angebot an Rindfleisch 
hängt weitgehend von der Höhe des Kuhbestandes 
und der Zahl und der Art der Verwendung der auf- 
gezogenen Kälber ab. Die Zahl der Milchkühe wird 


®) Die Vorschätzungen von Erzeugung und Verbrauch von 
Rind-, Kalb- und Schweinefleisch basierten für die Bun- 
desrepublik Deutschland auf Berechnungen des BML 
und für die übrigen EWG-Mitgliedstaaten auf einer 
unveröffentlichten Arbeit des Instituts für landwirt- 
schaftliche Marktforschung der Forschungsanstalt für 
Landwirtschaft Braunschweig-Völkenrode. 


voraussichtlich nicht steigen und 1980 bei etwa 
5,6 Mill. Stück liegen, da nicht damit zu rechnen ist, 
daß die Wettbewerbskraft der Milcherzeugung ge- 
genüber der Rindermast zunehmen wird. Das bedeu- 
tet, daß die verfügbare Kälberzahl für die Kälber- 
und Jungrindermast sich nur in dem Umfang erhö- 
hen kann, wie die zur Zeit sehr hohen Kälberaus- 
fuhren zurückgehen. Dagegen wird das Schlacht- 
gewicht bei Kälbern, wie schon in den letzten Jah- 
ren, weiter steigen. Unter Berücksichtigung dieser 
Faktoren kann von 1970 bis 1980 mit einer Zunahme 
der Rindfleischerzeugung um etwa 15 ®/o auf rund 

1.4 Mill. t (1970: rund 1,2 Mill. t) gerechnet werden. 

Der Verbrauch an Rindfleisch könnte im gleichen 
Zeitraum, entsprechend der Entwicklung in den letz- 
ten Jahren, um schätzungsweise mehr als ein Fünftel 
auf 25,3 kg je Kopf der Bevölkerung oder auf insge- 
samt 1,6 Mill. t (1970: 1,3 Mill. t) zunehmen. Der 
Selbstversorgungsgrad würde von zur Zeit 90 Vo 
(1970) auf 85 Vo im Jahre 1980 leicht zurückgehen. 
Die Einfuhrsteigerung dürfte sich vor allem auf Ver- 
arbeitungsfleisch erstrecken. 

Bei Kalbfleisch ist wegen der bereits sehr hohen 
und voraussichtlich weiter kräftig steigenden Preise 
nur eine schwache Zunahme des Pro-Kopf-Ver- 
brauchs bis 1980 zu erwarten. Die Eigenerzeugung 
an Kalbfleisch erfährt zugunsten einer verstärkten 
Rindermast wahrscheinlich nur eine geringe Ausdeh- 
nung, so daß der Selbstversorgungsgrad von 59 Vo 
(1970) auf 56 ®/o zurückgehen wird. Möglicherweise 
könnte zur Bedarfsdeckung auch eine weitere Zu- 
nahme der Kalbfleischeinfuhren im Rahmen des 
innergemeinschaftlichen Handels beitragen. 

An Rind- und Kalbfleisch würden demnach 1980 pro 
Kopf der Bevölkerung schätzungsweise 27,5 kg ver- 
braucht v/erden und damit fast 4 kg mehr als im 
Jahre 1970. Da die Ausweitung der Erzeugung mit 
der steigenden Nachfrage nicht Schritt halten wird, 
ist sowohl mit einer Erhöhung der Schlachtrinder- 
preise als auch der Rindfleischpreise im Einzelhandel 
zu rechnen. 

Schweinefleisch 

Für die EWG ist eine Ausdehnung des Pro-Kopf-Ver- 
brauchs bei Schweinefleisch nicht in gleichem Um- 
fang wie bei Rindfleisch zu erwarten, da es von 
vielen Konsumenten weniger geschätzt wird. Ge- 
genüber 1970 mit 24,7 kg wurde für 1980 eine 
Zunahme auf 27,4 kg angenommen. Das entspräche 
einer Verbrauchszunahme von 18 Vo auf insgesamt 

5.5 Mill. t (1970: 4,7 Mill. t). Geht man von 
der Annahme aus, daß die EWG 1980 zu 100 ®/o 
Selbstversorger ist, dann wäre — verglichen mit 
1970 — eine Zunahme der Erzeugung um rund 22 ®/ü 
auf ebenfalls 5,5 Mill. t zu erwarten. 

In der Bundesrepublik Deutschland wird die Nach- 
frage nach Schweinefleisch nicht mehr so stark wie 
in früheren Jahren durch die Einkommensentwick- 
lung unmittelbar beeinflußt, da die Einkommens- 
elastizität der Nachfrage geringer geworden ist. Da- 
gegen gewinnt der Einfluß der Preisrelation 
Schweinefleisch zu Rindfleisch immer größeres Ge- 
wicht. Infolge der größeren Rationalisierungsmög- 
lichkeiten in der Schweineproduktion werden sich 
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die Schweinepreise relativ weniger erhöhen als die 
Schlachtrinderpreise. Dadurch dürfte der Verbrauch 
an Schweinefleisch relativ stärker ansteigen als der 
Rindfleischverbrauch. Ferner wird die Verbrauchs- 
steigerung bei Schweinefleisch dadurch begünstigt, 
daß sich durch Fortschritte in der Züchtung das 
Fleisch-Fett-Verhältnis zugunsten des Anteils der 
fleischreichen Stücke am Schlachtkörper noch weiter 
als bisher verschieben wird. Damit kommt diese 
Fleischart der Geschmacksrichtung des Verbrauchers 
ungleich stärker entgegen als noch vor einem Jahr- 
zehnt. Wenn die geschätzte Zunahme des Pro-Kopf- 
Verbrauchs auf 43,5 kg im Jahre 1980 oder auf ins- 
gesamt 2,8 Mill. t (1970: 2,4 Mill. t) eintritt, dann 
würde bei verhältnismäßig gleichbleibenden Ein- 
fuhren die Erzeugung von Schweinefleisch mit 
2,7 Mill. t (1970: 2,2 Mill. t) um etwa 23 ^/o höher 
liegen als heute. 


2.22 Gesamtrechnung 

Im Grünen Bericht 1970 wurde erstmalig ein lang- 
fristiges Vorschätzungsrhodell für die Entwicklung 
der Landwirtschaft in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bis 1980 vorgelegt. Auf die bedingte Aussage- 
fähigkeit des Modells, das mit Hilfe einer Reihe von 
Annahmen zahlenmäßige Voraussagen über die zu- 
künftige Entwicklung der Wertschöpfung der Land- 
wirtschaft zuläßt, wurde in jenem Bericht ausführ- 
lich hingewiesen. Andererseits wurde jedoch auch 
die außerordentliche Bedeutung einer solchen Vor- 


schätzung als Entscheidungshilfe für die Agrarpoli- 
tik betont. Die sich an die Veröffentlichung an- 
schließende Diskussion hat gezeigt, daß dieser erste 
Versuch volle Zustimmung gefunden hat, wenn auch 
— darauf wurde im Bericht 1970 bereits deutlich 
hingewiesen — laufende Verbesserungen und Er- 
weiterungen erforderlich sind. 

Im vorliegenden Bericht wird nun neben einem über- 
arbeiteten Vorschätzungsmodell für die Bundesrepu- 
blik eine Vorschätzung für die gesamte EWG vor- 
gelegt. Dieser Erweiterung wurde in diesem Jahr 
der Vorrang vor der Verfeinerung des methodischen 
Vorgehens eingeräumt. So müßte z. B. eine aufge- 
gliederte Vorschätzung der einzelnen Bestandteile 
des Produktionswertes und der Vorleistungen vor- 
genommen werden. Sie ist auch für die Zukunft vor- 
gesehen. 

Bei der hier dargestellten Vorschätzung handelt es 
sich wiederum um ein nachfrageorientiertes Modell, 
für das Begründung und methodisches Vorgehen im 
letzten Bericht ausführlich dargelegt worden sind. 
(Vgl. Grüner Bericht 1970, S. 130 ff.). 

Die wichtigsten Größen der landwirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung, wie Produktionswert, Vorleistungen, 
Abschreibungen und Saldo aus indirekten Steuern 
und Subventionen, wurden für die EWG-Mitglied- 
staaten getrennt vorausgeschätzt und dann zum 
EWG-Ergebnis zusammengefaßt. Nur für die Bun- 
desrepublik wurden diese Größen auch gesondert 
dargestellt. Bei der Vorschätzung wurde davon aus- 
gegangen, daß der prozentuale Anteil des Einfuhr- 


Ubersicht 21 


Durchschnittliche jährliche Zuwachsraten der zu versorgenden Bevölkerung 
und des verfügbaren Einkommens (real) in den Mitgliedstaaten der EWG 

in Vo 



Bundes- 

republik 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

Belgien/ 

Luxemburg 

EWG 




zu versorgende Bevölkerung 


1965 bis 1970 

0,9 

0,9 

0,4 

1,3 

0,6 

0,7 

1970 bis 1975 1) 

0,5 

1,0 

0,6 

1,1 

0,6 

0,7 

1975 bis 1980 1) 

0,4 

1,0 

0,6 

1,1 

0,5 

0,7 




verfügbares Einkommen (real) 


1965 bis 1970 

2,9 

4.6 

5,2 

4,0 

2,9 

3,9 

1970 bis 19751) 

4,1 

4,8 

5,4 

4,0 

4,1 

4,6 

1975 bis 19801) 

! 

4,7 

5,0 

5,0 

3,7 

4,1 

4,8 


geschätzt 
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Überschusses und der Vorrats Veränderungen am 
Verbrauch (= Nachfrage) gleichbleibt. 

Bei der Vorschätzung der Inlandsnachfrage nach 
Agrarerzeugnissen in den einzelnen Mitgliedstaaten 
wurden 

— die Zunahme der zu versorgenden Bevölkerung 

— die Entwicklung des verfügbaren Einkommens 
(real) und 

— die Einkommenselastizität der mengenmäßigen 
Nachfrage ^) 

berücksichtigt. Für die ersten beiden Faktoren 
wurden Annahmen in Ansatz gebracht, die auf 
Schätzungen des BML beruhen (siehe Übersicht 21). 
Ferner wurden gewisse Annahmen über die voraus- 
sichtliche Entwicklung der Einkommenselastizität 
der mengenmäßigen Nachfrage gemacht. Unter die- 
sen Annahmen ergab sich für die Nachfrage und 
damit im nachfrageorientierten Modell auch für das 
Volumen ®) des Produktionswertes der Landwirt- 


schaft (ohne Forstwirtschaft und Fischerei) im ge- 
samten EWG-Raum eine durchschnittliche jährliche 
Zunahme von 1,8 Vo im Zeitraum 1970 ®) bis 1975 
und von 1,5 ®/o für den Zeitraum 1975 bis 1980. Die 
entsprechenden Zahlen für die Bundesrepublik lau- 
ten 1,3 ®/o bzw. 1,1 Vo. Aus dieser prozentualen Ent- 
wicklung ergab sich die in der Übersicht 22 wieder- 
gegebene Entwicklung des Volumens des Produk- 
tionswertes in Milk DM bzw. Mill. RE. Für das Jahr 
1980 wird in der EWG das Volumen des Produk- 
tionswertes auf 38,59 Mrd. RE geschätzt, für die 
Bundesrepublik auf 9,40 Mrd. RE; das sind nach 
dem Wechselkurs von 1963 (Preisbasis für die Vo- 
lumensrechnung) 37,61 Mrd. DM. 


'^) Die prozentuale Nachfrageveränderung, die sich bei 
einer Einkoramenserhöhung um 1 Vo ergibt. 
Produktionsmenge bewertet zu Preisen von 1963 
®) Die Höhe des Produktionswertes und der Vorleistun- 
gen für 1970 wurde mit Hilfe des linearen Trends aus 
den Ergebnissen der Jahre 1959 bis 1967 errechnet. 


Übersicht 22 


Vorschätzung des Produktionswertes, der Vorleistungen und des Beitrags 
der Landwirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1963 
für die Bundesrepublik Deutschland und die EWG 


Gliederung 

1970 2) 

durchsdmitUidie 
jährliche 
Steigerungsrate 
1970 bis 1975 

1975 

durchsdinittlicäie 
jährlidie 
Steigerungsrate 
1975 bis 1980 

1980 

Bundesrepublik Deutschland 

Produktionswert 

Mill. 

DM 

o/o 

Mill. DM 

o/o 

Mill. DM 

33 366 

13 934 

1,3 35 590 1,1 37 610 

2,0 15 380 1,6 16 660 

Vorleistungen 

Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 

Bundesrepublik Deutschland 

Produktionswert 

Vorleistungen 

19 432 

0,8 20 210 0,7 20 950 

Mill. 

RE 

o/o 

Mill. RE 

o/o 

Mill. RE 

8 342 

3 484 

1,3 8 898 1,1 9 402 

2,0 3 845 1,6 4 165 

Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 

EWG 

Produktionswert 

4 858 

0,8 5 053 0,7 5 237 

Mill. 

RE 

o/o 

Mill. RE 

o/o 

Mill. RE 

32 803 

11 191 

1.8 35 842 1,5 38 586 

2.8 12 875 2,3 14 426 

Vorleistungen 


Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 

21 612 

1,2 22 967 1,0 24 160 


^) ohne Forstwirtschaft und Fischerei 
^) geschätzt anhand des linearen Trends 
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Das Ziel der Modellrechnung ist die Vorschätzung 
der Wertschöpfung der Landwirtschaft für 1975 und 
1980. Deshalb ist es notwendig, die Volumensrech- 
nung durch Annahmen über die voraussichtliche 
Preisentwicklung zu ergänzen. 

Den Annahmen über die Preisentwicklung in den 
sechs EWG-Mitgliedstaaten liegen folgende Über- 
legungen zugrunde: 

Dio Agrarpreisentwicklungen in den einzelnen Län- 
dern werden sich angleichen, weil der Güteraustausch 
zwischen den Mitgliedstaaten immer mehr zunehmen 
wird, noch bestehende Wettbewerbsverzerrungen 
abgebaut werden und verstärkt an einer Harmoni- 
sierung der Wirtschafts- und Währungspolitik ge- 
arbeitet wird. Kurzfristig noch bestehende Diffe- 
renzen bei der Preisentwicklung, die sich aus den 
Unterschieden in der inländischen Angebots- und 
Nachfragesituation für Agrarprodukte, im Konjunk- 
turverlauf und in anderen preisbeeinflussenden Fak- 
toren ergeben, wurden hier nicht berücksichtigt. 

Für alle Mitgliedstaaten wurden für den gesamten 
Zeitraum von 1970 bis 1980 zwei alternative 
Preisannahmen für die Agrarpreisentwicklung ver- 
wendet, und zwar jährlidie Steigerungsraten von 
jeweils 3 Vo bei Preisannahme I und 1 ®/o bei Preis- 
annahme 11. Umgerechnet auf die Preisindizes für 
den Produktionswert gelten für die Mitgliedstaaten 
diie in Übersicht 23 aufgeführten Annahmen. 

Die Preisindizes für 1970 wurden aus der bisherigen 
Entwicklung des Preisindex für den Produktions- 
wert und des EWG-Index der Erzeugerpreise land- 
wirtschaftlicher Produkte abgeleitet. 

Aus der Vorschätzung des Volumens des Produk- 
tions wertes errechnete sich durch Multiplikation mit 
den vorgeschätzten Preisindizes der Produktions- 
werte für die EWG für 1980 unter Preisannahme I 


Übersicht 23 

Vorschätziing der Preisindizes 
für den Produktionswert in den Mitgliedstaaten 
der EWG 

1963 = lOO 


Ü vgl. Erläuterungen im Text 


Übersicht 24 


Vorschätzung der Preisindizes für Vorleistungen 
in den Mitgliedstaaten der EWG 

1963 = 100 




1975 

1 1980 

Staat 

1970 

Preisannahmen 



I 1 

II 

1 I 1 

II 

Bundes- 






republik 

Deutschland 

114 

129,0 

122,8 

145.9 

132,3 

Frankreich . . 

116 

137,8 

128,7 

155,9 

138,6 

Italien 

119 

139,6 

131,4 

157,9 

141,6 

Niederlande . . 

127 

156,0 

144,3 

176,5 

155,5 

Belgien und 






Luxemburg 

114 

140,0 

129,5 

158,5 

136,4 


vgl. Erläuterungen im Text 

ein Produktions wert in jeweiligen Preisen von 
54,69 Mrd. RE, unter Preisannahme II von 44,96 Mrd, 
RE. Für die Bundesrepublik ergaben sich unter An- 
nahme I 13,93 Mrd. RE (51,00 Mrd. DM), unter An- 
nahme II 11,46 Mrd. RE (41,94 Mrd. DM). 

Das Volumen der Vorleistungen ist in Anlehnung 
an die Trendentwicklung in den einzelnen Mitglied- 
staaten und an die voraussichtliche Entwicklung des 
Produktionsvolumens vorausgeschätzt worden. Da- 
bei ergaben sich für die EWG Steigerungsraten von 
2,8 Vo im Zeitraum 1970 bis 1975 und von 2,3 ®/o im 
Zeitraum 1975 bis 1980. Die entsprechenden Zahlen 
für die Bundesrepublik lauten 2,0 ®/o und 1,6 ®/o. 

Bei den Preisen für Vorleistungen ist zu berücksich- 
tigen, daß sie einerseits von der Entwicklung des 
allgemeinen Preisniveaus, zum anderen wegen des 
nicht unbedeutenden Anteils von Betriebsmitteln 
landwirtschaftlicher Herkunft auch von den land- 
wirtschaftlichen Erzeugerpreisen abhängig sind. 
Deshalb erschien eine Festsetzung der Preisannah- 
men für die Bundesrepublik auf 2,5 Vo (Annahme I) 
und 1,5 ^/o (Annahme LI) im. gesamten Schätzungszeit- 
raum angemessen. Für die übrigen Mitgliedstaaten 
wurden entsprechende Annahmen verwendet, die 
sich an Vorschätzungen ^^) der Mitgliedstaaten für 
die allgemeine Preisentwicklung orientieren. Dar- 
aus leiteten sich die in der Übersicht 24 zusammen- 
gestellten Preisindizes ^®) für die Vorleistungen ab. 

Aus der Multiplikation des Volumens der Vorlei- 
stungen mit den entsprechenden Preisen ergab sich 
die in Übersicht 24 dargestellte Vorschätzung der Vor- 
leistungen in jeweiligen Preisen für 1980, und zwar 
für die EWG bei Preisannahme I 22,10 Mrd. RE, bei 

1*^) Der Preisindex für den Produktionswert bzw. die Vor- 
leistungen ergibt sich aus der Division des Produk- 
tionswertes bzw. der Vorleistungen in laufenden Prei- 
sen durch den Produktionswert bzw. die Vorleistun- 
gen in konstanten Preisen. 

^^) vgl. Entwurf zum 3. Programm zur mittelfristigen 
Wirtschaftspolitik, Dok. KOM (70) 1200 


Staat 

1970 

1975 1 

1980 

Preisannahmen Ü 

I 1 

n 1 

I 1 

II 

Bundes- 






republik 






Deutschland . . 

101 

117,0 

106,1 

135,6 

111,5 

Frankreich . . . 

110 

127,5 

115,6 

147,7 

121,4 

Italien 

108 

125,1 

113,5 

145,0 

119,2 

Niederlande . . 

115 

133,3 

120,8 

154,5 

127,0 

Belgien und 






Luxemburg , . . 

113 

131,0 

118,7 

151,8 

124,8 
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Preisannahme II 19,75 Mrd. RE. Für die Bundesrepu- 
blik wurden 6,64 und 6,02 Mrd. RE oder 24,31 und 
22,04 Mrd. DM ermittelt. Vermindert man den vor- 
geschätzten Produktionswert um die Vorleistungen, 
so errechnet sich der Beitrag der Landwirtschaft zum 
Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen (vgl. 
Übersicht 25 und Schaubilder 8 und 9). 

Werden vom Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen 
Preisen die Abschreibungen und der Saldo aus indi- 
rekten Steuern und Subventionen abgezogen, so 


erhält man die Wertschöpfung (Nettoinlandsprodukt 

zu Faktorkosten). Die Abschreibungen ^^ 01 - 

Saldo aus indirekten Steuern und Subventionen 
konnten nur sehr global anhand der bisherigen Ent- 
wicklung, die in den EWG-Mitgliedstaaten sehr un- 
terschiedlich war, und mit Flilfe allgemeiner Über- 
legungen (vor allem über die Entwicklung der In- 
vestitionstätigkeit) vorausgeschätzt werden. 


^^) mit Hilfe des halblogarithmischen Trends 


Übersicht 25 


Vorschätzung des Produktionswertes, der Vorleistungen und des Beitrags 
der Landwirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen 
für die Bundesrepublik Deutschland und die EWG 




1975 1 

1980 

Gliederung 

1970 

Preisannahmen -) 



I 

1 11 1 

I 

1 II 

Bundesrepublik Deutschland 


Millionen DM 



Produktionswert 

33 700 

41 640 

37 760 

51 000 

41 935 

Vorleistungen 

15 885 

19 840 

18 886 

24 308 

22 041 

Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 

17 815 ! 

21 800 

18 874 

26 692 

19 894 

Bundesrepublik Deutschland 



Millionen RE 



Produktionswert 

9 208 

11 377 

10317 

13 934 

11 458 

Vorleistungen 

4 340 

5 421 

5 160 

6 642 

6 022 

Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 

4 868 

5 956 

5 157 

7 292 

5 436 

EWG 



Millionen RE 



Produktionswert 

34 658 

43 857 

39 770 

54 687 

44 957 

Vorleistungen 

12 950 

17 458 

16 401 

22 101 

19 745 

Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 

21 708 

26 399 

23 369 

32 586 

25 212 


h ohne Forstwirtschaft und Fischerei 
-) vgl. Erläuterungen S. 60 
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Schaubild 8 

Vorschätzung des Produktionswertes, der Vorleistungen 
und des Beitrags der Landwirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt 
für die Bundesrepublik Deutschland 

- in Preisen von 1963 - 

Mrd.RE Mrd.RE 



Vorschätzung der Preisindizes für den Produktionswert 
und die Vorleistungen der Landwirtschaft 
für die Bundesrepublik Deutschland 

1963 = 100 



Vorschätzung des Produktionswertes, der Vorleistungen 
und des Beitrags der Landwirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt 
für die Bundesrepublik Deutschland 

— in jeweiligen Preisen — 

Mrd.RE Mrd.RE 



— Produktionsvvert 
. Voric-istungen 

• Beitrag des Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen 

0 ohne Forstwirtschaft und Fischerei 
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Schaubild 9 

Vorschätzung des Produktionswertes, der Vorleistungen und des Beitrags 
der Landwirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt 
für die EWG 

— in Preisen von 1963 — 

Mrd.RE Mrd.RE 



Vorschätzung der Preisindizes für den Produktionswert 
und die Vorleistungen der Landwirtschaft B 
für die EWG 

1963 = 100 



Vorschätzung des Produktionswertes, der Vorleistungen 
und des Beitrags der Landwirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt 
für die EWG 


in jeweiligen Preisen — 


Mrd.RE 



Mrd.RE 
60 


40 


20 


Produktionswert 
— — — — Vorleistungen 

Beitrag des Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen 

1) ohne Forstwirtschaft und Fischerei 
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Aufgrund der in die Rechnung eingegangenen An- 
nahmen, die bei der Wertung der Ergebnisse be- 
achtet werden müssen, ergab sich für 1980 eine 
Wertschöpfung der Landwirtschaft (ohne Forstwirt- 
schaft und Fischerei) im EWG-Raum bei Preisan- 
nahme I von 30,33 Mrd. RE (110,01 Mrd. DM), bei 
Preisannahme II von 22,96 Mrd. RE (84,02 Mrd. DM). 
Für die Bundesrepublik wurde die Wertschöpfung 
bei Preisannahme I auf 6,62 Mrd. RE (24,23 Mrd. 


DM), bei Preisannahme II auf 4,76 Mrd. RE (17,43 
Mrd. DM) geschätzt (vgl. hierzu auch Übersicht 26 
und Schaubild 10). 

Wegen der unterschiedlichen Preisannahmen sind 
diese Vorschätzungsergebnisse mit denen des vor- 
jährigen Berichtes nur bedingt vergleichbar. Im Vor- 
jahr wurde bei Preisannahme I von einem jährlichen 
Anstieg der Erzeugerpreise von knapp 2 ®/o, bei 


Übersicht 26 


Vorschätzung der Wertschöpfung der Landwirtschaft 
für die Bundesrepublik Deutschland und die EWG 




1975 1 

1980 

Gliederung 

1970 

Preisanriahmen 2) 



I 

1 n 1 

I 1 

II 

Bundesrepublik Deutschland 


Millionen DM 



Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 

17 815 

21 800 

18 874 

26 692 

19 894 

Abschreibungen 

2 640 

2 790 

2 790 

2 900 

2 900 

Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Marktpreisen . . 

15 175 

19 010 

16 084 

23 792 

16 994 

indirekte Steuern abzüglich Subventionen 

-2 0003) 

-370 

-370 

-440 

-440 

Wertschöpfung 

17 175 

19 380 

16 454 

24 232 

17434 

Bundesrepublik Deutschland 



Millionen RE 



Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen 

4 868 

5 956 

5 157 

7 292 

5 436 

Abschreibungen 

722 

762 

762 

792 

792 

Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Marktpreisen . . 

4 146 

5 194 

4 395 

6 500 

4 644 

indirekte Steuern abzüglich Subventionen 

-5463) 

-101 

-101 

-120 

-120 

Wertschöpfung 

4 692 

5 295 

4 496 

6 620 

4 764 

EWG 



Millionen RE 



Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 

21 708 

26 399 

23 369 

32 586 

25 212 

Abschreibungen 

2 325 

2 505 

2 505 

2 636 

2 636 

Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Marktpreisen . . 

19 383 

23 894 

20 864 

29 950 

22 576 

indirekte Steuern abzüglich Subventionen 

-7093) 

-313 

-313 

-381 

-381 

Wertschöpfung 

20 092 

24 207 

21 177 

30 331 

22 957 


ohne Forstwirtschaft und Fischerei 
2) vgl. Erläuterungen S. 60 

^) einschließlich 1,7 Mrd. DM Ausgleichszahlungen für Aufwertungsverluste 
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Schaubild 10 


Vorschätzung der Wertschöpfung der Landwirtschaft 
für die Bundesrepublik Deutschland und die EWG 

Mrd-RE Mrd.RE 



EWG 

Bundesrepublik Deutschland 

’) ohne Forstwirtschaft und Fischerei 


Preisannahme II von einem nominal gleichbleiben- 
den Preisniveau ausgegangen. In der diesjährigen 
Vorschätzung wurde für den Produktionswert einmal 
mit einer jährlichen Preissteigerungsrate von 3 ®/o 
(Preisannahme I) und zum anderen mit einer jähr- 
lichen Preissteigerungsrate von 1 ®/o (Preisannahme 
II) gerechnet. Entsprechend sind für die Vorleistun- 
gen jährliche Preiserhöhungen von 2,5 ^/o (Preis- 
annahme I) und 1,5 ®/o (Preisannahme II) unterstellt 
worden. 

Geht man davon aus, daß sich im jeweiligen Mit- 
gliedstaat die Einkommen je Erwerbstätigen in der 
übrigen Wirtschaft wie bisher weiterentwickeln und 
der relative Einkommensabstand ^zwischen den in 
der Landwirtschaft und den in der übrigen Wirtschaft 
Tätigen konstant bleibt, so würde die hier für 1980 
vorgeschätzte Wertschöpfung der Landwirtschaft 
(ohne Forstwirtschaft und Fischerei) bei Preisan- 
nahme I zur Befriedigung der Einkommensansprüche 
von 5,46 Mill. Erwerbstätigen in der EWG ausrei- 
chen, bei Preisannahme II von 4,13 Mill. Erwerbs- 
tätigen. Zur Zeit beträgt die Zahl der in der Land- 
wirtschaft (ohne Forstwirtschaft und Fischerei) Täti- 
gen im gesamten EWG-Raum noch rund 9,2 Mill. 

In der Bundesrepublik können unter Preisannahme I 
die Einkommensansprüche von 1,46 Mill. Erwerbs- 
tätigen, unter Preisannahme II von 1,05 Mill. Er- 
werbstätigen befriedigt werden. Im Jahr 1970 belief 
sich die Zahl der Erwerbstätigen in der Landwirt- 
schaft (ohne Forstwirtschaft und Fischerei) noch auf 
2,24 Millionen. 

2.23 Erwerbstätige 

In vielen landwirtschaftlichen Betrieben sind heute 
nur noch der Betriebsinhaber und seine Ehefrau 
tätig — wenn von den Altenteilern abgesehen wird. 
Infolgedessen ist der weitere Rückgang der Zahl der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigen immer enger 
mit der Abnahme der Zahl der landwirtschaftlichen 
Betriebe verbunden. 


Unter der Annahme, daß sich die bisherige Entwick- 
lung der Zahl der Erwerbstätigen (Basiszeitraum 
für die Trendberechnung: 1963 bis 1970) in Zukunft 
fortsetzt, ergibt sich für das Jahr 1980 in der Bun- 
desrepublik Deutschland eine Zahl von 1,4 Mill. Er- 
werbstätigen ^^) in der Land- und Forstwirtschaft 
(einschließlich Fischerei, gewerbliche Gärtnerei und 
gewerbliche Tierhaltung) gegenüber 2,4 Mill. ^^) im 
Jahre 1970. Danach würden im Durchschnitt jährlich 
100 000 Erwerbstätige (5,6 %) abwandern ^'‘'). 

Unter der Annahme, daß auch in den anderen EWG- 
Mitgliedstaaten die bisherige Entwicklung der Zahl 
der Erwerbstätigen anhält (Basiszeitraum der Trend- 
berechnung: 1963 bis 1970), ergibt sich für das Jahr 
1980 eine Erwerbstätigenzahl von 5 Mill. ^®) gegen- 
über 9,6 Mill. ^‘^) im Jahre 1970. Das bedeutet im 
Durchschnitt eine jährliche Abnahme von 460 000 
Erwerbstätigen (6,3 ®/o). 

Bei einem Vergleich der aufgrund von Trendberech- 
nungen vorgeschätzten Erwerbstätigenzahlen für 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei mit 
denen, die sich aus der nachfrageorientierten Mo- 
dellrechnung auf Seite 58 ff. ergeben, ist zu berück- 
sichtigen, daß sich die Modellrechnung nur auf den 
Produktionsbereich Landwirtschaft (ohne Forstwirt- 
schaft und Fischerei) bezieht. Es müssen deshalb 
von den hier mit Hilfe von Trendberechnungen er- 
mittelten Erwerbstätigenzahlen für die Bundesrepu- 
blik schätzungsweise 120 000 und für die EWG etwa 
350 000 Erwerbstätige für 1980 abgezogen werden, 
die in der Forstwirtschaft und in der Fischerei be- 
schäftigt sind. Die so bereinigten Erwerbstätigen- 
zahlen liegen über den Zahlen der Erwerbstätigen, 
die sich aus der Modellrechnung für die Bundes- 
republik und die EWG insgesamt bei Preisannahme 
II ergeben. 

2.24 Betriebsstruktur 

und neue Unternehmensformen 

Bei anhaltendem Wirtschaftswachstum werden die 
wesentlichen Einflüsse der gesamtwirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Entwicklung auch künftig vom 
gewerblich-industriellen Sektor ausgehen. Sie wer- 
den ihren Ausdruck u. a. in steigenden Einkommen 
und verkürzten Arbeitszeiten finden. Diesem Ent- 
wicklungsprozeß kann sich die Landwirtschaft auf- 
grund der Interdependenz ökonomischer und sozialer 
Systeme nicht entziehen. Sie ist daher zu fortgesetz- 
ter Anpassung gezwungen. 

Der einzelne Betrieb wird mit der allgemeinen Ent- 
wicklung nur Schritt halten können, wenn es ihm 

Inlandskonzept nach der Definition der volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung 

Davon entfallen auf die Forstwirtschaft 125 000 Er- 
werbstätige. 

^^) Im Raumordnungsbericht 1970 — BT-Drucksache VI/1340 
— der Bundesregierung ist für 1980 noch eine Er- 
werbstätigenzahl von 1,7 Mill. angegeben. Es wird 
dort jedoch darauf hingewiesen, daß neuere Struktur- 
prognosen u. a. auch für die Landwirtschaft eine Neu- 
berechnung der Vorschätzung erforderlich machen. 

^®) Das Erwerbstätigenkonzept der EWG weicht vom In- 
landskonzept der Bundesrepublik für die volkswirt- 
schaftliche Gesamtrechnung geringfügig ab. 
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gelingt, in folgenden Bereichen wesentliche Erfolge 
zu erzielen 

— Senkung der durchschnittlichen Arbeits- und 
Kapitalkosten 

— Ausbau der Marktposition 

— Verbesserung der arbeitswirtschaftlichen Situa- 
tion der Familie des Betriebsinhabers 

Der Forderung nach weiterer Kostensenkung kommt 
im Hinblick auf die steigenden Einkommenserwar- 
tungen besondere Bedeutung zu. Sie läßt sich in 
der Regel nur durch die Anwendung hochtechnisier- 
ter Arbeitsverfahren realisieren. Der Substitutions- 
prozeß von Arbeit durch Kapital bringt allerdings 
nur dann den gewünschten Effekt, wenn die einge- 
setzten Kapitalgüter rationell genutzt werden. Dies 
erfordert wiederum ein größeres Produktionsvolu- 
men. In diesem Zusammenhang spielt die Pacht eine 
wichtige Rolle. Durch eine Änderung der Pachtge- 
setzgebung soll das geltende Landpachtrecht an die 
veränderten wirtschaftlichen Verhältnisse angepaßt 
werden. 

Nur in besonders günstigen Fällen werden die klei- 
neren Betriebe in der Lage sein, die Anpassungs- 
probleme einzelbetrieblich zu bewältigen. 

Viele Betriebe im mittleren und unteren Größen- 
bereich werden diese Aufgabe nur mit Hilfe der 
überbetrieblichen Zusammenarbeit lösen können. 
Als Organisationsformen der überbetrieblichen Zu- 
sammenarbeit haben in den letzten Jahren beson- 
ders die Maschinenringe, die Betriebshilfsdienste 
und die Erzeugergemeinschaften Eingang in die 
Landwirtschaft gefunden. 

Die überbetriebliche Maschinenverwendung im Rah- 
men von Maschinenringen bietet für die beteiligten 
Landwirte eine Reihe wirtschaftlicher Vorteile, 
überschüssige Arbeits- und Maschinenkapazitäten 
können in Partnerbetrieben eingesetzt und dadurch 
die Kosten je Leistungseinheit gesenkt werden. 
Maschineninvestitionen lassen sich besser auf den 
vorhandenen Arbeitsumfang abstimmen. Dies führt 
zu einer Senkung der Kapitalkosten. Betriebe mit 
geringem Produktionsvolumen erhalten erst durch 
den überbetrieblichen Maschineneinsatz die Mög- 
lichkeit, am mechanisch-technischen Fortschritt teil- 
zunehmen. Durch die Anwendung hochtechnisierter 
Arbeitsverfahren sind sie ferner in der Lage, 
Arbeitskräfte für einen außerlandwirtschaftlichen 
Erwerb freizusetzen. 

Die Betriebshilfsdienste sichern bei plötzlichem Aus- 
fall des Betriebsleiters oder dessen Ehefrau die 
Fortführung des Betriebes und des Haushalts. Sie 
stellen damit ein wichtiges Instrument der sozialen 
Sicherung dar. 


vgl. dazu: Köhne, M., Neue Formen der Entwicklung 
größerer Betriebseinheiten, in: Agrarwirtschaft, Jg. 18, 
Hannover (1969), H. 4, S. 114. Weinschenk, G. und 
Meinhold, K., Landwirtschaft im nächsten Jahrzehnt, 
in: Schriftenreihe des Vereins für wirtschaftliche und 
soziale Fragen e, V., Heft 8, Stuttgart 1969, S. 12 
Neue Kooperationsformen in der Landwirtschaft, Un- 
tersuchung im Auftrag des BML, 1970. 


Die Entwicklung der Erzeugergemeinschaften wird 
durch das Gesetz zur Anpassung der landwirtschaft- 
lichen Erzeugung an die Erfordernisse des Marktes 
vom 16. Mai 1969 (Marktstrukturgesetz, BGBl. I 
S. 423) gefördert. 

Noch wenig verbreitet sind die überbetrieblichen 
Zusammenschlüsse, die sich im wesentlichen in 
Vollfusionen (Zusammenschlüsse ganzer bestehen- 
der landwirtschaftlicher Unternehmen zu einer 
neuen Wirtschaftseinheit) und Teilfusionen (Zusam- 
menschlüsse einzelner Betriebszweige nach Aus- 
gliederung aus weiterbestehenden landwirtschaft- 
lichen Unternehmen zu einer neuen Wirtschaftsein- 
heit) gliedern lassen. 

Die Produktivitäts- und Kostenprobleme der durch 
Teilfusionen entstehenden Restbetriebe bleiben 
dabei allerdings weitgehend ungelöst. Im Frühjahr 

1970 gab es im gesamten Bundesgebiet 333 Teil- 
fusionen mit ca. 10 000 Mitgliedern ^^). Weitere Er- 
gebnisse über Formen und Verbreitung der über- 
betrieblichen Zusammenarbeit in der Bundesrepu- 
blik Deutschland wird die Landwirtschaftszählung 

1971 liefern. 

Bislang haben sich im Bundesgebiet 24 Betriebe zu 
10 Vollfusionen zusammengeschlossen ^®). Bei die- 
ser Fusion mit einer zentralen Planung, einem Fort- 
fall der Verrechnung zwischenbetrieblicher Leistun- 
gen, einer Steigerung der Arbeitsproduktivität 
durch größere Produktionseinheiten und Bildung 
von Arbeitsketten, einer Verminderung des Zwan- 
ges zur Spezialisierung und einem leichteren 
Arbeitsausgleich liegen die größten Probleme im 
menschlichen Bereich. Diese Probleme ergeben sich 
durch die ständig erforderlichen Entscheidungen bei 
der Unternehmensführung und Erfolgsaufteilung 
sowie durch die Auseinandersetzungen im Erbgang. 
Die Bundesregierung prüft, ob eine spezifisch land- 
wirtschaftliche Gesellschaftsform entwickelt werden 
oder ob die Landwirtschaft Zugang zu den Perso- 
nengesellschaften des Handelsrechts haben soll. 
Grundsätzlich sind die landwirtschaftlichen Zusam- 
menschlüsse den Einzelbetrieben rechtlich gleichzu- 
stellen. Soweit die überbetriebliche Zusammenarbeit 
durch steuerliche Vorschriften beeinträchtigt ist, 
wird die Bundesregierung auf eine Änderung der 
betreffenden Vorschriften hinwirken. 

Die Vorzüge der überbetrieblichen Zusammenarbeit 
gegenüber der individuellen Wirtschaftsweise dür- 
fen aber nicht überschätzt werden. Kooperationen 
sind sicher kein Allheilmittel für alle wirtschaftli- 
chen und strukturellen Probleme der Landwirt- 
schaft. Anzeichen deuten darauf hin, daß die einzel- 
betriebliche Entwicklung zu größeren Betriebsein- 
heiten in der Bundesrepublik auch in Zukunft die 
größte Bedeutung haben wird. 

Dabei müßten die Möglichkeiten einer zwischen- 
betrieblichen Zusammenarbeit in Teilbereichen der 
Betriebe stärker als bisher ausgenutzt werden. In 
ihren verschiedenen Varianten kann sie nur als 
einer der möglichen Wege zur Verbesserung der 
noch weithin unbefriedigenden Betriebsstruktur, der 
Einkommensverhältnisse und der sozialen Lage der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung gesehen werden. 
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Die Strukturverbesserung in der Forstwirtschaft 
kann im wesentlichen durch forstliche Zusammen- 
schlüsse erreicht werden. Diese Zusammenschlüsse 
werden sich voraussichtlich nicht nur auf Besitzein- 
heiten unter 20 ha, sondern wegen der Gemenge- 
lage auch auf größere Besitzeinheiten erstrecken. 
Die Einbeziehung des Körperschaftswaldes könnte 
angesichts der dort vorhandenen Betriebsgrößen- 
struktur künftig notwendig werden, während dies 
beim Staatswald nur in besonders gelagerten Fällen 
in Frage kommen dürfte. 

2.25 Kapitaleinsatz 

Die Entwicklung des Kapitaleinsatzes in der Land- 
wirtschaft war in den vergangenen zwei Jahrzehn- 
ten gekennzeichnet durch eine stufenweise, in der 
Bodenproduktion beginnende und auf die Verede- 
lungswirtschaft in differenzierter Form übergrei- 
fende Substitution von Arbeit durch Kapital. Dieser 
Prozeß, der zunächst durch Produktionsausweitung, 
später mehr durch Verminderung des Arbeitsauf- 
wandes zu einer Produktivitätssteigerung führte, 
hat sich deutlich verlangsamt. 

Für die weitere Entwicklung des Kapitaleinsatzes 
sind zum Teil hemmende, zum Teil fördernde Fak- 
toren bestimmend; ihr Einfluß ist jedoch kaum quan- 
tifizierbar. 

Folgende Faktoren sprechen dagegen, daß die 
Nettoinvestitionen zukünftig ebenso stark zuneh- 
men wie in der Vergangenheit: 

— Eine weitere Rationalisierung ist zwar in vielen 
Betrieben, besonders in jenen mit hohem Grün- 
landanteil, dringend erforderlich; sie bleibt 
jedoch wegen der ungünstigen Einkommensent- 
wicklung und daher geringem Kapitalbildungs- 
vermögen und deutlichen Liquiditätsschwierig- 
keiten begrenzt. 

— Der Übergang zum überbetrieblichen Maschinen- 
einsatz wird sich verstärken. In Neben- und Zu- 
erwerbsbetrieben, aber auch in Vollerwerbsbe- 
trieben kann damit hoher, oft überhöhter Kapi- 
talbesatz vermieden oder beseitigt werden, ln 
Vollerwerbsbetrieben wird teilweise zugunsten 
spezialisierter, technisch perfekter Großmaschi- 
nen im Lohneinsatz und über Maschinenringe 
auf eigene Investitionen verzichtet. 

— Bei sich fortsetzender Abwanderung von Arbeits- 
kräften aus der Landwirtschaft wird für die ver- 


vgl. dazu auch: Heidhues, Th.: Technik und Struktur- 
wandel in der Landwirtschaft, in: Grundlagen der 
Landtechnik, Bd. 19 Nr. 6, Düsseldorf 1969, S. 181 — 189 


bleibenden Arbeitskräfte eine Produktivitäts- 
steigerung, das heißt Einkommenserhöhung 
durch Flächenaufstockung möglich sein. Dabei ist 
eine Erweiterung des Maschinen- und Gebäude- 
kapitals oft nicht nötig. 

Den Kapitaleinsatz können folgende Faktoren er- 
höhen: 

— Der technische Fortschritt schafft ständig neue 
größere Aggregate und erweiterte Einsatzberei- 
che für die Mechanisierung. 

— Der Nachholbedarf im baulichen Sektor hält 
noch an. Möglicherweise führen industrielle Fer- 
tigungsmethoden (insbesondere für Ställe), die 
Kostensenkungen bewirken können, hier zu 
einer verstärkten Investitionstätigkeit. 

— Außerlandwirtschaftliches Einkommen in Zu- 
und Nebenerwerbsbetrieben, vereinzelt auch 
hohe Einnahmen aus Grundstücksverkäufen für 
Bauland, ermöglichen Nettoinvestitionen, die 
allerdings zum Teil ökonomisch nicht sinnvoll 
sein dürften. 

— Ein verstärkter Strukturwandel in der Landwirt- 
schaft, der vereinzelt zur Landwirtschaft ohne 
Erzeugung von Nahrungsmitteln beitragen kann, 
wird zu neuen Nutzungsformen des Bodens füh- 
ren. Sie werden zur Erhaltung der Kulturland- 
schaft und für soziale Zwecke erhebliche Investi- 
tionen erfordern, zum Beispiel für Aufforstungen 
zur Schaffung von Naturparks, Ferienzentren, 
Camping- und Sportplätzen. Dieser Investitions- 
bedarf ist allerdings nicht allein von der Land- 
wirtschaft zu decken. 

Die sorgfältige Abwägung aller Faktoren läßt er- 
warten, daß in Zukunft im gesamten EWG-Raum 
der Kapitaleinsatz in der Landwirtschaft noch 
durch Nettoinvestitionen vergrößert werden wird. 
Auch in der Bundesrepublik kann noch mit weite- 
ren, allerdings rückläufigen Nettoinvestitionen ge- 
rechnet werden, wie es in der Vorschätzung bis 
1980 in leicht steigenden Abschreibungsbeträgen 
zum Ausdruck kommt. 

In der Forstwirtschaft wird parallel zur Abnahme 
der Arbeitskräfte der schon aus Kostengründen 
dringende Nachholbedarf an Ausstattung mit Ma- 
schinen zügig gedeckt werden müssen. Gegenwärtig 
sind für die Mechanisierung der Arbeit 25 — 30 DM/ 
ha Holzbodenfläche investiert. Der zusätzliche Inve- 
stitionsmittelbedarf für die nächsten 10 Jahre wird 
auf Über 100 DM/ha, d. h. auf über 700 Mill. DM 
insgesamt geschätzt. Für die Fortführung der vor- 
dringlichen Erschließung des Privat- und Körper- 
schaftswaldes müßten mittelfristig weitere 900 Mill. 
DM aufgebracht werden. 
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3. Ziele und Schwerpunkte der Agrarpolitik 


Die Ziele der Agrarpolitik hat die Bundesregierung 
in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
klar und unmißverständlich formuliert. Es heißt dort 
unter anderem: 

„Wir halten es . . . für unausweichlich, der Landwirt- 
schaft bei der Überwindung ihrer Schwierigkeiten 
zu helfen. Sie soll sich zu einem gleichrangigen Teil 
unserer modernen Volkswirtschaft entwickeln, der 
an der allgemeinen Einkommens- und Wohlstands- 
entwicklung in vollem Umfange teilnimmt." 

Die Verwirklichung des einkommenspolitischen 
Ziels, aber auch die Lösung der Uberschußprobleme, 
ist nach den Erfahrungen der zurückliegenden Jahre 
mit agrarpolitischen Mitteln allein nicht zu errei- 
chen. Hierzu bedarf es vielmehr einer Integration 
der Agrarpolitik in die allgemeine Wirtschaftspoli- 
tik. Wenn die agrarpolitischen Maßnahmen weiter- 
hin und verstärkt durch geeignete Maßnahmen 
der allgemeinen Wirtschaftspolitik (insbesondere 
der Regionalpolitik), der Sozialpolitik und der Bil- 
dungspolitik ergänzt und unterstützt werden, die 
den Übergang in eine nichtlandwirtschaftliche Tätig- 
keit erleichtern oder die Aufgabe der Landbewirt- 
schaftung ermöglichen, können die Einkommenspro- 
bleme der Landwirtschaft gelöst werden. Dabei muß 
es selbstverständlich dem einzelnen überlassen blei- 
ben, ob er sein Einkommen ausschließlich aus land- 
wirtschaftlicher Tätigkeit, aus einer Kombination 
von landwirtschaftlicher und nichtlandwirtschaft- 
licher Tätigkeit oder ausschließlich aus nichtland- 
wirtschaftlicher Tätigkeit erzielt. Niemand wird zu 
einer bestimmten Berufs- und Einkommenskombina- 
tion oder zum Übergang in eine nichtlandwirtschaft- 
liche Tätigkeit gezwungen. Der Staat muß jedoch 
auch künftig — und zwar insbesondere in den länd- 
lichen Problemgebieten — die Voraussetzungen da- 
für schaffen, daß derjenige, der dies wünscht, von 
diesen Möglichkeiten auch tatsächlich Gebrauch 
machen kann. 

Im einzelnen ergeben sich für die künftige Politik 
im Hinblick auf die Landwirtschaft folgende Schwer- 
punkte: 

im EWG-Bereich 

— Anpassung der Erzeugung an den Verbrauch; 

— Verbesserung des Agrarpreisniveaus durch ge- 
zielte Preisanhebungen, um das Einkommen in 
entwicklungsfähigen Betrieben nicht zu gefähr- 
den; 

— Beseitigung von Wettbewerbsverzerrungen und 
Wettbewerbsbehinderungen durch Harmonisie- 
rung von Rechts-, Verwaltungs-, Steuer- und 
Beihilfevorschriften ; 

— Schaffung einer Wirtschafts- und Währungs- 
union als dringend notwendiger Voraussetzung 


einer Absicherung der bisher erreichten Inte- 
gration auf dem Gebiet der Agrarpolitik; 

— Entwicklung gemeinsamer Regeln für die Agrar- 
strukturpolitik der Mitgliedstaaten zur Vermei- 
dung von Wettbewerbsverzerrungen; 

— Sicherstellung einer preisgünstigen Versorgung 
der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln unter Be- 
rücksichtigung des notwendigen handelspoliti- 
schen Spielraums mit Drittländern; 

im nationalen Bereich 

— konsequente Weiterentwicklung der Maßnah- 
men zur Förderung des Strukturwandels in der 
Land- und Forstwirtschaft mit dem Ziel, einen 
rationellen Einsatz der Produktionsfaktoren zu 
erreichen; 

— schwerpunktmäßiger Einsatz der einzelbetrieb- 
lichen Förderungsmaßnahmen sowie der über- 
betrieblichen Maßnahmen der Agrarstruktur- 
politik und Koordinierung mit regionalpoli- 
tischen Erfordernissen; 

— Förderung der landwirtschaftlichen Veredlungs- 
wirtschaft; 

— Fortentwicklung der für die Landwirtschaft be- 
stehenden Alterssicherung und Unfallversiche- 
rung sowie Einführung einer gesetzlichen Kran- 
kenversicherung für Landwirte; 

— Festigung und Ausbau der Marktposition der 
Landwirtschaft durch Förderung von Vorhaben 
zur Verbesserung der Angebots- und Absatz- 
struktur landwirtschaftlicher Produkte; 

— Verbesserung des Bildungs- und Ausbildungs- 
angebots im ländlichen Raum, insbesondere im 
Hinblick auf die notwendige Chancengleichheit 
mit der städtischen Bevölkerung; 

, — Intensivierung von Naturschutz und Landschafts- 
pflege mit dem Ziel der Erhaltung der Kultur- 
landschaft. 

In den zurückliegenden 16 Monaten hat die Bun- 
desregierung mit der Verwirklichung der genannten 

Ziele mit Nachdruck begonnen, und zwar durch: 

— richtungweisende Initiativen zur Verwirklichung 
einer Europäischen Wirtschafts- und Währungs- 
union auf der Haager Konferenz der Regierungs- 
chefs der EWG-Mitgliedstaaten; 

— den umgehenden Ausgleich der durch die Auf- 
wertung der DM verursachten Einkommensver- 
luste; 

— verstärkte Bemühungen, die strukturellen Über- 
schüsse in der Gemeinschaft abzubauen; 

— die Konzipierung eines Einzelbetrieblichen För- 
derungs- und sozialen Ergänzungsprogramms, 
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das am 1. Januar 1971 in Kraft getreten ist und 
ab 1. Juli 1971 angewendet werden soll; 

— Verbesserung des Systems der sozialen Sicher- 
heit, insbesondere Vorschläge für die Schaffung 
einer gesetzlichen Krankenversicherung für die 
Landwirtschaft ab 1972; 

— Eröffnung der Möglichkeit für ausscheidende 
Landwirte, Beiträge zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung nachzuentrichten und dafür unter be- 
stimmten Voraussetzungen einen Bundeszuschuß 
zu erhalten; 

— die zusätzliche Bereitstellung von mehr als 624 
Mill. DM Haushaltsmitteln im Rechnungsjahr 
1970 für die nationale Agrarpolitik gegenüber 
dem Ansatz in der mehrjährigen Finanzplanung 
der vorigen Bundesregierung. 

Außerdem hat die Bundesregierung durchgesetzt, 
daß die EG-Kommission den Entwurf einer Hopfen- 
marktordnung erarbeitet. 


Trotz dieser Maßnahmen, die in ihrer Gesamtheit 
mit dazu beigetragen haben, daß die Landwirtschaft 
im abgelaufenen Wirtschaftsjahr mit der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung Schritt halten konnte, 
bleibt der Bundesregierung im Hinblick auf die in 
der Regierungserklärung enthaltenen Ziele noch 
vieles zu tun übrig. Dies gilt insbesondere hinsicht- 
lich der oben genannten Schwerpunkte. In vielen 
Bereichen hängt es auch nicht allein von der Bun- 
desregierung ab, welche Maßnahmen ergriffen wer- 
den. Dies gilt insbesondere für die Agrarpreispolitik. 

Alle diese Aufgaben ließen sich verständlicherweise 
in dem kurzen Zeitraum eines Jahres nicht verwirk- 
lichen. Die erforderlichen Maßnahmen sind jedoch 
eingeleitet und teilweise bereits ein gutes Stück 
vorangekommen. 

Im Folgenden wird im einzelnen aufgezeigt, welche 
Maßnahmen die Bundesregierung in den verschie- 
denen Bereichen ergreifen will, um ihre agrarpoli- 
tischen Ziele zu verwirklichen. 
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4. Vorgesehene agrarpolitische Maßnahmen 


4.1 Markt- und Preispolitik 

4.11 Allgemeine Probleme 

Festsetzung der Preise für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse 

Die Festsetzung der Agrarpreise für das Wirtschafts- 
jahr 1971/72 steht noch aus. Da das neue Wirt- 
schaftsjahr für Milch und Rindfleisch bereits am 
1. April 1971 beginnt, ist allerdings damit zu rech- 
nen, daß der EG-Ministerrat über die Preise für 
diese Erzeugnisse bald eine Entscheidung treffen 
wird. Wegen des engen politischen und wirtschaft- 
lichen Zusammenhangs, der hinsichtlich der Preis- 
festsetzung für die verschiedenen landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse besteht, ist zu erwarten, daß der 
Ministerrat dann auch die Preise für alle übrigen 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse beschließen wird. 
Da die Preise für das Einkommen der Landwirt- 
schaft von großer Bedeutung sind und die Inter- 
essenlage der Mitgliedstaaten hinsichtlich bestimm- 
ter Erzeugnisse sehr unterschiedlich ist, muß in den 
bevorstehenden Verhandlungen wieder mit harten 
Auseinandersetzungen gerechnet werden, in denen 
auch grundsätzliche Fragen, wie die Funktion der 
Preispolitik im Rahmen der gesamten Agrarpolitik, 
zur Sprache kommen werden. 

Die Agrarpreispolitik in der EWG steht nach wie vor 
im Widerstreit der Meinungen. Vom Berufsstand wird 
unter Hinweis auf die rasch steigenden Einkommen 
in der gewerblichen Wirtschaft und die Entwicklung 
der Betriebsmittelpreise eine fühlbare Anhebung 
der Preise für wichtige Agrarprodukte gefordert. In 
der nichtlandwirtschaftlichen Öffentlichkeit mehren 
sich dagegen die Stimmen, die in einer Herab- 
setzung der Agrarpreise das einzig wirksame Mittel 
zur Verminderung der Überschüsse und damit auch 
der hohen Kosten für die Uberschußverwertung 
sehen. Teilweise wird damit der Vorschlag verbun- 
den, den berechtigten Wünschen der Landwirtschaft 
nach einer Erhöhung des Einkommens durch Ein- 
kommensübertragungen entgegen zu kommen. 

Die Bundesregierung hat sich bei den Verhandlun- 
gen in Brüssel von ihrer Regierungserklärung leiten 
lassen, wonach bei der notwendigen Strukturver- 
besserung in der Landwirtschaft eine Politik des 
Preisdrucks vermieden werden muß. Das bedeutet, 
daß einer Herabsetzung der Preise auch bei Über- 
schußprodukten nicht zugestimmt werden kann, und 
daß auch ein Einfrieren des Preisniveaus für die 
Bundesregierung nicht akzeptabel ist. Damit wären 
so große wirtschaftliche und soziale Härten für 
große Teile der ländlichen Bevölkerung verbunden, 
daß dies nicht verantwortet werden kann. Hinzu 
kommt, daß eine Politik des Preisdrucks dazu führen 
könnte, daß selbst agrarpolitisch erwünschte grö- 
ßere Betriebe zur Aufgabe gezwungen würden. 


Die Bundesregierung wird dafür eintreten, daß zur 
Lösung oder zumindest Abschwächung des Über- 
schußproblems, das sich bei Milch, Weichweizen und 
Zucker nach wie vor stellt, spezifische Maßnahmen 
getroffen werden, die auf die jeweils besondere 
Situation bei diesen Erzeugnissen abgestimmt sind 
(vgl. hierzu die Ausführungen unter Ziffer 4.12, 
4.13 und 4.14). Die von ihr geforderten Preisanhe- 
bungen würden Änderungen der Preisrelationen 
zur Folge haben, die zu einer Verminderung der 
noch bestehenden Überschüsse und damit zu einer 
Annäherung an das Marktgleichgewicht führen. 

Der entscheidende Anstoß zur Regulierung der Pro- 
duktion und zur Verbesserung der Einkommen 
in der Landwirtschaft wird neben der Preispolitik 
von der Struktur-, Sozial-, Regional- und Bildungs- 
politik ausgehen müssen. Insbesondere die Anstren- 
gungen zur Schaffung außerlandwirtschaftlicher Ar- 
beitsplätze müssen auch in den anderen Mitglied- 
staaten erheblich verstärkt werden, damit Alterna- 
tiven für den aus der Landwirtschaft ausscheiden- 
den Bevölkerungsteil geschaffen werden und sich in 
Zukunft weniger Erwerbstätige in der Landwirt- 
schaft das dort erwirtschaftete Einkommen teilen 
können. Einer Unterstützung der nationalen An- 
strengungen durch eine im EG-Ministerrat koordi- 
nierte Struktrurpolitik kommt in diesem Zusammen- 
hang große Bedeutung zu. 

EWG-Marktorganisationen für weitere 
Agrarerzeugnisse 

Etwa 95 Vo der landwirtschaftlichen Erzeugung der 
Gemeinschaft unterliegen bereits gemeinsamen 
Marktorganisationen. Für einen Rest von 15 land- 
wirtschaftlichen Produkten bzw. Produktgruppen 
des Anhangs II des EWG-Vertrages müssen gemein- 
same Organisationen noch geschaffen werden. 

Für die gemeinsame Organisation dieser Restpro- 
dukte kommen nach Artikel 40 des EWG-Vertrags 
drei Organisationsformen in Betracht: 

— gemeinsame Wettbewerbsregeln, 

— bindende Koordinierung der verschiedenen ein- 
zelstaatlichen Marktordnungen, 

— Europäische Marktorganisationen. 

Der EG-Ministerrat wird in nächster Zeit auf der 
Grundlage von Vorschlägen der Kommission über 
die für die einzelnen Erzeugnisse angemessene Or- 
ganisationsform und ihre Bestandteile zu entschei- 
den haben. Zum Teil stehen noch Vorschläge der 
Kommission aus. Nach Auffassung der Bundesregie- 
rung müssen Lösungen gefunden werden, die eine 
Überschußproduktion nicht zulassen, etwaige finan- 
zielle Belastungen in Grenzen halten und handels- 
politische Erschwernisse nicht entstehen lassen. 
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[m Rahmen bereits bestehender Marktorganisationen 
werden noch gemeinsame Regeln für Trinkmilch und 
gemeinsame Bestimmungen zur Vereinheitlichung 
der Drittlandsregelung für zubereitetes Obst und 
Gemüse zu erlassen sein. 

Absatzförderung 

Die zunehmende Arbeitsteilung und die damit ver- 
bundene Spezialisierung der Unternehmen im 
Agrarbereich sowie die zu beachtende Konzentration 
in den der Landwirtschaft nachgelagerten Stufen ha- 
ben einen Stand erreicht, bei dem die horizontale 
und vertikale Kooperation in der Vermarktung zu- 
sätzlich wirtschaftliche Erfolge erwarten lassen. 
Diese wirtschaftlichen Erfolge ergeben sich durch 
marktkonforme Produktion bei gemindertem Risiko 
und durch Verbesserung der Marktposition (Zusam- 
menfassung, Standardisierung, marktgerechte Dar- 
bietung des Angebotes). Die marktkonforme Pro- 
duktion allein ist jedoch nur eine der für den Ab- 
satzerfolg notwendigen Voraussetzungen; hinzu- 
treten müssen in dem Käufermarkt für Ernährungs- 
güter breit angelegte Maßnahmen der Absatzförde- 
rung. Diese Entwicklung in der Vermarktung setzt 
einen hohen Grad der Organisation in allen Berei- 
chen der Agrarwirtschaft voraus. Die ihr durch 
Marktstrukturgesetz und Absatzfondsgesetz in die- 
ser Richtung gebotenen Möglichkeiten hat die Wirt- 
schaft genutzt (vgl. 1.6). 

Für 1971 ist zu erwarten, daß im EWG-Bereich als 
allgemeine Maßnahmen der Marktpolitik insbeson- 
dere Vorschläge der Kommission für die Bildung 
und Förderung 

— von Erzeugergemeinschaften und deren Vereini- 
gungen und 

— von europäischen Berufskörperschaften 

konkret beraten werden. Bei diesen Verhandlungen 
werden die Probleme, die sich aus der Einordnung 
der nach nationalem Recht entstandenen Organi- 
sationen ergeben, eine besondere Rolle spielen. 

Wettbewerbspolitik 

Die Bundesregierung hat sich in der Vergangenheit 
wiederholt für die Herstellung gleicher Wettbe- 
werbsbedingungen innerhalb des Gemeinsamen 
Agrarmarktes eingesetzt. Die Notwendigkeit, auch 
auf diesem Gebiet zu einheitlichen, in der gesam- 
ten Gemeinschaft gültigen Regeln zu kommen, ist 
gerade in jüngster Zeit bei der Behandlung der 
Markt- und Preispolitik deutlich geworden. Nach 
Ansicht der Bundesregierung hat eine gemeinsame 
Agrarpreispolitik auf lange Sicht nur dann die Mög- 
lichkeit, alle in sie gesetzten Erwartungen zu erfül- 
len, wenn sie nicht gleichzeitig von nationalen 
Maßnahmen der verschiedensten Art unterlaufen 
und ausgehöhlt wird. Beihilfen in jeder Form, Be- 
schränkungen des freien Warenverkehrs durch Bei- 
behaltung oder Neueinführung von Kontrollen, Ab- 
gaben, Formalitäten usw. sind hier ebenso zu er- 
wähnen wie die unterschiedliche Art der Durchfüh- 


rung von Gemeinschaftsrecht bzw. die Behinderung 
des Gemeinschaftsrechts durch nationales Recht. 

Mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten des Agrar- 
marktes, insbesondere im Bereich der Markt- und 
Preispolitik, erwartet die Bundesregierung eine 
strikte Anwendung der Bestimmungen des Gemein- 
schaftsrechts. Sie wird alle entsprechenden Bemü- 
hungen nachhaltig unterstützen. 

i Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer natio- 

I nalen Zuständigkeit die notwendigen Vorausset- 
zungen für die Anwendung der gemeinsamen Wett- 
bewerbsregeln schaffen. 


4,12 Getreide 

Angesichts des Ungleichgewichts auf den Märkten 
der verschiedenen Getreidearten in der EWG be- 
müht sich die Bundesregierung weiterhin um Maß- 
nahmen, die eine Umorientierung von Erzeugung 
und Verbrauch der einzelnen Getreidearten sowie 
eine Verbesserung des Marktablaufs bewirken. 
Hauptansatzpunkte hierfür sind: 

— die weitere Verkürzung des Preisabstandes zwi- 
schen Weichweizen und den übrigen Getreide- 
arten, 

I — die Verbesserung der Regionalisierung, 

— die Förderung der Weichweizenqualität. 

Zur Verringerung der Weizenüberschüsse muß so- 
' wohl die Verfütterung von Weizen angeregt, als 
auch der Anbau mehr auf Futtergetreide umgelenkt 
werden. Hierzu bedarf es sowohl einer weiteren An- 
näherung der Futtergetreidepreise an den Weizen- 
preis als auch einer stärkeren preislichen Differen- 
zierung zwischen den verschiedenen Weizenquali- 
täten. 

Zur Verbesserung der überregionalen Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Überschußgebiete wird vor 
allem bei Weizen eine Vergrößerung der zwischen- 
gebietlichen Interventionspreisdifferenzen ange- 
j strebt. Damit würde der mit der Veränderung der 
j Preisrelation bei den Grundinterventionspreisen an- 
I gestrebte Effekt für die deutschen überschußregio- 
I nen verstärkt. Daneben strebt die Bundesregierung 
eine Änderung der Preisregionalisierung bei Rog- 
gen an, die der geänderten Versorgungslage — 
Überschüsse in Norddeutschland, Zuschußbedarf in 
Süddeutschland — besser gerecht wird. Bei der 
Änderung der regionalen Preisabstufungen sind die 
Schwierigkeiten in marktfernen Gebieten besonders 
zu berücksichtigen. 

Obwohl die Gemeinschaft bei Weizen Überschüsse 
produziert, besteht noch ein Defizit an qualitativ 
hochwertigem Weizen. Deshalb tritt die Bundesre- 
gierung dafür ein, daß die Erzeugung von Qualitäts- 
weizen durch einen entsprechenden Preisanreiz ge- 
fördert wird. Neben den äußeren Qualitätsmerk- 
malen Feuchtigkeit und Besatz sollten Proteinge- 
halt und Sedimentationswert als den Backwert be- 
einflussende Faktoren stärker als bisher preis- 
lich berücksichtigt werden. 
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4.13 Zucker 

Die Uberschußsituation , erfordert Maßnahmen, die 
die finanzielle Belastung des Fonds beseitigen oder 
wenigstens stark vermindern. Die Kommission hatte 
dem Rat für 1970/71 vorgeschlagen, die Grund- 
quoten dem derzeitigen Bedarf anzupassen und von 
den Rübenanbauern eine allgemeine Umlage von 
1 RE/t abgelieferter Rüben zu erheben. Durch diese 
Maßnahmen sollten sich nach ihrer Berechnung die 
Fondsaufwendungen auf Null senken lassen. Dabei 
wird vorausgesetzt, daß sich die Anbaufläche der 
Gemeinschaft um etwa 50 000 ha verringert. Eine 
Einigung konnte bisher im Rat nicht erzielt werden. 
Die Bundesregierung wird sich weiterhin für die 
vorgeschlagene Quotenanpassung einsetzen, die Er- 
hebung einer Umlage, die einer weiteren Rüben- 
preissenkung gleichkommt, jedoch ablehnen. 


4.14 Milch 

Die Situation auf dem Milchmarkt der Gemeinschaft 
ist nach wie vor durch ein Ungleichgewicht zwischen 
Erzeugung und Verbrauch gekennzeichnet. Die 
Wettbewerbskraft des Betriebszweiges Milcherzeu- 
gung hat sich vermindert. (Vgl. Abschnitt 1.4; 2.11; 
2 . 21 ). 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist zur mit- 
tel- und langfristigen Beseitigung der Überschüsse 
ein Bündel von Maßnahmen erforderlich. Dabei legt 
die Bundesregierung neben der Verbesserung der 
Rentabilität der Rindermast das Schwergewicht auf 
strukturelle Maßnahmen. Damit soll erreicht wer- 
den, daß ein Teil der Landwirte die Milcherzeugung 
aufgibt und zur Rindermast übergeht oder aber 
die landwirtschaftliche Tätigkeit teilweise oder ganz 
einstellt. Mit diesen Maßnahmen wird gleichzeitig 
die Voraussetzung für eine Verbesserung der Ren- 
tabilität in den Betrieben geschaffen, die die Milch- 
produktion beibehalten. 


4.15 Sonstige Produkte 

Schlachtvieh und Geflügelerzeugnisse 

Die Umstellung von der Milch- auf die Fleischpro- 
duktion wurde durch Prämien für die Schlach- 
tung von Milchkühen und für die Nichtvermarktung 
von Milch und Milcherzeugnissen gefördert. 

Die durch Prämien geförderte Verringerung des 
Milchkuhbestandes hat allerdings zur Folge, daß 
die Zahl der für die Mast und Aufzucht verfügbaren 
Kälber weiter abnimmt, was zu einem Engpaß in 
der Rindfleischproduktion führen kann. Aus die- 
sen Gründen erscheint es zweckmäßig, die Mutter- 
kuhhaltung mit Fleischrassen und auch die Färsenvor- 
nutzung mehr als bisher zu betreiben. Auch die 
Haltung von Schafen 'auf dem durch die Aufgabe 
der Milchviehhaltung nicht genutzten Grünland 
sollte verstärkt werden. Die Einführung einer Han- 
delsklassenverordnung für Lamm- und Schaffleisch 


wird die Bestrebungen zu einer verstärkten Erzeu- 
gung von qualitativ hochwertigem Lamm- und Schaf- 
fleisch günstig beinflussen. 

Durch die Vierte und Fünfte Durchführungsver- 
ordnung zum Vieh- und Fleischgesetz ist am 1. Juni 
1970 die obligatorische Notierung für Schweinehälf- 
ten in Kraft getreten; mit dem 1. Januar 1971 wurde 
die Notierung für Rinderhälften und -viertel auf- 
genommen, und ein Jahr nach Inkrafttreten der Han- 
delsklassenverordnung für Schaffleisch wird die No- 
tierung dieser Kategorie folgen. Mit Hilfe dieser 
Verordnungen wird der Markt für Schlachtvieh 
transparenter gemacht und die Erzeugung von be- 
sten Schlachtqualitäten durch eine qualitätsgerechte 
Bezahlung gefördert. 

Ab 1971 tritt ein Strukturplan für die kommunalen 
Schlachthof- und Vermarktungseinrichtungen in 
Kraft. Er hat zum Ziel, die Schlachthofstrukturpläne 
der Länder zu koordinieren, damit durch eine Ra- 
tionalisierung auf Bundesebene die Kosten für die 
Schlachtung und Vermarktung zum Vorteil für Er- 
zeuger und Verbraucher gesenkt werden. 

Fehleinschätzungen der Gewinnchancen durch die 
Produzenten verbunden mit der Möglichkeit, die 
Produktion dieser Erzeugnisse sehr schnell auszu- 
weiten oder einzuschränken, führen zu starken 
zyklischen Produktions- und Preisschwankungen 
bei Schweinen und Eiern. Eine Produktionssteige- 
rung, die den Nachfragezuwachs übertrifft, führt bei 
diesen Erzeugnissen zum Preisverfall. 

Die Bundesregierung wird alle Bestrebungen unter- 
stützen, die eine bessere Anpassung der Produk- 
tion von Schweinen und Eiern und Schlachtgeflügel 
an die Nachfrage sowohl im nationalen Bereich als 
auch Innerhalb der Geme'inschaft zum Ziel haben. 
Besonders wichtig ist in diesem Zusammenhang die 
Verbesserung 'der Markt-Preis-Transparenz und der 
Vorausschau. 

öl Saaten 

Das Richtpreis/Interventionspreissystem sichert den 
deutschen Rapserzeugern einen angemessenen Min- 
desterlös. Die Beihilfe ermöglicht es den Ölmühlen, 
Raps aus innergemeinschaftlicher Produktion zum 
Weltmarktpreis aufzunehmen. Allerdings haben sich 
aus der Preisregionalisierung für die von den Pro- 
duktionsgebieten weit entfernt gelegenen Verarbei- 
tungszentren ungleiche Bezugsbedingungen ergeben. 
Aus ^diesem Grunde wird zwar für den in Italien 
verarbeiteten Raps eine Zusatzbeihilfe gewährt, je- 
doch sind dadurch den Ölmühlen insbesondere im 
Norden der Gemeinschaft Wettbewerbsnachteile 
entstanden. Die Bunidesregierung ist bestrebt die 
Wettbewerbsnachteile zu beseitigen, ohne daß da- 
durch die Erzeugererlöse geschmälert werden. 

Obst und Gemüse 

Die deutsche Obst- und Gemüsewirtschaft wird dem 
verschärften Wettbewerb, der sich für sie aus dem 
Gemeinsamen Markt ergeben hat, nur mit verstärk- 
ter Konzentration des heimischen Angebots und 
einer weiteren Verbesserung von Qualität, Sortie- 
rung und Aufmachung ihrer Erzeugnisse begegnen 
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können. Als Hilfe zur Selbsthilfe wird die Bundes- 
regierung daher auch 1971 Mittel für die Grün- 
dung und die Arbeit von Erzeugerorganisationen, 
den Bau und Ausbau von Vermarktungseinrich- 
tungen und für die Qualitätsverbesserung bereit- 
stellen. Wenn es die Marktlage erfordert, werden 
den Erzeugerorganisationen Mittel für Interventio- 
nen zur Verfügung stehen. Dasselbe gilt für die Ro- 
dung von Baumbeständen nichtmarktfähiger Apfel- 
und Birnensorten. Die Bundesregierung wird sich 
auch in Zukunft mit Nachdruck dafür einsetzen, daß 
andere Mitgliedstaaten wettbewerbsverzerrende 
Maßnahmen weder ergreifen noch durchführen. 

Rohtabak 

Die im Rahmen der Grundverordnung durch den 
Ministerrat festgelegten Ziel- und Interventions- 
preise, Bezugsqualitäten und Prämien gelten nur 
für 1970/71. Sie wurden unter Hinweis auf die Not- 
wendigkeit einer Überarbeitung nur für dieses Jahr 
für verbindlich erklärt. Im Falle einer zu starken 
Produktions ausdehnung ist eine Beschränkung der 
Intervention vorgesehen. 

Die Bundesregierung wird bei der notwendigen 
Neufestsetzung für das Wirtschaftsjahr 1971/72 
insbesondere für eine bessere Abgrenzung der Be- 
zugsqualitäten und der zum Vergleich herangezo- 
genen Konkurrenzerzeugnisse des Weltmarktes ein- 
treten. Weiter wird sie fordern, daß bei der Prä- 
mienfestsetzung die unterschiedliche Qualität bei 
den verschiedenen Varietäten besser berücksichtigt 
wird. 


4.2 Strukturpolitik 

4.21 Gemeinschaftsaufgaben 

Durch das Gesetz über die Finanzreform (BGBl. I 
1969 S. 357 ff.) ist in das Grundgesetz der Artikel 
91 a eingefügt worden, der das neue Rechtsinstitut 
der Gemeinschaftsaufgaben eingeführt hat. Es han- 
delt sich um gemeinsame Planung und Finanzierung 
von Maßnahmen durch Bund und Länder. Eine der 
Gemeinschaftsaufgaben ist die Agrarstrukturver- 
besserung und der Küstenschutz. Der Artikel 91 a 
bestimmt ferner, daß durch Gesetz das Verfahren 
und die Einrichtungen für die gemeinsame Planung 
näher bestimmt werden. Das ist durch das am 
3. September 1969 verkündete Gesetz über eine 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" (GemAgrG) (BGBl. 
I S. 1573) geschehen. 

Dieses Gesetz enthält folgenden Maßnahmen- 
katalog: Maßnahmen zur Verbesserung der Ar- 
beits- und Produktionsbedingungen (Flurbereini- 
gung, freiwilliger Landtausch, Aussiedlung und Ver- 
größerung von landwirtschaftlichen Betrieben, 
rationellere Gestaltung von Betrieben), wasserwirt- 
schaftliche und kulturbautechnische Maßnahmen, 
Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 
(Förderung von Zusammenschlüssen, Errichtung, 


Ausbau, Zusammenfassung und Stillegung von 
Vermarktungseinrichtungen) und schließlich Küsten- 
schutzmaßnahmen. 

Als Gemeinschaftsorgan sieht das Gesetz einen Pla- 
nungsausschuß vor. Der Ausschuß hat einen Rah- 
menplan aufzustellen, der die zu fördernden Maß- 
nahmen, die Art und Höhe der Bundes- und Landes- 
mittel, die zu bildenden räumlichen und sachlichen 
Schwerpunkte und die Förderungsgrundsätze ent- 
halten muß. Die Länder führen die Maßnahmen 
durch und erhalten vom Bund 60 Vo (beim Küsten- 
schutz 70 Vo) der entstandenen Kosten erstattet. Der 
erste Rahmenplan soll am 1. Januar 1972, er muß 
spätestens am 1. Januar 1973 in Kraft treten. Bis da- 
hin wird der Bund wie bisher die verschiedenen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
aufgrund von Richtlinien fördern. 

Vom Planungsausschuß sind für jede Maßnahme 
Förderungsvoraussetzungen und Verwendungs- 
zwecke festzulegen. Außerdem sind Art und Höhe 
der Bundes- und Landesmittel, die Beteiligung Drit- 
ter und des Begünstigten, die Sicherung der Mittel, 
die Tilgung und Verzinsung von Darlehen und die 
Rückforderung von Mitteln im Rahmenplan zu 
regeln. Die Gesamtheit dieser Regelungen wird als 
„Förderungsgrundsätze" bezeichnet. 

4.22 Einzelbetriebliche Förderung 

Einzelhetriehhches Förderungs- und soziales Ergän- 
zungsprogramm 

1970 wurde ein Einzelbetriebliches Förderungs- und 
soziales Ergänzungsprogramm für die Land- und 
Forstwirtschaft erarbeitet, das ab 1. Juli 1971 an- 
gewendet wird. Durch eine angemessene Übergangs- 
zeit wird ein reibungsloser Übergang von den zur 
Zeit geltenden Richtlinien zu den neuen geschaffen. 

Das Programm faßt den größten Teil der bisherigen 
einzelbetrieblichen Maßnahmen zusammen, um sie 
nach einheitlichen Grundsätzen durchzuführen und 
durch gezielten Einsatz der verfügbaren Mittel den 
höchsten einzelbetrieblichen und gesamtwirtschaft- 
lichen Nutzen anzustreben. 

Die einzelbetriebliche Investitionsförderung soll sich 
zukünftig auf den langfristig entwicklungsfähigen 
Betrieb konzentrieren. Eine Investitionsförderung in 
nichtentwicklungsfähigen Betrieben ist keine Hilfe, 
sondern eher eine zusätzliche Belastung für den 
Landwirt. In der Vergangenheit hat es noch zu viele 
Fälle gegeben, in denen die Investitionsförderung 
lediglich Anreiz zu unwirtschaftlichen Investitionen 
gewesen ist, die letzten Endes nur zu weiterer Ver- 
schuldung und zu Vermögens Verlusten geführt ha- 
ben. Nach Meinung der Bundesregierung ist es ver- 
antwortungslos, weiter Betriebe zu Investitionen an- 
zuregen, die nachweislich auch in Zukunft nicht zu 
einem ausreichenden Einkommen führen können. 
Das große Problem in diesem Zusammenhang ist 
die Frage, wie entwicklungsfähige Betriebe zu er- 
kennen sind. Die wichtigsten Hilfsmittel dabei sollen 
die Buchführung und der Betriebsentwicklungsplan 
sein, in dem alle Daten zur Beurteilung des Betrie- 
bes zusammengefaßt werden. 
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Um den verschiedenen Möglichkeiten der Betriebs- 
organisation, die durch die Gunst des Produktions- 
standortes, die Durchführung der Produktionspro- 
zesse und die Fähigkeiten des Betriebsleiters be- 
stimmt wird, gerecht zu werden, wurde ein Einkom- 
mensmaßstab als Förderungsschwelle eingeführt, 
zumal letzten Endes bei allen wirtschaftlichen Hand- 
lungen das Einkommen der entscheidende Faktor 
ist. Die Rolle der Förderungsschwelle ist in der 
öffentlichen Diskussion falsch eingeschätzt worden. 
Von fast allen Kritikern wurde übersehen, daß die 
Hauptverantwortung für die Investition beim land- 
wirtschaftlichen Unternehmer liegt. Wenn er die 
Entwicklungsfähigkeit seines Betriebes falsch ein- 
schätzt, ist er der Hauptleidtragende. 

Die Bundesregierung ist sich der Problematik der 
Förderungsschwelle, die auf dem Einkommen ba- 
siert, durchaus bewußt. Sie hält sie aber für besser 
als lediglich technische Kriterien, die die Entwick- 
lungsfähigkeit eines Betriebes zur Zeit an einer be- 
stimmten Zahl von Kühen oder an einer bestimmten 
Hektarzahl messen. Die Förderungsschwelle ist 
keine Garantie dafür, daß künftig keine Fehl- 
investitionen mehr erfolgen. Sie wird aber gemein- 
sam mit der Buchführung und dem Betriebsentwick- 
lungsplan den Landwirt und Berater zu scharfer 
Kalkulation veranlassen. Der Bundesregierung ist 
auch bekannt, daß Betriebsentwicklungspläne mani- 
pulierbar sind. Aber damit würde sich der landwirt- 
schaftliche Unternehmer nur selbst schaden. 

Aufgrund eines Betriebsentwicklungsplanes muß 
nachgewiesen werden, daß Investitionen, die zu- 
künftig durch öffentliche Mittel gefördert werden, 
zu einem bestimmten Mindesteinkommen („Förde- 
rungsschwelle") führen. Die „Förderungsschwelle" 
besagt, daß Investitionen nur gefördert werden, 
wenn nach vier Jahren Laufzeit aufgrund des Be- 
triebsentwicklungsplanes ein Reineinkommen (plus 
Fremdlöhne) von 16 000 DM/ AK und 24 000 DM/ße- 
trieb (1974) zu erwarten ist. Die Bundesregierung 
wird nach einem Jahr prüfen, in welchem Umfang 
Betriebe in den verschiedenen Regionen des Bun- 
desgebietes gefördert wurden, und sie wird gege- 
benenfalls eine Änderung der Richtlinien vorneh- 
men. 

Durch eine gewisse Bandbreite der Förderungs- 
schwelle, ferner durch die Einbeziehung von Ein- 
künften aus selbständiger und unselbständiger 
Tätigkeit und durch die Verlängerung der Laufzeit 
des Betriebsentwicklungsplanes von vier auf sechs 
Jahre können sowohl regionale Unterschiede als 
auch die Persönlichkeit des Betriebsleiters eine ge- 
bührende Berücksichtigung finden. Die Festlegung 
der Förderungsvoraussetzungen — Nachweis der 
beruflichen Qualifikation, Buchführung, Betriebs- 
entwicklungsplan und Förderungsschwelle — sollen 
dazu beitragen, Fehlinvestitionen mehr als bisher zu 
vermeiden. Die Förderung soll zukünftig vor allem 
in der Zinsverbilligung und der Vergabe von öffent- 
lichen Darlehen bestehen. 

In Nebenerwerbsbetrieben werden Investitionen 
nur gefördert, soweit sich die Betriebe an Vorhaben 
der überbetrieblichen Zusammenarbeit beteiligen. 


die die Bodenbewirtschaftung zum Gegenstand ha- 
ben, und soweit sie Investitionen im Interesse sol- 
cher Vorhaben vornehmen. Für Zusammenschlüsse 
von Haupterwerbslandwirten gelten besondere Be- 
stimmungen. 

Betriebe, die die Förderungsschwelle nicht erreichen, 
können Hilfen des Ergänzungsprogramms in An- 
spruch nehmen. Das Ergänzungsprogramm beinhal- 
tet neben Maßnahmen zur Verbesserung des Wohn- 
teils soziale Maßnahmen im Falle der Aufgabe der 
landwirtschaftlichen Tätigkeit (s. 4.3) und Über- 
brückungshilfen. Die Überbrückungshilfen sind ein 
Novum in der agrarpolitischen Förderung. Sie sollen 
den Betriebsleitern helfen, die an der einzelbetrieb- 
lichen Investitionsförderung nicht teilnehmen kön- 
nen und weder außerlandwirtschaftliche Erwerbs- 
möglichkeiten haben noch soziale Maßnahmen in 
Anspruch nehmen können. Hierdurch soll sicherge- 
stellt werden, daß sie ihren Betrieb bis zum Renten- 
alter als Existenzgrundlage weiterführen können. 
Durch die Überbrückungshilfen soll diesen Betrie- 
ben aber auch die Möglichkeit gegeben werden, z. B. 
im Generationswechsel den Anschluß an den Be- 
reich der entwicklungsfähigen Betriebe zu gewinnen 
oder aber sich auf die nebenberufliche Landbewirt- 
schaftung umzustellen. 

Die Finanzierung des Programms ist im Anlauf jahr 
durch die im Bundeshaushaltsplan 1971 (Einzelplan 
10) vorgesehenen Mittel gesichert. Insgesamt 
stehen danach für die einzelbetriebliche Investitions- 
förderung, für die Verbesserung des Wohnteils und 
für die Überbrückungshilfen 215 Mill. DM für Bei- 
hilfen und Darlehen aus öffentlichen Mitteln sowie 
Zinszuschüsse für die Verbilligung von 650 Mill. 
DM Kapitalmarktdarlehen zur Verfügung. Auf die 
erforderlichen Mittel für die sozialpolitischen Maß- 
nahmen des Programms wird in Kapitel 4.3 einge- 
gangen. 

Ländliche Siedlung 

Neben die Maßnahmen des Einzelbetrieblichen För- 
derungsprogramms, die die einzelbetrieblich wirk- 
samen besonderen Agrarstrukturmaßnahmen wie 
Förderung der Aussiedlung und Althofsanierung 
sowie die Investitionsbeihilfen neu orientieren, 
treten die agrarstrukturell wirksamen Förderungs- 
maßnahmen der „ländlichen Siedlung". Sie greifen 
vor allem in den Fällen ein, in denen die sonstigen 
einzelbetrieblichen Förderungsmaßnahmen wegen 
der schwierigen Ausgangslage nicht zum Erfolg 
führen, im allgemeinen Interesse jedoch lebens- 
fähige Betriebe geschaffen werden müssen. Im Rah- 
men des Strukturwandels gewinnen die Errichtung 
oder der Aufbau von sogenannten „Auffangbetrie- 
ben" an Bedeutung. Es handelt sich darum, brach- 
fallendes landwirtschaftlich nutzbares Land den 
Auffangbetrieben als die zu ihrer Existenz not- 
wendigen Flächen — möglichst im Wege der Pacht 
— zu verschaffen (Vollerwerbssiedlung und An- 
liegersiedlung). Die Errichtung von Vollerwerbs- 
betrieben im Wege der Aufteilung größerer Betriebe 
und der Neuerschließung von Flächen, mit der der 
Begriff „Siedlung" noch bei vielen verbunden ist, 
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spielt heute keine Rolle mehr. Eine weitere im Rah- 
men der ländlichen Siedlung schon wahrgenommene, 
zukunftsweisende Aufgabe ist eine begrenzte, ge- 
zielte Landbevorratung im Interesse einer planmäßi- 
gen, billigen und schnellen Durchführung ednzelbe- 
trieblicher Vorhaben zur Verbesserung der Agrar- 
struktur. 

Neben diesen agrarstrukturell wirksamen Maßnah- 
men des jährlich aufzustellenden „Siedlungspro- 
gramms" sollen vertriebene und geflüchtete Land- 
wirte vor allem auf landwirtschaftlichen Neben- 
erwerbsstellen (ländlichen Heimstätten) eingeglie- 
dert werden; dies soll entsprechend der Entschlie- 
ßung des Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1969 
bis 1974 abgeschlossen sein. 

Für die Maßnahmen dieses Siedlungsprogramms 
sind im Jahr 1970 vom Bund 225 Mill. DM, von den 
Ländern 138 Mill. DM und aus dem Lastenaus- 
gleichsfonds 43 Mill. DM vorgesehen. 

4.23 Überbetriebliche Maßnahmen 

Die Maßnahmen der agrarstrukturellen Vorplanung, 
der Flurhereinigung, der beschleunigten Zusammen- 
legung und des freiwilligen Landtausches werden 
auch im Jahre 1971 im gleichen Umfang wie bisher 
fortgesetzt. 

Besondere Schwerpunkte werden in den Gebieten 
gesetzt, in denen Maßnahmen der Dorferneuerung, 
der Ansiedlung von Industrien und Planungen über- 
örtlicher und überregionaler Verkehrsträger eine 
Neuordnung der ländlichen Räume notwendig ma- 
chen. Mehr als bisher werden dabei Maßnahmen 
zum Schutz und zur Pflege der Landschaft zu er- 
greifen sein. 

Die wasserwirtschaftlichen und kulturbautechnischen 
Maßnahmen mit übergebietlicher Bedeutung im Bin- 
nenland werden auch im Jahr 1971 mit Bundes- 
mitteln gefördert. Für diese Maßnahmen zur Ord- 
nung des Wasserhaushaltes sollen 1971 Bundeszu- 
schüsse in Höhe von 46 Mill. DM (zuzüglich etwa 
20 Mill. DM für Maßnahmen in den von der Natur 
benachteiligten Gebieten) bereitgestellt werden. Als 
vordringliche wasserwirtschaftliche Aufgabe sind 
die Maßnahmen der Speicherwirtschaft zum Aus- 
gleich des natürlichen Wasserabflusses, insbeson- 
dere zur Verhütung von Hochwasserschäden zu nen- 
nen. Landbautechnische Maßnahmen, Bewässerun- 
gen und Entwässerungen werden weiterhin geför- 
dert, wenn damit eine moderne landwirtschaftliche 
Bewirtschaftung erreicht werden kann. 

Zur Verbesserung der Lebensverhältnisse auf dem 
Lande wird die Förderung der Wasserversorgung 
und der Abwasserbehandlung ebenfalls fortgesetzt. 
Damit werden zugleich die Erholungsmöglichkeiten 
auf dem Lande verbessert. 

Zur Verbesserung der Agrarstruktur ist auch wei- 
terhin der Ausbau des land- und forstwirtschaft- 
lichen Wirtschaftswegenetzes erforderlich. Für den 
weiteren Ausbau der Wege sollen im Haushaltsjahr 
1971 Bundeszuschüsse in Höhe von 30 Mill. DM 
(zuzüglich etwa 20 Mill. DM für Maßnahmen in den 


von der Natur benachteiligten Gebieten) bereitge- 
stellt werden. Für Maßnahmen der Wasserwirt- 
schaft, Kulturbautechnik, Trinkwasserversorgung 
und Abwasserbehandlung sowie des Wirtschafts- 
wegebaues soll ein Kreditvolumen von rund 250 
Mill. DM in die Zinsverbilligungsaktion 1971 einbe- 
zogen werden. 

Ob und wie die „Seßhaftmachung verheirateter 
Landarbeiter" vom Bund fortgeführt werden soll, 
hängt von der Auswertung des Ergebnisses eines 
Forschungsauftrages ab, in dem die Wohnverhält- 
nisse der Landarbeiter und der Förderungsbedarf 
festgestellt werden sollen. In letzter Zeit hatte sich 
zunehmend ein Gegensatz zwischen dem Ziel des 
Programmes, Arbeitskräfte an die Landwirtschaft zu 
binden, und der Tendenz zur zunehmenden Mobilität 
der Arbeitskräfte gezeigt. 

Für den Bereich der Forstwirtschaft wird die Förde- 
rung der forstwirtschaftlichen Zusammenschlüsse 
mit ca. 4,5 Mill. DM Bundesmitteln, der forstlichen 
Maßnahmen im Rahmen der Verbesserung der 
Agrarstruktur mit etwa 12 Mill. DM Bundesmitteln 
fortgesetzt werden. 

4.24 Regionalpolitik 

Die in Abschnitt 1.21 dargestellte regionale Wirt- 
schaftspolitik der Bundesregierung wird auch im 
Jahre 1971 fortgesetzt. 

Der Alpenplan umfaßt die Sanierung der Wildbäche 
mit ihren Niederschlagsgebieten im Alpen- und 
Alpenvorland, um den ständig anwachsenden Hoch- 
wasser- und Geschiebefrachten Einhalt zu gebieten. 
Dazu gehört u. a. der Bau von Talsperren und Rück- 
haltebecken zum Schutz von Siedlungen und wert- 
vollen landwirtschaftlichen Nutzflächen in den Tal- 
niederungen. 

Ohne ausreichenden Schutz der Talniederungen ge- 
gen Hochwasser und Lawinen ist das Bergland als 
Wirtschafts- und Erholungsraum nicht weiter ent- 
wicklungsfähig. Eine verstärkte Förderung aus Bun- 
desmitteln ist daher vorgesehen (1971 19,5 Mill. 
DM). 

Für das Emslandprogramm sind im Haushalt 1971 
29,2 Mrd. DM, für das Programm Nord 25,9 Mill. DM 
vorgesehen. 

Im Gebiet des Küstenplanes, im Tidebereich der 
Nordsee, steht die Verbesserung der wasserwirt- 
schaftlichen Verhältnisse im Vordergrund. Die Ent- 
wässerung des Gebdetes einschließlich der Vorflut- 
beschaffung und der Schöpfwerke wie auch der Bau 
von Wirtschaftswegen sind dort Vorbedingungen 
einer rentablen landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
und darüber hinaus Voraussetzung für die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung des Raumes. Die wasser- 
wirtschaftlichen Maßnahmen werden durch landbau- 
technische und forstliche Vorhaben ergänzt. Eine 
Förderung der Maßnahmen aus Bundesmitteln ist 
auch im Jahre 1971 mit 40,2 Mill. DM vorgesehen. 

Die Bundesregierung wird auch im Haushaltsjahr 
1971 100 Mill. DM für die Förderung der von Na- 


75 


Drucksache VI/1800 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


tur benachteiligten Gebiete bereitstellen. Für die 
Sonderprogrammgebiete (Westeifel — Mosel/Saar 
und östlicher Oberpfälzer Wald) sind aus .diesen 
Mitteln auch im Haushaltsjahr 1971 wiederum insge- 
samt 20 Mill. DM Bundeszuschüsse vorgesehen. 
Diese Bemühungen haben im Zusammenwirken mit 
den verstärkten Förderungsmöglichkeiten des Bun- 
deswirtschaftsministeriums in einem dieser Gebiete 
z. B. den Erfolg, daß in einem der Schwerpunktorte 
5000 außerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze geschaf- 
fen werden, die für (den Umstrukturierungsprozeß 
des ganzen ihn umgebenden ländlichen Raumes von 
größter Bedeutung sind. 

4.25 Küstenschutz 

Für das Jahr 1971 sind im Rahmen des Küstenschut- 
zes 120 Mill. DM an Bundeszuschüssen und eine im 
Jahr 1972 fällige Verpflichtungsermächtigung über 
20 Mill. DM im Bundeshaushalt vorgesehen. Damit 
können die Arbeiten an Deichen, Schleusen und 
Sturmflutsperrwerken zügig fortgesetzt werden, um 
den Schutz von Leben und Sachwerten im Küsten- 
bereich zu erreichen. Maßnahmen, wie beispiels- 
weise das im Frühjahr 1967 begonnene große Sturm- 
flutsperrwerk an der Eidermündung, tragen dazu 
bei, die Deichstrecken zu verkürzen. 

4.26 Strukturpolitik der EWG 

Die Vorschläge der EG-Kommission zur „Reform 
der Landwirtschaft" vom 29. April 1970“®) basieren 
auf den Vorstellungen, die die Kommission in ihrem 
Memorandum vom Dezember 1968 niedergelegt 
hatte. Folgende Bereiche werden angesprochen: 

— Die Modernisierung entwicklungsfähiger Be- 
triebe; 

— die sozial-ökonomische Beratung; 

— die Aufgabe der landwirtschaftlichen Erwerbs- 
tätigkeit; 

— die Freisetzung von bisher landwirtschaftlich ge- 
nutztem Boden; 

— die Umstellung von Milch- auf Fleischproduk- 
tion; 

— die Stärkung der Marktstellung der Landwirt- 
schaft durch Erzeugergemeinschaften. 

In Brüssel beschäftigte sich eine Arbeitsgruppe des 
Rates mit ider Prüfung der vorgeschlagenen Maß- 
nahmen. Die Gespräche hatten Lediglich informato- 
rischen Charakter. Sie haben deutlich gemacht, daß 
von allen Mitgliedstaaten Bedenken gegenüber den 
Vorschlägen der Kommission in der vorliegenden 
Form bestehen. 

Die Bedenken konzentrieren sich auf folgende Be- 
reiche: 

— isoliertes Vorgehen der Agrarstrukturpolitik in 
der Gemeinschaft; 

— unterschiedliche Vorstellungen über zukünftige 
Betriebsformen ; 
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— Einbeziehung von Maßnahmen, für die nach dem 
Vertrag die Rechtsgrundlage fehlt (Sozial- und 
Bildungspolitik); 

— sehr unterschiedliche rechtliche und materielle 
Voraussetzungen in den Mitgliedstaaten (Boden- 
recht, Förderungsart); 

— Ausweitung des geltenden Finanz volumens und 
unbegrenzte Zuschußpflicht. 

Die Verwirklichung der Vorschläge in der jetzt 
vorliegenden Form würde bedeuten, daß die Land- 
wirtschaft auch im Bereich der Agrarstrukturpolitik 
bei der Integration voranschreitet, ohne daß in Be- 
reichen, die auch für die Landwirtschaft von beson- 
derer Bedeutung sind, wie z. B. die Regionalpolitik, 
notwendige Integrationsfortschritte erzielt werden. 
Da ein derartiges Vorgehen zu Spannungen und Rei- 
bungen führen könnte, sind zunächst Fortschritte in 
anderen Bereichen nötig, bevor die Agrarstruktur- 
politik mit der übrigen gemeinsamen Politik fort- 
entwickelt werden kann (Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion). 

4.27 Raumordnung 

Die vielfältigen Maßnahmen und Planungen des 
Bundes im Bereich der Agrarstruktur, sowie zum 
Ausbau der Infrastruktur und der gewerblichen 
Struktur erfordern eine langfristige Abstimmung. 
Die Bundesregierung stellt zur Zeit ein Bundesraum- 
ordnungsprogramm auf, das den Koordinierungs- 
rahmen für alle räumlich-strukturell wirkenden 
Maßnahmen des Bundes, vor allem auch für die 
Gemeinschafsaufgaben (vgl. Ziff. 4.21) bilden wird. 
Das Programm wird sich in die folgenden 5 Teile 
gliedern: 

1. Aufteilung des Bundesgebietes in Gebietseinhei- 
ten; 

2. Gesamträumliches Zielsystem; 

3. Prognose der regionalen Entwicklung im Bundes- 
gebiet; 

4. Regionalisierung ex post der raumbedeutsamen 
Haushaltsmittel des Bundes (§ 4 Abs. 1 Raum- 
ordnungsgesetz) ; 

5. Festlegung von Schwerpunktmaßnahmen. 

Das Programm wird einen mittelfristigen Zeitraum 
umfassen und fortgeschrieben. Es wird Rahmenbe- 
'dingungen für die künftige Agrarstrukturpolitik in 
einzelnen Gebietsteilen des Bundesgebietes auf zei- 
gen. 

Das Programm wird von der Bundesregierung in 
enger Zusammenarbeit mit den Ländern aufgestellt. 

4.3 Landwirtschaftliche Sozialpolitik 

Das Jahr 1971 steht im Zeichen der Weiterentwick- 
lung der landwirtschaftlichen Sozialpolitik. Die so- 
ziale Sicherung der Landwirte und ihrer Familienan- 
gehörigen soll zu einem umfassenden Sozialsystem 
ausgebaut werden. Das soziale Ergänzungsprogramm 
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als Teil des Einzelbetrieblichen Förderungs- und so- 
zialen Ergänzungsprogramms für die Land- und 
Forstwirtschaft sieht eine Reihe von Maßnahmen 
vor, durch die Inhabern nichtentwicklungsfähiger 
Betriebe .däe Aufgabe der Landbewirtschaftung und 
die anderweitige Sicherung der Existenz erleichtert 
werden. Ein wesentlicher Teil dieser Maßnahmen 
— die Verbesserung der Landabgaberente und die 
Einführung eines Zuschusses zur Nachentrichtung 
von Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung — hat in dem am 1. Januar 1971 in Kraft getre- 
tenen Gesetz zur Verbesserung und Ergänzung so- 
zialer Maßnahmen in der Landwirtschaft vom 21. De- 
zember 1970 (BGBL I S. 1774) seine Rechtsgrund- 
lage gefunden. Zugleich wird 1971 die soziale Siche- 
rung für Landwirte und ihre Familien nachhaltig 
verbessert. In der landwirtschaftlichen Unfallver- 
sicherung werden beträchtliche Leistungserhöhun- 
gen wirksam. Für eine gesetzliche Regelung des 
Krankenversicherungsschutzes der Landwirte, die 
eine volle Übernahme der Krankenversicherungs- 
kosten der Altenteiler durch den Bund vorsieht, 
liegt ein Referentenentwurf vor, der auf der Basis 
eines Grundsatzbeschlusses des Bundeskabinetts er- 
arbeitet wurde. Die landwirtschaftlichen Familien 
nehmen ferner teil an den Verbesserungen im Kin- 
dergeldrecht, die am 1. September 1970 in Kraft ge- 
treten s;ind. Die höheren Leistungen des Bundes bei 
der Ausbildungsförderung und der Bundesanstalt für 
Arbeit bei der Förderung der beruflichen Bildung 
kommen allen zugute, die eine Ausbildung oder 
Umschulung ln einem außerlandwirtschaftlichen Be- 
ruf anstreben. 

Die Bundeszuschüsse zu den Einrichtungen der so- 
zialen Sicherung in der Landwirtschaft sind für das 
Jahr 1971 gegenüber dem Vorjahr um 91,2 Mill. DM 
auf 973,2 Mill. DM aufgestockt worden. 

AltershiUe für Landwirte 

Das landwirtschaftliche Altersgeld beträgt seit dem 
1. April 1969 für Verheiratete 175 DM und für Un- 
verheiratete 115 DM je Monat. Die Zahl der Alters- 
geldempfänger ist im Jahre 1070 um rund 11 000 
angestiegen; sie lag damit am Jahresende bei ins- 
gesamt rund 540 000. Mit einer weiter zunehmen- 
den Zahl von Altersgeldempfängern ist auch noch 
im Jahre 1971 zu rechnen. Außerdem geht der An- 
teil der Empfänger, deren Altersgeld wegen des 
Bezuges einer anderen Rente gekürzt war, ständig 
zurück; daraus entstehen Mehrausgaben. Mehrauf- 
wendungen der Alterskassen ergeben sich ferner 
daraus, daß die Ausgaben für Rehabilitation und 
Einzelmaßnahmen gemäß § 9 GAL ansteigen. Sie 
haben sich 1970 gegenüber 1969 um rund 48 Vo von 
22,9 Mill. DM auf 34,0 Mill. DM erhöht und damit 
4,0 Vo der gesamten Leistungsausgaben erreicht. Mit 
einem weiteren Anstieg ist zu rechnen. Für 1971 
werden die Gesamtaufwendungen der Alterskassen 
auf insgesamt 902 Mill. DM geschätzt. Die am 1. Ja- 
nuar 1970 durchgeführte Beitragserhöhung von 
22 DM auf 27 DM je Unternehmer und Monat reicht 
nicht aus, um diese Mehrausgaben der Alterskassen 
zu decken, zumal .die Zahl der Beitragszahler rück- 
läufig ist. Der gemäß .,§ 13 GAL zu leistende Bundes- 


zuschuß ist daher 1971 gegenüber dem Vorjahr 
um 36 Mill. DM auf 675 Mill. DM erhöht worden. 

Die Altershilfe soll, auch im Hinblick auf den Ab- 
lauf der 15jährigen Übergangszeit im Jahr 1972, zu 
einer angemessenen Alters Sicherung ausgebaut wer- 
den. 

Landwirtschaftliche Unfallversicherung 

In der landwirtschaftlichen Unfallversicherung wur- 
den im Jahre 1970 die Zulagen für Schwerverletzte, 
die erstmals für das zweite Halbjahr 1969 gewährt 
werden konnten, während des ganzen Jahres ge- 
zahlt. Durch diese Zulagen werden die Unfallrenten 
der landwirtschaftlichen Unternehmer, ihrer Ehe- 
gatten und der mithelfenden Familienangehörigen 
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) 
von 50 Vo .bis unter 75 'Vo um ein Viertel, bei 75 Vo 
und mehr MdE um die Hälfte erhöht. Diese' Zula- 
gen sollen auch im Jahre 1971 weiter gewährt wer- 
den. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1971 sind die Unfall- 
renten für landwirtschaftliche Unternehmer, deren 
Ehegatten und ihre mithelfenden Familienangehöri- 
gen um rund 20 Va angehoben worden. Diese Erhö- 
hung geht zurück auf die Anordnung allgemeiner 
Zwischenfestsetzungen der durchschnittlichen Jah- 
resarbeitsverdienste des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung vom 4. November 1970 (BArbBL). 

Die Unfallrenten der landwirtschaftlichen Arbeit- 
nehmer, die nach § 579 RVO jährlich angepaßt wer- 
den, sind mit Wirkung vom 1. Januar 1970 durch 
das 12. Rentenanpassungsgesetz (RAG) vom 27. Juli 
1969 (BGBl. I S. 969) um 6,1 Vo und ab 1. Januar 
1971 durch das 13. RAG vom 10. Juli 1970 {BGBL I 
S. 1037) um 9,3 Vo angehoben worden. 

Darüber hinaus wurde durch das 13. Rentenanpas- 
sungsgesetz der bisherige Pflegegeldrahmen von 
monatlich 100 DM bis 350 DM 

ab 1. Januar 1970 

auf monatlich 133 DM bis 535 DM und 

ab 1. Januar 1971 

auf monatlich 145 DM bis 583 DM 

erhöht. In Zukunft wird auch das Pflegegeld bei 
Veränderungen der durchschnittlichen Bruttolohn- 
und -gehaltssumme — ebenso wie die vom Jahres- 
arbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen — ■ 
durch Gesetz angepaßt werden. 

Außerdem haben die Träger der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung Leistungen für Sonder- 
ausgaben bei bestimmten Körperverletzungen dem 
im Jahre 1969 und 1970 verbesserten Recht der 
Kriegsopferversorgung angeglichen und damit we- 
sentlich erhöht. 

Die Gesamtaufwendungen der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften werden 1971 um rund 
65 Mill. DM gegenüber 1970 ansteigen. Sie betru- 
gen im Jahre 1970 rund 495 Mill. DM; davon entfie- 
len auf Ausgaben für Heilbehandlung, Berufshilfe, 
Renten, Abfindungen und sonstige Leistungen rund 
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433 Mill. DM (1969: 376,6 Mill. DM), für Unfall- 
verhütungsmaßnahmen rund 10 Mill. DM (1969: 
9,5 Mill. DM), für Verwaltungskosten rund 40 Mill. 
DM (1969: 34,1 Mill. DM) und für Verfahrenskosten, 
Beitragseinzug und Rentenauszahlung rund 12 Mill. 
DM (1969: 13,8 Mill. DM). 

Zur Finanzierung der 1971 anfallenden Mehraus- 
gaben ist der seit 1963 aus dem Haushalt des BML 
gewährte Bundeszuschuß zur Senkung der Umlage- 
beiträge um 45 Mill. DM auf 260 Mill. DM erhöht 
worden. Im Jahre 1970 betrug der Bundeszuschuß 
215 Mill. DM. Die landwirtschaftlichen Unternehmer 
brachten 1970 rund 235 Mill. DM durch Beiträge auf. 
Im Jahre 1971 werden, dank der höheren Bundeszu- 
schüsse, keine Beitragserhöhungen erforderlich wer- 
den. 

Landabgabe rente 

Die 1969 eingeführte Landabgaberente wurde zu- 
nächst nur zögernd in Anspruch genommen. Vom 
Inkrafttreten der Vorschriften über die Landabgabe- 
rente am 1. August 1969 bis zum 31. Dezember 1970 
sind in insgesamt 2253 Fällen landwirtschaftliche 
Unternehmen mit einer Gesamtfläche von 11 568 ha 
strukturverbessernd abgegeben und Landabgabe- 
renten bewilligt worden. Rund 84®/o der Berechtig- 
ten erhielten Landabgaberente wegen Erreichens 
der Altersgrenze von 60 Jahren, lO'^/o wegen Be- 
rufsunfähigkeit, 5Vo wegen Vollendung des 
55. Lebensjahres und Nichtvermittlungsfähigkeit in 
ein anderes Arbeitsverhältnis und 1 Vo waren Wit- 
wen oder Witwer von Landabgaberentenempfän- 
gern. Im Jahre 1970 wurden für die Landabgabe- 
rente 5,997 Mill. DM aufgewandt (1969: 107 000 DM). 

Für das Jahr 1971 ist mit einer erhöhten Inanspruch- 
nahme der Landabgaberente zu rechnen, nachdem 
mit Wirkung vom 1. Januar 1971 der begünstigte 
Betriebsgrößenbereich erweitert und die Rente er- 
höht worden sind. Nunmehr können die Inhaber 
landwirtschaftlicher Betriebe bis zur fünffachen Min- 
desthöhe nach dem GAL (Betriebsgröße ca. 20 bis 
25 ha) bei strukturverbessernder Abgabe oder Erst- 
aufforstung und Erfüllung der persönlichen Lei- 
stungsvoraussetzungen Landabgaberente erhalten. 
In dem begünstigten Betriebsgrößenbereich befinden 
sich rund 75 ^/o aller Voll- und Zuerwerbslandwirte. 
Die Landab gäbe rente ist von 275 DM auf 350 DM 
monatlich für Verheiratete und von 180 DM auf 
230 DM für Alleinstehende angehoben worden. Für 
das Haushaltsjahr 1971 wurden Mittel in Höhe von 
25 Mill. DM für die Landabgaberente veranschlagt. 

Zuschüsse zur Nachentrichtung von Beiträgen zur 
gesetzlichen Rentenversicherung 

Als neue Maßnahme ist mit dem Gesetz zur Ver- 
besserung und Ergänzung sozialer Maßnahmen in 
der Landwirtschaft vom 21. Dezember 1970 (BGBL I 
S. 1774) ehemaligen landwirtschaftlichen Unterneh- 
mern, die ihren Hof abgegeben haben und eine ren- 
tenversicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätig- 
keit ausüben, die Möglichkeit eröffnet worden, Bei- 


träge zur gesetzlichen Rentenversicherung nachzu- 
entrichten. Das Recht auf Nachentrichtung besteht 
für Zeiten nach dem 31. Dezember 1955, in denen 
der Unternehmer selbständig in der Landwirtschaft 
tätig war. Die gleiche Möglichkeit haben auch mit- 
arbeitende Familienangehörige, die seit mindestens 
zwei Jahren eine versdcherungspflichtige Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit ausüben. Damit ist den Betrof- 
fenen die Möglichkeit gegeben worden, sich in der 
gesetzlichen Rentenversicherung eine ausreichende 
Alterssicherung zu schaffen. Sofern die Abgabe 
des landwirtschaftlichen Unternehmens strukturver- 
bessernd im Sinne der Regelungen tür die Land- 
abgaberente erfolgt, gewährt der Bund zu den nach- 
zuentrichtenden Beiträgen einen Zuschuß von 
70 ®/o. Für das Haushaltsjahr 1971 wurden hierfür 
Mittel in Höhe von 13,2 Mill. DM veranschlagt. 

Krankenversicherung 

Der beim Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung gebildete Arbeitskreis für Fragen der Re- 
gelung eines Krankenversicherungsschutzes für 
selbständige Landwirte hat im Juli 1970 seine Bera- 
tungen abgeschlossen und die Einführung einer 
Pflichtkrankenversicherung für die Landwirte und 
ihre Familien sowie die Altenteiler empfohlen. Die 
Sachverständigenkommission zur Weiterentwick- 
lung der sozialen Krankenversicherung hat sich die- 
ser Empfehlung angeschlossen. Unter Berücksichti- 
gung dieser Beratungsergebnisse der Sachverstän- 
digen hat die Bundesregierung am 22. Oktober 1970 
die Grundsätze für eine gesetzliche Regelung der 
Krankenversicherung der Landwirte beschlossen. 
Hiernach sind die landwirtschaftlichen Unterneh- 
mer, ihre Familienangehörigen und die Altenteiler 
für den Krankheitsfall gesetzlich zu versichern. Der 
Leistungsumfang soll grundsätzlich dem der Sachlei- 
stungen der gesetzlichen Krankenversicherung ent- 
sprechen. Bei längerem Krankenhaus auf enthalt des 
Betriebsleiters soll jedoch eine Ersatzkraft gestellt 
werden. 

Die Krankenversicherung der aktiven Landwirte 
soll laut Beschluß des Bundeskabinetts vom 22. Ok- 
tober 1970 ausschließlich durch Beiträge der Mit- 
glieder, diejenige der Altenteiler voll aus Mit- 
teln des Bundes finanziert werden. Die Kranken- 
versicherung der Landwirte soll von Selbstverwal- 
tungskörperschaften durchgeführt werden, die so 
leistungsfähig sein müssen, daß sie auch langfristig 
die Risiken der Krankenversicherung der Land- 
wirte ausgleichen können. Durch enge Zusammen- 
arbeit aller Träger der sozialen Sicherung der Land- 
wirte soll eine versichertennahe Betreuung bei 
Krankheit, Unfall und ErwerbsunfähLgkeit gewähr- 
leistet werden. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wurde beauftragt, dem Bundeskabinett unverzüg- 
lich einen Gesetzentwurf über die Krankenversiche- 
rung der Landwirte vorzulegen. Dies soll im Laufe 
des Jahres 1971 so rechtzeitig geschehen, daß die 
Krankenversicherung der Landwirte ihre Tätigkeit 
1972 aufnehmen kann. 
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4.4 Bildung, Beratung, Forschung 

4.41 Bildung 

Der Verfassungsgrundsatz der Chancengleichheit 
muß durch eine intensive Förderung aller Lernenden 
in allen Stufen des Bildungssystems verwirklicht 
werden. Hierzu bedarf es eines leistungs- und wand- 
lungsfähigen Bildungssystems, das jedem Bürger von 
der Vorschulerziehung über die allgemeine Schul- 
bildung und der Berufsausbildung bis zur Weiter- 
bildung zu seiner persönlichen, beruflichen und poli- 
tischen Bildung offensteht. Um dieses Ziel zu er- 
reichen, bedarf es besonders auch im ländlichen 
Raum noch großer Anstrengungen. 

Mit dem „Bericht zur Bildungspolitik" hat die Bun- 
desregierung erstmals eine umfassende Ausarbei- 
tung zur Neuordnung des Bildungswesens vorge- 
legt und zur Diskussion gestellt. In ihrem Aktions- 
programm „Berufliche Bildung" hat sie ihre Ziel- 
vorstellungen für den beruflichen Bereich konkreti- 
siert und Maßnahmen zu deren Verwirklichung an- 
gegeben. Es gilt Sorge dafür zu tragen, daß bei kom- 
menden Reformen die berechtigten Interessen der 
Bevölkerung im ländlichen Raum Berücksichtigung 
finden und die landwirtschaftliche Ausbildung in die 
Gesamtkonzeption entsprechend den spezifischen 
Gegebenheiten eingeordnet wird. Welche Bedeu- 
tung gerade den Bildungsfragen im ländlichen Raum 
seitens der Bundesregierung beigemessen wird, 
kommt darin zum Ausdruck, daß der Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Mit- 
glied des Kabinettausschusses für Bildung und Wis- 
senschaft ist und ein neues Referat für Berufsbil- 
dung, Jugendfragen und Weiterbildung eingerichtet 
hat. 

Der Anpassungsprozeß der Land- und Forstwirt- 
schaft an die Gegebenheiten einer modernen Indu- 
striegesellschaft ist noch in vollem Fluß. Die Zahl 
der hauptberuflich bewirtschafteten Betriebe wird 
weiterhin abnehmen. Daraus ergeben sich gerade 
auf dem Bildungssektor mannigfaltige Probleme. Die 
schulische Ausbildung der heranwachsenden Gene- 
ration muß auch auf dem Lande so gestaltet sein, 
daß die Entscheidungsmöglichkeiten bei der Berufs- 
wahl nicht eingeengt sind. Die Vergrößerung und 
Spezialisierung der landwirtschaftlichen Betriebe er- 
fordert eine sehr qualifizierte Fachausbildung der in 
der Landwirtschaft Tätigen. Die Berufsausbildung 
der kommenden Betriebsleiter- und Facharbeiter- 
generation muß daher den modernen Anforderungen 
angepaßt werden. Außerdem muß im Bildungsbe- 
reich der Tatsache Rechnung getragen werden, daß 
landwirtschaftliche Arbeit in Zukunft verstärkt im 
Nebenberuf ausgeübt werden wird. Die Fortbildung 
ist auch im ländlichen Raum so flexibel zu gestalten, 
daß die Anpassung an sich ändernde Verhältnisse 
möglich wird. 

Die Fülle der anstehenden Probleme kann nur ge- 
löst werden, wenn auf dem Gebiet des Bildungswe- 
sens eine enge und sehr intensive Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern stattfindet. Dies ins- 
besondere auch unter dem Aspekt, daß der auf dem 
landwirtschaftlichen Sektor in der Bundesrepublik 


für eine landwirtschaftliche Ausbildung in Frage 
kommende Personenkreis kleiner werden wird, die 
Ausbildung aber intensiviert werden muß. 

Für die Menschen im ländlichen Raum und beson- 
ders für die in der Land- und Forstwirtschaft Tätigen 
I gilt es, die heute gebotenen Chancen zur Verbesse- 
I rung der Bildung und Weiterbildung zu nutzen. Hier- 
zu sollen auch Maßnahmen der Verkehrspolitik, wie 
Einsatz von Schulbussen und Fahrgelderstattung für 
Schüler aus ländlichen Gebieten beitragen. Eine in- 
tensive Aufklärung über die hier bestehenden Mög- 
lichkeiten wie z. B. im Rahmen des Ausbildungs- 
förderungsgesetzes vom 19. September 1969 (BGBl. I, 
S. 1719) und des Arbeitsförderungsgesetzes vom 
25, Juni 1969 (BGBL I, S. 582) ist notwendig. Grund- 
lagen hierfür werden zur Zeit erarbeitet. 

Im Vollzug des Berufsbildungsgesetzes vom 14. Au- 
gust 1969 (BGBl. I, S. 1112) werden im kommenden 
Jahr die Ausbildungsordnungen für Berufe der 
Land- und Forstwirtschaft erlassen werden. Vor- 
arbeiten hierfür wurden von den Bundesministern 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie 
I für Arbeit und Sozialordnung in Zusammenarbeit 
mit den obersten Landesbehörden für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten sowie mit den Sozial- 
partnern bereits geleistet. Der Erlaß von Prü- 
fungsordnungen, die Errichtung von Prüfungsaus- 
schüssen und die Einstellung von Ausbildungs- 
beratern ist nach dem genannten Gesetz Sache 
der zuständigen Stellen (Landwirtschaftskammern: 
in einigen Bundesländern die Landwirtschaftsmini- 
ster). Im Interesse einer größeren Einheitlichkeit im 
ganzen Bundesgebiet ist hier eine verstärkte Koordi- 
nierung erforderlich. Zu diesem Zweck wird die Bun- 
desregierung insbesondere mit den Ländern eng 
Zusammenarbeiten. 

Die schon bisher vom BML geförderte Jugendarbeit 
auf dem Lande und die Arbeit der ländlichen Heim- 
volkshochschulen werden entsprechend ihrer Bedeu- 
tung — letztlich auch im Hinblick auf die Aktivie- 
rung der Bereitschaft zur Weiterbildung — 1971 wei- 
terhin unterstützt werden. Die Bundesregierung wird 
sich verstärkt bemühen, Fragen der Ausbildung im 
landwirtschaftlichen Bereich auf EWG-Ebene zu be- 
handeln. Dies gilt auch für die Anerkennung land- 
wirtschaftlicher Diplome und Prüfungsnachweise im 
Rahmen des Niederlassungsrechts. 

4.42 Beratung und Buchführung 

Beratung 

Auch 1971 werden den Ländern erhebliche Bundes- 
mittel zur Förderung der Wirtschaftsberatung zur 
Verfügung gestellt, damit diese den Anforderungen 
der Praxis, insbesondere in produktionstechnischer, 
marktwirtschaftlicher, betriebswirtschaftlicher und 
sozialökonomischer Hinsicht gerecht werden kann. 
Im Rahmen der zentralen Beraterfortbildung wer- 
den 1971 Fragen des landwirtschaftlichen Manage- 
ments, der Verbreitung der Buchführung und der 
überbetrieblichen Zusammenarbeit im Vordergrund 
stehen. Einen weiteren Schwerpunkt wird die Förde- 
rung und Verbesserung der Zusammenarbeit zwi- 
schen den Flurbereinigungsbehörden und der Wirt- 
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Schaftsberatung sowie der sozialökonomischen Bera- 
tung bilden. Ebenso notwendig ist es, die Zusam- 
menarbeit zwischen den beteiligten Institutionen im 
Rahmen der sozialökonomischen Beratung zu ver- 
stärken. 

Von Bedeutung wird schließlich die zentrale Erarbei- 
tung, Bereitstellung und Erprobung von Beratungs- 
hilfsmitteln und -methoden sein. Denn nur eine gut 
ausgestattete und. nach neuzeitlichen Methoden ar- 
beitende Beratung kann den erwarteten Erfolg si- 
chern. Zu diesem Problembereich zählt auch die wei- 
tere Förderung und Verbreitung praxisreifer, mo- 
derner Betriebsplanungsmethoden (Optimumkalku- 
lation) sowie eine entsprechende Erfolgskontrolle 
mit Hilfe der Buchführung. 

Buchführung 

Immer mehr setzt sich die Erkenntnis durch, daß die 
erfolgreiche Führung eines landwirtschaftlichen Be- 
triebes ohne eine betriebswirtschaftlich ausgerich- 
tete Buchführung als Mittel zur Erfolgskontrolle 
kaum noch möglich ist. Um den Landwirten einen 
Anreiz zur Buchführung zu geben, wird die Förde- 
rungsmaßnahme „Gewährung von Zuschüssen an 
freiwillig buchführende Landwirte" 1971 weiterge- 
führt. Außerdem ist für die Richtlinien zum neuen 
Einzelbetrieblichen Förderungsprogramm als eine 
der Voraussetzungen für die Förderung von Investi- 
tionen die Einführung einer Buchführung für die 
Dauer von 10* Jahren vorgesehen. Mit dieser Auf- 
lage in Verbindung mit Betriebskalkulationen sol- 
len die Betriebsleiter angehalten werden, gemein- 
sam mit der Beratung ihre Betriebe nach Möglich- 
keiten zur weiteren Verbesserung des Betriebser- 
folges zu durchleuchten. In der Masse der Betriebe 
werden sich dabei sicherlich noch erhebliche Chan- 
cen zur Einkommenssteigerung ergeben, die es zu 
nutzen gilt. 

Um bei der Buchführung selbst die modernsten tech- 
nischen Möglichkeiten nutzen zu können, wurde in 
den letzten Jahren mit finanzieller Beteiligung der 
Länder ein Bundesprogramm für die elektronische 
Verarbeitung landwirtschaftlicher Buchführungsun- 
terlagen entwickelt. Dieses Programm soll vor allem 
folgenden Zielen dienen: 

— Schaffung der technischen Voraussetzungen für 
die notwendige stärkere Verbreitung der Buch- 
führung in der Landwirtschaft, 

— Senkung der Buchführungskosten für die Land- 
wirte durch unentgeltliche Lieferung der Pro- 
gramme, 

— Anpassung der Buchführung an die modernsten 
betriebswirtschaftlichen Erfordernisse, 

— Vereinheitlichung von Form und Inhalt der 
Buchführungsergebnisse im Bundesgebiet, um da- 
mit die Arbeit der Beratung und Verwaltung so- 
wie Ausbildung und Werbung für die Buchfüh- 
rung zu erleichtern. 

Das Programm hat seine Bewährungsprobe inzwi- 
schen im praktischen Einsatz bestanden, so daß nun- 


mehr die Voraussetzungen für eine breite Anwen- 
dung gegeben sind. 


4.43 Sozialökonomische Information 

Damit die Anpassung der Landwirtschaft an die sich 
ständig verändernden wirtschaftlichen Bedingungen 
möglichst reibungslos verläuft, wurde bereits mit 
dem Ausbau eines sozialökonomischen Informations- 
netzes begonnen. Ziel und Aufgabe der sozialökono- 
mischen Information ist es, durch eine entsprechende 
Aufklärungsarbeit dafür zu sorgen, daß die land- 
wirtschaftliche Bevölkerung von den ihr gebotenen 
Möglichkeiten innerhalb und außerhalb der Land- 
wirtschaft Kenntnis erhält. Nach einer solchen Vor- 
bereitung kann die Einzelberatung dem Landwirt ge- 
zielte Entscheidungshilfen geben, die ihn in die Lage 
versetzen, geeignete Maßnahmen zur Lösung einzel- 
betrieblicher Probleme zu ergreifen und damit den 
breiten Fächer geistiger und materieller Förderungs- 
maßnahmen voll auszuschöpfen. 

Um sicher zu stellen, daß die sozialökonomische In- 
formation überall in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nach den gleichen Grundsätzen durchgeführt 
wird, sind zunächst Einführungsseminare für die 
Berater und Beraterinnen veranstaltet worden. Da- 
mit eine möglichst hohe Effizienz erreicht wird, be- 
darf es aber dringend des weiteren Erfahrungsaus- 
tausches. Darüber hinaus werden die Anwendung 
differenzierter Methoden mit unterschiedlichem 
Effekt, die Arbeits- und Funktionsteilung im Infor- 
mationsprozeß sowie die integrierte Zusammenarbeit 
von landwirtschaftlicher und landwirtschaftlich-haus- 
wirtschaftlicher Wirtschaftsberatung, Arbeitsverwal- 
tung und Berufsstand neben dem Erfahrungsaus- 
tausch im Mittelpunkt weiterer Informationssemi- 
nare stehen. 

Der Berufsstand sollte sich verstärkt in die sozial- 
ökonomische Informationsarbeit einschalten, damit 
seine Erfahrungen in der ländlichen Sozialarbeit 
ihren Niederschlag finden. 

Schließlich sollen zentral erarbeitete sozialökono- 
mische Kennzahlen die Aufklärungsarbeit unterstüt- 
zen und Ansatzpunkte für eine fundierte sozial- 
ökonomische Beratung im Einzelbetrieb liefern. Als 
ein spezieller Aspekt der sozialökonomischen Be- 
ratung sind die Bemühungen zu betrachten, die der 
Bund zur Förderung der überbetrieblichen Zusam- 
menarbeit unternimmt. Mit diesen Maßnahmen sol- 
len die Produktionskosten gesenkt und für den Be- 
reich der Neben- und Zuerwerbslandwirtschaft Mög- 
lichkeiten der Zusammenarbeit eröffnet werden, die 
im Einzelbetrieb zu einer Arbeitsentlastung führen. 
Damit wird gleichzeitig die Bereitschaft zur Auf- 
nahme außerlandwirtschaftlicher Tätigkeiten unter- 
stützt. 


4.44 Agrarforschung 

Zur Förderung der Forschung im Bexeich des BML 
wurden im Haushaltsjahr 1970 insgesamt 113,7 Mill. 
DM bereitgestellt. Davon entfielen 93,8 Mill. DM auf 
die 16 Bundesforschungsanstalten des Ministeriums. 
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Für das Jahr 1971 stehen voraussichtlich 132,6 Mill. 
DM zur Verfügung, davon 96,8 Mill. DM für die 
Bundesforschungsanstalten und 15,5 Mill. DM für 
bezuschußte Einrichtungen, für zeitlich befristete 
Forschungsaufträge sowie für Dokumentation. 

Im Interesse einer möglichst effizienten Arbeit der 
Bundesforschungsanstalten sind im Jahre 1969 die 
Grundlagen für eine umfassende Neuordnung der 
Forschung im Bereich des BML geschaffen worden. 
Die im Rahmen dieser Neuordnung gebildeten Gre- 
mien werden sich nach Abschluß vorwiegend ge- 
schäftsordnungsmäßiger Fragen im Jahre 1971 ihren 
fachlichen Aufgaben widmen. 

Die zur Zeit durchgeführten und bis 1975 geplanten 
Forschungsvorhaben in den Bundesforschungsanstal- 
ten und sonstigen Forschungseinrichtungen, die 
Bundeszuschüsse erhalten, werden 1971 zu einem 
gesamten Forschungsplan zusammengefaßt und nach 
Schwerpunkten gegliedert werden. Dabei werden 
die aus politischer und administrativer Sicht vor- 
dringlichen Forschungsthemen — vor allem auf den 
Gebieten ökonomischer und struktureller Probleme, 
des Umweltschutzes, der Qualitätsförderung und 
der Proteinproduktion — entsprechend ihren Priori- 
täten eingeordnet und durchgeführt werden. 

Für dringliche Aufgaben bei der Strukturverbesse- 
rung ist von der Bundesregierung beabsichtigt, an 
der Forschungsanstalt für Landwirtschaft in Braun- 
schweig-Völkenrode ein Institut für Strukturfor- 
schung einzurichten. 


4.45 Verbraucherberatung 

Durch die Verbraucherberatung erhält der Konsu- 
ment objektive Informationen über die Ware und das 
Marktgeschehen. Dabei soll in stärkerem Maße als 
bisher auf die Entwicklung der Erzeuger- und Ver- 
braucherpreise hingewiesen werden. In steigendem 
Umfang interessieren sich Presse, Rundfunk und 
Fernsehen für die Verbraucherberatung auf dem Er- 
nährungsgebiet. Entsprechend dem zunehmenden In- 
formationsbedürfnis werden im Jahr 1971 die einzel- 
nen Aufklärungsmaßnahmen unter Verwendung der 
neuesten technischen Methoden und Einrichtungen 
wie Multivisionsschauen, Fernsehspots, und Infor- 
mationszentren verstärkt fortgesetzt. Mehr als bis- 
her wird die Aufklärung auf bestimmte Zielgruppen 
wie junge Hausfrauen und Schüler gelenkt. Diesem 
Zweck dient unter anderem das vom Kontaktbüro 
für Verbraucheraufklärung zusammen mit großen 
Gruppen des Lebensmitteleinzelhandels erarbeitete 
Vorhaben von Hausfrauen-Parlamenten. Die Be- 
mühungen um die Einsetzung des Lehrfaches Ernäh- 
rung in die Stoffpläne der Schulen werden in Zu- 
sammenarbeit mit den Kultusministern der Länder 
und dem Interministeriellen Ausschuß für Verbrau- 
cherfragen intensiviert. 

4.5 Sonstige Maßnahmen 

Die Bundesregierung hat eine Reihe von Maßnahmen 
eingeleitet oder schon verwirklicht, die im besonde- 
ren Maße der Förderung der Veredlungsproduktion 


in landwirtschaftlichen Betrieben dienen. Hierzu ge- 
hören insbesondere folgende: 

1. Nach dem Aufwertungsausgleichgesetz vom 
23. Dezember 1969 werden beim teilweisen Aus- 
gleich der Aufwertungsverluste über die Ände- 
rungen des Mehrwertsteuersatzes gewerbliche 
Tierhaltungsbetriebe nicht berücksichtigt. Die 
Verteilung der nach dem Durchführungsgesetz 
zum Aufwertungsausgleichsgesetz vom 5. Juni 
1970 der Landwirtschaft zusätzlich gewährten 
Ausgleichszahlungen orientiert sich an der land- 
wirtschaftlich genutzten Fläche. Dadurch werden 
auch hier, ihren offensichtlich höheren Verlusten 
entsprechend, landwirtschaftliche Betriebe gegen- 
über Gewerbebetrieben mit nur geringer land- 
wirtschaftlicher Nutzfläche bevorzugt. 

2. Nach dem Einzelbetrieblichen Förderungs- und 
sozialen Ergänzungsprogramm für die Land- und 
Forstwirtschaft sind gewerbliche Massentierhal- 
tungen künftig von der Investitionsförderung 
ausgeschlossen. Andererseits sind in diesem 
Programm besonders günstige Förderungsbedin- 
gungen für Grünland- und Futterbaubetriebe 
vorgesehen. 

3. Durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
bewertungsrechtlicher Vorschriften und des Ein- 
kommensteuergesetzes (BGBl. I 1970 S. 1118') 
ist die steuerlich zulässige Höchstzahl an Vieh- 
einheiten in § 51 Bewertungsgesetz ab 1971 für 
kleinere und mittlere landwirtschaftliche Betriebe 
angehoben worden. Damit wird der Ökonomi- 
schen und technischen Entwicklung, mehr Tiere 
je Flächeneinheit halten zu können, in diesen Be- 
trieben Rechnung getragen. 

4. Darüber hinaus wird geprüft, inwieweit durch 
steuerliche und sonstige Maßnahmen die Wett- 
bewerbslage der flächenunabhängigen landwirt- 
schaftlichen Veredlungsproduktion gegenüber 
der gewerblichen Massentierhaltung verbessert 
werden kann. 

Nach dem Gasöl-Verwendungsgesetz-Landwirtschaft 
vom 22. Dezember 1967 in der Fassung des Ände- 
rungsgesetzes vom 8. September 1969 (BGBL I 

5. 1589) erhalten Betriebe der Landwirtschaft auch 
im Jahre 1971 für begünstigten Gasölverbrauch eine 
Verbilligung in Höhe von 32,15 Pf je Liter. Im Bun- 
deshaushalt 1971 stehen hierfür 430 Mill. DM zur 
Verfügung. Auf der Grundlage des Kabinettsbe- 
schlusses vom 11. Juni 1970 sollen die beteiligten 
Bundesministerien ein vereinfachtes Verfahren für 
die Dieselkraftstoffverbilligung erarbeiten. 

Die im Jahre 1969 begonnene Förderung von Ma- 
schinenringen mit hauptberuflichem Geschäftsfüh- 
rer durch Gewährung von degressiven Beihilfen 
wird auch im Jahre 1971 fortgesetzt. Die in den 
beiden letzten Jahren mit Bundesmitteln finanzier- 
ten Lehrgänge für Geschäftsführer von Maschinen- 
ringen haben wesentlich zur Verbesserung der Zu- 
sammenarbeit in Maschinenringen und zu ihrer wei- 
teren Verbreitung beigetragen. Deshalb ist vorge- 
sehen, auch 1971 dem Bedarf entsprechend weitere 
Lehrgänge zu veranstalten. 
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Die bisher auf dem Gebiet der pflanzlichen und tie- 
rischen Produktion durchgeführten Maßnahmen, wie 
die Förderung der Vermehrung von Futterpflanzen- 
saatgut, Kartoffeltrocknungsanlagen, Milchleistungs- 
prüfungen, Mastleistungsprüfungsanstalten, von 
Zuchtprojekten sowie Erzeugerringen werden auch 
im Jahre 1971 fortgesetzt. 

Auf dem Gebiet des Gartenbaues werden auch 1971 
der Bau, Ausbau und die Verbesserung von Lager-, 
Sortier- und Absatzeinrichtungen für Obst, Gemüse 
und nicht der Ernährung dienende Gartenbauerzeug- 
nisse (ausgenommen Blumen und Zierpflanzen) mit 


Bundesmitteln gefördert werden. Damit sollen ins- 
besondere bei den gärtnerischen Baumschulen Wett- 
bewerbsfährgkeit und Ertragslage verbessert wer- 
den. Auch die 1970 gemäß Verordnungen des Rates 
und der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften durchgeführte Rodungsaktion bestimmter 
Obstbaumarten soll 1971 fortgesetzt werden. Die 
inzwischen vom Rat der EG beschlossene Erhöhung 
der Rodungsprämie auf 800 RE/ha dürfte zu einer 
größeren Wirksamkeit der Maßnahmen führen. Die 
bisherige Förderung des Absatzes von Blumen und 
Zierpflanzen soll ab 1971 im Rahmen des M.arkt- 
strukturgesetzes durchgeführt werden. 
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5. Finanzierung der agrarpolitischen Maßnahmen 


5.1 Finanzierung von Maßnahmen 
der Agrarpoiitik 

der Europäischen Gemeinschaften 

Allgemeiner Überblick 

Die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
vollzieht sich 

— auf nationaler Ebene (Einzelplan 10 des Bundes- 
haushalts) 

und 

— auf Gemeinschaftsebene (Europäischer Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
[EAGFL]). 

Aut jeder dieser Ebenen sind hinsichtlich der Finan- 
zierung der Agrarpolitik zwei Gruppen zu unter- 
scheiden; 

— die Marktordnungsausgaben 
und 

die Strukturausgaben. 

Außerdem kommen im nationalen Bereich noch 
Ausgaben für die Sozialpolitik hinzu. 

Dabei ist bemerkenswert, daß sich die EG-Markt- 
ordnungsausgaben auf nationaler und auf Gemein- 
schaftsebene grundsätzlich entsprechen. Jedoch sind 
die Ausgaben im nationalen Haushalt nach Kalen- 
derjahren, im EAGFL dagegen bisher nach Verbu- 
chungszeiträumen (1. Juli bis 30. Juni) erfaßt. 
Außerdem sind im nationalen Haushalt (Kap. 10 03) 
nicht nur Marktordnungsausgaben enthalten, die 
sich aus EG-Marktorganisationen ergeben, sondern 
auch Kosten für nationale Maßnahmen (z. B. Kosten 
der Vorratshaltung für nationale Sicherheitsbe- 
stände, Exportförderung Zuchtvieh, Frachthilfe Ge- 
treide). Aus diesen Gründen sind die Ansätze im 
nationalen Haushalt und im EG-Haushalt nicht voll 
vergleichbar. 

Alle EG-Marktordnungsausgaben (Exporterstattun- 
gen sowie Interventionen und Maßnahmen gleicher 
Wirkung) waren nach dem bisherigen System von 
den nationalen Haushalten vorzufinanzieren. Erst 
nachträglich konnten die Beträge mit dem EAGFL, 
Abteilung Garantie, abgerechnet und an die natio- 
nalen Haushalte rückerstattet werden. Die Rück- 
flüsse wurden ebenso wie die Beiträge im Einzel- 
plan 60 und nicht im Einzelplan 10 verbucht. Dies 
wird sich nach der neuen Finanzregelung künftig 
insofern ändern, als die EG-Marktordnungsausga- 
ben direkt aus der Gemeinschaftskasse in Brüssel 
vorher zugewiesen werden. 

Anders sind die Verhältnisse hinsichtlich der Agrar- 
strukturausgaben. Die hier von den Mitgliedstaaten 
durchgeführten Maßnahmen konnten bisher grund- 
sätzlich nicht mit dem EAGFL abgerechnet werden. 


Die Maßnahmen erfolgten nach nationalen Richt- 
linien und nicht aufgrund von Gemeinschaftsrecht. 
Soweit die Abteilung Ausrichtung des EAGFL Ein- 
zelprojekte in den Mitgliedstaaten finanzierte, gin- 
gen diese Zahlungen unmittelbar an die begünstig- 
ten Unternehmer und nicht — wie bei der Rückver- 
gütung von Marktordnungsausgaben — an den 
Bundeshaushalt Kap. 60 06. Gemeinschaftsmaßnah- 
men der Abteilung Ausrichtung mit anteilmäßiger 
Rückerstattung der Ausgaben an die Mitgliedstaa- 
ten sind bisher in der Bundesrepublik lediglich in 
drei Fällen (Kuhabschlachtprämie, Obstbaum- 
rodungsprämie und Startbeihilfen an Erzeugerorga- 
nisationen auf dem Obst- und Gemüsesektor) 
durchgeführt worden. 

Finanzierung der Maßnahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik aus der Sicht des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL) 

Der EAGFL wurde im Jahre 1970 letztmalig aus Fi- 
nanzbeiträgen der Mitgliedstaaten gespeist. Der Bei- 
tragsanteil der Bundesrepublik wird 1970 31,7 Uo 
betragen. In den vergangenen Jahren betrug der 
effektive Belastungsanteil der Bundesrepublik am 
EAGFL 28 bis 31,67 ‘^/o. Ab 1971 werden die bisheri- 
gen Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten stufenweise 
durch eigene Einnahmen der Gemeinschaft (Ab- 
schöpfung, Zölle, Rest-Finanzbeiträge und ab 1975 
Anteil an Mehrwertsteuer) ersetzt werden. Die EG- 
Marktordnungsausgaben werden sodann — wie be- 
reits erwähnt — nicht mehr durch den Einzelplan 10 
vorfinanziert, sondern durch unmittelbare Mittelzu- 
weisungen aus dem Haushalt der Gemeinschaften 
bezahlt. 

Die Entwicklung der EG-Marktordnungsausgaben 
(Abtlg. Garantie des EAGFL) ergibt sich aus der 
Übersicht 26. Die Angaben für die Verbuchungszeit- 
räume 1967/68 und 1968/69 beruhen auf Abschlag- 
Zahlungsanträgen der Mitgliedstaaten, den Angaben 
für 1970 und 1971 liegen Haushaltsschätzungen zu- 
grunde. Sämtliche Angaben sind nur vorläufig, da 
auch die Endabrechnung der Verbuchungszeiträume 
1967/68 und 1968/69 noch aussteht. 

Zu den in Übersicht 27 dargestellten Marktordnungs- 
ausgaben ist zu bemerken, daß die Verbudiungs- 
zeiträume des EAGFL ab 1. Januar 1970 auf Kalen- 
derjahre umgestellt wurden. Das hatte zur Folge, 
daß ein Verbuchungszeitraum 2. Halbjahr 1969 
(1. Juli bis 31. Dezember 1969) eingeschoben wer- 
den mußte. Die Ergebnisse dieses 6 Monate umfas- 
senden Verbuchungszeitraumes, die sich auf ca. 
1 632 MilL RE (und damit fast auf die Höhe des 
12 Monate umfassenden Verbuchungszeitraumes 
1968/69) beliefen, sind jedoch methodisch aus ver- 
schiedenen Gründen nicht vergleichbar; unter ande- 
rem, weil in diesem Zeitraum auch die im Jahre 
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1970 geleisteten Abwicklungszahlungen für diejeni- 
gen Vorgänge zugeschlagen werden, deren Ent- 
stehungsgrund vor dem 1. Januar 1970 lag. Aus 
diesem Grunde können lallenfalls die Schätzungen 
für die Jahre 1970 und 1971 mit den Ergebnissen 
der früheren Verbuchungszeiträume 1967/68 und 
1968/69 verglichen werden. Dabei zeigt sich, daß im 
Jahre 1970 die Ausgaben vor allem in den Marktord- 
nungsbereichen Getreide sowie Milch und Milch- 
erzeugnisse stark anstiegen. Erst im Jahre 1971 
kann voraussichtlich mit einem Abflachen der Aus- 
gabensteigerung bzw. Sinken der Ausgaben (im 
Milch- und Zuckerbereich) gerechnet werden. 

Zu beachten ist schließlich, daß die Gesamtausgaben 
des EAGFL Abteilung Garantie im Jahre 1971 ins- 
gesamt 90 Mill. Rechnungsednheiten als Beteiligung 
der Gemeinschaft an den Aufwertungsausgleichs- 
zahlungen der Bundesrepublik für die deutsche 


Landwirtschaft enthalten. Für 1972 wird diese Zah- 
lung an die Bundesrepublik 60 Mill. Rechnungs- 
einheiten betragen. Uber eine Beteiligung des Fonds 
in Höhe von 30 Mill. Rechnungseinheiten im Jahre 
1973 ist noch nicht entschieden. 

Beteiligung des EAGFL, Abteilung Ausrichtung, an 
Strukturmaßnahmen (Einzelprojekten) 

Seitdem die Möglichkeit zur Finanzierung von Ein- 
zelprojekten durch den EAGFL, Abteilung Ausrich- 
tung, besteht (1. Tranche = 1964 bis VI. Tranche 
= 1969), sind in allen 6 Mitgliedstaaten insgesamt 
rund 1 660 Vorhaben mit einem Betrag von rund 
1,3 Mrd. DM gefördert worden. Bei einer Beteiligung 
des Fonds von 25 Vo der Investitionskosten (bei 
Strukturvorhaben der VL Tranche vereinzelt auch 
bis zu 45 Vo) bedeutet das eine Gesamtinvestition 
in der Gemeinschaft von mdndestens 6 Mrd. DM. 


Übersicht 27 


Marktordnungsausgaben (Abteilung Garantie des EAGFL) 
in Millionen RE 


Marktordnungsbereich 

1967/68 

1968/69 

2. Halb- 
jahr 1969 

1970 

1971 

Getreide 

434,3 

681,6 

715,7 

684,4 

705,0 

Milch und Milcherzeugnisse 

319,8 

381,8^) 

452,5 

854,4 

700,0 

Zucker 

67,6 

245,8 

92,6 

242,1 

200,0 

Fette 

131,1 

210,5 

259,1 

268,4 

282,0 

Tabak 

— 

— 

— 

100,0 

118,0 

Obst und Gemüse 

17,9 

29,2 

32,3 

57,0 

55,0 

Schweinefleisch 

40,5 

45,3 

27,6 

49,3 

50,0 

Reis 

6,5 

10,8 

11,7 

40,4 

46,0 

Rindfleisch 

6,2 

14,0 

18,3 

24,0 

25,0 

Wein 

— 

— 

— 

19,0 

38,0 

Verarbeitungserzeugnisse 

11,0 

17,4 

16,3 

15,0 

15,0 

1 Fische 

— 

— 

— 

— 

8,0 

Flachs und Hanf 

— 

— 

— 

7,0 

7,0 

Geflügelfleisch 

3,4 

4,6 

3,8 

4,0 

4,0 

Eier 

0,9 

1,6 

1,7 

1,0 

1,0 

Marktordnungskosten insgesamt 

1 039,4 

1 642,6 

1 631,6 

2 370,0 

2 254,0 

Beteiligung des EAGFL am Aufwertungsaus- 






gleich in der Bundesrepublik Deutschland . . 

— 

— 

— 

— 

90,0 

Volumen EAGFL 

Abteilung Garantie insgesamt 

j 1 039,4 

1 642,6 

1 

1631,6 

2 370,0 

2 344,0 


0 Von den Ausgaben von 551,8 Mill. RE wurden 170 Mill. RE für die Verwertung von Butterbeständen, die vor In- 
krafttreten der gemeinsamen Milchmarktorganisation eingelagert wurden, in Anwendung des Ratsbeschlusses 
vom 29. Mai 1968 über die Ausgaben für Milcherzeugnisse vom EAGFL nicht übernommen. 
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Dabei konnte — wegen der begrenzten Mittel — 
eine noch weitaus größere Zahl von Anträgen, die 
ein Mehrfaches der angegebenen Investitionssumme 
ausmachten, nicht berücksichtigt werden. 

Von den ausgeschütteten Mitteln im Betrage von 
insgesamt 1 343 Milk DM entfielen auf Vorhaben 
in den 6 Mitgliedstaaten im einzelnen: 

Mill. DM o/o 


Italien 453 33,7 

Bundesrepublik Deutschland 378 28,1 

Frankreich 296 22,0 

Niederlande 108 8,3 

Belgien 99 7,3 

Luxemburg 9 0,6 


Zusammen 1343 100,0 


Von den in die Bundesrepublik geflossenen Mitteln 
kamen 55,9 Vo der Verbesserung der Agrarstruktur, 
42,9 Vo der Verbesserung der Marktstruktur und 
1,2 ®/o sonstigen Vorhaben zugute. Die Aufgliede- 
rung dieser Vorhaben im einzelnen ergibt sich aus 
der nachstehenden Übersicht 28. 

Für die VII. Tranche (1970) sind der Kommission 
von der Bundesrepublik 213 Anträge mit einem Zu- 
schußvolumen von rund 310 Mill. DM vorgelegt 
worden. Hierüber wird jedoch erst 1971 entschieden 
werden. Die zentrale Entscheidung über die Finan- 
zierung der Einzelvorhaben in Brüssel hat sich bis- 
her durch die stets notwendige Verlängerung der 
Antrags- und Entscheidungsfristen für den Begün- 
stigten sehr negativ ausgewirkt. Gleichzeitig beste- 
hen durch die Abrechnung und die Verwaltung für 
den einzelnen Schwierigkeiten. 


Übersicht 28 


Aufteilung der in den Trandien I bis VI (1964 bis 1969) mit Mitteln des EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung, in der Bundesrepublik Deutschland geförderten Vorhaben 


1 Art der Vorhaben i 

Zahl der 
bewilligten 
Vorhaben 

Betrag der je 
Maßnahmengruppe 
bewilligten Zuschüsse 
in 1000 DM 

in ®/o 

1. Verbesserung der Agrarstruktur 

Flurbereinigung 

78 

89 426 

23,8 

Wasserwirtschaft 

57 

72 199 

19,1 

Aufforstungen usw 

17 

17 708 

4,7 

Grünlandintensivierung 

2 

4 150 

IJ 

Rebenwiederaufbau 

6 

21 621 

5,7 

Aussiedlungen und Althofsanierungen 

8 

5 856 

1,5 

Zusammen . . . 

168 

210 960 

55,9 

II. Verbesserung der Marktstruktur 

Milchwirtschaft 

84 

96 068 

25,4 

Fleischwirtschaft 

36 

31 106 

8,4 

Obst- und Gemüsewirtschaft 

48 

22 144 

5,8 

Kellereiwirtschaft 

15 

12 648 

3,3 

Zusammen . . . 

183 

161 966 

42,9 

III. Sonstiges zusammen 

(z. B. Versteigerungshallen für Blumen, Vermark- 
tungseinrichtungen für Eier und Geflügel, Getreide- 
speicher) 

16 

4 729 

h2 

IV. Insgesamt 

367 

377 655 

100,0 
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Sonderabteilungen des EAGFL 

Im Zusammenhang mit der Festsetzung einheitlicher 
Getreidepreise im Jahre 1967 und der Einführung 
der Milchmarktorganisation wurden zum Zwecke 
von Ausgleichszahlungen an die Bundesrepublik, 
Italien und Luxemburg zwei Sonderabteilungen des 
EAGFL eingerichtet. Hieraus wurde im EG-Haushalt 
1970 die letzte Teilrate abgewickelt. Von dem Ge- 
samtvolumen der beiden Sonderabteilungen 

(Volumen Abteilung I 413,75 Mill. RE 

Volumen Abteilung II 4,00 Mill. RE) 

haben in drei Raten für die Jahre 1968, 1969 und 
1970 insgesamt erhalten: 

Bundesrepublik Deutschland 

280,25 Mill. RE = 1 025,71 Mill. DM 

Italien 

131,00 Mill. RE = 479,46 Mill. DM 

Luxemburg 

6,50 Mill. RE = 23,79 Mill. DM 

Nettoergebnisse aus den Vorgängen des EAGFL 

Werden die Salden aus Beiträgen und Rückflüssen 
(teilweise geschätzt) für den EAGFL, Abteilung Ga- 
rantie und Ausrichtung, für die ersten sieben Ver- 
buchungszeiträume 1962/63 bis 1968/69 und die 
Abwicklung der Sonderabteilungen I und II zu- 
sammengefaßt, so ergeben sich folgende Negativ- 
bzw. Positiv-Salden der Mitgliedstaaten: 

Bundesrepublik Deutschland 

- 587,0 Mill. RE = - 2 149 Mill. DM 

Italien 

- 295,9 Mill. RE = - 1 010 Mill. DM 
Belgien 

- 54,4 Mill. RE = - 199 Mill. DM 

Luxemburg 

- 1,9 Mill. RE - - 7 Mill. DM 

Frankreich 

+ 708,8 Mill. RE = -F 2 595 Mill. DM 
Niederlande 

-f 210,4 Mill. RE = -F 770 Mill. DM 

Die Ergebnisse des Verbuchungszeitraumes 2. Halb- 
jahr 1969 (1. Juli bis 31. Dezember 1969) und des 
Fonds Wirtschaftsjahres 1970 konnten — mangels 
vollständiger Unterlagen — in die Gesamtbilanz 
nicht einbezogen werden. Es ist jedoch vorauszu- 
sehen, daß die noch ausstehenden Ergebnisse die 
Bilanz der Bundesrepublik verbessern werden. 
Während beispielsweise der Negativsaldo der Bun- 
desrepublik für Marktordnungsausgaben (Abteilung 
Garantie) im Verbuchungszeitraum 1968/69 (1. Juli 


1968 bis 30. Jund 1969) voraussichtlich ca. 171,54 
Mill. RE == 627,8 Mill. DM betragen wird, ist im 
zweiten Halbjahr 1969 mit einem geringen Positiv- 
saldo der Bundesrepublik zu rechnen. Auch im 
1. Halbjahr 1970 zeichnet sich für die Bundesrepu- 
blik ein Positivsaldo (voraussichtlich ca. 13,7 Mill. 
RE = 50 Mill. DM) ab. Dies liegt daran, daß ein 
großer Anteil der EWG-Uberschüsse, die im 2. Halb- 
jahr 1969 und im Jahre 1970 abgebaut wurden, in 
der Bundesrepublik lagerten und die betreffenden 
Kosten für den Abbau (Exporterstattungen, Denatu- 
rierungsprämien usw.) infolgedessen in die Ab- 
rechnung der Bundesrepublik eingegangen sind. 


5.2 Finanzierung von agrarpolitischen 
Maßnahmen aus dem Agrarhaushalt 
des Bundes (Einzelplan 10) 

Der Agrarhaushalt steht im Bundeshaushaltsplan — 
wenn man von der „Allgemeinen Finanzverwal- 
tung'' absieht — auch 1971 der Größenordnung nach 
an vierter Stelle hinter „Verteidigung", „Arbeit" 
und „Verkehr". Wie aus der nachfolgenden Über- 
sicht zu ersehen ist, geht der Plafond für den Agrar- 
haushalt im Jahre 1971 um 9,3 Vo gegenüber dem 
Vorjahr zurück, nachdem er von 1969 auf 1970 mit 
38,6 ®/o außerordentlich stark angestiegen war: 


Der Rückgang des Agrarhaushalts ist in erster Linie 
auf die Verringerung der Marktordnungsausgaben 
zurückzuführen, die 1970 wegen einmaliger wäh- 
rungsbedingter Maßnahmen gegenüber dem Vor- 
jahr außerordentlich stark angestiegen waren; 
außerdem fällt der 1970 letztmalig gezahlte Ge- 
treidepreisausgleich (187 Mill. DM) weg. 

Demgegenüber sind die Ausgabenansätze für die 
Maßnahmen der nationalen Agrarpolitik (Kap. 1002) 


Einzelplan 

1970 

Millionen 

DM 

Soll 

1971 

Millionen 

DM 

Entwurf 

Einzelplan 14 

(Verteidigung) 

19 224,0 

21 926,8 

Einzelplan 11 

(Arbeit und Sozial- 
ordnung) 

18 767,1 

19 678,8 

Einzelplan 12 

(Verkehr) 

10 163,1 

11 599,5 

Einzelplan 10 

(Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten) . . . 

7 711,0 

6 991,8 

Einzelplan 31 
(Bildung und 
Wissenschaft) 

2 800,6 

4 000,3 

übrige Einzelpläne 

32 280,0 

35 947,4 

Bundeshaushalt insgesamt 

90 945,8 

100 144,6 
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— wenn man den 1970 ausgelaufenen Getreide- 
preisausgleich außer acht laßt — um rund 111 Mill. 
DM verstärkt worden. Hinzu kommt noch eine Er- 
höhung um rund 68 Mill. DM aufgrund des Beschlus- 
ses des Haushaltsausschusses, die in dem Ansatz für , 
den Einzelplan 10 im Rechnungsjahr 1971 noch nicht 
berücksichtigt ist. Die Entwicklung der einzelnen 
Maßnahmengruppen des Einzelplanes 10 von 1970 
auf 1971 zeigt die Übersicht 29, in der bei den An- 
sätzen für 1971 die Beschlüsse des Haushaltsaus- 
schusses bereits berücksichtigt sind. 

Im Entwurf des Haushaltsgesetzes 1971 ist wiederum 
vorgesehen, Einsparungen bei den Marktordnungs- 
ausgaben (Kap. 10 03) zur Verstärkung der Aus- 
gaben für die nationale Agrarpolitik (Kap. 10 02) 
zu verwenden. 

Für die Finanzierung des Einzelbetrieblichen Förde- 
rungs- und sozialen Ergänzungsprogramms (einzel- 
betriebliche Investitionsförderung, Verbesserung der , 
landwirtschaftlichen Wohnverhältnisse, Uberbrük- I 
kungshilfen) stehen aus den Ansätzen für beson- 
dere Agrarstrukturmaßnahmen 149 Mill. DM und 
aus dem Ansatz „Investitionsbeihilfen" 65 Mill. DM 
zur Verfügung. Aus diesen Ansätzen — die 1971 
erstmals gegenseitig deckungsfähig sind — können 
zinsgünstige Darlehen (etwa 3,25 Vo Annuität) und 
Beihilfen gewährt werden. Dazu kommen ca. 
80 Mill. DM zinsgünstige Darlehen aus dem Zweck- 
vermögen bei der Deutschen Siedlungs- und Landes- 
rentenbank. Außerdem können aus der Zinsverbilli- 
gungsaktion 1971 rund 650 Mill. DM an Kapital- 
marktmitteln für dieses Programm zinsverbilligt 
werden. Nach Abzug der für die Abwicklung be- 
ziehungsweise Fortführung bestimmter Einzelmaß- 
nahmen benötigten Mittel können für die genann- ^ 
ten Maßnahmen des oben erwähnten Programms 
1971 rund 865 Mill. DM verfügbar gemacht werden. 
Da auch die für die Zuschüsse zur Nachentrichtung i 
von Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung 
benötigten 15 Mill. DM im Haushaltsentwurf be- 
rücksichtigt sind — neben den für die Erhöhung der 
Landabgaberente vorgesehenen 35 Mill. DM — ist 
die Finanzierung des einzelbetrieblichen Förderungs- 
und sozialen Ergänzungsprogrammes im Anlaufjahr 
gesichert. 

Die finanzielle Dotierung der Maßnahmen der natio- 
nalen Agrarpolitik im einzelnen ist aus Tabelle 128 
im Materialband ersichtlich. 


Übersicht 29 


Agrarhaushalt des Bundes nach Maßnahmengruppen 


Maßnahmengruppe 

1970 

Millionen 

DM 

Soll 

1971 

Millionen 

DM 

Entwurf l) 

Verbesserung der Agrarstruk- 
tur 

1 105 

1 160 

Modernisierung der betrieb- 
lichen Ausstattung 

65 

65 

Landwirtschaftliche Sozialpolitik 

879 

973 

Rationalisierung der Vermark- 
tung 

197 

218 

Gasölverbilligung und Aufwer- 
tungsausgleich (1970' auch Ge- 
treidepreisausgleich) 

1 534 

1 353 

Förderung der Fischerei 

25 

30 

Andere Förderungsmaßnahmen 

233 

230 

Summe Kap. 10 02 

4 038 

4 029 

Interventionen und ähnliche 
Maßnahmen 

1 822 

1 333 

Erstattungen 

824 

775 

Stützungsmaßnahmen 

888 

703 

Aus zweckgebundenen Einnah- 
men zu finanzierende Maßnah- 
men 

3 

3 

Sonstiges 

3 

— 

Summe Kap. 10 03 

3 540 

2 814 

Summe der übrigen Kapitel 
(Ministerium, nachgeordnete 

Stellen, Bundesforschungsan- 
stalten) 

133 

143 

Summe Einzelplan 10 

7711 

6 986 


0 in der Fassung der Beschlüsse des Haushaltsausschus- 
ses 
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5.3 Mehrjährige Finanzplanung 

Die Dotierung des Einzelplans 10 im Vergleich zu anderen großen Ressorts im 
Finanzplanung bis 1974 ist wie folgt vorgesehen: 

Rahmen der mehrjährigen 

Einzelplan 

Entwurf 

1971 

Millionen 

DM 

Finanzplan 

1972 

Millionen 

DM 

Finanzplan 

1973 

Millionen 

DM 

Finanzplan 

1974 

Millionen 

DM 

Einzelplan 14 (Verteidigung) 

21 926,8 

22 713,6 

23 038,8 

23 845,0 

Einzelplan 11 (Arbeit und Sozialordnung) 

19 678,8 

22 243,4 

23 895,7 

25 585,3 

Einzelplan 12 (Verkehr) 

11 599,5 

12 146,5 

12 607,5 

13 122,5 

Einzelplan 10 (Ernährung, LandwiTtschaft und For- 
sten) 

6 991,8 

7 008,1 

7 074,9 

6 299,21) 

Einzelplan 31 (Bildung und Wissenschaft) 

4 000,3 

5 658,4 

7 128,2 

9 000,1 

übrige Einzelpläne 

35 947,4 

38 879,9 

43 874,9 

49 177,9 

Bundeshaushalt insgesamt . . . 

100 144,6 

108 649,9 

117 620,0 

127 030,0 


h In 1974 noch kein Ansatz für strukturelle und sozialpolitische Folgemaßnahmen im Zusammenhang mit dem Auf- 
wertungsausgleich enthalten. 


Die für den Einzelplan 10 bis 1974 vorgesehenen Ausgaben verteilen sich wie folgt: 


Maßnahme 

Entwurf i) 
1971 

Millionen 

DM 

Finanzplan 

1972 

Millionen 

DM 

Finanzplan 

1973 

Millionen 

DM 

Finanzplan 

1974 

Millionen 

DM 

Maßnahmen der nationalen Agrarpolitik (Kap. 10 02) 

4 029,1 

3 962,7 

3 984,2 

3 212,7 

Maßnahmen auf dem Gebiete der Marktordnung 
(Kap. 10 03) 

2 814,4 

2 886,4 

2 933,7 

2 929,1 

Ministerium, Bundesamt, Bundessortenamt, Bundes- 
forschungsanstalten (Kap. 10 01, 10 07 ff.) 

142,8 

159,0 

157,0 

157,4 

Insgesamt Einzelplan 10 . . . 

6 986,3 

7 008,1 

7 074,9 

6 299,22) 


0 in der Fassung der Beschlüsse des Haushaltsausschusses 

in 1974 noch kein Ansatz für strukturelle und sozialpolitische Folgemaßnahmen im Zusammenhang mit dem Auf- 
wertungsausgleich enthalten. 


Aufgrund des tiefgreifenden strukturellen Anpas- 
sungsprozesses, in dem sich die deutsche Landwirt- 
schaft — nicht zuletzt durch die beschleunigte Ein- 
beziehung in die Europäische Integration — be- 
findet, gehört die Agrarpolitik nach wie vor zu einer 
Schwerpunktaufgabe der Regierungspolitik. Zur Un- 
terstützung des Anpassungsprozesses und zur Ver- 
meidung sozialer Härten für die Betroffenen ist es 
erforderlich, die Struktur- und sozialpolitischen An- 
strengungen im Bereich der Land- und Ernährungs- 
wirtschaft, Forst- und Holzwirtschaft (Kap. 10 02) 
nachhaltig fortzusetzen. Dabei soll insbesondere die 
von der Bundesregierung beschlossene Übernahme 
der Kosten für die Krankenversicherung der Alten- 
teiler berücksichtigt werden. 
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6. Aktuelle Probleme 


6.1 Rechnungseinheit und Währungsintegration 

Mit der Verordnung 129/62 EWG wurde in der 
EWG die Rechnungseinheit als Wertmaßstab im 
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik eingeführt. 
Nach dieser Verordnung wurde der Wert der Rech- 
nungseinheit auf die Feingoldmenge von 0,889 g 
festgelegt, die der Dollar-Goldparität entspricht. Die 
Bindung der Agrarpreise und sonstiger monetärer 
Größen in den Marktorganisationen an die Rech- 
nungseinheit erleichterte zwar die nach dem EWG- 
Vertrag vorgesehene Vereinheitlichung der Agrar- 
märkte, führte jedoch dazu, daß die Agrarpreise und 
damit die Einkommen in nationaler WäJarung durch 
autonome Paritätsänderung und Terminkursände- 
rungen einer Gemeinschaftswährung unmittelbar 
beeinflußt werden. 

Die währungspolitischen Spannungen im Sommer 
und Herbst 1969 haben deutlich gemacht, daß die 
agrarpolitischen Regelungen im Gemeinsamen Markt 
die Entscheidung für Wechselkursänderungen er- 
schweren können. 

Da die Agrarpreise in Rechnungseinheiten festge- 
legt sind, müssen die jeweiligen Beträge zu den 
beim Internationalen Währungsfonds angemeldeten 
offiziellen Paritäten in die nationalen Währungen 
umgerechnet werden. Bei der Wechselkursänderung 
eines Mitgliedstaates passen sich die in dieser Wäh- 
rung zu zahlenden Interventionspreise sofort und 
automatisch an. Bei einer Abwertung steigen sie um 
den Prozentsatz der Abwertung, bei einer Aufwer- 
tung sinken sie entsprechend. Diese Automatik ge- 
währleistet zwar, daß bei einer Wechselkursände- 
rung ein einheitliches Agrarpreisniveau in der EWG 
erhalten bleibt, jedoch mit dem Ergebnis einer Än- 
derung des jeweiligen inländischen Agrarpreis- 
niveaus bei zunächst unveränderten Preisen für die 
übrigen im Inland erzeugten Güter und Dienst- 
leistungen. Auf den Außenmärkten führt die Auf- 
wertung — bei unveränderten Agrarpreisen in den 
Einfuhrländern — zu einer Verteuerung der nicht- 
landwirtschaftlichen Güter und Dienstleistungen 
eines exportierenden Mitgliedstaates, während im 
Falle der Abwertung — bei ebenfalls unveränder- 
ten Agrarpreisen in den Einfuhrländern — eine 
Verbilligung der Preise für die nichtlandwirtschaft- 
lichen Güter und Dienstleistungen eines exportie- 
renden Mitgliedstaates auf den Außenmärkten ein- 
tritt. Mit Erlaß der Verordnung 653/68 EWG wurde 
für bestimmte Fälle die Unveränderlichkeit der RE 
gelockert. Danach kann der Ministerrat der EG, 
wenn ein oder mehrere Mitgliedstaaten eine Än- 
derung ihrer Währungsparität beschließen, ein- 
stimmig darüber entscheiden, ob und ggf. um wel- 
chen Prozentsatz die Goldparität der RE zu ändern 
ist. Eine automatische Änderung des Wertes der RE 
tritt nur in den Sonderfällen einer gleichzeitigen 
und gleichgerichteten Paritätsänderung durch meh- 


rere Länder ein, und zwar in Höhe der geringsten 
Veränderung. 

Ein solcher Beschluß zur Änderung der Rechnungs- 
einheit wurde aber weder bei der Abwertung des 
Franc noch bei der Aufwertung der DM im Jahre 
1969 gefaßt. 

Jede von einem Mitgliedstaat durchgeführte Wech- 
selkursänderung und die damit einhergehende Än- 
derung seines nationalen Agrarpreisniveaus führt 
zu einer Verschiebung des Agrarpreisgefüges zwi- 
schen den Landwirtschaften der Gemeinschaftslän- 
der. Obwohl die RE gleichbleibt, ändern sich die 
Relationen der Preisniveaus zwischen dem paritäts- 
ändernden Land und der übrigen Gemeinschaft. Bei 
einer Abwertung erhalten die landwirtschaftlichen 
Erzeuger der abwertenden Länder gegenüber denen 
in anderen Ländern nominal höhere Verkaufs- 
erlöse, und zwar sowohl bei den Produkten, bei 
denen Interventionspreise festgelegt sind als auch 
— mit einer zeitlichen Verzögerung — bei den 
übrigen Produkten, deren Preise sich infolge von 
Preisinterdependenzen und Futterkosteninzidenzen 
der Änderung der Interventionspreise anpassen; zu- 
dem werden die Verbraucher dadurch belastet, daß 
über die abwertungsbedingte Erzeugerpreiserhö- 
hung die Nahrungsmittel teurer werden. 

Umgekehrt führt eine Aufwertung zu einer Senkung 
der in nationaler Währung ausgedrückten Agrar- 
preise. Die Preisänderung ist dabei nach Produkten 
unterschiedlich. Sie entspricht dem Aufwertungssatz 
bei den Produkten, bei denen der Interventionspreis 
den Marktpreis bestimmt; wirkt sich aber über 
Preisinterdependenzen und Futterkosteninzidenzen 
mittelbar auch bei den Erzeugnissen aus, deren 
Preisbildung dem Markt überlassen ist. Die auf- 
wertungsbedingten Preissenkungen führen zu einer 
unmittelbaren Senkung der landwirtschaftlichen No- 
minaleinkommen. Die Realeinkommen sinken zwar 
auch bei unterlassener Aufwertung in dem Maße, 
wie über eine dann eintretende Anpassungsinfla- 
tion die Kostensteigerungen größer sind als die 
mötglichen Preiserhöhungen beim Verkauf. Doch ist 
die reale Einkommenssenkung im Fall der Aruf- 
wertung zumindest auf mittlere Sicht ungleich 
höher, da preisdämpfende Effekte der Aufwertung 
bei Betriebsmittelpreisen, Löhnen und dem privaten 
Verbrauch der Landwirte bei weitem nicht die auf- 
wertungsbedingte Einkommenssenkung ausgleichen. 
Eine Aufwertung ändert demnach die Relation zwi- 
schen Proidukt- und Betriebsmittelpreisen so, daß im 
aufwertenden Land die Einkommenssituation der 
Landwirtschaft ungünstiger wird. 

Aus agrarpolitischer Sicht gewinnen somit gerade 
die eingeleiteten Bemühungen um die beschleunigte 
Bildung einer Wirtschafts- und Währungsunion eine 
zentrale Bedeutung. Diese Bemühungen haben u. a. 
das Ziel, zwischen den Gemeinschaftswährungen 
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feste und unveränderliche Paritäten zu schaffen. Ein 
kurzfristiger Übergang zu festen und unveränder- 
lichen Paritäten ist angesichts der noch immer unter- 
schiedlichen gesamtwirtschaftlichen Kosten- und 
Preisentwicklungen mit hohen Risiken insbeson- 
dere für die Geldwertstabilität verbunden. Nach 
übereinstimmender Auffassung kann dieses Ziel 
nur stufenweise etwa im Laufe eines Jahrzehnts er- 
reicht werden. Durch eine fortschreitende Koordi- 
nierung, Harmonisierung und Vergemeinschaftung 
der Wirtschafts- und Währungspolitik kann jedoch 
bereits in der Übergangszeit die Gefahr außenwirt- 
schaftlicher Ungleichgewichte und damit die Not- 
wendigkeit von Paritätsänderungen auch erheblich 
verringert werden. 

6.2 Aufwertungsausgleich für die Landwirtschaft 

Am 11. August 1969 wurde der französische Franc 
um 11,11 Vo abgewertet. Die in Franc ausgedrückten 
Agrarpreise hätten damit automatisch um 12,5 Ao 
angehoben werden müssen. Um die Preisstabilität in 
Frankreich durch eine plötzliche Erhöhung der Nah- 
rungsmittelpreise nicht zu gefährden und damit den 
Abwertungseffekt in Frage zu stellen, hat der Mini- 
sterrat mit Verordnung 1586/69 EWG Frankreich 
zugestanden, die Anhebung seiner Agrarpreise zur 
Wiederherstellung des gemeinschaftlichen Preis- 
niveaus um längstens zwei Jahre, also bis zum 

30. Juni 1971, auszusetzen, bzw. in Einzelschritten 
zu vollziehen. Die Preisdifferenzen werden zwi- 
schenzeitlich durch Exportabgaben und Importsub- 
ventionen an der Grenze ausgeglichen. 

Ein solches auf zwei Jahre befristetes Grenzaus- 
gleichssystem mit dem Zwang zu zeitlich gestreckter 
Preisanpassung auf das Gemeinschaftsniveau wurde 
bei der DM-Aufwertung nicht gewählt, weil die da- 
mit verbundenen Preissenkungen der Landwirt- 
schaft nicht zugemutet werden können. 

Nach der Freigabe der Wechselkurse am 29. Septem- 
ber 1969 wurde die DM am 24. Oktober 1969 um 
9,29 Vo aufgewertet. Diese Aufwertung der DM be- 
deutete eine Wertverringerung des Dollars und - — 
entsprechend dem gleichen Feingoldgegenwert der 
Rechnungseinheit — - auch eine Wertminderung der 
Rechnungseinheit, ausgedrückt in DM, um 8,5 ®/o. 

Der Bundesrepublik Deutschland wurden vom Zeit- 
punkt der Wechselkursfreigabe an auf der Grund- 
lage des Artikel 226/EWG Grenzausgleichsmaßnah- 
men zugestanden, um die Auswirkungen des 
schwankenden Wechselkurses auf einen wesent- 
lichen Teil der deutschen Agrarpreise zu neutrali- 
sieren. Die Bundesrepublik durfte diesen Grenzaus- 
gleich auch nach der Festlegung des neuen DM- 
Wechselkurses bis zum Jahresende 1969 beibehal- 
ten, so daß die nominalen deutschen Agrarpreise 
— ausgedrückt in DM — im wesentlichen unverän- 
dert blieben und durch Exporterstattungen und Im- 
portabgaben abgesichert wurden. 

Zum Ausgleich besonderer Verluste wurden wäh- 
rend der Übergangszeit vom 29. September bis zum 

31. Dezember 1969 der Eier- und Geflügelwirtschaft 
mit Zustimmung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 11 Mill. DM gewährt. Für beson- 


dere, durch den Grenzausgleich nicht wettzuma- 
chende Verluste bei Obst und Gemüse wurde eben- 
falls mit Zustimmung der Kommission ein Aus- 
gleich in Höhe von 29 Mill. DM vorgenommen. 

Vom 1. Januar 1970 an wurde die Senkung der 
Agrarpreise aufgrund der Aufwertung wirksam. 
Die Bundesrepublik wurde durch Ministerratsbe- 
schluß (VO Nr. 2464/69) ermächtigt, für einen Zeit- 
raum von vier Jahren die in der Landwirtschaft 
entstehenden Verluste durch direkte Beihilfen bis 
zu einem Betrag von 1,7 Mrd. DM jährlich auszu- 
gleichen. 

Auf der Grundlage dieser Ratsverordnung wurde 
das Gesetz über den Ausgleich für Folgen der Auf- 
wertung der D-Mark auf dem Gebiet der Landwirt- 
schaft (BGBl. I 1969 S. 2381) beschlossen, das am 
1. Januar 1970 in Kraft getreten ist. Danach wird 
ein Teil der Einkommensverluste über eine Anhe- 
bung des Mehrwertsteuersatzes um drei Prozent- 
punkte für pauschalierende Landwirte^) von 5 Vo 
auf 8Vo unter gleichzeitiger Einräumung eines ent- 
sprechenden Kürzungsanspruches für alle land- 
wirtschaftlichen Betriebe ausgeglichen. Dieser Aus- 
gleich über die Mehrwertsteuer beläuft sich auf 
etwa insgesamt 780 Mill. DM jährlich. Durch diese 
Regelung konnten eine Preissenkung bis zu 3 Vo 
aufgefangen und damit der aufwertungsbedingte 
Preisbruch gemildert werden. Der weitere Aus- 
gleich der landwirtschaftlichen Aufwertungsver- 
luste erfolgt nach Artikel 6 des Aufwertungsaus- 
gleichsgesetzes durch die zusätzliche Einstellung 
von 920 Mill. DM jährlich in den Einzelplan 10, Die 
Verwendung der Mittel ist in dem Durchführungs- 
gesetz zum Aufwertungsausgleichsgesetz vom 
5. Juni 1970 (BGBl I S. 676 ff.) und den dazugehö- 
rigen Durchführungsverordnungen geregelt. Danach 
sind in den Haushaltsjahren 1970 und 1971 jeweils 
920 Mill. DM als unmittelbare Ausgleichsleistungen 
bereitzustellen. 1972 wird dieser Betrag gemäß Ver- 
ordnung 2464/69 um 110 Mill. DM, 1973 um 220 
Mill. DM gegebenenfalls auch 330 Mill. DM gekürzt. 
Die Kürzung, die der Degression der Mitfinanzie- 
rung durch die Gemeinschaft entspricht, kann in den 
Jahren 1972 und 1973 durch entsprechend höhere 
nationale Haushaltsansätze für Struktur- und Sozial- 
maßnahmen ausgeglichen werden. 

Bemessungsgrundlage für die direkten Ausgleichs- 
zahlungen ist die landwirtschaftlich genutzte Fläche, 
wobei die Anbauflächen unter Berücksichtigung der 
Aufwertungsinzidenz und der Intensität der Boden- 
nutzung unterschiedlich bewertet werden. 

Das Durchführungsgesetz sieht vier Gruppen vor, 
und zwar: 

Gruppe 1: 

landwirtschaftlich genutzte Fläche, soweit nicht in 
den anderen Gruppen enthalten; 

Gruppe 2: 

Anbauflächen von Zuckerrüben, Futterrüben, Kar- 
toffeln und Ölfrüchten zur Körnergewinnung; 

0 Den gleichen Kürzungsanspruch erhalten auch optie- 
rende Landwirte, damit diese wettbewerbsmäßig den 
pauschalierenden Landwirten gleichgestellt werden. 
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Gruppe 3: 

Anbaublächen von Obstanlagen, Gemüse, Hopfen 
und Tabak sowie Rebflächen im Ertrag; 

Gruppe 4: 

Grundflächen der Unterglaskulturen. 

Gemäß Verordnung vom 5. Juni 1970 (BGBl. I 
S. 686) wurden die Ausgleichsbeträge für 1970 für 
die einzelnen Gruppen wie folgt festgelegt: ' 


Gruppe 1 73, — DM/ha 

Gruppe 2 109,50 DM/ha 

Gruppe 3 182,50 DM/ha 

Gruppe 4 730, — DM/ha 


Der Flächenausgleich 1970 wurde bis Ende August 
1970 durch die landwirtschaftlichen Alterskassen 
weitgehend ausgezahlt. 

Schwierigkeiten, die in einer Reihe von Fällen we- 
gen der Nichteinhaltung der in der Durchführungs- 
verordnung vorgesehenen Fristen aufgetreten 
waren, wurde durch Änderung der Durchführungs- 
verordnung Rechnung getragen (vgl. Änderungs- 
verordnung zur Durchführungsverordnung vom 
13. November 1970 BGBl. I S. 1531). 

Außerdem sind in dem Durchführungsgesetz zum 
Aufwertungsausgleichsgesetz sowie in der Durchfüh- 
rungsverordnung vom 5. Juni 1970 (BGBl. I S. 684) 
Sonderregelungen im Falle der Betriebsaufgabe oder 
der Erstaufforstung durch die Gewährung von ein- 
maligen Abfindungsbeträgen vorgesehen. 

Gemäß Verordnung 2464/69 EWG hat die Bundes- 
regierung jährlich erstmalig im Frühjahr 1971, 
einen Bericht über die Auswirkungen des Aufwer- 
tungsausgleichs auf die Einkommen der landwirt- 
schaftlichen Betriebe vorzulegen. 

Durch den von der Bundesregierung im Ministerrat 
der Europäischen Gemeinschaften durchgesetzten 
Aufwertungsausgleich und dessen bundesgesetz- 
licher Absicherung wird die in der Regierungserklä- 
rung enthaltene Zusage voll erfüllt, daß der Land- 
wirtschaft insgesamt aus dem Zusammenhang zwi- 
schen der Europäischen Rechnungseinheit und natio- 
nalen Agrarpreisen aufgrund der Aufwertung keine 
Verluste entstehen sollen. Ebenso wurde die Zu- 
sage eingehalten, die für 1970 vorgesehenen di- 
rekten Ausgleichszahlungen noch vor der Ernte 
an die Landwirtschaft auszuzahlen. 

6.3 Agraraußenhandel, Nahrungsmittelhilfe 

Agraraußenhandel 

Die Wirtschaft der Bundesrepbulik ist eng mit dem 
Welthandel verflochten. Nach wie vor sind Einfuhren 
von Ernährungsgütem zur Ergänzung der Inlands- 
produktion notwendig. Der Anteil des Verbrauchs 
aus der Inlandserzeugung am Gesamtverbrauch von 
Nahrungsmitteln ohne Berücksichtigung der einge- 
führten Futtermittel war mit 61 Vo ebenso hoch wie 
im Vorjahr. Auch der Inlandsanteil einschließlich der 
Erzeugung aus eingeführten Futtermitteln hat sich 
mit 76 Vo nicht verändert. Allerdings bestehen bei 
den einzelnen Erzeugnissen große Unterschiede in 
der Höhe des Inlandsanteils. 


Der Wert der Einfuhren von Ernährungsgütern ein- 
schließlich Kaffee luid Tabak ist 1969/70 auf 19,5 
Mrd. DM angestiegen (1968/69; 18,8 Mrd. DM). Die 
Entwicklung der Einfuhren ist bei den einzelnen Pro- 
dukten unterschiedlich, bei einigen ist die Enfuhr- 
menge (z. B. Getreide, Rindfleisch, Geflügel, Frisch- 
obst) zurückgegangen, während bei anderen Waren 
(z. B. Schweinefleisch, Eier, Margarinerohstoffe) die 
Importe mengenmäßig angestiegen sind. Wie im 
Vorjahr sind sowohl die Einfuhren aus Drittländern 
als auch aus EWG-Mitgliedstaaten (innergemein- 
schaftlicher Handel) angestiegen; die Importe aus 
Drittländern erhöhten sich auf 10,8 Mrd. DM 
(1968/69: 10,4 Mrd. DM) und die Importe aus den 
EWG-Mitgliedstaaten auf .8,7 Mrd. DM (1968/69: 8,4 
Mrd. DM). Die Einfuhren aus den Drittländern be- 
stehen zum großen Teil aus Agrarprodukten, die in 
der Gemeinschaft nicht oder nicht ausreichend er- 
zeugt werden können. 

Die Steigerung des deutschen Agrarexports hielt ent- 
gegen manchen Befürchtungen, die in Zusammen- 
hang mit der im Herbst 1969 erfolgten DM-Aufwer- 
tung geäußert wurden, weiter an. Im Wirtschaftsjahr 
1969/70 erhöhte sich der Agrarexport auf 4,1 Mrd. 
DM (1968/69: 3,3 Mrd. DM). Zugenommen haben so- 
wohl die Exporte in die EWG-Mitgliedstaaten als 
auch die Ausfuhren in Drittländer (1969/70 auf 1,8 
Mrd. DM). Die Bundesregierung hat sich mit Erfolg 
bemüht, den deutschen Agrarexport durch Beteili- 
gung an Auslandsmessen, durch Absatzwerbung — 
auch im Rahmen der Centralen Marketing-Gesell- 
schaft — , durch Abbau bestehender Handelshemm- 
nisse sowie verstärkte Heranziehung von Garantien 
und Bundesbürgschaften zu fördern. Gleichzeitig 
wurden mit Hilfe von Exporterstattungen in ver- 
stärktem Umfang Agrarüberscbüsse abgebaut. 

Der Selbstversorgungsgrad an forstwirtschaftlichen 
Erzeugnissen in der Bundesrepublik beträgt über 
50®/o. Der Export in Drittländer ist gesetzlich be- 
schränkt. 

Der Import von Holz und Holzerzeugnissen ist mit 
Ausnahme von Einfuhren aus Staatshandelsländern 
frei. Aus Staatshandelsländern kann Rohholz und 
eine große Zahl von Holzerzeugnissen im Wege der 
Ausschreibung mit laufender Antragstellung impor- 
tiert werden. 

N ahrungsmi t telhUie 

Die Bundesregierung hat erfolgreiche Anstrengun- 
gen unternommen, um verfügbare Agrarprodukte 
sinnvoll und gezielt zur Bekämpfung des Hungers in 
Entwicklungsländern zur Förderung der wirtschaft- 
lichen Entwicklung dieser Länder (z. B. in Afrika, 
Vorder- und Südostasien) sowie zur Linderung der 
Not in Katastrophengebieten (z. B. bei Dürre und 
Erdbeben) einzusetzen. Dabei war es das Ziel der 
deutschen Nahrungsmittelhilfe, akute Versorgungs- 
engpässe bei Nahrungsmitteln beseitigen zu helfen 
und durch Hilfslieferungen von Ernährungsgütern 
für bestimmte Projekte die betreffenden Länder in 
ihrem wirtschaftlichen Aufbau zu unterstützen. Die 
Bundesregierung war dabei bestrebt, die Nahrungs- 
mittelhilfe in ihre allgemeine entwicklungspolitische 
Konzeption einzupassen. 
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Die Nahrungsmittelhilfe der Bundesrepublik erfolgte 
in Form von nationalen Maßnahmen — sei es durch 
direkte Hilfen an die Empfängerländer oder über 
das Welternährungsprogramm — sowie als Beitrag 
zu Hilfsaktionen der Gemeinschaft. 

Besondere Bedeutung hatten die Lieferungen an 
Entwicklungsländer im Rahmen des Internationalen 
Nahrungsmittelhilfe-Ubereinkommens von 1967, das 
am 30'. Juni 1971 abläuft. Die Bundesregierung stellte 
auch im 2. Lieferjahr (1969/70) für nationale und 
EWG-Gemeinschaftsaktionen überwiegend aus In- 
terventionsbeständen entsprechend ihrer jährlichen 
Lieferverpflichtungen 320 000 t Getreide in einem 
Gesamtwert von 135 Mill. DM (verschiedentlich in 
Katastrophenfällen einschließlich Seetransport- 
kosten) zur Verfügung. Ein Teil der Gesamtmenge 
wurde in Form von Mehl geliefert. 

Im Rahmen des Abkommens zwischen der EWG und 
dem Welternährungsprogramm über die kostenlose 
Lieferung von 35 000 t Butteröl und 120 000 t Mager- 
milchpulver bis Ende 1971 wurden bis Ende 1970 aus 
deutschen Interventionsbeständen 3 873,5 t Butteröl 
in einem Gesamtwert von rund 33,6 Milk DM und 
15 760 t Magermilchpulver in einem Gesamtwert von 
rund 27,4 Mill. DM bereitgestellt und vorfinanziert; 
die endgültigen Kasten für die gesamte Aktion wer- 
den als Interventionsmaßnahmen über den EAGFL 
abgerechnet und finanziert. 

Im Rahmen des Abkommens zwischen der EWG und 
dem Internationalen Roten Kreuz über 3 000 t Ma- 
germilchpulver stellte die Einfuhr- und Vorratsstelle 
zu den gleichen Bedingimgen bis Ende 1970 425 t 
Magermilchpulver in einem Gesamtwert von rund 
660 000 DM zur Verfügung. 

Von der Bundesrepublik erhielt das Weltemäh- 
rungsprogramm im Kalenderjahr 1970, wie 1969, 
Fisch- und Fleischkonserven, Käse, Hülsenfrüchte 
und sonstige Nahrungsmittel im Werte von 12 Mill. 
DM (einschließlich Transportkosten). 

Des weiteren wurden 1970 Nahrungsmittel in Höhe 
von rund 2 Mill. DM für spezifische Entwicklungs- 
projekte und zur Überbrückung akuter Versorgungs- 
schwierigkeiten Entwicklungsländern zur Verfügung 
gestellt. Hierbei ist die Soforthilfe an Pakistan an- 
läßlich der Flutkatastrophe hervorzuheben. 

Außerdem wurde anläßlich der rumänischen Flut- 
katastrophe eine Saatguthilfe in Höhe von 800 000 
DM gewährt. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die Frage 
einer ausreichenden Versorgung der Bevölkerung in 
den Entwicklungsländern durch Nahnmgsmittelhilfe 
nicht gelöst werden kann. Hilfslieferungen von 
Nahrungsmitteln können zwar akute Versorgungs- 
schwierigkeiten überwinden helfen und bei Einsatz 
in Projekten die allgemeine Entwicklung des jewei- 
ligen Landes fördern; nachhaltig können die Pro- 
bleme der Entwicklungsländer jedoch nur gelöst 
werden, wenn der innere Güter- und Kapitalkreis- 
lauf gestärkt wird, d. h. durch gleichzeitige Entwick- 
lung der Landwirtschaft und der gewerblichen Wirt- 
schaft. 


6.4 Landschaftspflege und Naturschutz 

Aufgabe von Landschaftspflege und Naturschutz ist 
es, die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes als 
zusammenhängendes ökologisches Ganzes und den 
Erlebniswert der Landschaft als Lebensraum zu 
sichern und möglichst zu verbessern. Diese Auf- 
gabe ist eng mit der Bodenbewirtschaftung ver- 
bunden. 

Die land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung hat 
unsere Kulturlandschaft ganz entscheidend geprägt. 
Der beschleunigte Wandel der Agrarstruktur wirkt 
sich deshalb stark auf Struktur und Erscheinungs- 
bild der Landschaft aus. Da rund 90 Vo der Fläche 
der Bundesrepublik land- und forstwirtschaftlich ge- 
nutzt werden, haben Änderungen in der Nutzung 
auch erhebliche Auswirkungen auf den Lebensraum 
der gesamten Bevölkerung. Mit zunehmender Sied- 
lungsdichte, steigender Mobilität und Freizeit sowie 
steigendem Erholungsbedürfnis der Menschen ge- 
winnen die Ausgleichs- und Erholungsfunktionen 
der Landschaft stetig an Bedeutung. Ungenutzte 
landwirtschaftliche Nutzflächen mindern diese Funk- 
tionen. 

Die Bodennutzungserhebung weist seit 1965 nicht 
bewirtschaftete landwirtschaftliche Nutzflächen aus 
(siehe Übersicht 30). Ihr Umfang betrug 1970 212 000 
ha, das bedeutet einen Zuwachs um 18Vo gegenüber 
dem Vorjahr oder 41 ^/o gegenüber 1965. Es ist 
wahrscheinlich, daß diese Angaben zu niedrig sind. 
Der größte Teil der gesondert ausgewiesenen Streu- 
wiesen und Hutungen (1969: 279 300 ha) dürfte 

ebenfalls zum Dauerbrachland zu zählen sein. Wenn 
man diese Fläche zur nicht genutzten landwirtschaft- 
lichen Nutzfläche hinzurechnet, ergibt sich ein An- 
teil der nicht genutzten landwirtschaftlichen Fläche 
an der gesamten LN von etwa 3 Vo. 

Allerdings schwankt der Anteil der nicht genutzten 
Fläche an der gesamten LN regional sehr stark. 
Im Umland der Städte und in den agrarischen Pro- 
blemgebieten ist er wesentlich höher als im Bundes- 
durchschnitt. 

Die Problemgebiete — großenteils Mittelgebirgs- 
landschaften — besitzen im allgemeinen ungünstige 
Produktionsverhältnisse, sind aber oft zugleich be- 
vorzugte Erholungsgebiete. Kommt es hier zu ver- 
stärktem Anfall von Brachflächen, so mindern Ver- 
unkrautung, Verbuschung und Vernässung der auf- 
gegebenen Flächen die natürliche Attraktivität der 
Kulturlandschaft derart, daß schließlich ihrer mög- 
lichen Nutzung für Erholungszwecke als Zuerwerbs- 
zweig der Landwirtschaft die Basis entzogen wird. 
Damit geht Kapital für die wirtschaftliche Entwick- 
lung des Raumes verloren, die Abwanderung ver- 
stärkt sich, eine ausreichende Infrastruktur trägt sich 
nicht mehr — das Bracheproblem wird ein Problem 
der Gesamtwirtschaft, der Raumordnung und der 
Gesellschaftspolitik. 

Bei den derzeitigen Brachflächen handelt es sich 
überwiegend um Sozialbrache. Das sind Flächen mit 
meist befriedigenden natürlichen Produktions- 
voraussetzungen, deren Nutzung wegen besserer 
außerlandwirtschaftlicher Verdienstmöglichkeiten, 


92 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1800 


Übersicht 30 


Nicht genutzte landwirtschaftliche Nutzflächen in der Bundesrepublik Deutschland 


ungenutzte Fläche 

1965 

1 1966 

\ 1967 

1 1968 

1 1969 

1 1970 

1000 ha 

Ackerland 

70,1 

65,4 

64,2 

70,2 

73,0 


Grünland 

80,5 

85,6 

92,4 

101,1 

107,2 


insgesamt 

150,6 

151,0 

156,6 

171,3 

180,2 

212,0 1) 

insgesamt in Vo der LN 

Ul 

IJ 

IJ 


13 

Iß 


1970 nicht mehr getrennt erhoben 


häufig auch schlechter agrarstruktureller Verhält- 
nisse (Kleinbetriebe, Streulage der Parzellen, un- 
genügende Erschließung der Flur usw.) aufgegeben 
wird. 

Auch wenn das Land nicht mehr genutzt wird, ver- 
kaufen es die Eigentümer meistens nicht. Durch 
agrarstrukturelle Maßnahmen wie Flurbereinigung 
oder vereinfachte Verfahren sowie durch die Schaf- 
fung von Auffangbetrieben läßt sich Sozialbrache 
jedoch im allgemeinen — auch über Verpachtung — 
beseitigen oder verhindern. 

Von seiten der Landschaftspflege werden neben den 
Problemen der Sozialbrache auch die zukünftige 
Verwendung der Grenzertragsflächen diskutiert. 
Grenzertragsflächen sind Flächen, auf denen trotz 
Bewirtschaftungswillens wegen ungünstiger natür- 
licher Standortfaktoren unter den derzeitigen Preis- 
Kosten-Verhältnissen keine rentable Nutzung mög- 
lich ist. 

Mit dem Zwang zu weiterer Rationalisierung in der 
Landwirtschaft und dem sich erweiternden Angebot 
an gewerblichen Arbeitsplätzen durch die regio- 
nalen Aktionsprogramme werden voraussichtlich 
erhebliche Flächen aus der Nutzung ausscheiden, 
die jetzt wegen fehlender Alternativen noch bewirt- 
schaftet werden. Neben den genannten Gründen 
spielen natürliche Faktoren eine Rolle, vor allem 
Bodengüte und Hängigkeit. 

Die aus der landwirtschaftlichen Nutzung ausschei- 
denden Grenzertragsflächen könnten wie folgt ver- 
wendet werden: 

Aufforstung kommt für viele der endgültig aus der 
landwirtschaftlichen Nutzung ausscheidenden Flä- 
chen in Betracht, findet aber ihre natürlichen Gren- 
zen z. B. bei Wiesentälern oder bei zu hohem Wald- 
anteil. Begründung von Nichtwirtschaftswald etwa 
aus wasserwirtschaftlichen, biologischen oder Natur- 
schutzgründen wird nur die öffentliche Hand vor- 
nehmen können. Die aufforstungswürdige Fläche 
wird nach dem gegenwärtigen Stand auf rund 


360 000 ha Grenzertragsböden und ca. 180 000 ha 
Ödland geschätzt. 

Ein Sich-selber-überlassen kann für mehr oder weni- 
ger extreme Standorte, deren geringe Wuchskraft 
eine ziemlich stabile, durchaus interessante und den 
Erholungszwecken nicht entgegenstehende Vegeta- 
tion tragen wird, erwogen werden. 

Nutzung für Bauzwecke bietet sich in mindestens 
zwei Varianten an: in örtsnähe für Zweitwohnsitze, 
in geeigneten landschaftlichen Lagen für Wochen- 
endparzellen mit geringgehaltenem baulichem Auf- 
wand, der Bild und Zugänglichkeit der Landschaft 
nicht stört. 

Für Zwecke der Erholung werden neben der Erschlie- 
ßung vorhandener oder eigens dafür angelegter 
Waldungen in geeigneter Lage Flächen benötigt, die 
ausreichende Möglichkeiten für Freizeitbetätigungen 
bieten. Investitionen und Pflege können privatwirt- 
schaftlich erfolgen, dürften aber meist von Ge- 
meinden, Kreisen oder anderen Gebietskörperschaf- 
ten übernommen werden. Neben den der Erholung 
direkt gewidmeten Flächen ist aus optischen und 
psychischen Gründen für die Erholung noch ein wei- 
ter Bereich offener Flächen erforderlich, der sozu- 
sagen nur „indirekt benutzt" wird. Für diese offene 
Landschaft ist landwirtschaftliche Extensivnutzung in 
geeigneten Wirtschaftsformen zu entwickeln, zum 
Beispiel Getreidebau und Grünlandwirtschaft durch 
eine Art Almbetrieb mit Schaf- und Rinderhaltung, 
unter Einsatz kapital- und arbeitsextensiver Metho- 
den und verschiedener Kooperationsformen. 

Die Behandlung ausscheidender landwirtschaftlicher 
Nutzfläche wird letzten Endes eine landschaftsplane- 
rische Aufgabe. Für die neuen Landschaftsstrukturen, 
die den veränderten Ansprüchen der Gesellschaft 
genügen, ist die günstigste Verteilung, Zuordnung 
und Ausstattung von Feld, Wald, Grünland und 
Gewässern zu planen und zu gestalten. Das kann 
durch Landschaftsplanung im Zuge der agrarstruk- 
turellen Vorplanung geschehen und seine Sicherung 
durch die Übernahme in rechtsverbindliche Pläne 
erhalten. 
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Die Bundesregierung bereitet zur Zeit in Ergänzung 
ihres Sofortprogramms ein langfristiges „Programm 
für Umweltgestaltung-Umweltschutz" vor. In diesem 
Rahmen erarbeitet der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten ein umfassendes 
Programm für den Naturschutz und die Landschafts- 
pflege. Vordringlich werden dabei Untersuchungen 
über Lösungsmöglichkeiten zur Beseitigung der Ge- 
fahren für die Landschaft durch verwahrloste Brach- 
flächen angestellt. Darüber hinaus wird zur Zeit der 
Einsatz der Mittel des Bundesniinisteriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten im Rahmen der 
Maßnahmen der Flurbereinigung, der Wasserwirt- 
schaft und der Kulturbautechnik unter landespflege- 
rischen Gesichtspunkten geprüft. Schließlich hat die 
Bundesregierung am 17. September 1970 beschlos- 
sen, im Jahre 1971 den Entwurf eines Gesetzes über 
Naturschutz und Landschaftspflege sowie den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Erhaltung des Waldes und 
zur Förderung der Forstwirtschaft (Bundeswaldge- 
setz) einzubringen. 

6.5 Probleme der Erweiterung der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Eines der Hauptziele der Bundesregierung ist die 
Aktivierung der Bemühungen um die Einigung 
Europas. Auf der Gipfelkonferenz der Staaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in Den Haag 
im Dezember 1969 hat sie sich konstruktiv und er- 
folgreich bemüht, die jahrelange Stagnation in der 
Europapolitik zu überwinden. Mit dem Beschluß 
der Staats- und Regierungschefs, mit den Verhand- 
lungen zur Erweiterung der EWG im Laufe des 
Jahres 1970 zu beginnen, wurde für die Zukunft 
Europas ein hoffnungsvolles Zeichen gesetzt. 

Die Ausgangsposition der Gemeinschaft für die Bei- 
trittsverhandlungen ist in Ziffer 13 des Schlußkom- 
muniques von Den Haag dargelegt. Die Staats- und 
Regierungschefs haben darin der Eröffnung von Ver- 
handlungen zwischen der Gemeinschaft und den 
beitritts willigen Ländern zugestimmt, „soweit die 
beitrittswilligen Staaten die Verträge und deren 
politische Zielsetzung, das seit Vertragsbeginn ein- 
getretene Folgerecht und die hinsichtlich des Aus- 
baus getroffenen Optionen akzeptieren." 

Für den Agrarbereich bedeutet dies, daß die Grund- 
lagen der gemeinsamen Agrarpolitik durch die Er- 
weiterung der Gemeinschaft nicht in Frage gestellt 
werden dürfen. Zu diesen Grundlagen gehören im 
wesentlichen: gemeinsame Marktorganisationen mit 
gemeinsamen Preisen für die wichtigsten Erzeug- 
nisse, Durchführung einer gemeinsamen Handels- 
politik gegenüber Drittländern, die Einräumung 
einer Absatzpräferenz für die in der Gemeinschaft 
erzeugten Produkte sowie die gemeinsame finan- 
zielle Verantwortung für die Agrarpolitik. Im Zu- 
sammenhang mit der Erweiterung auftretende Pro- 
bleme müssen durch Ubergangsmaßnahmen gelöst 
werden, nicht aber durch Änderung der bestehen- 
den Regeln. 

Alle Beitrittskandidaten haben schon vor Beginn der 
Gespräche und auch in den bisherigen Beitritts- 
verhandlungen wiederholt erklärt, daß sie grund- 


sätzlich bereit sind, den EWG-Vertrag und das 
daraus resultierende Folgerecht zu übernehmen. Auf 
dem Agrarsektor ergeben sich dabei gewisse Pro- 
bleme, die zur Zeit in den Verhandlungen erörtert 
und geprüft werden. Dazu gehören unter anderem 
die Höhe der finanziellen Verpflichtungen für die 
beitretenden Länder in der Übergangszeit, Reginn 
und Dauer der Übergangszeit, Ausgestaltung der in 
der Übergangszeit zu treffenden Maßnahmen. 

Bezüglich der Dauer und der Ausgestaltung der 
Übergangszeit konnten die Standpunkte der Ge- 
meinschaft und der beitrittswilligen Länder weit- 
gehend angenähert werden. So hat sich Großbritan- 
nien inzwischen mit einer einheitlichen Dauer der 
Übergangszeit von 5 Jahren für den gewerblichen 
und landwirtschaftlichen Bereich einverstanden er- 
klärt. Großbritannien ist auch bereit, der Forderung 
der Gemeinschaft zu entsprechen, mit dem Inkraft- 
treten des Beitrittsvertrages die Mechanismen der 
EWG-Agrarmarktorganisationen einzuführen und 
die britischen Agrarpreise schrittweise, nach einem 
vorher festgelegten Zeitplan an das Niveau der Ge- 
meinschaftspreise anzugleichen. Uber die Technik 
der Anpassungsmaßnahmen im einzelnen muß noch 
gesprochen werden. 

Daneben gibt es noch eine Reihe von Problemen, die 
in den Verhandlungen noch geklärt werden müssen 
und an denen einzelne Länder besonders interessiert 
sind, und zwar 

— Großbritannien: Commonwealth-Zuckerabkom- 

men 

Einfuhr von Milcherzeugnissen 
aus Neuseeland 
Sonderregelungen für Berg- 
bauerngebiete 

— Dänemark: Sonderregelung für dde Färöer 

im Rahmen der Fischereipolitik 

— Norwegen: Fischereipolitik 

Sonderregelung für die gesamte 
Landwirtschaft 

— Irland: Fischereipolitik 

Besondere Schwierigkeiten ergeben sich daraus, die 

neuen Mitglieder in angemessener Frist in das 
System der im Dezember 1969 vereinbarljen Neu- 
ordnung der EWG-Finanzverfassung einzubeziehen, 
ohne daß die Beitrittsländer, insbesondere Groß- 
britanruien, in den ersten Jahren der Übergangszeit 
über Gebühr belastet werden. 

Die Problematik der Übergangszeit ergibt sich im 
übrigen daraus, daß zwischen den neuen und den 
alten Mitgliedstaaten in allen Wirtschaftsbereichen 
gegenseitige und gleichgewichtige Präferenzen in 
einheitlichen Zeitschritten einzuräumen sind. Es ist 
also ein System mit einem festgelegten Stufenplan 
zu entwerfen. In dieses System muß sich im Agrar- 
bereich vor allem die Angleichung der Preise an 
das EWG-Preisniveau einpassen. 

Die Übernahme des EWG-Agrarpreisniveaus bedeu- 
tet eine Anhebung der Erzeugerpreise in Großbri- 
tannien, Dänemark und Irland und eine Senkung der 
Erzeugerpreise in Norwegen. In Großbritannien, 
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Dänemark und Irland werden damit auch die Ver- 
braucherpreise steigen. 

Die Änderung der Preisniveaus und -relationen im 
Rahmen der zu übernehmenden EWG-Marktord- 
nungssysteme wird — bei abweichenden Produk- 
tionsbedingungen in den vier beitrittswilligen Län- 
dern — zu unterschiedlichen Auswirkungen in der 
Produktion führen, die im einzelnen heute noch nicht 
zu übersehen sind. Produktionssteigerungen sind 
bei einzelnen Erzeugnissen wahrscheinlich. 

Die strukturelle Situation der Landwirtschaft ist in 
den Beitrittsländern im ganzen gesehen günstiger 
als in der Sechsergemeinschaft. Der Anteil der land- 
wirtschaftlichen Erwerbstätigen an der Gesamtzahl 
der Erwerbstätigen und der Beitrag der Landwirt- 
schaft zum Bruttosozialprodukt stehen in den vier 
Beitrittsländern in einer günstigeren Relation zu- 
einander, als das im Durchschnitt der Sechs der Fall 
ist. Die Betriebsgrößenstruktur ist dort, u. a. wegen 
eines stärkeren Anteils größerer Betriebe, für die 
Anwendung der EWG-Markt- und -Preispolitik vor- 
teilhafter. Dies dürfte zu einer Verschärfung des 
innergemeinschaftlichen Wettbewerbs führen. 

Als Folge der Anhebung der Preise auf das EWG- 
Preisniveau sind bei einigen Erzeugnissen in den 
beitretenden Ländern vorübergehend Verbrauchs- 
einschränkungen zu erwarten. 

Ob sich für die Sechsergemeinschaft durch die Erwei- 
terung eine Erleichterung hinsichtlich des Uber- 
schußproblems ergeben wird, läßt sich nur schwer 
abschätzen. Mit Großbritannien wird ein Land der 
EWG beitreten, das rund ein Drittel seines Nah- 
rungsmittelverbrauchs an Produkten der gemäßigten 
Zone einführen muß und damit ein Abfließen der 
Überschüsse der Sechsergemeinschaft ermöglichen 
würde. Gleichzeitig mit Großbritannien wollen aber 
auch Dänemark und Irland beitroten, also zwei Län- 
der mit Agrarexporten, vor allem aus der tierischen 
Erzeugung. Das wird sich zwangsläufig auf die Ver- 
sorgungslage der erweiterten Gemeinschaft auswir- 
ken. Ob dadurch auch in der Zehnergemeinschaft 
Überschüsse entstehen werden, hängt von den Aus- 
wirkungen der Übernahme des EWG-Preisniveaus 
auf Produktion und Verbrauch in den Beitrittslän- 
dem ab. 

In diesem Zusammenhang sind auch die Forderun- 
gen Großbritanniens bei Zucker, Butter und Käse zu 
sehen. 

Großbritannien hat sich im Commonwealth Sugar 
Agreement (CSA) verpflichtet, jährlich 1,7 Mill. t 
Zucker (Weißzuckerwert) aus Commonwealth-Län- 
dern zu einem vereinbarten Preis abzunehmen. Das 
Commonwealth-Zuckerabkommen läuft im Falle 
eines Beitritts Großbritanniens zur EWG Ende 1974 
aus; bis dahin ist Großbritannien an seine Abnahme- 
verpflichtung gebunden. 

Da es sich bei den Lieferländern des CSA mit Aus- 
nahme Australiens um Entwicklungsländer handelt, 
deren Wirtschaft wesentlich vom Zuckerexport ab- 
hängig ist, möchte Großbritannien für diese Entwick- 
lungsländer einen bevorzugten Zuckerabsatz zu 


einem über dem Weltmarktniveau liegenden Preis 
in der erweiterten EWG auf Dauer sicherstellen. 
Die CSA-Quote dieser Länder beläuft sich auf 1,4 
Mill. t. 

Die Möglichkeit eines anhaltenden Zuckerimportes 
aus diesen Ländern hängt, abgesehen von dem noch 
auszuhandelnden Verfahren eines bevorzugten Zu- 
ganges, vor allem auch von dem Einfuhrbedarf einer 
auf zehn Länder erweiterten Gemeinschaft ab. Ob 
dieser bei Berücksichtigung der bereits vorhandenen 
Produktionsüberschüsse in der derzeitigen EWG 
und möglicher Produktionszunahmen in der erwei- 
terten EWG die gewünschte Höhe erreicht, ist frag- 
lich. Dabei wird die Entscheidung über eine Bei- 
behaltung der bis 30. Juni 1975 gültigen Produk- 
tionsquoten in den Ländern der EWG und über die 
dann festzusetzenden Preise von Bedeutung sein. 
Bei Aufhebung der Quotenregelung ist vor allem in 
Großbritannien mit einem stärkeren Anstieg der 
Zuckererzeugung zu rechnen. 

Von der britischen Einfuhr an Milcherzeugnissen in 
Flöhe von 12,4 Mill. t Milchwert stammen 46 Vo aus 
Neuseeland; etwa 90 Vo aller neuseeländischen But- 
terexporte und annähernd 80 Vo der neuseeländi- 
schen Käseexporte gehen nach Großbritannien. 
Diese Exporte machen 14 Vo der gesamten Export- 
erlöse Neuseelands aus. 

Großbritannien strebt an, daß Neuseeland während 
der Übergangszeit in der erweiterten EWG einen 
Absatz für Butter und Käse findet, wie ihn Groß- 
britannien zur Zeit garantiert. Dem heutigen großen 
Einfuhrbedarf Großbritanniens an Butter und Käse 
stehen jedodi nicht nur die Produktionsüberschüsse 
der Sechs, sondern auch die Exportüberschüsse Däne- 
marks und Irlands gegenüber. In diesen beiden Län- 
dern ist zudem nach dem Beitritt eine Produktions- 
steigerung nicht auszuschließen. Bei einer Bilanzie- 
rung des Milchmarktes der erweiterten EWG ist 
allerdings zwischen Milchfett und Magermilch zu 
unterscheiden. Einem Defizit an Milchfett in der Ver- 
sorgungsbilanz der Zehn steht bereits jetzt ein be- 
trächtlicher Uberschuß an Magermilch (Magermilch- 
pulver) gegenüber. 

Die Vorbehalte gegenüber der gemeinsamen Fische- 
reipolitik betreffen in erster Linie den in der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2141/70 über die gemeinsame 
Strukturpolitik für die Fischwirtschaft vorgesehenen 
freien Zugang zu den Hoheitsgewässern und Fische- 
reizonen der Mitgliedstaaten. Vor allem Norwegen 
möchte abweichend von den Grundsätzen des EWG- 
Vertrages alle Gewässer innerhalb seiner 12-See- 
meilen-Fischereigrenze ausschließlich den eigenen 
Fischern Vorbehalten. 

Die Erweiterung der europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft um die vier beitrittswilligen Länder wird 
keine Verbesserung der Eigenversorgung mit Roh- 
holz bringen. Insbesondere durch die Beteiligung 
Großbritanniens wird der Selbstversorgungsgrad 
innerhalb der EWG sinken. Preisveränderungen 
werden durch Erweiterung der europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft jedoch nicht eintreten, da die 
Holzeinfuhr bereits jetzt weitgehend liberalisiert ist. 
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Abkürzungen und Zeichen 


AK 

BML 

DM 

ECE 

EFTA 

EG 

Eqm 

EWG 

FAO 


GE 

GG 

GV 

ha 

LBZ 

LF 

LN 

LwG 

LZ 

MilL 

Mrd. 

MWSt 

OECD 

RE 

SAEG 

St 

ZK 

0 


1969/70 


— Vollarbeitskraft 

= Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
= Deutsche Mark 

= Economic Commission for Europe, Genf (Wirtschaftskommission für 
Europa) 

= European Free Trade Association (Europäische Freihandelszone: Groß- 
britannien, Dänemark, Norwegen, Schweden, Schweiz, Österreich, Portugal) 

— Europäische Gemeinschaften 
= Einheitsquadratmeter 

= Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

= Food and Agriculture Organisation of the United Nations, Rom (Ernäh- 
rungs- und Landwitrschafts-Organisation der Vereinten Nationen) 

= Getreideeinheit h 

= Grundfläche der Gartengewächse 

= Großvieheinheit 

= Hektar * 

= Landwirtschaftliche Betriebszählung (1949) 

= Landwirtschaftlich genutzte Fläche 
= Landwirtschaftliche Nutzfläche 

= Landwirtschaftsgesetz vom 5. September 1955 (BGBL I S. 565) 

= Landwirtschaftszählung (1960) 

= Millionen 
= Milliarden 
= Mehrwertsteuer 

= Organisation for Economic Co-operation and Development, Paris (Organi- 
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

= Rechnungseinheit der EWG = 1 $ (Goldparität) 

= Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 

= Stüde 

= Zugkrafteinheit 

— nichts vorhanden 

= mehr als nichts, aber weniger als die Hälfte der kleinsten Einheit, die in 
der Tabelle dargestellt wird 

= kein Nachweis vorhanden 

= Wirtschaftsjahr (1. Juli 1969 bis 30. Juni 1970) 


1) Hierbei wurde der Getreideeiirheitenschlüssel verwendet; vgl. Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Land- 
wirtsdiaft und Forsten der Bundesrepublik Deutschland 1969. Hrsgg. vom BML, Verlag P. Parey, Hamburg 
und Berlin 1970, S. 123. 


Abrundungen: 

Soweit in den Übersichten Abweichungen in den Summen Vorkommen, beruhen diese auf 
Abrundungen der einzelnen Zahlen. 
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Begriffsdefinitionen 


1 . Ertrags-Aufwandsrechnung 

Die einzelnen Ertrags- und Aufwandspositionen 
werden bei den Buchführungsergebnissen netto, d. h. 
nach Abzug der Mehrwertsteuer ausgewiesen. Eine 
positive Mehrwertsteuerdifferenz wird zum Be- 
triebsertrag, eine negative zum Betriebsaufwand 
gerechnet. 

Betriebsertrag 

Der Betriebsertrag umfaßt alle baren Einnahmen 
und die unbaren Leistungen des landwirtschaftlichen 
Betriebes. 

Der Wert der Bestandsveränderungen bei Gebäu- 
den und größeren Maschinen ist im Betriebsertrag 
nicht berücksichtigt, da die Ausgaben für diese In- 
vestitionen auch nicht im Betriebsaufwand enthal- 
ten sind, der die laufenden Aufwendungen für In- 
vestitionen nur in Höhe der Abschreibungen erfas- 
sen soll. 

Bereinigter Betriebsertrag 

Der bereinigte Betriebsertrag errechnet sich aus dem 
Betriebsertrag abzüglich des Viehzukaufes, des Auf- 
wandes an zugekauften Futtermitteln und Saatgut 
sowie der Einnahmen aus Fuhrlohn, Maschinenver- 
mietung und Kleinpachten. 

Betriebsaufwand 

Der Betriebsaufwand ist gleich der Summe aus Sach- 
aufwand, Betriebssteuern und Lasten, Unfallver- 
sicherung und Lohnaufwand. Die Ausgaben für In- 
vestitionen sind nicht im Betriebsaufwand enthalten. 

Der Sachaufwand umfaßt alle baren Ausgaben für 
sächliche Betriebsmittel, den Wert eines Minder- 
bestandes an Vieh und Vorräten sowie die Ab- 
schreibungen. Abschreibungen werden bei Wirt- 
schaftsgebäuden, Grundverbesserungen, Maschinen 
und in Einzelfällen bei Zuchtvieh vorgenommen. 
Den Abschreibungen liegen normale, nach der Le- 
bensdauer des Inventars berechnete Abschreibungs- 
sätze zugrunde. Steuerlich zulässige Sonderabschrei- 
bungen sind ausgeschaltet worden, da nur die be- 
triebswirtschaftlichen Verhältnisse veranschaulicht 
werden sollen. 

Schuldzinsen und Pachtzahlungen sind nicht in den 
Sachaufwand einbezogen. Damit ist ein Vergleich 
auf der Grundlage von schulden- und pachtfreien 
Verhältnissen ermöglicht. 

Der Lohnaufwand umfaßt die Löhne für die fremden 
Arbeitskräfte und die entlohnten Familienangehö- 
rigen sowie den Lohnansatz für den Betriebsinhaber 
und die mitarbeitenden, nichtentlohnten Familien- 
angehörigen. 

Der Lohnaufwand für die fremden Arbeitskräfte 
und die entlohnten Familienangehörigen enthält den 


Barlohn, die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialver- 
sicherung, die Ausgaben für den Betriebshaushalt 
und den Naturallohn. Im Naturallohn sind die Auf- 
wendungen für die Beköstigung der fremden Ar- 
beitskräfte und der entlohnten Familienangehörigen 
aus wirtschaftseigenen Erzeugnissen, die Lieferun- 
gen des Betriebes für Deputatzwecke sowie die Lei- 
stungen für freie Wohnung, für Viehhaltung und 
Deputatland enthalten. Die Bewertung dieser Lei- 
stungen erfolgt zu Erzeugerpreisen bzw. zu orts- 
üblichen Sätzen. 

Der Lohnansatz für die Familienarbeitskräfte stellt 
die Bewertung des Arbeitsaufwandes des Betriebs- 
leiters und seiner mitarbeitenden, nicht entlohnten 
Familienangehörigen dar. Die Bewertung ist in An- 
lehnung an die für fremde Arbeitskräfte gezahlten 
Löhne (Monatslöhne) erfolgt. Für den Betriebs- 
leiter wurde außerdem ein Zuschlag für seine lei- 
tende Tätigkeit vorgenommen. 

Zu den Betriebssteuern und Lasten gehören nur die 
Steuern und Lasten, die bei der Einkommens- und 
Reinertragsberechnung als Wirtschaftsausgaben gel- 
ten. Das sind die Grundsteuer, die Deich- und Siel- 
lasten, der Landwirtschaftskammerbeitrag (Land- 
wirtschaftsabgabe), die anteilige Kraftfahrzeug- 
steuer, die Hundesteuer und eine negative Mehr- 
wertsteuerdifferenz. Nicht zu den Betriebssteuern 
gehören Einkommensteuer, Kirchensteuer, Vermö- 
gensteuer und Lastenausgleichsabgaben. Diese 
Steuern müssen aus dem Einkommen bzw. dem 
Reinertrag gezahlt werden. 

Reinertrag 

Der Reinertrag errechnet sich als Differenz zwischen 
Betriebsertrag und Betriebsaufwand. Der Reinertrag 
stellt den Zinsertrag des im Betrieb eingesetzten 
Aktivkapitals und den Betriebsgewinn dar. Bei der 
Berechnung wird ein schulden- und pachtfreier Be- 
trieb unterstellt, der nur mit entlohnten Arbeits- 
kräften bewirtschaftet wird. 

Betriebseinkommen 

Betriebsertrag abzüglich Sachaufwand, Betriebs- 
steuern und Lasten ergibt das Betriebseinkommen. 
Das Betriebseinkommen umfaßt das Arbeitsentgelt 
der im landwirtschaftlichen Betrieb tätigen Arbeits- 
kräfte (einschließlich der Beiträge zur Sozial- und 
Unfallversicherung), den Zinsertrag des im Betrieb 
eingesetzten Aktivkapitals und den Betriebsgewinn 
aus dem schulden- und pachtfrei gedachten landwirt- 
schaftlichen Betrieb. 

Roheinkommen 

Betriebseinkommen abzüglich der Fremdlöhne ein- 
schließlich der Beiträge zur Sozialversicherung und 
Unfallversicherung, der Ausgaben für den Betriebs- 
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haushalt und des Wertes für den Naturrallohn er- 
gibt das Roheinkommen. Das Roheinkommen umfaßt 
das Arbeitsentgelt des Betriebsinhabers und seiner 
mitarbeitenden, nichtentlohnten Familienangehöri- 
gen, den Zinsertrag des Aktivkapitals und den Be- 
triebsgewinn aus dem schulden- und pachtfrei ge- 
dachten landwirtschaftlichen Betrieb. 

Arbeitseinkommen 

Betriebseinkommen abzüglich Zinsansatz für das im 
Betrieb investierte Aktivkapital ergibt das Arbeits- 
einkommen. Es ist das Arbeitsentgelt der im land- 
wirtschaftlichen Betrieb tätigen Arbeitskräfte ein- 
schließlich des Betriebsgewinns. 

Reineinkommen aus dem land- und forstwirtschaft- 
lichen Unternehmen 

Das Reineinkommen aus dem Unternehmen errech- 
net sich aus Unternehmensertrag abzüglich Unter- 


2. Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 LwG 


Vergleichsertrag 

Der Vergleichsertrag in der Ertrags-Aufwandsrech- 
nung ist höher als der Betriebsertrag in der Effek- 
tivrechnung, weil der Eigenverbrauch und der Natu- 
rallohn um 56 ^/o höher bewertet werden als auf 
Erzeugerpreisbasis. Dieser Zuschlag, der auf den Er- 
gebnissen einer besonderen Untersuchung beruht, 
soll die Differenz zwischen dem Wert der Betriebs- 
entnahmen zu Erzeugerpreisen und dem Wert zu 
Einzelhandelspreisen ausgleichen, wobei die zusätz- 
lichen Aufwendungen der bäuerlichen Familien zur 
Aufbereitung und Konservierung der Nahrungsmit- 
tel bis zur Konsumreife berücksichtigt werden. 

V ergleichsauf wand 

Der Vergleichsaufwand umfaßt den Sachaufwand, 
die Betriebssteuern und Lasten, die Beiträge zur 


nehmensaufwand. Der Unternehmensertrag umfaßt 
den landwirtschaftlichen Betriebsertrag, den Ertrag 
aus nichtgewerblichen Nebenbetrieben sowie die 
Einnahmen aus Zinsen, Pachten und Mieten. Im Un- 
ternehmensaufwand sind enthalten: der Betriebsauf- 
wand ohne Lohnansatz, der Aufwand für nichtge- 
werbliche Nebenbetriebe sowie die Ausgaben für 
Zinsen, Pachten und Mieten. Das Reineinkommen ist 
der Betrag, der dem Unternehmer und seiner Fami- 
lie aus Arbeitsleistung einschließlich dispositiver 
Leistung, Kapitaleinsatz und Unternehmensgewinn 
zufließt 

Gesamteinkommen 

Das Gesamteinkommen errechnet sich aus dem Rein- 
einkommen des Unternehmens zuzüglich der Ein- 
nahmen aus außerbetrieblicher Tätigkeit, abzüglich 
der Ausgaben für außerbetriebliche Tätigkeit der 
überwiegend im Betrieb mitarbeitenden Familien- 
angehörigen. 


Unfallversicherung, den gewerblichen Vergleichs- 
lohn, den Betriebsleiterzuschlag, den Arbeitgeber- 
anteil zur Sozialversicherung für die mithelfenden 
Familienarbeitskräfte und die familienfremden Ar- 
beitskräfte sowie den Zinsansatz für das eingesetzte 
Aktivkapital. 

Vergleichsbetriebseinkommen 

Das Vergleichsbetriebseinkommen ergibt sich aus 
dem Vergleichsertrag durch Abzug des Sachaufwan- 
des, der Betriebssteuern und der Unfallversiche- 
rung. 

Ertrags-Aufwandsdifferenz 

Die Ertrags-Aufwandsdifferenz ergibt sich aus dem 
Vergleichsertrag durch Abzug des Vergleichsauf- 
wandes. 
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Schematische Darstellung der Ertrags-, Aufwands- und Erfolgsmaßstäbe 


Bare Betriebseinnahmen 


Ertrags-Aufwandsrechnung 

Barer Sachaufwand (ohne Ausgaben für neue Wirt- 
schaftsgebäude und größere Maschinen) 


Unbare Leistungen: 


Unbarer Sachaufwand 


Wert des Mehrbestandes an Vieh und Vorräten Wert des Minderbestandes an Vieh und Vor- 

räten 


Abschreibungen 

Wert des Eigenverbrauchs an Betriebserzeug- 
nissen zu Erzeugerpreisen 

Wert des Naturallohnes an Betriebserzeugnis- Betriebssteuern und Lasten 
sen zu Erzeugerpreisen 



Betriebsertrag 

abzüglich 

Sachaufwand (bar und unbar) 

und Betriebssteuern 




Betriebseinkommen 




abzüglich 

Zinsansatz für das Aktivkapital 


Arbeitseinkommen 


abzüglich 

Fremdlöhne einschließlich der Beiträge zur Sozial- 
und Unfallversicherung, Betriebshaushalt und Wert 
des Naturallohnes 


Roheinkommen 

abzüglich 

Lohnansatz für den Betriebsinhaber rmd seine mit- 
arbeitenden, nichtentlohnten Familienangehörigen 
(einschließlich Betriebsleiterzuschlag) 


Reinertrag 


Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 LwG 

Bare Betriebseinnahmen 


Unbare Leistungen 

Wert des Mehrbestandes an Vieh und Vorräten 

Wert des Eigenverbrauchs an Betriebserzeug- 
nissen zu Einzelhandelspreisen 

Wert des Naturallohnes an Betriebserzeugnis- 
sen zu Einzelhandelspreisen 


Sachaufwand (bar und unbar), Betriebssteuern und 
Lasten, Beiträge zur Unfallversicherung 

Lohn vergleichbarer Berufsgruppen für familien- 
eigene und familienfremde Arbeitskräfte (gewerb- 
licher Vergleichslohn) 

Entgelt für die dispositive Tätigkeit des Betriebs- 
leiters (Betriebsleiterzuschlag) 

Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung 


Zinsansatz für das Aktivkapital 


Vergleichsertrag abzüglich Vergleichsaufwand 


Ertrags-Aufwandsdifferenz 
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3. Landwirtschaftliche Gesamtrechnung 


Die Landwirtschaftliche Gesamtrechnung im vorlie- 
genden Bericht gibt ein Bild der wirtschaftlichen 
Leistung des Produktionsbereichs Landwirtschaft 
(ohne Forstwirtschaft und Fischerei). Ausgangs- 
größe ist der Produktionswert. 

Produktionswert der Landwirtschaft 

Der Produktionswert der Landwirtschaft umfaßt alle 
mit durchschnittlichen Verkaufspreisen bewerteten 
Verkäufe von landwirtschaftlichen Erzeugnissen an 
andere Wirtschaftsbereiche, den Eigenverbrauch an 
Nahrungsgütern, die Vorratsveränderungen bei 
pflanzlichen und tierischen Produkten, die selbst- 
erstellten Anlagen und die Dienstleistungen auf der 
landwirtschaftlichen Erzeugerstufe. 

Vorleistungen 

In den Vorleistungen sind der ertragsteigernde 
Aufwand (Zukauffuttermittel, Handelsdünger, Pflan- 
zenschutzmittel, eingeführtes Saatgut und Nutz- 
vieh), die Aufwendungen für die Unterhaltung der 
Wirtschaftsgebäude und des Inventars, die Aus- 
gaben für Brenn- und Treibstoffe sowie elektri- 
schen Strom und die allgemeinen Wirtschaftsaus- 
gaben zusammengefaßt. 

Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt 

Der Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt (zu Marktpreisen) ergibt sich als Differenz 
von Produktionswert und Vorleistungen. 


Beitrag der Landwirtschaft zum Nettoinlandsprodukt 
zu Faktorkosten (Wertschöpfung) 

Aus dem Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt ergibt 
sich durch Abzug der verbrauchsbedingten, zu Wie- 
derbeschaffungspreisen bewerteten Abschreibungen 
der Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Marktprei- 
sen. Hieraus leitet sich durch Kürzung um die in- 
direkten Steuern und durch Addition der für die 
laufende Produktion gezahlten staatlichen Sub- 
ventionen der Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu 
Faktorkosten (= Wertschöpfung) ab. Die Wert- 
schöpfung stellt die Entlohnung der Produktions- 
faktoren Boden, Arbeit und Kapital dar. 

Schematische Darstellung 

Produktionswert der Landwirtschaft 
X Vorleistungen 

Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt zu Marktpreisen 

X Abschreibungen 

Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Markt- 
preisen 

X indirekte Steuern 
+ Subventionen 

Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Faktor- 
kosten == Wertschöpfung 
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4. Agrarmärkte und Marktorganisationen 


Getreide 

Richtpreise 

Richtpreise werden jeweils für ein Wirtschaftsjahr 
für Weichweizen, Hartweizen, Mais und Roggen 
festgesetzt. Sie werden für eine Standardqualität 
auf der Großhandelsstufe bestimmt. Basisort ist 
Duisburg. Der Richtpreis ist die Grundlage für den 
Interventions- und Schwellenpreis. 

Interventionspreise 

Für Duisburg im Hauptzuschußgebiet der Gemein- 
schaft wird für das Wirtschaftsjahr ein Grundinter- 
ventionspreis für Weichweizen, Hartweizen, Gerste 
und Roggen und für andere Orte der Gemeinschaft 
ein davon abgeleiteter Interventionspreis festge- 
setzt. Für Mais gilt zur Zeit ein einziger Interven- 
tionspreis für die gesamte Gemeinschaft. Die Inter- 
ventionsstellen sind verpflichtet, das in der Gemein- 
schaft geerntete Getreide zum Interventionspreis 
aufzukaufen. 

Schwellenpreise 

Die Schwellenpreise werden (für das Wirtschafts- 
jahr) für Weich weizen, Hartweizen, Gerste, Mais 
und Roggen festgesetzt. Sie werden so bestimmt, daß 
der Verkaufspreis des eingeführten Erzeugnisses 
auf dem Markt in Duisburg unter Berücksichtigung 
der Qualitätsunterschiede dem Richtpreis entspricht. 
Die Schwellenpreise werden auf der Basis Rotter- 
dam berechnet. 

cif-Preise bei Einfuhr aus Drittländern 

Die cif-Preise werden für Rotterdam für jede Ge- 
treideart nach den günstigsten Einkaufsmöglichkei- 
ten auf dem Weltmarkt ermittelt. Dabei werden die 
Qualitätsdifferenzen der verschiedenen Sorten einer 
Getreideart gegenüber der für den Schwellenpreis 
maßgebenden Standardqualität durch Koeffizienten 
ausgeglichen. Die cif-Preise werden von der Kom- 
mission täglich festgesetzt. 

Monatliche Zuschläge (Reports) 

Die Rieht-, Interventions- und Schwellenpreise wer- 
den jeweils um monatliche Zuschläge erhöht, um 
insbesondere den Lagerkosten Rechnung zu tragen. 

Abschöpfung 

Die Abschöpfung für die Grunderzeugnisse sowie 
für bestimmte Mehle und Grieße ist gleich der Diffe- 
renz zwischen cif-Preis und Schwellenpreis. Die Ab- 
schöpfung wird nur geändert, wenn die Änderung 
dieser B-erechnungsfaktoren eine Erhöhung oder 
Verminderung der Abschöpfung um 0,6 RE je t 


oder mehr im Vergleich zur vorangegangenen Fest- 
setzung nach sich zieht. Die Abschöpfung für die 
übrigen Verarbeitungserzeugnisse wird auf Grund 
von Umrechnungssätzen berechnet. 

Dena t uri erungsprämie 

Zum Abbau von Überschüssen an WO'ichweizen 
durch Vorfütterung ist eine Denaturierungsprämie 
vorgesehen, durch die der Weichweizen gegenüber 
dem Futtergetreide wettbewerbsfähig gemacht wer- 
den soll. 

Übergangsvergütung 

Zum Ausgleich des Unterschiedes zwischen dem 
höheren Preisniveau am Ende eines Wirtschafts- 
jahres und dem niedrigeren Preisniveau am Anfang 
des neuen Wirtschaftsjahres ist eine Ubergangs- 
(Preisbruchs-) Vergütung vorgesehen. Durch die 
Übergangs Vergütung wird verhindert, daß Getreide 
nur wegen des Preisbruchs am Ende des Wirt- 
schaftsjahres zur Intervention gebracht wird. 

Erstattungen 

Eine Erstattung bei der Ausfuhr in Drittländer kann 
gewährt werden, um den Unterschied zwischen den 
Weltmarktpreisen und den Preisen der Gemeinschaft 
auszugleichen. Die Erstattung ist für die gesamte Ge- 
meinschaft gleich; sie kann je nach Bestimmungs- 
gebiet unterschiedlich sein. 

Produktionserstattung 

Für Mais und Weichweizen zur Herstellung von 
Stärke oder Quellmehl, für Kartoffelstärke und für 
Mais zur Verwendung in der Brauereiindustrie ist 
eine Produktionserstattung vorgesehen, durch die 
die Rohstoffe der Industrie zu einem niedrigeren 
Preis zur Verfügung gestellt werden, als sich nach 
dem Preismechanismus der Marktordnung ergeben 
würde. 


Reis 

cif-Preise bei Einfuhr aus Drittländern 

Für Rotterdam werden berechnet 

ein cif-Preis für geschälten Reis 

ein cif-Preis für vollständig geschliffenen Reis und 

ein cif-Preis für Bruchreis. 

Die cif-Preise werden für Waren in loser Schüttung 
berechnet. Dabei werden die günstigsten Einkaufs- 
möglichkeiten auf dem Weltmarkt zugrunde gelegt. 
Die Qualitätsunterschiede gegenüber der Standard- 
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qualität werden durch entsprechende Berichtigungs- 
beträge ausgeglichen. 

Schwellenpreise 

Für die Gemeinschaft werden jährlich vom Rat vor 
dem 1. Mai für das folgende Reiswirtschaftsjahr für 
Rotterdam 

ein Schwellenpreis für geschälten Reis 

ein Schwellenpreis für vollständig geschliffenen Reis 

und 

ein Schwellenpreis für Bruchreis festgesetzt. 

Der Schwellenpreis für geschliffenen Reis und für 
Bruchreis wird von dem Schwellenpreis für geschäl- 
ten Reis abgeleitet. 

Abschöpfung 

Bei der Einfuhr von geschältem Reis, vollständig 
geschliffenem Reis oder Bruchreis wird eine Ab- 
schöpfung erhoben, die der Differenz zwischen cif- 
Preis und Schwellenpreis entspricht. Bei der Einfuhr 
von Rohreis und halbgeschliffenem Reis wird die 
Abschöpfung durch entsprechende Umrechnungs- 
sätze berichtigt. 

Erstattungen 

Um die Ausfuhr von Reis und Reiserzeugnissen auf 
dem Weltmarkt zu ermöglichen, kann der Unter- 
schied zwischen den Weltmarktpreisen und den 
Preisen der Gemeinschaft, soweit erforderlich, durch 
eine Erstattung ausgeglichen werden. Die Erstattung 
ist für die gesamte Gemeinschaft gleich. Sie kann je 
nach Bestimmungsgebiet unterschiedlich sein. 


Zucker 

Richtpreise 

Für Weißzucker der Standardqualität (Kategorie 3) 
wird jährlich ein Richtpreis festgelegt. Er ist als 
Abgabepreis für unverpackten Zucker ab Fabrik de- 
finiert und gilt für das Hauptüberschußgebiet der 
EWG. 

Schwellenpreise 

Unter Berücksichtigung des innergemeinschaftlichen 
Versorgungsausgleichs wird vom Richtpreis ein 
Schwellenpreis abgeleitet, der der Absdiöpfungs- 
berechnung bei Einfuhren aus Drittländern zugrunde 
gelegt wird. 

Interventionspreise 

Für das Hauptüberschußgebiet der Gemeinschaft 
wird jährlich ein Interventionspreis für Weißzucker 
der Standardqualität festgelegt. Für andere Gebiete 
werden abgeleitete Interventionspreise unter Be- 
rücksichtigung der regionalen Preisunterschiede für 
Zucker festgesetzt. Die Interventionspreise gelten 
für unverpackten Zucker ab Fabrik. Auf den Inter- 


ventionspreis für 100 kg Weißzucker der Kategorie 3 
(Standardqualität) wird angewendet: 

— ein Zuschlag von 1,10 RE für Zucker der Kate- 
gorie 1 (Raffinade) 

— ein Zuschlag von 0,50 RE für Zucker der Kate- 
gorie 2 (Grundsorte). 

Mindestpreis für Zuckerrüben 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben mit einem Zucker- 
gehalt von 16Vo bei Anlieferung an die Sammel- 
stelle ohne Steuern basiert auf dem Interventions- 
preis für Weißzucker der Standardqualität. 

Lagerkostenausgleich 

Zur Stabilisierung der Zuckerpreise wird ein Lager- 
kostenausgleich durchgeführt, der eine Konzentra- 
tion des Marktangebots auf den Kampagnezeitraum 
verhindert. 

Denaturierungsprämi en 

Für die Verwertung von überschüssigem Zucker im 
Futtersektor sind Denaturierungsprämien vorge- 
sehen, mit denen der Zucker soweit verbilligt wird, 
daß er mit anderen kohlenhydratreichen Futterstof- 
fen konkurrieren kann. 

Erstattungen 

Bei der Ausfuhr von Zucker auf den Weltmarkt 
werden Erstattungen gewährt, mit denen der Zucker 
auf das Weltmarktpreisniveau herabgeschleust wird. 

Bei der Herstellung von Zucker für die Verwendung 
in der chemischen Industrie sind ebenfalls Erstattun- 
gen vorgesehen (Produktionserstattung). 

Grundmenge 

Für diese Menge wird die volle Preis- und Absatz- 
garantie gewährt. Sie beträgt für die EWG 
6 480 000 t Zucker, für die Bundesrepublik Deutsch- 
land 1 750 000 t Zucker. 

Garantiemenge 

Sie ist gleich 105 Va des erwarteten Verbrauchs. 
Wenn die Erzeugung die Garantiemenge übersteigt, 
werden die Erzeuger zur Deckung der Verluste bei 
der Verwertung der Überschüsse mit herangezogen. 

Höchstquote 

Sie beträgt 135 ‘^/o der Grundmenge. Für die zwischen 
der Grundmenge und der Höchstquote liegende Er- 
zeugung wird volle Absatzgarantie, jedoch nur be- 
schränkte Preisgarantie gewährt. Für darüber hin- 
aus erzeugten Zucker besteht weder eine Absatz- 
noch eine Preisgarantie; er darf nicht in der Gemein- 
schaft ab gesetzt werden. 

Produktionsabgabe 

Wenn die Erzeugung die Garantiemenge übersteigt, 
wird von den Zuckerherstellern eine Abgabe auf die 
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über die Grundquote hinaus bis zur Höchstquote 
erzeugte Zuckermenge erhoben. Der Höchstbetrag 
dieser Produktionsabgaibe beträgt nach der Aufwer- 
tung der DM rd. 33,00 DM je 100 kg Zucker. Die Her- 
steller können bis zu 60 ®/o der Abgabe auf die 
Rühenerzeuger abwälzen. Der Höchstbetrag ist so 
bemessen, daß den betreffenden Rübenerzeugern 
ein Rübenpreis von 3,66 DM je 100 kg verbleibt. Die 
restlichen 40 ®/o der Produktionsabgaibe sollen die 
Zuckerfabriken aus ihrer Spanne aufbringen. 


Obst und Gemüse 

Grundpreise 

Vom Rat werden Grundpreise für Blumenkohl, 
Tomaten, Apfel, Birnen, Pfirsiche, Tafeltrauben, 
Apfelsinen, Mandarinen und Zitronen jährlich vor 
Beginn der Vermarktungssaison festgesetzt. Sie ent- 
sprechen dem arithmetischen Mittel der Notierungen 
auf repräsentativen Märkten in den Überschuß- 
gebieten der Gemeinschaft in den drei letzten Wirt- 
schaftsjahren vor der Festsetzung der Grundpreise. 

Ankaufspreise 

Die Ankaufspreise werden vom Rat jährlich vor 
Beginn der Vermarktungssaison festgesetzt: 

— für Blumenkohl und Tomaten: zwischen 40 und 
45 ®/o des Grundpreises 

— für Äpfel und Birnen: zwischen 50 und 55 des 
Grundpreises 

— für Pfirsiche, Tafeltrauben, Apfelsinen, Mandari- 
nen und Zitronen: zwischen 60 und 70 Vo des 
Grundpreises, 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission markt- 
täglich die Notierungen auf den repräsentativen Er- 
zeugermärkten für Erzeugnisse mit gleichen Merk- 
malen wie bei der Festsetzung des Grund- und An- 
kaufspreises mit. 

Rücknahmepreise 

Im Falle der Intervention durch Erzeugerorganisa- 
tionen ist der Rücknahmepreis gleich dem um 10 ®/o 
des Grundpreises erhöhten Ankaufspreis. Im Falle 
des Ankaufs bei der „ernsten Krise" in Verantwor- 
tung des Mitgliedstaates ist dieser Preis gleich dem 
Ankaufspreis. 

Für die Güteklassen Extra, I und II einerseits und 
die Güteklasse III andererseits gilt jeweils ein Rück- 
nahmepreis. Für Erzeugnisse mit abweichenden 
Merkmalen hinsichtlich Sorte, Größe und Ver- 
packung ist die Anwendung von besonderen Ko- 
effizienten vorgeschrieben. 

Erstattungen 

Bei Ausfuhren in Drittländer können Erstattungen 
zum Ausgleich des Preisunterschiedes im internatio- 
nalen Handel und den Preisen in der Gemeinschaft 
gewährt werden. Die Erstattung ist für die gesamte 
Gemeinschaft gleich, sie kann jedoch, je nach Be- 


stimmung oder Bestimmungsgebiet, unterschiedlich 
sein. Die Erstattungen werden im Verwaltungsaus- 
schuß-Verfahren festgesetzt. 

Referenzpreise 

Die Referenzpreise für Apfel, Birnen, Pfirsiche, Kir- 
schen, Pflaumen, Tafeltrauben, Süßorangen, Man- 
darinen, Zitronen und Tomaten werden von der 
Kommission jährlich vor Beginn der Vermarktungs- 
saison auf der Basis bestimmter Standards festge- 
setzt. Sie sind für die gesamte Gemeinschaft gültig. 
Ihre Berechnung erfolgt, unterteilt nach Saisonab- 
schnitten, auf der Grundlage dreijähriger Erzeuger- 
preise auf repräsentativen Märkten der Gemein- 
schaft mit den niedrigsten Notierungen. 

Einfuhrpreise 

Die Einfuhrpreise aus Drittländern werden für jedes 
Erzeugnis, jeden Markttag und jedes Herkunftsland 
auf der Stufe Importeur/Großhändler für vergleich- 
bare Standards festgelegt. Der Einfuhrpreis muß den 
niedrigsten Notierungen für mindestens 30 Vo der 
auf den repräsentativen Märkten vermarkteten Men- 
gen aus einem bestimmten Herkunftsland entspre- 
chen. Diese Notierungen werden um Zölle, etwaige 
Ausgleichsabgaben, andere Einfuhrabgaben und die 
Kosten für den Transport zwischen den Grenzüber- 
gängen der Gemeinschaft und den repräsentativen 
Einfuhrmärkten verringert. 

Ausgleichsabgabe 

Liegt der Einfuhrpreis eines Erzeugnisses aus einem 
Drittland an zwei aufeinanderfolgenden Markttagen 
mindestens um 0,5 RE unter dem Referenzpreis, so 
kann gegenüber dem betreffenden Herkunftsland 
eine Ausgleichs ab gäbe erhoben werden. Diese ent- 
spricht der Differenz zwischen dem Referenzpreis 
und einem mittleren Einfuhrpreis für das betreffende 
Herkunftsland. Die Einführung, Änderung und Auf- 
hebung von Ausgleichsabgaben wird nach dem Ver- 
waltungsausschuß-Verfahren in bestimmten Fällen 
durch die Kommission beschlossen. 


Wein 

Orientierungspreis 

Für jede repräsentative Tafelweinart wird jährlich 
vor dem 1. August für das am 16. Dezember be- 
ginnende Wirtschaftsjahr ein Orientierungspreis auf 
der Grundlage des Mittels der Preise, die in den 
beiden Weinwirtschaftsjahren vor dem Zeitpunkt 
der Festsetzung für die betreffende Weinart fest- 
gestellt worden sind, und unter Zugrundelegung der 
Preisentwicklung während des laufenden Wein- 
wirtschaftsjahres festgesetzt. 

Schwellenpreis für die Auslösung der Intervention 
(Auslösungspreis) 

Dieser Preis wird jährlich vor dem 16. Dezember für 
alle Weinarten festgesetzt, für die ein Orientierungs- 
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preis bestimmt wurde. Berücksichtigt werden die 
Marktlage, die Notwendigkeit der Preisstabilisie- 
rung, die Qualität der Ernte und die Vorbilanz. 

Intervention 

Beihilfen für die private Lagerhaltung von Tafel- 
wein werden gewährt 

— im Falle eines bestimmten Mißverhältnisses von 
Angebot und Nachfrage; 

— wenn der Auslösungspreis in näher bezeich- 
neter Weise unterschritten wird. 

Aufgrund besonderen Ratsbeschlusses kann die In- 
tervention in Form der Destillation zugelassen wer- 
den, wenn eine Festigung der Preise durch die Ge- 
währung von Beihilfen zur privaten Lagerhaltung 
allein nicht erreicht werden kann. 

Referenzpreis 

Jährlich vor dem 16. Dezember wird für die Einfuhr 
von Drittlandswein ein Referenzpreis für Rotwein 
und ein Referenzpreis für Weißwein festgesetzt, wo- 
bei von den Orientierungspreisen der für die Ge- 
meinschaftserzeugung repräsentativen Tafelweine 
ausgegangen wird, denen die Kosten für das Ver- 
bringen von Gemeinschaftsweinen auf die gleiche 
Vermarktungsstufe hinzugerechnet werden. 

Für Weine mit besonderen Merkmalen oder mit 
besonderen Verwendungszwecken werden gleich- 
falls Referenzpreise festgesetzt. 

Ausgleichsabgaben 

Liegt bei der Einfuhr von Drittlandswein der An- 
gebotspreis frei Grenze zuzüglich der Zölle unter 
dem Referenzpreis, so wird bei der Einfuhr dieses 
Weins und gleichgestellter Weine eine Ausgleichs- 
abgabe in Höhe des Unterschieds zwischen dem 
Referenzpreis und dem um den Zoll erhöhten An- 
gebotspreis frei Grenze erhoben. Gegenüber Dritt- 
ländern, die die Einhaltung des Referenzpreises ga- 
rantieren, wird die Ausgleichsabgabe nicht erhoben. 
Ferner können Sonderregelungen für die Einfuhr 
gewisser Qualitätsweine beschlossen werden. 

Erstattungen 

Der Unterschied zwischen den Weltmarktpreisen 
und den Preisen in der Gemeinschaft kann durch 
eine Erstattung ausgeglichen werden, um die Aus- 
fuhr bestimmter Erzeugnisse der Weinmarktorgani- 
sation zu ermöglichen, die von wirtschaftlicher Be- 
deutung ist. 

Önologische Verfahren 

Unter diesem Kapitel regelt die Weinmarktorgani- 
sation insbesondere Alkoholanreicherung, Säuerung, 
Entsäuerung, Süßung, Vermischen, Auspressen, Ver- 
wendung des Tresters und anderer Erzeugnisse, Zu- 
satz von Alkohol, Verschnitt, Bezeichnungen, Be- 
gleitdokumente und Kontrollen. 


Weinbauzonen 

Die Weinmarktorganisation unterscheidet die Zonen 
A, B, CI, C II und C IIL Das deutsche Weinbau- 
gebiet fällt in die Zone A, mit Ausnahme von Baden, 
das in die Zone B fällt. Die Zoneneinteilung hat 
insbesondere Bedeutung für die zulässige Alkohol- 
anreicherung. 

Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete 

Darunter fallen die Weine, die den besonderen 
Qualitätsanforderungen der Verordnung 817/70 
(EWG) entsprechen. 


Rohtabak 

Zielpreise 

Für eine Bezugsqualität unbearbeiteter Tabakblätter 
jeder Tabaksorte der Gemeinschaft wird jährlich vor 
dem 1. August für die Ernte des folgenden Kalender- 
jahres ein Zielpreis auf der Erzeugerstufe festge- 
setzt. Der Zielpreis wird auf der Grundlage des für 
die vorhergehende Ernte geltenden Zielpreises auf 
einer Höhe festgesetzt, die der Notwendigkeit Rech- 
nung trägt, eine der Wirtschaftsstruktur und den 
natürlichen Bedingungen der Gemeinschaftserzeu- 
gung entsprechende Spezialisierung zu fördern, 
gleichzeitig auf der Grundlage rationell geführter 
und wirtschaftlich lebensfähiger Betriebe zu einer 
Qualitätsverbesserung beiträgt sowie den Erzeugern 
ein angemessenes Einkommen sichert. 

Prämien 

Zur Verwirklichung des Zielpreises und zur Sicher- 
stellung des Absatzes des in der Gemeinschaft er- 
zeugten Tabaks wird bestimmten Käufern, die 
Tabakblätter unmittelbar von einem Erzeuger der 
Gemeinschaft kaufen, eine Prämie gewährt, die 
unter Berücksichigung verschiedener Faktoren jähr- 
lich vor dem 1. November für die Ernte des folgen- 
den Kalenderjahres festgesetzt wird. 

Interventionen 

Der Interventionspreis wird auf einer Höhe von 
90 ®/o des entsprechenden Zielpreises festgesetzt. 
Die Interventionsstellen sind verpflichtet, die ihnen 
angebotenen, in der Gemeinschaft geernteten und 
bestimmten Mindestqualitätsmerkmalen genügen- 
den Tabakblätter, für die keine Prämie in Anspruch 
genommen wurde, anzukaufen. Für Tabakballen 
können abgeleitete Interventionspreise festgesetzt 
werden. 

Überschreiten bei einer Sorte oder Sortengruppe die 
von den Interventionsstellen übernommenen Men- 
gen für eine gegebene Ernte einen bestimmten Pro- 
zentsatz der Erzeugung oder eine bestimmte Menge, 
so prüft der Rat die Lage aufgrund eines Berichts 
der Kommission und erläßt die geeigneten Maß- 
nahmen zur Herstellung eines besseren Gleich- 
gewichtes. 
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Erstattungen 

Um die Ausfuhr von Erzeugnissen der Tabakmarkt- 
organisation zu Weltmarktpreisen zu ermöglichen, 
kann der Unterschied zwischen diesen Preisen und 
den Preisen in der Gemeinschaft, soweit erforder- 
lich, durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausge- 
glichen werden. Grundsätzlich wird die Erstattung, 
die je nach Bestimmung oder Bestimmungsgebiet 
unterschiedlich sein kann, im Rahmen der Inzidenz 
des gemeinsamen Zolltarifs festgesetzt, die anhand 
der durchschnittlichen Angebotspreise der Dritt- 
länder berechnet wird. 


Flachs und Hanf 

Erzeugerbeihilfen 

Jährlich vor dem 1. August wird für das im folgen- 
den Jahr beginnende Wirtschaftsjahr eine Beihilfe 
für Flachs und Hanf je Hektar Anbau- und Ernte- 
fläche festgesetzt, um ein Gleichgewicht zwischen 
dem für die Gemeinschaft erforderlichen Produk- 
tionsumfang und den Absatzmöglichkeiten für die 
Erzeugung sicherzustellen. Der Weltmarktpreis für 
Fasern und Saaten von Flachs und Hanf sowie der 
Preis der anderen natürlichen konkurrierenden Er- 
zeugnisse werden dabei berücksichtigt. 

Beihilfen für die private Lagerhaltung 

Im Falle eines zeitweiligen Ungleichgewichts zwi- 
schen Angebot und Nachfrage wird den Besitzern 
von Flachs- und Hanffasern eine Beihilfe zur pri- 
vaten Lagerhaltung gewährt. 


Rindfleisch 

Orientierungspreise 

Orientierungspreise werden vom Rat jedes Jahr vor 
dem 1. August einheitlich für alle Mitgliedstaaten 
für das folgende Wirtschaftsjahr (April/März) für 
Rinder und Kälber festgesetzt. Bei der Festsetzung 
der Orientierungspreise werden die Preise für Rin- 
der und Kälber auf den Referenzmärkten (Referenz- 
preise) sowie die Entwicklungsaussichten für die 
Erzeugung und den Verbrauch von Rindfleisch in 
der Gemeinschaft und auch die Marktlage bei Milch 
und Milcherzeugnissen berücksichtigt. Der Orien- 
tierungspreis ist ausschlaggebend für den Beginn 
der Intervention und für die Abschöpfungsregelung 
bei Einfuhren aus Drittländern. 

Referenzpreise 

Für die Höhe der Abschöpfung ist der festgestellte 
EWG-Referenzpreis entscheidend. Der deutsche 
Referenzpreis wird auf der Basis von 24 repräsen- 
tativen Märkten des Bundesgebietes errechnet. Er 
geht mit einem Anteil von 27,5 Vo (entsprechend 
dem deutschen Anteil am Rindviehbestand in der 
EWG) in die Berechnung des EWG-Referenzpreises 
ein. 


Interventionspreise 

Der Interventionspreis für Rinder wird vom Rat 
jährlich in Abhängigkeit von dem Orientierungs- 
preis einheitlich für alle Mitgliedstaaten festgesetzt. 
Für Kälber ist keine Intervention vorgesehen. Wenn 
der EWG-Referenzpreis den Interventionspreis 
unterschreitet, werden obligatorische Interventionen 
in allen Mitgliedstaaten duchgeführt. Hierbei stellt 
der Interventionspreis den Ankaufshöchstpreis dar. 
Regionale Interventionen sind zulässig, wenn der 
EWG-Referenzpreis unter die Interventionsschwelle 
(1968/69 = 98*^70 des Orientierungspreises) absinkt 
I und der regionale Marktpreis für die betroffene 
I Qualität einer Rindviehgattung (z. B. Kühe der 
Klasse B) unter dem mittels Koeffizienten für diese 
Qualität abgeleiteten Interventionspreis liegt. 

' Einfuhrpreise 

I Einfuhrpreise für Rinder und Kälber werden von 
I der Kommission der EG für Einfuhren aus Dritt- 
ländern wöchentlich an Hand repräsentativer Preise 
auf repräsentativen Drittlandsmärkten ermittelt. 

Abschöpfung 

Abschöpfungen für lebende Rinder und Kälber so- 
wie frisches und gekühltes Fleisch dieser Tiere wer- 
den nur bei Einfuhren aus Drittländern erhoben, 
wenn der Marktpreis in der EWG ein bestimmtes 
Niveau (106 Uo des Orientierungspreises) unter- 
schreitet, während die Einfuhrregelung sonst ledig- 
lich auf Zöllen beruht. Die Abschöpfungssätze stei- 
1 gen um so mehr, je stärker der Marktpreis absinkt 
I und ergänzen den Schutz des Inlandsmarktes durch 
Zölle. Die Abschöpfung für lebende Schlachtrinder 
und Kälber entspricht der Differenz zwischen dem 
Orientierungspreis und dem Einfuhrpreis zuzüglich 
! Zoll. Die Abschöpfung für Fleisch leitet sich hier- 
I von ab, indem die errechnete Abschöpfung für 
Rindvieh mit einem Koeffizienten multipliziert wird, 
j der dem Wertverhältnis zwischen Rind- bzw. Kalb- 
fleisch und Rindern bzw. Kälbern Rechnung trägt. 

Rindergefrierfleisch unterliegt (mit Ausnahme ge- 
wisser Sonderregelungen für Verarbeitungsware) 
einer ständigen Abschöpfung, die dem Unterschied 
zwischen dem Orientierungspreis X Koeffizient für 
Preisverhältnis zwischen Frischfleisch und lebenden 
Rindern in der Gemeinschaft einerseits und dem 
Weltmarktpreis für Gefrierfleisch zuzüglich Zoll und 
Einfuhrkosten entspricht. Diese Abschöpfungssätze 
werden monatlich festgesetzt. 

Zusatzabschöpfung 

Zusatzabschöpfungen können erhoben werden, wenn 
die Angebotspreise frei Grenze um mindestens 
12 DM je 100 kg unter den Einfuhrpreisen für Rin- 
der und Kälber liegen. 

Erstattungen 

Bei der Ausfuhr können zum Ausgleich der Preis- 
unterschiede zwischen der Gemeinschaft und dem 
Weltmarkt Erstattungen gewährt werden, die im 
Verwaltungsausschußverfahren festgesetzt werden 


109 


Drucksache VI/ 1800 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


und einheitlich für die gesamte EWG gelten. Eine 
Differenzierung der Erstattungsbeträge nach Bestim- 
mungsländern ist möglich. 


Schweinefleisch 

Einschleusungspreise 

Der für die Gemeinschaft einheitliche Einschleu- 
sungspreis für geschlachtete Schweine wird unter 
Berücksichtigung der Futterkosten und der allge- 
meinen Erzeugungs- und Vermarktungskosten auf 
dem Weltmarkt festgesetzt und jeweils zum 1. Fe- 
bruar, 1. Mai, 1. August und 1. November jeden 
Jahres der Entwicklung der Futtergetreidepreise auf 
dem Weltmarkt angepaßt. 

Die Einschleusungspreise für lebende Schweine und 
für die übrigen vom Rat in der Verordnung Nr. 
134/67 bestimmten Erzeugnisse werden hiervon 
mit Hilfe von Umrechnungskoeffizienten abgeleitet. 

Abschöpfung 

Die für die Gemeinschaft einheitliche Abschöpfung 
für geschlachtete Schweine setzt sich zusammen aus 

a) einem Teilbetrag, der sich aus dem Unterschied 
zwischen den Futtergetreidepreisen in der Ge- 
meinschaft und auf dem Weltmarkt ergibt und 
jeweils für drei Monate festgesetzt wird und 

b) einem jeweils für 12 Monate geltenden Teil- 
betrag in Höhe von 7 ^/o des Durchschnitts der 
Einschleusungspreise im zurückliegenden Jahr. 

Die Abschöpfungssätze für lebende Schweine, Teil- 
stücke und Schweinefleischerzeugnisse werden von 
der Abschöpfung für geschlachtete Schweine mittels 
Koeffizienten abgeleitet, die unter Berücksichtigung 
des Preisverhältnisses festgesetzt werden, das in 
der Gemeinschaft zwischen geschlachteten Schwei- 
nen und dem betreffenden Erzeugnis besteht. Bei 
Fertigerzeugnissen wird diesem abgeleiteten Ab- 
schöpfungssatz noch ein Teilbetrag zum Schutz der 
Veredlungsindustrie hinzugerechnet. 

Zusatzabschöpfung 

Liegt bei Einfuhren der Angebotspreis (Preis frei 
Grenze) unter dem Einschleusungspreis, so wird 
eine für die Gemeinschaft einheitliche Zusatz- 
abschöpfung festgesetzt. 

Für Erzeugnisse, für die kein Einschleusungspreis 
festgesetzt wird, ist die Festsetzung eines Zusatz- 
betrages nach den in der Verordnung Nr. 137/67 
festgelegten Grundsätzen möglich. 

Erstattungen 

Bei der Ausfuhr können zum Ausgleich der Preis- 
unterschiede zwischen der Gemeinschaft und dem 
Weltmarkt Erstattungen gewährt werden, die im 
Verwaltungsausschußverfahren festgesetzt werden 
und einheitlich für die gesamte Gemeinschaft gelten. 


Marktinterventionen 

Vom Rat wird jährlich für die Zeit vom 1. Novem- 
ber bis 31. Oktober ein Grundpreis für geschlachtete 
Schweine festgesetzt. Interventionsmaßnahmen kön- 
nen erst beschlossen werden, wenn der Durch- 
schnittspreis auf den Märkten der Gemeinschaft 
unter den Grundpreis gefallen ist. Die gemein- 
schaftlich zu treffenden Interventionsmaßnahmen 
sind von Fall zu Fall im Verwaltungsausschußver- 
fahren festzulegen. Für die Ankaufspreise der Inter- 
ventionsstellen gilt eine Preisschere von 85 bis 92 ^/o 
des Grundpreises. 


Eier und Geflügel 

Einschleusungspreise 

Die Einschleusungspreise gegenüber Drittländern 
werden unter Berücksichtigung der Futtergetreide- 
preise auf dem Weltmarkt, eines für die ausführen- 
den Drittländer repräsentativen Veredlungskoeffi- 
zienten sowie einem Pauschbetrag für die sonstigen 
Erzeugungskosten errechnet. Die Einschleusungs- 
preise werden jeweils für 3 Monate im voraus fest- 
gesetzt, und zwar jeweils für einen am 1. August, 
1. November, 1. Februar und 1. Mai beginnenden 
Zeitraum von 3 Monaten, wobei Änderungen zum 
1. November, 1. Februar und 1. Mai nur erfolgen, 
wenn sich die Getreidepreise auf dem Weltmarkt 
um mehr als ± 3 Vo gegenüber der Berechnungs- 
basis für die vorangegangenen drei Monate ver- 
ändert haben. 

Abschöpfung 

Die Abschöpfungsbeträge gegenüber Drittländern 
setzen sich aus zwei Teilbeträgen zusammen: 

a) einem Teilbetrag, welcher der Auswirkung des 
Unterschiedes zwischen den Futtergetreideprei- 
sen in der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt 
auf die Futterkosten entspricht. Dieser Teilbetrag 
wird — wie der Einschleusungspreis — für einen 
Zeitraum von 3 Monaten im voraus festgesetzt; 
Änderungen erfolgen zum 1. November, 1. Fe- 
bruar und 1. Mai jedoch nur, wenn sich die der 
Berechnung für das vergangene Vierteljahr zu- 
grunde liegenden Getreidepreise auf dem Welt- 
markt um mehr als ± 3 Vo geändert haben; 

b) aus einem Teilbetrag in Höhe von 7 Vo des durch- 
schnittlichen Einschleusungspreises der 12 Mo- 
nate vor dem 1. Mai eines jeden Jahres. Dieser 
Teilbetrag wird jährlich zum 1. August für einen 
Zeitraum von 12 Monaten im voraus festgesetzt. 

Zusatzabschöpfung 

Fällt der Angebotspreis frei Grenze bei Einfuhren 
aus Drittländern unter den Einschleusungspreis, so 
wird von der Kommission eine Zusatzabschöpfung 
festgesetzt. 
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Erstattungen 

Erstattungen können bei der Ausfuhr nach Dritt- 
ländern bis zur Höhe des Unterschiedes zwischen 
den Preisen in der Gemeinschaft und auf dem Welt- 
markt gewährt werden. Bei der Festsetzung der Er- 
stattung ist die Versorgungslage der Gemeinschaft 
sowie die wirtschaftliche Bedeutung der Ausfuhr zu 
berücksichtigen. Die Erstattungen können je nach 
Bestimmungsgebiet in unterschiedlicher Höhe fest- 
gesetzt werden. Die Liste der Erzeugnisse, für 
die Erstattungen gewährt werden, sowie die Höhe 
der Erstattungen werden von der Kommission min- 
destens alle drei Monate neu festgesetzt. 


Milch und Milcherzeugnisse 

Richtpreis 

Der Richtpreis für Milch mit 3,7 Vo Fettgehalt frei 
Molkerei wird vom Rat einheitlich für die Gemein- 
schaft jährlich vor dem 1. August für das im folgen- 
den Kalenderjahr beginnende Milchwirtschaftsjahr 
(1. April bis 31. März) festgesetzt. 

Der Richtpreis ist der Milchpreis, der für die von 
den Erzeugern im Milchwirtschaftsjahr insgesamt 
verkaufte Milch angestrebt wird, und zwar entspre- 
chend den Absatzmöglichkeiten, die sich auf dem 
Markt der Gemeinschaft und den Märkten außer- 
halb der Gemeinschaft bieten. 

Für das Milchwirtschaftsjahr 1968/69 wurde der 
Richtpreis auf 10,3 RE d. s. 41,2 Pf je kg Milch frei 
Molkerei festgesetzt, was im Durchschnitt der Ge- 
meinschaft einem Preis ab Hof von 39,0 Pf je kg 
entspricht. Der genannte Richtpreis wurde für das 
Milchwirtschaftsjahr 1969/70, das am 8. Dezember 
1969 angelaufen ist, beibehalten. In Zusammenhang 
mit der DM-Aufwertung ergibt sich ein Richtpreis 
von 37,7 Pf je kg Milch frei Molkerei. 

Interventionspreise 

Für Butter, Magermilchpulver und den in Italien 
hergestellten Käsesorten Parmesan und Grana wer- 
den jährlich Interventionspreise festgesetzt. Diese 
sollen dem Erzeuger einen Mindesterlös für Milch 
sichern. 

Schwellenpreise 

Die Schwellenpreise für 12 Leiterzeugnisse der zu 
Gruppen zusammengefaßten Milcherzeugnisse wer- 
den vom Rat jedes Jahr einheitlich für die Gemein- 
schaft festgesetzt. Die Schwellenpreise sind Netto- 
preise, d. h. ohne die in den Mitgliedstaaten bei der 
Einfuhr von Waren erhobenen Steuern; sie beziehen 
sich auf die Handelsstufe „frei Großhandel". Die 
Schwellenpreise werden so festgesetzt, daß unter 
Berücksichtigung eines Schutzbetrages für die Ver- 
arbeitungsindustrie die Preise der eingeführten 
Milcherzeugnisse eine Höhe erreichen, die dem 
Richtpreis für Milch entspricht. 


Frei-Grenze-Preise 

Die Verwirklichung des gemeinsamen Marktes für 
Milch und Milcherzeugnisse in der Gemeinschaft er- 
fordert neben einer einheitlichen Preisregelung die 
Einführung einer einheitlichen Handelsregelung an 
den Außengrenzen der Gemeinschaft. 

Für jedes Leiterzeugnis, wird ein Preis frei Grenze 
ermittelt, und zwar unter Zugrundelegung der gün- 
stigsten Einkaufsmöglichkeiten der zur betreffenden 
Gruppe gehörenden Erzeugnisse im internationalen 
Handel. 

Bei der Ermittlung der Preise frei Grenze werden 
etwaige Unterschiede zwischen dem Erzeugnis, für 
das ein Preis festgestellt wird und dem Leiterzeug- 
nis insoweit berücksichtigt, als sie die Vermarktung 
des betreffenden Erzeugnisses beeinflussen. 

Abschöpfung 

Bei der Einfuhr von Milcherzeugnissen aus Dritt- 
ländern wird eine Abschöpfung erhoben. Ihre Höhe 
errechnet sich aus dem Schwellenpreis des Leit- 
erzeugnissGS abzüglich Frei-Grenze-Preis für Dritt- 
landsangebote. Sie wird von der Kommission fest- 
gesetzt und ist in allen Mitgliedstaaten gleich. Bei 
den mit Leiterzeugnissen gekoppelten Waren erfolgt 
die Errechnung der Abschöpfung nach besonderen 
Vorschriften. 

Erstattungen 

Um die Ausfuhr von Milcherzeugnissen aus der 
Gemeinschaft nach Drittländern auf der Grundlage 
der Preise zu ermöglichen, die im internationalen 
Handel gelten, kann der Unterschied zwischen die- 
sen Preisen und den Preisen in der Gemeinschaft 
soweit erforderlich durch eine Erstattung bei der 
Ausfuhr ausgeglichen werden. Die Erstattung ist 
für die gesamte Gemeinschaft gleich. Sie kann je 
nach Bestimmung oder Bestimmungsland unter- 
schiedlich sein. 


Die und Fette 

a) Regelung für Olivenöl 

Erzeugerrichtpreis/Marktrichtpreis 

Beide Richtpreise werden jährlich für den Zeitraum 
November/Oktober festgesetzt. Der Unterschied zwi- 
schen diesen beiden Preisen ist gleich der Beihilfe, 
die dem Erzeuger gewährt wird. 

Interventionspreis 

Der Interventionspreis wird jährlich festgesetzt, er 
garantiert dem Erzeuger einen Mindesterlös. 

cif-Preise 

Der cif-Preis ist ein Element für die Berechnung der 
Abschöpfung. Die cif-Preise werden für den Grenz- 
übergangsort Imperia (Italien) aufgrund der günstig- 
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sten Einkaufsmöglichkeiten auf dem Weltmarkt er- 
mittelt. 

Schwellenpreis 

Der Schwellenpreis wird jährlich so festgesetzt, daß 
der Abgabepreis für das aus Drittländern einge- 
führte Olivenöl dem Marktrichtpreis entspricht. 

Abschöpfung 

Bei der Einfuhr von Olivenöl aus Drittländern wird 
eine Abschöpfung in Höhe des Unterschiedes zwi- 
schen Schwellenpreis und cif-Preis erhoben. Die Ab- 
schöpfungssätze werden von der Kommission min- 
destens einmal wöchentlich festgesetzt. 

Ausfuhrerstattung/ AusiuhrabschÖpfung 

Bei der Ausfuhr von Olivenöl nach Drittländern 
kann 

a) eine Erstattung gewährt werden, wenn der Welt- 
marktpreis niedriger liegt als der Preis in der 
Gemeinschaft, 

b) ein Abschöpfungsbetrag erhoben werden, wenn 
der Weltmarktpreis über dem Preis in der Ge- 
meinschaft liegt. 

b) Regelung für Disaaten 

Interventionspreise 

Der Interventionspreis sichert dem Erzeuger einen 
Mindesterlös. Der Interventionsgrundpreis und die 
abgeleiteten Interventionspreise werden jährlich 
festgesetzt. In der Bundesrepublik Deutschland sind 
acht Hauptinterventionsorte und 15 Nebeninterven- 
tionsorte bestimmt. 

Beihilfe 

Den Erzeugern von Ölsaaten in der Gemeinschaft 
wird eine Beihilfe gewährt, die dem Unterschied 
zwischen dem jährlich festgesetzten Richtpreis und 
dem Weltmarktpreis entspricht. Die Höhe der Bei- 
hilfe wird wöchentlich von der Kommission fest- 
gesetzt; dabei werden die ihr von den Mitglied- 
staaten übermittelten Angaben über vorliegende 
repräsentative Angebote und gegebenenfalls son- 
stige preisbeeinflussende Vorgänge auf dem Welt- 
markt berücksichtigt. 

Erstattungen 

Bei Ausfuhren nach Drittländern kann eine Erstat- 
tung (in bar) gewährt werden, wenn die Preise in 
der Gemeinschaft höher sind als die Weltmarkt- 
preise. 


Fischereierzeugnisse 

Erzeugerorganisationen 

Erzeugerorganisationen im Sinne der Fischerei- 
marktorganisation sind alle anerkannten Organisa- 


tionen oder Vereinigungen solcher Organisationen, 
die auf Veranlassung der Erzeuger zu dem Zweck 
gegründet worden sind, Maßnahmen zu treffen, die 
geeignet sind, die rationelle Ausübung der Fischerei 
und die Verbesserung der Verkaufsbedingungen für 
ihre Erzeugnisse zu gewährleisten. Die Mitglied- 
staaten können den Erzeugerorganisationen de- 
gressive Beihilfen gewähren, um ihre Gründung zu 
fördern und ihre Tätigkeit zu erleichtern. 

Orientierungspreis 

Vor Beginn des Fischwirtschaftsjahres wird für die 
wirtschaftlich bedeutungsvollsten Seefischarten ein 
Orientierungspreis auf der Grundlage der durch- 
schnittlichen Notierungen während der vorher- 
gehenden drei Wirtschaftsjahre festgesetzt. 

Rücknahmepreis 

Die Erzeugerorganisationen können für alle in die 
Fischmarktorganisation einbezogenen Erzeugnisse 
einen Rücknahmepreis festsetzen, unter dem sie die 
von ihren Mitgliedern angelieferten Erzeugnisse 
nicht verkaufen. Soweit es sich um Erzeugnisse han- 
delt, für deren Intervention die Erzeugerorganisa- 
tion unter bestimmten Voraussetzungen einen finan- 
ziellen Ausgleich aus dem EAGFL erhalten, gewäh- 
ren die Erzeugerorganisationen den beigetretenen 
Erzeugern für die aus dem Handel genommenen Er- 
zeugnisse eine Entschädigung. Bei den übrigen Er- 
zeugnissen können die Organisationen eine Ent- 
schädigung gewähren. 

Für die Intervention bestimmter Erzeugnisse erhal- 
ten die Erzeugerorganisationen einen finanziellen 
Ausgleich aus dem EAGFL, wenn die Erzeugerorga- 
nisationen den für diese Erzeugnisse von der Kom- 
mission festgesetzten Rücknahmepreis einhalten, die 
den beigetretenen Erzeugern gewährten Entschädi- 
gungen eine bestimmte Höhe nicht überschreiten 
und die aus dem Markt genommenen Erzeugnisse 
den durch Ratsverordnung festgesetzten Vermark- 
tungsnormen entsprechen. Der finanzielle Ausgleich 
entspricht je nach Höhe des angewandten Rück- 
nahmepreises einem bestimmten Prozentsatz des 
Orientierungspreises (60 bzw. 55 ^/o multipliziert mit 
einem Qualitätsanpassungskoeffizienten), wobei 
der Erlös der aus dem Handel gezogenen Erzeug- 
nisse abgezogen wird. Diese zurückgenommenen 
Erzeugnisse dürfen entweder für andere Zwecke als 
zur menschlichen Ernährung verwertet werden (z. B. 
Verarbeitung zu Fischmehl) oder für den mensch- 
lichen Konsum unter solchen Bedingungen abgesetzt 
werden, daß der normale Absatz der betreffenden 
Erzeugnisse nicht behindert wird. 

Interventionspreis 

Für frische und gekühlte Sardinen und Sardellen 
werden vor Beginn des Fischwirtschaftsjahres Inter- 
ventionspreise auf einer Höhe zwischen 35 und 
45 ^/a des Orientierungspreises festgesetzt. Liegen 
die repräsentativen Marktpreise für diese Erzeug- 
nisse an drei aufeinanderfolgenden Tagen unter 
dem Interventionspreis, so stellen die Mitglied- 
staaten — nach Feststellung der ernsten Marktkrise 
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durch die Kommission — den Ankauf der angebote- 
nen Erzeugnisse sicher, die den Vermarktungs- 
normen entsprechen und für die kein Rücknahme- 
preissystem angewendet worden ist. 

Es wird angestrebt, diese Ausnahmeregelung 
(öffentliche Intervention bei Sardinen und Sardellen) 
später — sobald bei diesen Erzeugnissen die erfor- 
derlichen Erzeugerorganisationen geschaffen worden 
sind — durch das bei den übrigen Fischereierzeug- 
nissen angewandte Interventionssystem der Erzeu- 
gerorganisationen auf der Basis von Rücknahme- 
preisen zu ersetzen. 

Beihilfen für die private Lagerhaltung 

Betragen die repräsentativen Notierungen für ge- 
frorene Sardinen, Seebrassen, Kalmare, Tintenfische 
und Kraken mit Ursprung in der Gemeinschaft wäh- 
rend eines Zeitraums, in dem sich eine Tendenz zur 
Marktstörung abzeichnet, weniger als 85 des 
Orientierungspreises, so können den Erzeugern Bei- 
hilfen für die private Lagerhaltung gewährt werden, 
sofern die Erzeugnisse bei ihrer Wiedereinführung 
in den Handelsverkehr den Erfordernissen der Ver- 
marktungsnormen entsprechen. 

Ausgleichsentschädigung 

Für Thunfische, die für die Konservenindustrie be- 
stimmt sind, wird den Thunfischerzeugem der Ge- 
meinschaft erforderlichenfalls eine Ausgleichsent- 
schädigung gewährt. 


Referenzpreis 

Um Störungen aufgrund von Angeboten zu vermei- 
den, die von Drittländern zu außergewöhnlichen 
Preisen oder unter Bedingungen gemacht werden, 
die die Stabilisierungsmaßnahmen der Marktorga- 
nisation gefährden, werden alljährlich für eine Reihe 
von Erzeugnissen, die im einzelnen genannt sind, 
Referenzpreise festgesetzt. 

Liegt der Einfuhrpreis eines bestimmten aus Dritt- 
ländern eingeführten Erzeugnisses unter dem Refe- 
renzpreis, so kann mit Ausnahme von Heringen und 
Thunfischen die Einfuhr ausgesetzt oder auf be- 
stimmte Qualitäten, Aufmachungen oder Verwen- 
dungsarten beschränkt werden. Bei Thunfischen und 
Heringen wird bei Unterschreitung des Referenz- 
preises eine Ausgleichsabgabe erhoben. 

Die Aussetzung oder Beschränkung der Einfuhr wird 
nicht gegenüber denjenigen Drittländern angewandt, 
die sich verpflichten, die Einhaltung des Referenz- 
preises zu garantieren. 

Erstattungen 

Um die in wirtschaftlicher Hinsicht wichtige Ausfuhr 
der Fischereierzeugnisse der Gemeinschaft auf der 
Grundlage der Weltmarktpreise zu ermöglichen, 
kann der Unterschied zwischen diesen Preisen und 
den Preisen in der Gemeinschaft, soweit erforderlich, 
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen 
werden. 
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Übersicht über die wichtigsten Instrumente der EWG-Marktorganisationen 


Gliederung 


Getreide 

Reis 

Obst und 

Gemüse i) 2) 

Wein 1) 

Rohtabak 

Flachs und 
Hanf 

EWG-Grundverordnung 

Nr.: 

1 120/67 

1 359/67 

23 (1962) 

816 u. 817/70 

1 727/70 

1308/70 

angewandt 

seit: 



1 





1. 7. 67 

1. 9, 67 

1 21.4.62 

1 

j 1.6.70 

1. 6. 70 

1. 8. 70 


1. Instrumente auf dem Inlandsmarkt 


1. Kennzeichnung des Preisniveaus 


Richtpreis h Richtpreis 
(Groß- 
handels- 
stufe) 


Orientie- Zielpreis 
rungspreis 


2. Garantierte Preise 


3. Interventionen 


4. Qualitätsbestimmungen 


5. Sonstige Regelungen 


Interven- 
tionspreis '*) 

Interven- 

tionspreis 

Rücknahme-, 
bzw. An- 
kaufspreis 


Interven- 

tionspreis 


Interven- 

Interven- 

Intervention 

Beihilfen 

Interven- 

Beihilfen 

tionspflicht '^) 

tionspflicht 

durch Er- 
zeugerorga- 
nisationen ^) 

für die pri- 
vate Lager- 
haltung; 
Destilla- 
tion ^®) 

tions- 
pflicht 11) 

für die pri- 
vate Lager- 
haltung 

EWG- 

EWG- 

Qualitäts- 

önologische 

Bezugs- 


Standard- 

qualität 

Standard- 

qualität 

normen 

Verfahren; 
besondere 
Qualitäts- 
anforde- 
rungen für 
Qualitäts- 
weine 
bestimmter 
Anbau- 
gebiete 

qualität 


Monatliche 
Preis- 
zuschläge 
(Reports) ; 
Produktions- 
erstattun- 
gen 5) 

Monatliche 
Preis- 
zuschläge 
(Reports) ; 
Produktions- 
erstattun- 
gen 6) 



Käufer- 

prämien 

Beihilfen 
für Erzeuge 


g vom Aufbau der übrigen Marktordnungen abweichendes Schema — 2 ) wichtige zusätzliche Vorschriften in den Verordnungen 
Nr. 158/66, 159/66 und 2515/69 3) Der Handelsverkehr mit Frischmilch und Frischmilcherzeugnisse mit über 6 ®/o Fett wird ab 

1. 1. 1970 in die gemeinsame Marktregelung einbezogen. — h nur für Hartweizen, Weichweizen, Roggen, Gerste und Mais — 
Denaturierungsprämie für Brotgetreide und Ubergangsvergütungen möglich — ®) Übergangsvergütung möglich — in einigen 
Mitgliedstaaten noch staatliche Interventionen — ®) bei zuckerhaltigen Erzeugnissen — ®) bei bestimmten Erzeugnissen und zucker- 
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Geflügel 

Milch und 
Milch- 

öle und Fette 

Fischerei- 

erzeugnisse 

Zucker 

Schweine 

Rinder 

Eier 

erzeug- 
nisse 3) 

Olivenöl 

Ölsaaten 

1009/67 

121/67 

1 805/68 

122/67 

123/67 

1 804/68 1 

136/66 

2142/70 

1. 7. 68 

1. 7. 67 

29. 7. 68 

1. 7.67 

1. 7. 67 

29. 7. 68 

10. 11. 66 

1. 7. 67 

1.2.71 

Richtpreis 

(Fabrika- 

tionsstufe) 

— 

Orientie- 

rungspreis 


— 

Richtpreis 
für frei 
Molkerei 
gelieferte 
Milch 

Markt- 

richtpreis 

Richtpreis 

Orientie- 

rungspreis 

Interven- 
tionspreis 
ab Fabrik; 
Mindest- 
preis für 
Zuckerrüben 


Interven- 

tionspreis 



Interven- 
tionspflicht 
für Butter 
und Mager- 
milchpulver 

Interven- 

tionspreis 

Interven- 

tionspreis 

Rücknahme- 
preis; Inter- 
ventions- 
preis 

Interven- 
tionspflicht 
für Weiß- 
und Roh- 
zucker 

Intervention 

möglich 

Interven- 
tionspflicht 
für Rinder 
und Rind- 
fleisch bei 
Unterschrei- 
tung eines 



Interven- 
tionspreis 
für Butter 
und Mager- 
milch, 
für Käse 
möglich 

Interven- 

tionspflicht 

Interven- 

tionspflicht 

Anwendung 
eines Rück- 
nahmepreis- 
systems 
durch Erzeu- 
gerorgani- 
sationen; 


bestimmten 
Preis- 
niveaus, 
sonst Inter- 
vention 
möglidi 


EWG- 

Standard- 

qualität 


EWG- 

Standard- 

qualität 


Qualitäts- 

normen 


EWG- 
Standard- 
qualität für 
Interven- 
tions- 
produkte 


EWG- 

Standard- 

qnalität 


EWG- 

Standard- 

qualität 


staatliche 
Interven- 
tion ; 
Beihilfen 
für die pri- 
vate Lager- 
haltung 

Vermark- 

tungs- 

normen 


Produktions- 
quoten für 
Zucker; 
Produktions- 
erstattung 
für Chemie- 
Zucker; 
Lagerkosten- 
ausgieich 


Beihilfen 
für Mager- 
milch und 
Magermilch- 
pulver 


Beihilfen 
für Erzeu- 
ger, Erzeu- 
gerrichtpreis 


Beihilfen 
für Erzeuger 


Ausgleichs- 
entsdiädi- 
gung für 
Thunfische 
für die 
Konserven- 
industrie 


haltigen Zubereitungen — nur auf Grund besonderen Ratsbeschlusses — ■ Intervention ausgeschlossen, wenn Käuferprämie in 
Anspruch genommen wurde. — Denaturierungsprämie für Futterzucker möglich — für Futterzwecke sowie für Kasein — 
14) nur bei frischen oder gekühlten Sardinen und Sardellen — nur für gefrorene Sardellen, Seebrassen, Kalmare, Tintenfische 
und Kraken — Für lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels sind in den Verordnungen Nr. 315/68 und 316/68 Qualitäts- 
normen vorgeschrieben. 
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Gliederung 

Getreide 

Reis 

Obst und 

Gemüse 

Wein 1) 

Rohtabak 

Fladis und 
Hanf 


Nr.: 

1 120/67 

1 359/67 1 

23 (1962) 1 

816 u. 817/70 1 

727/70 

1308/70 

EWG-Grundverordnung 

angewandt 

seit: 

1. 7. 67 

1. 9. 67 

21. 4. 62 

1. 6. 70 

1. 6. 70 

1. 8. 70 


II. Instrumente beim grenzüberschreitenden Warenverkehr 


1. Preise vor Einfuhrbelastung gegen- 
über Drittländern 

2. Preise nach Einfuhrbelastung gegen- 
über Drittländern 


3. Einfuhrbelastung gegenüber Dritt- 
ländern 


cif-Preis 


Schwellen- 

preis 


Ab- 

schöpfung 


A. Einfuhr 

cif-Preis 


Schwellen- 

preis 


Ab- 

schöpfung 


Referenz- 
preis für 9 
Erzeugnisse 


Wertzoll, 
Mischzoll; 
ggf. Aus- 
gleichsab- 
gabe und 
Abschöp- 
fung ®) 


Frei-Grenze- 

Preis 

Referenz- 

preis 


spezifischer 
Zoll; ggf. 
Ausgleichs- 
abgabe 


Mischzoll 


4. Kontingente 

gegenüber Mitgliedstaaten 

gegenüber Drittländern . . . 


5. Lizenzen 

gegenüber Mitgliedstaaten 
gegenüber Drittländern . . . 


Gegenüber Drittländern 
1. Ausfuhrlizenz 


Kontingente 
und Zoll- 
kontingente 
für einige 
Erzeugnisse 
gegenüber 
bestimmten 
Ländern 


Lizenz mit 
Kaution 


Ausfuhr- 
lizenz mit 
Kaution 


Lizenz mit 
Kaution 


B. Ausfuhr 

Ausfuhr- 
lizenz mit 
Kaution 


Einfuhr- 
genehmi- 
gung für 
nicht ge- 
normte 
Ware und 
bestimmte 
Zuberei- 
tungen 


Lizenz mit 
Kaution 


2. Ausfuhrbeihilfe 


Erstattung 


Erstattung Erstattung Erstattung 


Erstattung 


Fußnoten vgl. Seite 114 f. 


116 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1800 







Milch und 
Milch- 
erzeug- 
nisse 3) 

öle und Fette 

Fischerei- 

erzeugnisse 

Zucker 

Schweine 

Rinder 

Eier 

Geflügel 

Olivenöl 

Ölsaaten 

1009/67 

1 

to 

805/68 

1 122/67 

1 123/67 

1 804/68 

1 136/66 

1 2142/70 

1. 7. 68 

1. 7. 67 

29. 7. 68 

1. 7. 67 

1. 7. 67 

29. 7. 68 

10. 11. 66 

1. 7. 67 

1 . 2.71 


cif-Preis 

Einschleu- 

sungspreis 

Einfuhr- 

preis 

Einschleu- 

sungspreis 

Einschleu- 

sungspreis 

Frei-Grenze- 

Preis 

cif-Preis 


Einfuhr- 

preis 

Schwellen- 

preis 


Orientie- 
rungspreis; 
Referenz- 
preis im 
Inland 



Schwellen- 

preis 

Schwellen- 

preis 


Referenz- 

preis 

Ab- 

Abschöp- 

Wertzoll; 

Abschöp- 

Abschöp- 

Ab- 

Abschöp- 

Wertzoll 

Wertzoll; 

schöpfung 

fung? ggf. 
Zusatz- 
abschöpfung 

ggf. Ab- 
Schöpfung 

fung; ggf. 
Zusatz- 
abschöpfung 

fung; ggf. 
Zusatz- 
abschöpfung 

schöpfung 

fung; ggf. 
Ausgleichs- 
abgabe 

für Saaten- 
öle; ggf. 
Ausgleichs- 
abgabe 

ggf. Ein- 
fuhrbe- 
schränkung 
oder bei 
Heringen 
und Thun- 
fischen 
Ausgleichs- 
abgabe 

— 

— 

~ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

GATT-Zoll- 
kontingent 
für Gefrier- 
fleisch 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


" 









mz mit 
lution 

Lizenz mit 
Kaution 
möglich 

Lizenz mit 
Kaution für 
Gefrier- 
fleisch 

— 

— 

Lizenz mit 
Kaution 

Lizenz mit 
Kaution 

— 

— 





— Ausfuhr- 

lizenz mit 
Kaution bei 
Vorfixie- 
rung der 
Erstattung 

Ausfuhr- — — 

lizenz 

Erstattung; 

Erstattung 

Erstattung Erstattung 

Erstattung Erstattung 

Erstattung; Erstattung Erstatt 

ggf. Ab- 

für be- 

für be- 


ggf. Ab- 

schöpfung 

stimmte 

Erzeugnisse 

stimmte 

Erzeugnisse 


schöpfung 
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